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D ie Zeit drängt! Die Verbesserung der Qualität der universitären Bildung 
ist eine Pflicht, die sich unmittelbar aus dem gesellschaftlichen Bil-
dungsauftrag der Hochschulen ableitet. Sie ist eine Grundanforderung, 

die sich sowohl aus ethisch-moralischen Ansprüchen als auch aus einer öko-
nomischen Langfristbetrachtung ergibt. Stillstand ist vor allem im Bereich der 
Bildung Rückschritt. Die Frage nach der Qualität der Lehre und der Qualität 

der Studienbedingungen ist aber untrennbar mit der Frage der Fi-
nanzierung verbunden. Keine politische Partei kann glaubhaft die 
notwendige dauerhafte Steigerung der Bildungsetats verspre-
chen. Daher führen nur neue Wege der Studienfinanzierung in die 
Zukunft. 

Der gesellschaftliche Bildungsauftrag umfasst im Zeitalter globa-
ler Märkte immanent die Verpflichtung, im internationalen Wett-
bewerb zu bestehen. Nur eine Qualifizierung, die sich mit den be-
sten Systemen der Weit messen kann, kann die Grundlage schaf-
fen, dass unser Land auch in Zukunft prosperiert. Wir müssen Bil-

dung endlich als hochprofessionelle Dienstleistung begreifen und gleichzei-
tig als einen gesellschaftlichen Grundwert. Das bedeutet sich dem Wettbe-
werb zu stellen und die Prinzipien Humboldts anzuwenden. Dies stellt keinen 
Widerspruch dar. Im Gegenteil: der Geist Humboldts ist das Medium, das die 
Erneuerung der deutschen Universitäten über den Tag hinausträgt. Humboldt 
setzte auf Wettbewerb und Differenzierung. Er wollte beides erreichen durch 
die Verschränkung von Forschung und Lehre, und durch die Freiheit beider. 

Forschung und Lehre finden nicht im luftleeren Raum statt, sondern unterlie-
gen wirtschaftlichen Zwängen. Der Staat muss die Anforderung der Gesell-
schaft in strategische Vorgaben und sichere Rahmenbedingungen überset-
zen, die Hochschulen müssen ihrerseits unter diesen Vorzeichen um die 
Gunst der Studierenden wetteifern. Die Notwendigkeit eines effizienten und 
effektiven Einsatzes der Steuergelder verlangt auch in unserem Land diesen 
Wettbewerb der Hochschulen. 

Trotz ihrer gesellschaftlichen Bedeutung finden hochschulpolitische Themen 
selten ihren Weg an das Licht der Öffentlichkeit. Um so erfreulicher ist es, dass 
das Thema" Studienqualität und Studienfinanzierung" ein so kräftiges Echo-



nicht nur in der Presse- erfahren hat. Zahlreiche Kollegen, aber auch Vertre-
ter aus der Politik haben nach der Veranstaltung die Dringlichkeit des Themas 
unterstrichen und uns in unserer Arbeit bestärkt. 

Die Diskussion wird erschwert durch einen Dualismus, der die Bildung prägt: 
Sie ist ebenso ein wichtiges Ideal wie unser essentieller Standortfaktor. Bil-
dung wird getragen vom Streben nach Erkenntnis, und das daraus gewon-
nene Wissen bildet seinerseits die Grundlage für Wirtschaft und Gesellschaft. 
Argumente aus beiden Bereichen erscheinen oft unvereinbar und führen häu-
fig dazu, daß äußerst engagiert aneinander vorbei geredet wird. Um so wich-
tiger sind Gelegenheiten, sich offen und über alle ideologische Grenzen hin-
weg über Lösungen und Alternativen auseinanderzusetzen. 

Dieser Band belegt die lebhaften und konstruktiven Gespräche, die während 
des Kongresses der Bayerischen Rektorenkonferenz am 27. und 28. März 
2003 in der Residenz München stattfanden. Er will durch die Wiedergabe der 
Beiträge und Diskussionen das Ringen um die besten Argumente befördern. 
Denn politische Entscheidungen nach der übereinstimmenden Überzeugung 
der Experten kurz bevor. Es müssen in dieser kardinalen Frage nur die richti-
gen Entscheidungen getroffen werden. Mit kurzmaschigen Reparaturversu-
chen ist nicht gedient. 

Die Zeit drängt! Wenn nicht mit Blick auf die internationale Entwicklung rasch 
gehandelt wird, kollabiert unser einst so erfolgreiches Hochschulwesen. Dann 
steht nach den Themen Gesundheit und Renten der dritte Sanierungsfall 
Deutschlands ins Haus. Es wird kurzfristig auf den Wirtschaftsstandort 
Deutschland durchschlagen und dann noch viel schwerer zu lösen sein als ir-
gendein anderes gesellschaftliches Problem der vergangenen Jahrzehnte. 
Nur wo die Wissenschaft stark ist, dort ist Wirtschaft stark. Deshalb kommt 
unser Kongress fünf Minuten vor zwölf. 

Wolfgang A. Herrmann 
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Studienqualität gestalten - neue Wege 
der Studienfinanzierung 

Wolfgang A. Herrmann 

Unser Kongressthema ist kontrovers 
aber unvermeidlich. Es ist das der-
zeit wichtigste und schwierigste bil-

dungs- und hochschulpolitische Thema 
der Republik. Seine Lösung wird darüber 
entscheiden, ob sich die Hochschulen im 
Wettbewerb differenzieren, ob die Inter-
nationalisierung auf hohem Niveau ge-
lingt, und ob langfristig unser gesamt-
wirtschaftliches Gefüge erfolgreich ist, 
worin im Übrigen auch die Beiträge der 
Geisteswissenschaften unverzichtbar 
sind. Die Qualität und die Finanzierung 
des Hochschulstudiums können nicht 
voneinander isoliert betrachtet werden. 
Wer sich um die Finanzierung nicht küm-
mert, hat auch die Qualität nicht im Griff. 
Ralf Dahrendorf bringt den Zusammen-
hang auf den Punkt, wenn er fordert, dass 
die Hochschulen die Freiheit haben müs-
sten, sich ihre Studierenden auszusu-
chen und Gebühren zu erheben, die er-
forderlich sind, um kostendeckend zu 
wirtschaften. "Die Rolle des Staates", so 
sagt er, "muss sich darauf beschränken, 
Ungerechtigkeiten auszugleichen. Er 
kann nicht den ganzen Laden 
schmeißen." (Süddeutsche Zeitung, 
21.12.2002) 

Wie andere vor ihm, so fordert der 
langjährige Rektor der London School of 
Economics zwei entscheidende Wettbe-
werbselemente ein: Die Universität muss 
ihre Studierenden nach Befähigung und 
Neigung auswählen, und sie muss ihre 
wirtschaftlichen Geschicke kaufmän-
nisch führen. Mögen derlei Vorstellungen 
den Anhängern der behördlichen Univer-
sität noch so suspekt vorkommen: Im in-
ternationalen Wettstreit um akademi-
schen Erfolg wird es nach meiner festen 
Überzeugung keine Alternative geben. 

Immer deutlicher werden die Mängel des 
klassisch-etatistischen Hochschulwe-
sens. Immer öfter suchen Universitäten 
und Fachhochschulen eigene Wege, um 
den wachsenden Herausforderungen zu 
begegnen. Der Einheitszustand der Hoch-
schulen ist in der Auflösung begriffen. 

ln den letzten Monaten haben die The-
men Studienqualität und Studienfinan-
zierung in Bayern neue Impulse erhalten: 
Ausgangspunkt war die Arbeit der Pro-
jektgruppe "ExcellenTUM" an der Tech-
nischen Universität München, Untersucht 
wurde das Tandem Studienqualität- Stu-
dienfinanzierung. Als Leiter der Arbeits-
gruppe wird Kanzler Dr. Kronthaler heute 
dieses Konzept vorstellen. Einen wichti-
gen Partner fand die Projektgruppe in 
Professor Müller-Böling; das Centrum für 
Hochschulentwicklung hat das Projekt 
begleitet. 

Parallel zu den Arbeiten von "Excellen-
TUM" haben bayerische Universitäten 
mit eigenen Projekten exemplarisch zur 
Konkretisierung beigetragen. Unser Kol-
lege Rektor Grüske wird berichten, was 
man an den Universitäten Erlangen und 
Bayreuth über die möglichen Effekte von 
allgemeinen Studiengebühren herausge-
funden hat und welche Schlussfolgerun-
gen daraus zu ziehen sind. 

Die bildungspolitische Diskussion der 
bayerischen Universitäten ist in Öffent-
lichkeit und Wirtschaft nahezu durchgän-
gig auf positive Resonanz gestoßen. Mit 
Titeln wie 
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• "Auszug aus dem Jammertal" (ZEIT) 
• " Wir geben nichts" (DIE WELT) 
• "Studenten eröffnen Qualitätsdiskurs" 

(Münchner Merkur) 
• " Unser Studiensystem ist sozial 

ungerecht" (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung) 

• " Gleichheit, die keine ist" 
(Süddeutsche Zeitung) 

wurde gesagt, was 60-70 Prozent der 
Deutschen denken: Die Lebensinvesti-
tion Hochschulstudium kann es nicht 
mehr unentgeltlich geben. 

Unterstützung fanden wir auch bei den 
Studierenden. So breit gefächert das 
Meinungsspektrum im Einzelnen sich 
auch darstellt, so aufgeschlossen, sa-
chorientiert und zielführend wurde disku-
tiert. Abermals haben wir erfahren, dass 
die Studierenden von heute offen und be-
reit sind für eine freie Diskussion über 
kontroverse Themen. Ideologische Ver-
klemmungen fanden wir eher außerhalb 
der Hochschule, vor allem im neuen 
Hochschulrahmengesetz des Bundes, 
dort aber in verschärfter Form. 

Geübt im Diskurs der widerstreitenden 
Meinungen, haben wir heute auch das 
Aktionsbündnis gegen Studiengebühren 
eingeladen, um seine Argumentationslo-
gik zu hören. Die " Mahnwache" am 
Odeonsplatz ist ebenfalls ein Beitrag zur 
Meinungsbildung und deshalb willkom-
men. Der Kongress selbst mahnt den Mut 
zur Zukunftsgestaltung leistungsfähiger 
und international wettbewerbsfähiger 
Universitäten an. Der Zukunftserfolg aber 
setzt Qualität, und diese eine zuverlässi-
ge Finanzierung voraus. Jeder Geeigne-
te muss an der besten Universität studie-
ren können , und sei sein wirtschaftlicher 
Hintergrund noch so schwach. Dieses 
Bekenntnis verbindet alle verantwortli-
chen Bildungs- und Hochschulplaner. 

Denn es ist das vordringlichste Ziel einer 
gebildeten Gesellschaft, das Bildungska-
pital der jungen Generation zu fördern 
und zu vermehren. Möglichst viele Men-
schen sollen ungehindert Zugang zu ei-
ner Schul- und Hochschulausbildung fin-
den, die ihren Neigungen und Begabun-
gen entspricht. Die Hochschulen müssen 
die Vorhut der Wissenschaft sein und 
wissen, dass Bildung und Beruf zusam-
mengehören. Sie sollen den Fortschritt 
antreiben, in gesellschaftspolitischer Ver-
antwortung aber auch auf seine Grenzen 
hinweisen. Wir brauchen mehr und nicht 
weniger Studierende, und der langfristige 
demographische Abstieg muss durch zu-
nehmende Internationalisierung gegen-
kompensiert werden. Sonst steigen wir 
auch wirtschaftlich ab. 

Die aktuelle bildungspolitische Diskussi-
on in Bayern ist eine logische Folge aus 
der Reform des Bayerischen Hochschul-
gesetzes, das im Jahre 1996 durch Minis-
terpräsident Dr. Stoiber initiiert und zwei 
Jahre später im Landtag verabschiedet 
wurde. Die Neuerungen zielen darauf ab, 

• den Wettbewerb zwischen den Uni-
versitäten national und international 
zu stimulieren und zu stärken, 

• die Internationalität der Universitäten 
zu fördern, und 

• den Universitäten im Vertrauen auf 
ihre Selbstverantwortung größere 
Handlungsfähigkeit zu verschaffen . 

ln den bayerischen Hochschulen - Uni-
versitäten und Fachhochschulen- weht 
der lebendige Geist der Reformen. Mit 
Hilfe der sog. Experimentierklausel (Art. 
135 BayHSchG) können wir an der Tech-
nischen Universität München eine neuar-
tige Verfassung erproben. Es mag man-
chem paradox erscheinen, dass die Stär-
kung der Hochschulleitung starke Deka-
ne und einen starken Aufsichtsrat - ge-
nannt Verwaltungsrat - hervorbringt. Das 
funktioniert, wenn gesteuert statt ständig 
kontrolliert wird und wenn man den Mut 



zur wettbewerbliehen Subsidiarität hat. 
Wir haben eine Organisationsstruktur rea-
lisiert, in der der Hochschulrat zusammen 
mit dem Senat das Aufsichtsorgan der für 
das operative Geschäft und für die Stra-
tegiebildung zuständigen Hochschullei-
tung darstellt. Wir wählen seit einigen 
Jahren in mehreren Fächern unsere Stu-
dierenden nach Begabung, Neigung und 
Eignung selbst aus- eine wertvolle, wett-
bewerbsförderliche und für die künftigen 
Studierenden hilfreiche Errungenschaft 
der bayerischen Hochschulgesetzge-
bung. Und wir haben mit unserer Fund-
raising-Kampagne Erfahrungen mit neu-
en Finanzierungsquellen gesammelt: Be-
reits 85 Mio. Euro sind nach gut drei Jah-
ren unter Vertrag; damit gestalten wir 
Neues, wo es jetzt erforderlich ist, denn 
morgen kann es dafür im Wettbewerb zu 
spät sein. 

Dennoch: Fächendeckend haben sich 
diese best-practice-Erfahrungen noch 
nicht durchgesetzt, vielleicht weil sie zu 
jung sind und manchem noch zu instabil 
erscheinen. Ein nächster Reformschritt 
des Bayerischen Hochschulgesetzes 
steht an: Die Universitäten haben gesagt, 
wie sie die Habilitation neben anderen 
Qualifizierungswegen zur Professur se-
hen und wie die Zukunft der Berufungs-
verfahren aussehen muss. Der Auftrag 
und die Voraussetzungen zum Fundrai-
sing wird gesetzlich verankert, nicht zu-
letzt wegen der Erfolge an der Techni-
schen Universität München. 

Klar geworden ist in den Diskussionen 
der vergangenen Monate auch, dass die 
Bildungslandschaft deutschlandweit die 
offene Diskussion über Zukunftsthemen 
braucht: 

• Zunehmend erwächst den staatlichen 
Universitäten privatwirtschaftliche 
Konkurrenz im eigenen Land. 

• Der europaweite sog. "Bologna-
Prozess" stellt die Weiterentwicklung 
und Beweglichkeit der staatlichen 
Universitäten vor große Herausforde-
rungen. 

• Weltweit müssen wir mit herausragen-
den Universitäten vor allem in den an-
gelsächsischen, aber zunehmend 
auch in den asiatischen Ländern um 
die besten Studierenden und Forscher 
konkurrieren. Entbrannt ist binnen we-
niger Jahre der Wettbewerb um die in-
ternationalen Bildungsmärkte. 

Selbstverständlich läuft der wachsende 
Wettbewerb, dem sich die Universitäten 
nicht entziehen können, über die Qualität. 
Zur Qualität gehört heute nicht nur das 
Ausbildungsangebot, es gehören auch 
flankierende Dienstleistungen dazu. In-
ternational betrachtet, ist die Frage nach 
den Kosten stets nachrangig, sofern die 
Qualität stimmt. Im Gegenteil, Unentgelt-
lichkeit ist verdächtig, bei Asiaten eben-
so wie in Amerika. Gerade bei der Inter-
nationalisierung hat sich im Wettbewerb 
gezeigt: Deutschland leistet sich die un-
entgeltliche Zweitklassigkeit: es gibt kei-
ne Studienentgelte, aber auch keine Stu-
dienorganisation nach internationaler 
best practice. 

Es ist gesicherte Erkenntnis, dass die 
quantitative und qualitative Entwicklung 
der Hochschulbildung nicht ausschließ-
lich durch die Allgemeinheit finanzierbar 
ist. Wir haben erlebt, wie quälend die 
ständige Vergrößerung der deutschen 
Universitäten in der Zwangsjacke der Un-
terfinanzierung ist. Quälend auch für un-
sere Studierenden, die aufgrundihrer ex-
zellenten Motivation und Begabung für-
wahr bessere Studienbedingungen ver-
dient hätten. Trotz der besonderen An-
strengungen, die vor allem der Freistaat 
Bayern für seine alten und neuen wissen-
schaftlichen Schulen unternommen hat 
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(z.B. Offensive Zukunft Bayern), stößt das 
System zunehmend an seine Grenzen. 

Wir sind in der Verantwortung, auf die Er-
kenntnis zu reagieren , dass der Staat 
endgültig überfordert ist, wollte er allum-
fassend für die Zukunft sorgen. Das be-
trifft auch seine Bildungseinrichtungen. 
Sie sind zwar unentgeltlich , vielfach aber 
mittelmäßig. Dennoch darf das Wall 
Street Journal nicht Recht behalten, 
wenn es unlängst spottete:" German uni-
versities struggle to recover their past 
glories. Land of poets and thinkers is now 
a land of dropouts." Es ist unser Land, für 
das wir uns anstrengen wollen! 

Deshalb dürfen wir den kontroversen 
Themen nicht aus dem Weg gehen. Wir 
müssen uns der Realität stellen, dass un-
sere Hochschulen unentgeltlich zugäng-
lich sind, und dennoch die besten Talen-
te aus aller Weit vorzugsweise in die USA 
abwandern, neuerdings auch in die Bil-
dungsmetropolen Asiens und Australiens 
- trotz hoher Kostenbeiträge. Woran fehlt 
es bei uns? 

Es fehlt uns die Mentalität der Unterneh-
merischen Hochschule - der Hochschu-
le, die neben ihren akademischen Belan-
gen auch die wirtschaftlichen Geschicke 
selbst in die Hand nimmt. Es fehlt den 
meisten Ministerien das Bewusstsein , 
dass staatlich detailkontrollierte Hoch-
schulen niemals eine Unternehmerische 
Atmosphäre entwickeln. 

Es fehlt vielfach das Bewusstsein, dass 
Hochschulbildung weder Konsumgut 
noch Sozialleistung ist, sondern eine ge-
zielte, lohnende Investition in die persön-
liche Zukunft. Schon deshalb muss es 
systemisch falsch und unzweckmäßig 
sein, die Studienfinanzierung ausschließ-
lich der Allgemeinheit aufzuerlegen. Die 
Frage der Verteilungsgerechtigkeit be-
züglich der heutigen Studienfinanzierung 
exklusiv aus der Staatskasse wird in 
mehren Kongressbeiträgen aufscheinen. 

Freilich ist es bequemer, das Thema Stu-
dienfinanzierung erst gar nicht anzufas-
sen. Ein Tabu war es lange genug. ln der 
Sache komplex und vielschichtig , durch-
löchert von Vorurteilen und Ideologien, 
emotional besetzt, ist es meist simpli-
stisch mit "Studiengebühren" belegt -
und damit negativ besetzt. Wer wollte 
sich da auch nur dem leisesten Verdacht 
aussetzen, die Studierenden finanziell un-
angemessen zu belasten? 

ln der Tat sind Studiengebühren ohne ei-
ne direkte Verknüpfung mit Qualitätsver-
besserungen der falsche Weg. Ein mittel-
mäßiges Studienangebot wird durch 
schiere Gebühren nicht besser. Auch 
Strafgebühren für Langzeitstudierende 
ändern an der Qualität des Studienange-
botes nichts. Studiengebühren ohne ver-
einbarte Gegenleistungen laufen ins Lee-
re. Wir brauchen keine finanziellen Stra-
fen, sondern ein intelligentes System von 
leistungsfördernden Steuerungsanrei-
zen. Das System braucht Regelkreise der 
Qualität. Regelkreise sind der Erfolg des 
Ingenieurs- und der Wirtschaft. 

Im Kern muss das Problem gelöst wer-
den, einer hohen Studienqualität geeig-
nete Finanzierungsmodelle gegenüber zu 
stellen. Flächendeckende einheitliche 
Ansätze dürften zum Scheitern verurteilt 
sein, weil sie die Gestaltungskräfte der 
Hochschulen einschränken und aber-
mals einen in der Realität nicht darstell-
baren Gleichheitsanspruch vorgaukeln 
würden. 

Bildungsbeiträge sind bildungs- und so-
zialpolitisch sowie für das Binnenklima 
der Universität als neuer Solidargemein-
schaft sinnvoll und notwendig. Sie dienen 
auch einer qualifizierten Internationalisie-
rung . Ich will mich hier auf einige Qua-
litätsargumente beschränken, die von 
vielen geteilt werden: 



• Bildungsbeiträge gelten nach meinem 
Verständnis dem Qualitätsausbau und 
der Qualitätssicherung zur Schaffung 
attraktiver Studienbedingungen, nicht 
hingegen dem quantitativen Ausbau 
der Hochschulen. Bildungsbeiträge 
sind also kein Ziel , sondern das Mittel 
zum Zweck, um die Qualität des 
Hochschulstudiums im nationalen und 
internationalen Wettbewerb auf Spit-
zenniveau zu bringen und dort zu hal-
ten . 

• Bildungsbeiträge finanzieren einen 
vereinbarten Mehrwert an Leistungen. 
Er geht über das Standardangebot 
hinaus und ist nach Umfang wie Inhalt 
definiert. 

• Bildungsbeiträge entsprechen dem 
Prinzip von Leistung und Gegenlei-
stung. So spornen sie die Hochschu-
len wettbewerblieh zu besonderen 
Leistungen an. 

• Bildungsbeiträge müssen zweckge-
richtet und ausschließlich der Hoch-
schule zufließen, sind also keine Mittel 
zur staatlichen Refinanzierung. Auch 
sind sie kein Ersatz für die staatliche 
Finanzierung, sondern eine Ergän-
zung. 

• Bildungsbeiträge unterliegen den 
Regeln der sozialen Marktwirtschaft, 
sind also Bestandteil wettbewerbli-
cher Regelkreise auf der Basis sozial-
verträglicher Finanzierungsstrukturen. 
Bildungsbeiträge bringen den Studen-
ten aus einer passiven Empfängerrolle 
in eine aktive " Kundenposition". 

• Bildungsbeiträge basieren auf dem 
umgekehrten Generationenvertrag 
und tragen zum Umbau der Univer-
sität von der unentgeltlichen Bil-
dungsbehörde zur Unternehmerischen 
Solidargemeinschaft bei. Ihr werden 
sich auch die Alumni verpflichtet 
fühlen, nicht nur der Staat. 

• Bildungsbeiträge dürfen die bereits 
erfolgte soziale Selektion im Hoch-
schulwesen nicht fortsetzen , im Ge-
genteil: Sie muss umgepolt werden 
und nach Begabung und Studierfähig-

keit differenzieren, nicht nach den Ver-
mögensverhältnissen. Die Zukunft 
braucht Stipendien- und Darlehenssy-
steme, die unabhängig vom Elternein-
kommen arbeiten sowie die Lebens-
haltung auskömmlich sicherstellen. 

• Bildungsbeiträge erscheinen als einzig 
realistischer Weg, um die Servicelei-
stungen für unsere Studenten zu ver-
bessern, vor allem in teueren Bal-
lungszentren wie München. Die Lei-
stungen sollen- immer auf der selbst-
verständlichen Basis exzellenter 
Fachausbildung- von der Hilfestel-
lung bei der Wohnungssuche über ein 
studienbegleitendes, studienförderli-
ches Jobsystem bis zum fachüber-
greifenden Studienangebot reichen . 

Um Missverständnissen nochmals vor-
zubeugen: Alle haben bei entsprechen-
der Befähigung ein Recht auf Hochschul-
bildung - unabhängig von den wirt-
schaftlichen Verhältnissen. Und gerade 
deshalb muss das insuffiziente BAföG-
System von einem Darlehens- und Sti-
pendiensystem abgelöst werden , das 
auch die Lebenshaltungskosten umfasst. 
Die Darlehensbonität resultiert aus der 
qualifizierten Zulassung des Studenten 
an der betreffenden Universität. Diese Er-
kenntnis beginnt sich bei Finanzdienstlei-
stern durchzusetzen. 

Bildungsbeiträge sind nicht unsozial, so-
fern ein breites Stipendien-, Darlehens-
und Jobsystem den Studierenden in die 
Lage versetzt, entsprechend seinen Be-
fähigungen zu studieren. Die Argumente 
sind bekannt. Einige Kongressbeiträge 
werden Lösungsansätze vorstellen. 

• Das bisherige BAföG-System wird 
den sozialen Anforderung trotz vielfälti-
ger Nachbesserungen nicht gerecht. 
Nach der Sozialerhebung des Studen-
tenwerks erreichen 72 Prozent der Kin-
der aus vermögenden Familien einen 
höheren Bildungsabschluss- aus "bil-
dungsfernen" Schichten nur 8 Prozent. 
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• Es gibt auch keinen Beleg dafür, dass 
eine finanzielle Beteiligung der Studie-
renden vom Hochschulstudium ab-
schrecken. Im Gegenteil : Vergleicht 
man die Auswirkungen von Änderun-
gen im BAföG-System - so beispiels-
weise bei der Umstellung auf ein rei -
nes Kreditsystem - so lassen sich kei-
ne signifikanten Zusammenhänge auf-
zeigen . ln England ist die Studenten-
zahl nicht gesunken, nachdem die La-
bour-Regierung Studiengebühren ein-
geführt hatte. ln Witten/Herdecke hat 
sich durch Studiengebühren (1995) 
keine Verschlechterung im Sozialgefü-
ge ergeben. 

• Man muss auch nicht befürchten, 
dass Kinder aus einkommensschwa-
chen Verhältnissen vom Studium ab-
gehalten werden. Wie längst bekannt 
und durch die PISA-Studie belegt, er-
folgt die soziale Selektion in Deutsch-
land nämlich nicht beim Übergang an 
die Hochschule, sondern bereits viel 
früher. Bemerkenswerterweise haben 
OECD-Länder mit Studiengebührent-
radition teils wesentlich höhere Bil-
dungsbeteiligungen aus unteren Ein-
kommensschichten als Deutschland. 

Diese heute bereits allgemeingültigen Ar-
gumente sollen im Laufe des Kongresses 
aus den unterschiedlichsten Blickwinkeln 
beleuchtet werden, bis hin zu einem Re-
visionsvorschlag des BAföG-Systems, 
den uns der auslandserfahrene Physiker 
und Hamburger Senator für Wissen-
schaft und Forschung, Jörg Dräger, vor-
stellen wird . 

Wir werden heute und morgen Meinun-
gen und Modelle kennenlernen, mit de-
nen Studierende, Vertreter der Hoch-
schulen , Wissenschaftler und Politiker 
über die Universität der Zukunft nach-
denken. 

Ich wünsche mir, dass auch Sie sich mit 
den unterschiedlichsten Standpunkten 
kritisch auseinandersetzen und eröffne 
hiermit den Kongress. Die Bayerische 
Rektorenkonferenz möchte einen Beitrag 
dazu leisten, dass die " Universitäten nicht 
in der Peripherie, sondern im Zentrum 
des geistigen Haushalts der Nation " ste-
hen, wie Thomas Nipperdey die Univer-
sität genannt hat - allerdings jene des 
späten 19. Jahrhunderts. Nutzen wir den 
Reformgeist, den die Hochschulen neu-
erdings entfalten , damit dieses Prädikat 
auch künftig wieder gleten kann! 

Namens der Bayerischen Rektorenkon-
ferenz und persönlich begrüße ich Sie 
herzlich zu unserem Kongress "Studien-
qualität verbessern -neue Wege der Stu-
dienfinanzierung". 

Unser besonderer Dank gilt der Altana 
AG, der BMW AG, der E.ON AG, der Her-
tie-Stiftung, dem Stifterverband, dem 
Centrum für Hochschulentwicklung, der 
TUM-Tech GmbH und - nicht zuletzt -
der Hans-Böckler-Stiftung, die sich früh-
zeitig zum heutigen Thema mit Sachver-
stand und Umsicht geäußert hat. Sie alle 
haben durch ihre finanziellen Beiträge die 
Ausrichtung dieses Kongresses möglich 
gemacht. 

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. 
Wolfgang A. Herrmann ist Vorsitzender 
der Bayerischen Rektorenkonferenz und 
Präsident der Technischen Universität 
München. 



Studiengebühren -
Ein Beitrag zur Studienqualität? 

Hans Zehetmair 

Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wenn wir über die Finan-
zierung der Hochschulen spre-

chen, werden gerne Studiengebühren 
aufs Tapet gebracht. Studiengebühren in 
unterschiedlichen Formen und nach ver-
schiedenen Modellen werden allerorten 
diskutiert. Sie sind aber nicht der schnel-
le und leichte Weg zur Finanzierung un-
serer Hochschulen. Ich bleibe skeptisch: 
Derzeit sehe ich keine überzeugenden 
Modelle zur Einführung allgemeiner Stu-
diengebühren, auch nicht nach der neu-
en Studie des Centrums für Hochschul-
entwicklung. Unklar ist weiterhin, wie mit 
Studiengebühren die Verantwortung des 
Staates und die Interessen von Hoch-
schulen und Studierenden gleicher-
maßen erfüllbar sind. Somit fehlen uns 
noch die Grundlagen für tragfähige und 
allen gerechte Entscheidungen, und die-
se Diskussion, so bin ich guter Dinge, 
wird uns heute und morgen weiterführen . 
Entscheidend ist, und ich sage das hier 
ganz bewusst im Sinne des idealen Staa-
tes, wie ihn Platon skizziert hat, entschei-
dend ist die Studienqualität Was macht 
die Studienqualität aus? Welche Faktoren 
sind dafür maßgeblich? 

Lassen Sie mich eine scheinbar einfache 
Antwort geben, die aber nicht so einfach 
ist, wie sie klingt: Es gibt zwei Vorausset-
zungen für das, was gute Hochschulen 
seit jeher ausgezeichnet hat, was sie aus-
zeichnet und was ganz unabhängig ist 
von jeglicher Art der Studienfinanzierung: 

Die erste Voraussetzung sind Hochschul-
lehrer, die ihre Wissenschaft verstehen , 
die von ihr begeistert sind, und die diese 
Begeisterung weitergeben an die Stu-
dentinnen und Studenten. 

Diese Studentinnen und Studenten sind 
die zweite Basis guter Hochschulen: Stu-
dierende, die etwas erfahren wollen, die 
wissbegierig sind, neugierig , und auch 
solchen Fragen nachspüren, die ihnen 
vielleicht auch ihre Hochschullehrer nicht 
oder noch nicht beantworten können. 
Wenn wir solche Menschen an unseren 
Hochschulen haben, brauchen wir uns 
um die Studienqualität wenig zu sorgen. 

Ich halte nichts von der These, dass uns 
nur interessiert, was die Wirtschaft for-
dert: eine Forschungsuniversität, die so-
zusagen das Vorzeigemodell ist, und die 
übrigen bayerischen Universitäten in 
Bamberg, Würzburg , Bayreuth, Augs-
burg, Passau müssen sehen, wo sie blei-
ben. Ich sage das als Minister deutlich: 
Wir ringen um eine Basis, die für alle 
bayerischen Hochschulen gelten wird 
und gelten muss, für die Fachhochschu-
len und die Universitäten. Gleichwohl 
bleibt es natürlich Aufgabe des Staates, 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
das kreative Miteinander von Hochschul-
lehrern und Studierenden ermöglichen 
und fördern. Ziel der Hochschulen muss 
es aber sein und bleiben, die Begeiste-
rung auf beiden Seiten zu wecken und zu 
erhalten. 

Und hier lasse ich nicht gelten, dass man 
den Tag Null nur für den Fall prophezeit, 
wenn es Studiengebühren gibt. Dennoch 
gibt es noch einiges zu verbessern. 

Wir haben zur Verwirklichung dieses Zie-
les in den vergangenen vier Jahren im Zu-
ge der Studienreform einiges getan. Bay-
ern hat ja, was einige gerne übersehen, 
die Druckfrische mit Reformfrische ver-
wechseln, bereits 1998 die Weichen ge-
stellt. 

II 

15 



II 

16 

Ich nenne die Einsetzung von Studiende-
kanen, die Erstellung von Lehrberichten 
oder die Bewertung der Lehre unter Be-
teiligung der Studentinnen und Studen-
ten. Was wurde da gejammert, und was 
haben wir heute insgesamt für eine gute 
Qualität, für eine ethische Haltung vieler 
Studentinnen und Studenten! Das will 
ich auch hier anerkennend sagen. Hohe 
Motivation in Forschung und Lehre sind 
aber nicht die einzigen Kriterien für die 
Qualität eines Studiums. Erwartet wer-
den darüber hinaus ein differenziertes 
Studienangebot einschließlich der Förde-
rung von Zusatzqualifikationen, intensive 
Betreuung und Förderung der Studieren-
den, eine moderne Infrastruktur und die 
Verfügbarkeit von günstigem Wohnraum. 
Auch hier haben wir viel getan. Im Einzel-
nen: 

Das Studienangebot der bayerischen 
Hochschulen wurde in den letzten Jahren 
erheblich ausgeweitet und differenziert. 
Hervorheben möchte ich die Einrichtung 
englischsprachiger Studiengänge, die 
Einführung studienbegleitender Prü-
fungssysteme sowie die probeweise Ein-
führung der Bachelor- und Masterstudi-
engänge. Hierzu gehört auch die Revisi-
on der Studieninhalte und Lehrveranstal-
tungen zur Straffung und Reduzierung 
des Angebots in einem Maße, das die an-
erkannte Qualität der bayerischen Hoch-
schulausbildung erhält. Viele Hochschu-
len haben zur besseren Betreuung der 
Studierenden Tutorensysteme entwickelt 
und ausgeweitet; dafür haben wir allein in 
diesem Jahr zusätzliche staatliche Mittel 
in Höhe von 2,7 Mio. Euro bereitgestellt. 

Eine attraktive Infrastruktur an den 
bayerischen Hochschulen schaffen wir 
durch Neubauten wie hier an der Techni-
schen Universität München für die Fach-
bereiche Maschinenwesen, Mathematik 
und Informatik in Garching; ältere Ge-
bäude werden regelmäßig modernisiert-
dies alles unter Einsatz zusätzlicher er-
heblicher staatlicher Mittel , die nicht 

durch einen Globalhaushalt abgedeckt 
sind. Wir holen nun schon seit sieben 
Jahren, meine Damen und Herren, auch 
in der Gemeinschaftsaufgabe Bau mehr 
Geld ab, als wir nach dem Königsberger 
Schlüssel bekommen würden, weil wir 
auch mehr Landesleistung erbringen. 
Hohe Priorität hat auch der Bau von Stu-
dentenwohnheimen, denn das soziale 
Umfeld ist für den Studienerfolg und die 
Studiendauer von nicht zu unterschät-
zender Bedeutung. Angesichts der Miet-
preise auf dem allgemeinen Wohnungs-
markt und der begrenzten Mittel, die den 
Studierenden zur Verfügung stehen, ist 
die Schaffung von preiswerten Wohnun-
gen unverzichtbar. Das gilt auch mit Blick 
auf unser stetes Bemühen, noch mehr 
qualifizierte ausländische Studentinnen 
und Studenten ins Land zu holen. 

Bayern hat hier in den vergangenen Jah-
rentrotz finanzieller Engpässe einiges er-
reicht: So haben wir in einer Zeit, als in 
anderen Ländern der Neubau von Stu-
dentenwohnheimen nahezu zum Erliegen 
gekommen ist, kontinuierlich neue Wohn-
heimplätze geschaffen, immerhin 10,000 
in den letzten 20 Jahren. Für München, 
wo die studentische Wohnungsnot be-
sonders groß ist, habe ich erst im Febru-
ar zusätzliche Mittel in Höhe von 2 Mio. 
Euro für günstige Studentenwohnungen 
zur Verfügung gestellt. Die Mittel können 
sofort für die Sanierung der ehemaligen 
Pionierkaserne an der Dachauer Straße 
128 eingesetzt werden. Damit entstehen 
noch in diesem Jahr 113 zusätzliche 
Wohnungen für Studenten. Auch in Zu-
kunft werden wir in den Wohnheimbau in-
vestieren. Wir wollen in München bis zum 
Jahre 2006 etwa 2.250 neue Wohnheim-
plätze schaffen mit einem Gesamtko-
stenvolumen von rund 130 Mio. Euro. 

Die mit den genannten Maßnahmen ge-
schaffene Studienqualität muss nachhal-
tig gesichert werden . Ein wichtiges In-
strument der Qualitätssicherung an un-
seren Hochschulen ist die Evaluierung. 



Seit 1996 führen wir mit Hilfe des Rates 
für Wissenschaft und Forschung unter 
Leitung von Professor Frühwald regel-
mäßig auf einzelne Fächer bezogen lan-
desweite Evaluierungen der Hochschu-
len durch. Hierbei wirken externe Exper-
ten mit, die Empfehlungen zur weiteren 
Struktur und Entwicklung dieser Fächer 
geben. Demgegenüber erscheint mir die 
Idee eines bundesweiten Rankings der 
Hochschulen, wie es die Bundesbil-
dungsministerin kürzlich angekündigt 
hat, als realitätsfremd und überflüssig -
ganz abgesehen davon, dass dem Bund 
hier jede Zuständigkeit fehlt. ln Deutsch-
land gibt es rund 350 Hochschulen mit ei-
ner Vielzahl von Fachbereichen und 
Fächern mit unterschiedlichsten Schwer-
punkten. Das lässt sich in kein einheitli-
ches Schema pressen. Wer dies mis-
sachtet, ignoriert die Vielfalt der deut-
schen Hochschullandschaft Ich kann 
auch in Bayern Bamberg nicht verglei-
chen mit Erlangen oder die TU München 
mit Passau. 

Um dauerhaft gute Studienbedingungen 
zu schaffen, ist ein gewaltiger finanzieller 
Einsatz erforderlich. Zudem nimmt der 
Stellenwert der Bildung ständig zu , eben-
so der Wettbewerb um die besten Köpfe. 
Das bedeutet, dass der Staat noch bes-
sere Ausbildungsbedingungen schaffen 
muss. Das kostet Geld. Woher kommt 
dieses Geld? Ich sehe drei Finanzie-
rungsquellen: den Staat, private Drittmit-
tel und die Studierenden. 

Zum einen die staatlichen Mittel : Derzeit 
werden die Hochschulen weitestgehend 
mit staatlichen Mitteln finanziert. Ange-
sichts der Lage der öffentlichen Haushal-
te und der Vielzahl der staatlichen Aufga-
ben ist diese Geldquelle kaum noch stär-
ker als bisher zu nutzen. 

Die zweite Finanzierungsquelle sind die 
privaten Mittel Dritter. Das sind Förderun-
gen von Stiftungen, Unternehmen, Pri-
vatpersonen und, eingeschränkt, die 

Drittmittel, weil sie in geringem Maße pri-
vate Mittel sind, mit denen die Forschung 
gefördert wird. ln welchem Umfang diese 
privaten Mittel für Zwecke der Studienfi-
nanzierung aktiviert werden können, zu-
mal in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, 
muss noch untersucht und nachgewie-
sen werden. 

Als Kunstminister hole ich viel Geld her-
ein für Projekte, wenn es um punktuelle 
Ereignisse, wenn es um Events geht. 
Wenn ich etwas für den laufenden Betrieb 
benötige, wie beim Haus der Kunst, gibt 
es eine edle Ausnahme, das ist die Brau-
Stiftung Schörghuber: eine gute Tat, bei 
der der Stifter nur auf das Jenseits hoffen 
kann . Deshalb bitte keine Illusionen! 
Schließlich bleiben die Studierenden 
selbst als Geldgeber, und das soll ja heu-
te ein wichtiger Punkt sein . Allerdings, 
auch das will ich hier gleich widersetzen, 
ist das über Studiengebühren zu errei-
chende Finanzierungsvolumen begrenzt, 
weil die Studierenden nicht mit unzumut-
baren Beträgen belastet werden können 
und sollen. Zudem möchte ich nicht, ich 
hoffe keiner von uns will das, dass Studi-
eninteressierte, und vor allem befähigte, 
ohne entsprechenden finanziellen Hinter-
grund durch Gebühren vom Studium ab-
gehalten werden. Außerdem dürfen wir 
den Ertrag von Studiengebühren nicht 
überschätzen; auch in den USA liegt der 
Finanzierungsanteil der Hochschulen 
durch Studiengebühren nur bei 20 bis 25 
Prozent. 

Bevor ich näher auf das Thema allgemei-
ne Studiengebühren eingehe, möchte ich 
Ihre Aufmerksamkeit auf die drei Ge-
bühren-Modelle richten, die derzeit prak-
tiziert werden: Sie betreffen Langzeitstu-
denten, Zweitstudien und Studienkonten. 

Eine Studiengebühr für Langzeitstuden-
ten wird in Baden-Württemberg erhoben. 
Sie führt allerdings wegen der Vielzahl der 
notwendig gewordenen Sonderregelun-
gen zu einem hohen Verwaltungsauf-
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wand. Auf Gebühren für Langzeitstudie-
rende haben wir in Bayern verzichtet, weil 
durch eine Reihe aufeinander abge-
stimmter anderer Maßnahmen die Studi-
enzeiten erfolgreich gesenkt werden 
konnten . Die Erschwerung des zweiten 
Studiengangwechsels, die obligatorische 
Zwischenprüfung und das Nichtbestehen 
bei der Überschreitung von Prüfungsfri-
sten haben dazu beigetragen, dass der 
Anteil von Langzeitstudierenden an der 
Gesamtzahl der Studierenden in Bayern 
inzwischen auf 3 Prozent zurückgegan-
gen ist. Diese Marge ist zwar immer noch 
zu hoch, rechtfertigt aber kein verwal-
tungsaufwändiges Verfahren, das in kei-
nem Verhältnis zum Ertrag steht. 

Der Hauptaderlass fand dabei an der 
LMU in München statt, wo wir einen 
Rückgang von über 80 Prozent erreicht 
haben. Wenn jemand sich nur einträgt, 
damit er in der Nähe der Berge wohnt, die 
Fahrt mit den allgemeinen Verkehrsmit-
teln billiger hat, günstiger ins Theater ge-
hen und die Versicherung mit Studenten-
tarif abschließen kann, hat das mit dem 
Solidarverständnis nichts zu tun. Darum 
galt es, das abzubauen. Gebühren für ein 
zweites Hochschulstudium gibt es seit 
1998 in Bayern und Sachsen. ln Bayern 
sind 500 Euro pro Semester zu zahlen. 
Die Einnahmen aus der Zweitstudienge-
bühr belaufen sich angesichts der relativ 
geringen Zahl von Zweitstudentinnen und 
-studenten auf etwa 1 Mio. Euro jährlich. 

Die Einführung von Studienkonten und 
Studiengutscheinen wurde von Nord-
rhein-Westfalen beschlossen. ln anderen 
Ländern wie Rheinland-Pfalz und Harn-
burg wird die Einführung dieses Modells 
erwogen. Das Modell sieht vor, dass mit 
einem Konto- bzw. Gutscheinsystem alle 
"regulären" Studienangebote, die inner-
halb der Regelstudienzeit zuzüglich eines 
Zusatzrahmens abgerufen werden, ge-
bührenfrei bleiben. Bitte das zu beachten! 
Nicht abgerufene Gutscheine können 
später für Weiterbildungsangebote an 

den Hochschulen in Anspruch genom-
men werden . Alle Leistungen, die über 
den festgelegten zeitlichen und inhaltli-
chen Rahmen hinaus in Anspruch ge-
nommen werden, müssen dagegen 
durch Studiengebühren vergütet werden. 
Bei diesem Modell wird also die weit 
überwiegende Mehrzahl der Studieren-
den nicht belastet, es sind im Wesentli-
chen nur die Langzeitstudentinnen und -
studenten. 

Letztlich, meine Damen und Herren, ge-
hen alle drei Modelle von einem Bil-
dungsguthaben aus, wobei sich das Bil-
dungsguthaben bei der Langzeitstudie-
renden-Regelung nach Semestern, bei 
den Studienkonten nach Semesterwo-
chenstunden und bei den Zweitstudien-
gebühren nach einem erfolgreich abge-
schlossenen Studium bemisst. Für eine 
Hochschulfinanzierung, die diesen Na-
men verdient, eignen sich diese Modelle 
nicht, da die Einnahmen aus diesen Ge-
bühren nur sehr beschränkt sind. Am 
deutlichsten zeigen dies die Regelungen 
für Langzeitstudierendengebühren, die 
ihrer Natur nach darauf angelegt sind, bei 
erfolgreicher Studienreform gegen Null zu 
tendieren. 

So bleiben als relevante Einnahmequelle 
die allgemeinen Studiengebühren, das 
heißt Beiträge, die sich auf Pflicht- und 
Standardleistungen des Erststudiums 
beziehen und prinzipiell von allen Studie-
renden erhoben werden. 

Eine Erhebung allgemeiner Studienge-
bühren ist allerdings derzeit aus rechtli-
chen Gründen nicht möglich. Dagegen 
stehen sowohl die rahmenrechtlichen 
Vorgaben des Bundes als auch das 
Hochschulgesetz in Bayern. 

Aber selbst wenn wir das Hochschulge-
setz ändern: Durch eine Neufassung des 
§ 27 des Hochschulrahmengesetzes ist 
die Gebührenfreiheit des Studiums bis 
zum ersten berufsqualifizierenden Ab-



schluss und des Studiums in einem kon-
sekutiven Studiengang, der zu einem 
weiteren berufsqualifizierenden Ab-
schluss führt, rahmenrechtlich verankert 
worden. ln Bayern ist die Gebührenfrei-
heit des Studiums bis zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss durch 
Art. 85 des Bayerischen Hochschulge-
setzes gewährleistet. 

Sie wissen, dass wir vor dem Bundesver-
fassungsgericht eine Normenkontrollkla-
ge gegen den Bund eingeleitet haben. 
Der Bund hat damit seine Gesetzge-
bungskompetenzen überschritten. Die 
Frage der Gesetzgebungskompetenz ist 
aber unabhängig von der Frage zu sehen, 
ob Studiengebühren sinnvoll sind. Dies 
ist eine Entscheidung, die die Länder zu 
treffen haben. Voraussetzung für die Er-
hebung allgemeiner Studiengebühren ist 
also jeweils eine grundlegende Entschei-
dung des Landesgesetzgebers. Die wei-
tere Erörterung steht unter diesem Vor-
behalt. Grundlage für die Klage ist nicht 
die Unterschiedlichkeit der Sachauffas-
sung, sondern die Inkompetenz des Be-
klagten . Das ist ein deutlicher Unter-
schied. 

Nun zu der Frage, welche Bedingungen 
von einem Studiengebühren-System in 
jedem Fall erfüllt werden sollten. Ich nen-
ne vier Voraussetzungen: 

1. Die zusätzlichen Einnahmen durch 
Studiengebühren müssten in vollem Um-
fang bei den Hochschulen verbleiben. Sie 
dürfen also nicht zu Haushaltskürzungen 
an anderer Stelle führen. Sie können mir 
kein einziges Land nennen, das bisher 
über den Zaubertitel Globalisierung nicht 
sofort eine pauschale Kürzung vorge-
nommen hat, kein einziges Land der Re-
publik. Mit den Studiengebühren dürfen 
auch keine anderen Finanzlöcher ge-
stopft werden. 

2. Die Studierenden müssten konkrete 
Qualitätsverbesserungen in der Lehre, 
insbesondere eine verbesserte Betreu-
ungsrelation, mehr Kleingruppen-Veran-
staltungen als "Gegenwert" für die zu ent-
richtenden Studiengebühren erhalten. 
Auch das ist keine Selbstverständlichkeit, 
wenn Sie an die Rechtsprechung den-
ken, die die volle Ausschöpfung der Stu-
dienplatzkapazitäten immer wieder ein-
fordert. Schon x-mal sind wir dazu ge-
zwungen worden, z. B. in der Medizin, bei 
zentraler Vergabe gleichzeitig, als wir Ver-
besserungen vorgenommen haben, 
mehr Studienplätze auszuweisen. 

3. Ein Studiengebühren-System müsste 
leistungsorientiert ausgestaltet sein. Das 
heißt bei herausragenden Leistungen 
sollten die Studierenden von den Ge-
bühren befreit werden. 

4. Die Studiengebühren müssen sozial 
verträglich ausgestaltet werden. Das 
heißt, parallel zu den Studiengebühren 
müsste ein leistungsfähiges Stipendien-
und Darlehenssystem aufgebaut werden, 
das verhindert, dass begabte Bewerber 
und Bewerberinnen aus finanziellen 
Gründen von einem Studium abgehalten 
werden. Die Stipendien müssen aller-
dings wohl überwiegend von der Öffent-
lichen Hand bereitgestellt werden, weil es 
anders als in den USA, jedenfalls bis jetzt, 
in Deutschland keine entsprechende pri-
vate Stipendienkultur gibt. 

Mit der letzten Bedingung stoßen wir auf 
das entscheidende Problem der Finan-
zierung. Eine Lösung, wie die Studienge-
bühren sozial verträglich durch effiziente 
Stipendien- und Darlehenssysteme ab-
gefedert werden können, habe ich bisher 
nicht vorgelegt bekommen und nicht fin-
den können. Als ein möglicher Weg wur-
den die "nachgelagerten" Studienge-
bühren in die Debatte eingebracht. Nach 
diesem Modell, das von der CDU in Nord-
rhein-Westfalen diskutiert wird, können 
die Fachhochschulen bis zu 150 Euro pro 
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Semester, die anderen Hochschulen bis 
zu 250 Euro von ihren Studierenden ver-
langen. Die Studiengebühren sollen erst 
dann erhoben werden, wenn die Absol-
venten über ein regelmäßiges Einkom-
men verfügen. Bis dahin werden die Stu-
diengebühren gestundet, und dann sind 
sie in Monatsraten von 50 Euro zu zahlen. 

Dieses Modell "nachgelagerter" Studien-
gebühren erscheint auf den ersten Blick 
nicht unbillig. Der Vorteil ist, dass eine zu-
sätzliche finanzielle Belastung der Stu-
denten während ihres Studiums vermie-
den wird. Und weil Hochschulabsolven-
ten im Normalfall höhere Einkünfte als an-
dere erzielen, dürfte es von der Allge-
meinheit als gerecht empfunden werden, 
dass diese Studentinnen und Studenten 
einen Beitrag für ihr Studium leisten. Al-
lerdings ist zu bedenken, dass Akademi-
ker erst deutlich später Geld verdienen 
und gut verdienende Akademiker von der 
Steuerprogression stärker betroffen sind. 
Dieses Modell hat auch Nachteile: Die er-
sten Einnahmen sind erst mittelfristig zu 
erwarten, und dabei besteht noch ein 
großes Ausfallrisiko; schließlich erfordert 
dieses Procedere einen erheblichen 
bürokratischen Mehraufwand, den es 
auch nicht umsonst gibt. 

Für die weitere Diskussion studienbeglei-
tender Gebühren haben wir das Bayeri-
sche Staatsinstitut für Hochschulfor-
schung und Hochschulplanung mit einer 
Untersuchung beauftragt: Sie soll am 
Beispiel der Universitäten Erlangen-
Nürnberg und Bayreuth klären, mit wel-
chen finanziellen Auswirkungen wir rech-
nen müssten, wenn wir studienbegleiten-
de Gebühren einführten. Die Schwierig-
keit ist dabei vor allem, die Kosten der 
Anschubfinanzierung, das heißt eines be-
gleitenden Stipendien- und Darlehenssy-
stems, realitätsnah abzuschätzen, da die 
Einführung eines Gebührensystems für 
den Staatshaushalt kostenneutral erfol-
gen müsste. 

Bei ersten Berechnungen in meinem 
Haus sind wir ausgegangen von einer 
Studiengebühr von 500 Euro je Semester 
und einer geringen Stipendienquote von 
30 Prozent, das heißt lediglich 30 Prozent 
der in Bayern Studierenden nehmen ein 
Stipendium in Anspruch . Ergebnis: Die 
bayerischen Hochschulen bräuchten 
einen Kapitalstock von fast 7 Milliarden 
Euro. Woher soll dieses Kapital kommen? 
Dieser Kongress wäre dann als beson-
ders erfolgreich zu bezeichnen, wenn er 
die ganz konkrete Antwort auf diese ganz 
konkrete Frage geben könnte. Meine Da-
men und Herren, ich bin ein gläubiger 
Christ, aber darauf beschränke ich mein 
Prinzip Hoffnung. 

Es muss bei der Einführung von Studien-
gebühren durch den Landesgesetzgeber 
bei einem einheitlichen System für alle 
staatlichen Hochschulen bleiben. Son-
dermodelle für einzelne Hochschulen 
wird es auf Dauer nicht geben können. 

Gebühren, meine Damen und Herren, 
werden kommen. Aber umso mehr ist die 
Diskussion zu führen, in der noch viele 
Fragen offen sind. Sie müssen geklärt 
werden , bevor wir Entscheidungen tref-
fen und Modelle umsetzen können. So 
wie es in der Finanzpolitik derzeit läuft, 
mal hin mal her, mache ich in der Hoch-
schulpolitik nicht mit. Die jungen Leute 
müssen einen verlässlichen Partner in der 
Politik haben. ln diesem Sinne haben Sie 
mich auch als verlässlichen Partner, als 
Lehrende wie auch Lernende. 

Ich wünsche dem Kongress ertragreiche 
Diskussionen, die unseren Diskussions-
stand voranbringen . Ich bin auf die Er-
gebnisse gespannt. 

Dr. med. h.c. Hans Zehetmair ist 
Bayerischer Staatsminister für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst 



Bildungsdarlehen statt BAföG -
Plädoyer für eine grundlegende Reform 

der Studienfinanzierung 
Jörg Dräger 

Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das deutsche Hochschul-
wesen befindet sich in einem um-

fassenden Reformprozess: eine inhaltli-
che Studienreform durch das Bache-
lor/Master-System geht einher mit einer 
organisatorischen Reform, die zu auto-
nomeren und eigenständigeren staatli-
chen Hochschulen führt. Die finanzielle 
Reform des Hochschulwesens haben wir 
bisher jedoch weitgehend ausgeklam-
mert. Gerade jetzt sollten wir aber die 
Chance nutzen, das gesamte Hoch-
schulwesen inklusive der Finanzierung zu 
reformieren. 

Ein Hochschulstudium ist eine Investition, 
die sich lohnt. Darauf müssen wir in 
Deutschland bei Studierenden und 
Hochschulen stärker hinweisen. Eine sol-
che Sichtweise - die der Investition und 
nicht nur die der Kosten - ist als Aus-
gangspunkt auch für die Neuordnung der 
Hochschulfinanzierung geeignet. Im Fol-
genden möchte ich anhand von vier The-
sen aufzeigen, dass - statt nur einer wei-
teren Diskussion über den Sinn und Un-
sinn von Studiengebühren - unsere vor-
dringliche Aufgabe die Neuordnung der 
Studienfinanzierung ist, dass diese sozi-
al gerecht ausgestaltet werden kann und 
dass die dafür entstehenden Kosten für 
den Staat darstellbar sind. Ohne eine sol-
che geeignete Finanzierungsmöglichkeit 
sind Studiengebühren - richtigerweise -
politisch auch nicht durchsetzbar. 

Unser Hochschulwesen mit seiner fast 
ausschließlich staatlichen Finanzierung 
wird heute nicht allen Anforderungen ei-
ner modernen Gesellschaft gerecht. 
Deutschland hat - trotz des Verzichts auf 
Studiengebühren - eine niedrige Akade-
mikerquote. Lediglich 16 Prozent eines 
Altersjahrganges schließen bei uns eine 
erste Hochschulausbildung ab. Der Mit-
telwert aller OECD-Staaten - bei allen 
Schwierigkeiten des Vergleichs - liegt bei 
23 Prozent. Undtrotz- oder vielleicht ge-
rade wegen - des Verzichts auf Studien-
gebühren ist die soziale Bildungsmobilität 
in unserem Land zu gering. Von 216.000 
Arbeiterkindern nehmen nur 25.000 bzw. 
12 Prozent ein Studium auf, während von 
69.000 Beamtenkindern insgesamt mehr 
als 50.000 bzw. 72 Prozent eine Hoch-
schulausbildung beginnen. Hinzu 
kommt, dass der Anteil der Arbeiterkinder 
seit Jahren stagniert, während der Anteil 
der Beamtenkinder steigt. 

Langfristig können wir uns einen im inter-
nationalen Vergleich so niedrigen Akade-
mikeranteil nicht leisten. Und wir können 
uns auch nicht leisten, einen so großen 
Teil des vorhandenen Potenzials an Be-
gabung nicht zu nutzen; wir benötigen es 
dringend. Gerade in Bezug auf unsere 
geringe Bildungsmobilität ist der interna-
tionale Vergleich aufschlussreich: Denn 
Länder mit Studiengebühren wie Kanada, 
Australien oder die USA haben einen 
größeren Anteil an Nicht-Akademiker-
Kindern an ihren Hochschulen als 
Deutschland. Demnach entscheidet zu-
mindest nicht die Frage der Erhebung 
von Studiengebühren allein darüber, ob 
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Kinder aus Nicht-Akademiker-Familien 
studieren und wie hoch der Bevölke-
rungsanteil mit akademischer Ausbildung 
ist. 

Eine erhöhte Bildungsmobilität ist auch 
eine Frage sozialer Gerechtigkeit, denn 
ein Hochschulstudium erzielt eine attrak-
tive Rendite. Für Deutschland geht man 
von einer Rendite von 8-9 Prozent aus, 
in den USA sind es (trotz Gebühren) ca. 
15 Prozent und in Großbritannien sogar 
17 Prozent. Nur wenn breite Schichten -
unabhängig von gesellschaftlichem Sta-
tus und finanziellen Mitteln ihrer Eitern -
an dieser Renditeaussicht teilhaben, 
kann man von Chancengerechtigkeit 
sprechen. Vor allem bildungsferne 
Schichten überschätzen heute die Ko-
sten der Bildung und unterschätzen ihren 
Ertrag. Hier gilt es, stärker zu werben und 
auch den Renditeaspekt - jenseits der 
klassischen Argumentation entspre-
chend dem bildungsbürgerlichen Ideal -
stärker in den Vordergrund zu rücken. 

Zusammenfassend lautet dann meine er-
ste These: Bildung lohnt sich - auch in fi-
nanzieller Hinsicht. Diese Tatsache muss 
bei der laufenden Hochschulreform stär-
ker ins öffentliche Bewusstsein gerückt 
werden . 

ln einem besteht überwiegend Einigkeit in 
der Bildungspolitik: Die deutschen Hoch-
schulen sind im internationalen Vergleich 
nicht ausreichend finanziert. So geben 
Deutschland und die USA zwar mit ca. ei-
nem Prozent den gleichen Anteil des 
Bruttoinlandsprodukts an staatlichen 
Mitteln für ihre Hochschulen aus. Dem 
steht aber in den USA ein privater Mittel-
zufluss gegenüber, der die Einnahmen 
der Hochschulen verdoppelt. 

Die Möglichkeiten zusätzlicher staatlicher 
Finanzierung sind bei uns heute ausge-
schöpft, nicht so jedoch die der privaten 
Finanzierung. Deshalb sage ich deutlich: 
Die staatliche Finanzierung muss in Zu-
kunft neben Spenden und Sponsoring 
auch durch Studiengebühren ergänzt 
werden. Gebühren können die dringend 
benötigte verbesserte Ausstattung der 
Hochschulen sicherstellen. Ich sage aber 
ebenso deutlich: Kein Rückzug des Staa-
tes aus der Hochschulfinanzierung! Ge-
bühren decken immer nur den kleineren 
Teil der Kosten. Der Staat muss daher 
auch in Zukunft eine ausreichende Basis-
finanzierung gewährleisten. Die Hoch-
schulen sollen überGebühren eigenstän-
dig entscheiden, sie eigenständig erhe-
ben und zu 100 Prozent eigenständig ver-
wenden dürfen. 

Aber nicht nur die zusätzlichen Finanz-
mittel werden die Studienqualität stei-
gern. Studiengebühren sind zugleich 
qualitätssteigernd und selbstregulierend 
- und damit ein Steuerungsinstrument, 
das wir im Rahmen des laufenden Refor-
mprozesses an den Hochschulen drin-
gend benötigen. Denn Gebühren schaf-
fen eine neue Beziehung zwischen Hoch-
schulen und Studierenden: Gerade in der 
Lehre werden die Hochschulen auch zu 
Dienstleistern und die Studierenden auch 
zu Kunden. Hochschulen werden mehr 
als bisher um Studierende konkurrieren; 
Studienqualität und Studienangebot er-
halten einen neuen, verbesserten Stel-
lenwert. Und Hochschulen werden sich 
aufgrundder Gebühren stärkerfür ihr An-
gebot und ihre Qualität vor den Studie-
renden rechtfertigen müssen. 

Meine zweite These lautet damit: Ge-
bühren sind finanziell und strukturell eine 
sinnvolle und notwendige Ergänzung zur 
bisherigen Hochschulfinanzierung. Der 
Staat muss private Finanzierung zulas-
sen und die Einführung von Studienge-
bühren ermöglichen. Das vom Bund er-
lassene Verbot von Studiengebühren im 



Rahmen der 6. Novelle des HRG ist da-
her falsch und Harnburg wird aufgrund 
der fehlenden Bundeskompetenz eine 
entsprechende Normenkontrollklage vor 
dem Bundesverfassungsgericht erhe-
ben. 

Studiengebühren stellen ohne Zweifel ei-
ne zusätzliche finanzielle Belastung für 
Studierende dar. Aber: Nicht ihre Ein-
führung ist sozial ungerecht, sondern ih-
re Ausgestaltung kann es sein. Daher darf 
es ohne flankierende und vorangehende 
Maßnahmen - und hier und nicht beim 
Verbot von Gebühren ist eine entschei-
dende Rolle des Staates zu sehen - kei-
ne Einführung von Studiengebühren ge-
ben. Denn es liegt im Interesse der ge-
samten Gesellschaft, Studierwilligen un-
abhängig von ihrer sozialen Herkunft und 
ihren Finanzen ein Studium zu ermögli-
chen. 

Bei den flankierenden Maßnahmen geht 
es zunächst darum, mögliche Eingangs-
barrieren zu verhindern. Das Recht der 
Gebührenerhebung kann nur den Hoch-
schulen zukommen, die sich an die 
"Need-Biind-Admission" halten . Die fi-
nanziellen Verhältnisse der Bewerber dür-
fen also keine Rolle bei der Zulassungs-
entscheidung spielen. Das ist an guten in-
ternationalen Hochschulen selbstver-
ständlich. 

Für die Need-Biind-Admission müssen 
aber die Hochschulen ihren Bewerbern 
eine Studienfinanzierung anbieten kön-
nen. Die entscheidende flankierende 
Maßnahme des Staates ist deswegen die 
vorangehende Entwicklung eines idealer-
weise Eltern-unabhängigen Bildungs-
darlehens, welches neben den Lebens-
haltungskosten auch mögliche Studien-
gebühren abdecken kann. Damit werden 
reale und mentale Barrieren beim Zugang 
zur Hochschule vermieden: Für den Stu-
dierwilligen wird dann nicht der aktuelle fi-
nanzielle Status zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung für oder gegen ein Studium 

maßgeblich sein. Vielmehr kann ihn die 
Aussicht auf die erhöhte Einkommen-
schanGe im späteren Berufsleben ermu-
tigen , ein Studium zu beginnen und das 
Darlehen in Anspruch zu nehmen. 

Aber auch die Austrittsbarrieren nach 
Studienabschluss dürfen nicht zu hoch 
sein - dies ist eine häufig zu wenig be-
achtete Bedingung. Ein Schuldenberg 
am Ende des Studiums mit festen Zins-
und Tilgungsraten könnte zu viele ab-
schrecken. Bei möglicher weiterer wis-
senschaftlicher Qualifikation , Familien-
planung, Arbeitslosigkeit oder auch 
Krankheit würden diese Belastungen für 
die Absolventen nicht leistbar sein. Inso-
fern sollte ein Studienfinanzierungsmo-
dell auch angemessene Rückzahlungs-
konditionen haben, beispielsweise eine 
Rückzahlung proportional zum späteren 
Einkommen. Wer weniger verdient, zahlt 
weniger oder zumindest weniger schnell 
zurück- eine entscheidende Komponen-
te der sozialen Absicherung . 

Diese Rahmenbedingungen für eine 
zukünftige Studienfinanzierung lassen 
sich zu meiner 3. These zusammenfas-
sen: Die Entwicklung einer tragfähigen 
Studienfinanzierung muss der Einführung 
von Studiengebühren vorausgehen. Bil-
dungsdarlehen können die Sozialverträg-
lichkeit der Studiengebühren gewährlei-
sten. Sie sollten möglichst elternunab-
hängig und mit einkommensabhängiger 
Rückzahlung angeboten werden. Da Bil-
dung sich lohnt, bedarf es im Allgemei-
nen keiner Stipendienfinanzierung , ein 
Modell eines vollständig rückzahlbaren 
Darlehens reicht. 

Für eine solche Darlehensfinanzierung 
möchte ich abschließend ein Modell ent-
wickeln und dabei aufzeigen, dass wir 
uns dieses leisten können. Folgende 
grundlegende Annahmen mache ich da-
bei: Ich gehe von jährlich 280.000 Studi-
enanfängern aus. Ein Drittel von ihnen 
wird für fünf Studienjahre eine finanzielle 
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Unterstützung in Anspruch nehmen. Das 
sind deutlich mehr Studierende, als das 
Fünftel, das heute in den Genuss einer fi-
nanziellen Unterstützung während des 
Studiums kommt. Die jährlich ausgezahl-
te Summe soll außerdem dabei nicht nur 
wie bisher das BAföG mit durchschnitt-
lich 4.000 Euro pro Jahr die Lebenshal-
tungskosten abdecken, sondern zusätz-
lich eine elternunabhängige Finanzie-
rungsmöglichkeit von Studiengebühren 
in Höhe von bis zu 2.500 Euro pro Jahr 
eröffnen. Das durchschnittliche Darlehen 
pro Darlehensnehmer beträgt damit bei 
voller Ausschöpfung des Gebührenan-
teils 6.500 Euro per annum. 

in der Studienphase übernimmt in mei-
nem Modell der Staat die Zinslasten für 
die Studierenden und leistet damit einen 
erheblichen finanziellen und psychologi-
schen Beitrag zur Akzeptanz der Studi-
enfinanzierung. Hier veranschlage ich ei-
nen Zinssatz von 5 Prozent. Erst nach 
Studienabschluss und Berufseinstieg 
werden die Absolventen einkommensab-
hängig Zinszahlung und Tilgung über-
nehmen müssen. 

Zur Bewertung eines solchen Modells 
sind drei Fragen entscheidend: Sind die 
Rückzahlungskonditionen für den einzel-
nen Hochschulabsolventen verträglich 
gestaltbar? Was bedeutet ein solches 
Modell für die Hochschulen? Und kann 
sich der Staat die Kreditbeschaffung die-
ser Summe leisten? 

Zunächst die Sicht des Absolventen : Sei-
ne durchschnittliche Investition ins Studi-
um - Lebenshaltung und Gebühren zu-
sammengerechnet - liegt zum Studien-
abschluss bei 32.500 Euro. Nach Studi-
enabschluss verdient ein Akademiker 
durchschnittlich 37.000 Euro pro Jahr. 
Fünf Jahre später dürfte sein durch-
schnittliches Einkommen bei 45.000 Eu-
ro liegen. Wenn wir jetzt einen Rückzah-
lungssatz von 8 Prozent des Bruttoein-
kommens ansetzen, ergeben sich durch-

schnittliehe monatliche Raten von 
zunächst 250 und später 300 Euro. Das 
ist meines Erachtens leistbar, und damit 
lässt sich die Rückzahlung einschließlich 
Zinsen und Tilgung innerhalb von 13 Jah-
ren für die Darlehensnehmer bewerkstel-
ligen. 

Jetzt der Blick auf die Hochschulen: in 
meinem Modell würden die Hochschulen 
pro Jahr 3,5 Mrd. Euro erhalten. Dieses 
würde zu einer nachhaltigen finanziellen 
Verbesserung der Hochschulen - und 
damit der Studienbedingungen- um ca. 
20 Prozent führen. 

Zuletzt der Blick auf den Staat: Bei voller 
Inanspruchnahme des Gebührenanteils 
durch die Studierenden würden dann pro 
Jahr ca. 3 Mrd. Euro in Deutschland als 
Bildungsdarlehen ausgeschüttet. Nach 
17 Jahren gleichen sich die Auszahlun-
gen an aktuell Studierende mit den Rück-
zahlungen der Ehemaligen aus - der sta-
bile Zustand ist erreicht. Bis dahin ist das 
Gesamtvolumen der Studienfinanzierung 
auf ca. 24 Mrd. Euro angewachsen. 

Die jährlichen Kosten für den Staat erge-
ben sich aus den Darlehenszinsen 
während der Studienphase sowie dem 
Finanzbedarf für das Ausfallrisiko. Es 
muss selbstverständlich davon ausge-
gangen werden , dass nicht jeder Absol-
vent in der Lage sein wird, die Rückzah-
lung zu leisten: zu geringes Einkommen, 
Krankheit oder andere Gründe können 
zum Ausfall führen. Ich setze dafür ein 
Ausfallrisiko von 15 Prozent an. D.h., 15 
Prozent der früheren Darlehensnehmer 
kommen ihrer Rückzahlungsverpflich-
tung nicht nach. Nach der Anlaufphase 
kommen dann pro Jahr auf den Staat Be-
lastungen von ca. 450 Mio. Euro für Zin-
sen und etwa 450 Mio. Euro für das Aus-
fallrisiko zu. Damit belaufen sich die Ge-
samtkosten auf ca. 900 Mio. Euro pro 
Jahr. 



Zur Frage, ob sich der Staat ein solches 
System leisten kann, stelle ich einen Ver-
gleich mit den heutigen BAföG-Zahlun-
gen an: Die Zuschussanteile für das 
BAföG betrugen im Jahr 2002 681 Mio. 
Euro zuzüglich 50 Mio. Euro an BAföG-
Zinszuschüssen und Erstattung von 
Darlehensausfällen. Das sind dann jährli-
che Gesamtkosten von ca. 730 Mio. Eu-
ro. Eine Umstellung der Studienfinanzie-
rung wäre mit überschaubaren zusätzli-
chen Kosten für den Staat in Höhe von 
ca. 170 Mio. Euro pro Jahr möglich. Dem 
steht aber ein hoher zusätzlicher Nutzen 
in Form einer verbesserten Hoch-
schulausstattung, stärkerer Orientierung 
an den Bedürfnissen der Studierenden 
und insgesamt höherer Studienqualität 
gegenüber. Ich bin der Meinung, dass al-
lein diese Effekte die zusätzlichen Kosten 
überkompensieren. Bezieht man dann 
noch in die Überlegungen die immerhin 
1 ,3 Mrd. Euro jährlich an Kindergeld ein, 
die heute den Eitern von Studierenden 
bezahlt werden, dann ließe sich eine sol-
che Bildungsfinanzierung ggf. sogar ko-
stenneutral für den Staat gestalten. Denn 
sachlich begründbar ist es eigentlich 
nicht, dass einem jungen Erwachsenen in 
der Hochschulausbildung diese Gelder 
nicht direkt zufließen, sondern den Um-
weg über seine Eitern nehmen. 

Zusammenfassend lautet meine 4. These 
damit: Ein bundesweites Darlehensmo-
dell zur Studienfinanzierung inklusive 
möglicher Gebühren ist für Staat wie Stu-
dierende finanzierbar und für Hochschu-
len attraktiv. Es lässt sich grundsätzlich 
im finanziellen Rahmen der heutigen 
BAföG- (und Kindergeld-)Kosten realisie-
ren. 

Meine Damen und Herren, ich weiß, dass 
Studiengebühren ein kontroverses The-
ma sind. Ich bin aber sicher, dass alle da-
von profitieren werden: die Studierenden, 
die Hochschulen und unsere Gesell-
schaft insgesamt. Ich möchte nochmals 
dafür plädieren, dass wir als erstes die 
Studienfinanzierung reformieren und da-
mit sowohl soziale Gerechtigkeit als auch 
die Voraussetzungen für Studienge-
bühren schaffen. Ein solches finanzierba-
res und sozial verträgliches Modell habe 
ich Ihnen heute vorgestellt. Studiendarle-
hen sind eine faire Lösung, denn diejeni-
gen finanzieren das Modell, die in erster 
Linie Vorteile erlangen: der Staat und die 
Studierenden. Letztere zahlen aber erst 
und nur, wenn sich die Hochschulbildung 
für sie gelohnt hat. Und in der Regel tut 
sie das! 

Es wäre schön, wenn wir das Thema jetzt 
-auch durch Konferenzen wie diese- ge-
meinsam voranbringen könnten . 

Jörg Dräger Ph.D. ist Senator 
für Wissenschaft und Forschung der 
Freien und Hansestadt Harnburg 
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ExcellenTUM - ein ganzheitlicher 
Konzeptvorschlag zu Studienqualität und 

Studienfinanzierung 
Ludwig Kronthaler 

Es ist für mich das erste Mal, dass ich 
mit einem Klingelzeichen angemel-
det werde. Vielen Dank. 

Wir müssen eine kleine Zeitverzögerung 
wettmachen. Deswegen Grüß Gott Ihnen 
allen, seien Sie alle ganz herzlich begrüßt, 
auch wenn ich angesichts der knappen 
Zeit auf Einzelbegrüßungen verzichten 
muss, denn ich darf und soll Ihnen das 
Modell ExcellenTUM in 20 Minuten vor-
stellen. Das ist, meine Damen und Her-
ren, eigentlich unmöglich, so umfassend 
ist der Ansatz und so viele spannende 
Einzelheiten gäbe es zu berichten. Un-
mögliches wird aber, wie Sie wissen, an 
der TU München sofort erledigt. Und des-
wegen will ich mich diesem Wagnis stel-
len, versuchen, prägnant und plakativ zu 
skizzieren, was ein Denkteam im Auftrag 
der Hochschulleitung erarbeitet und mit 
der gesamten Hochschulöffentlichkeit in-
tern diskutiert hat. Skizzen beschränken 
sich naturgemäß auf die nötigsten Grund-
strukturen, so dass ich auf Details nicht 
eingehen kann. Diese können Sie in dem 
rund 1 00 Seiten umfassenden Zwi-
schenbericht der Projektgruppe nachle-
sen, der Ihnen via Internet zugänglich ist 
und gerne steht Ihnen auch das gesam-
te Denkteam für Rückfragen zur Verfü-
gung. Sie dürfen aber schon davon aus-
gehen, dass die essentiellen Fragen sehr 
gründlich durchdacht und auf ihre Trag-
fähigkeit und ihre Weiterentwicklungs-
fähigkeit geprüft sind. Selbstverständlich 
muss man weiter daran arbeiten, wir sind 
am Beginn und nicht am Ende eines 
Weges mit unserer Projektgruppe. Und 
die TU München freut sich, dass eben 

Herr Staatsminister Zehetmair ange-
mahnt hat, dass man nicht das "ob" dis-
kutieren soll , sondern vorlegen soll , "wie" 
es gehen könnte, das will die TU Mün-
chen tun. 

Vieles am Modell ExcellenTUM, meine 
Damen und Herren, wird Ihnen an Details 
bekannt vorkommen, neu ist vor allem 
der umfassende Ansatz und die innere lo-
gische Verknüpfung der Teilelemente zu 
einem geschlossenem System mit imma-
nenten Steuerungsmechanismen in 
Richtung permanenter Qualitätssteige-
rung. Um Missverständnissen gleich vor-
zubeugen: Die TU München versteht sich 
nicht als Missionarin und hat sich deshalb 
um ihr eigenes Modell bemüht und dar-
auf konzentriert, das zwar politische For-
derungen zur Weichenstellung beinhal-
tet, versteht das Modell aber nicht als all-
gemeinverbindliches und schon gar nicht 
als politsch in irgendeiner Art verbindli-
ches Modell. 

Ziele 
• Attraktivität 
• Beste Köpfe gewinnen und halten 
• Umfassende Qualifikation für 

Aufgaben in Beruf und Gesellschaft 
auf höchstem Niveau 

Studien-
qualität 

Realisierung 
und 

Ressourcen 

Studien-
finanzierung 

Qualitäts-
sicherung 

und 
Steuerung 



Das Modell ExcellenTUM basiert auf vier 
Säulen: Die tragende Säule ist die Studi-
enqualität, Säule zwei ist die Frage der 
Real isierung der Studienqualität und der 
notwendigen Ressourcen, Frage drei die 
Studienfinanzierung - dazu haben wir 
heute schon Verschiedenes gehört - und 
Säule vier, die Qualitätssicherung und -
steuerung. Das ganze verfolgt natürlich 
Ziele. Die übergeordneten Ziele des Ge-
samtmodells sind, die Attraktivität weiter 
zu steigern, die besten Köpfe zu gewin-
nen und auch zu halten und eine umfas-
sende Qualifikation der Absolventen für 
ihre künftigen Aufgaben in Beruf und Ge-
sellschaft auf höchstem Niveau zu ge-
währleisten. 

1. Studienqualität 

Ich beginne mit Säule eins: Studienqua-
lität Das ist die tragende Stütze des Ge-
samtmodells, das ist die zentrale Aufga-
be der Hochschule. Studienqualität um-
fasst kumulativ mehrere Elemente, die 
sich notwendig ergänzen müssen. 

Natürlich ist die Spitzenlehre auf der Ba-
sis von Spitzenforschung die Grundlage 
für die universitäre Ausbildung insge-
samt. Beides ist nötig, die Einheit von 
Lehre und Forschung an der Spitze muss 
erhalten bleiben. Allerdings wäre es eine 
Fiktion von Gleichheit, und wettbewerbs-

der Basis von 
Spitzenforschung --

Studienqualität 3. ) 

wie leistungsfeindlich, wenn man davon 
ausgehen würde, dass alle Hochschulen, 
alle Unversitäten in allen Fächern diese 
Spitze auch tatsächlich darstellen kön-
nen. Um diese Spitze muss man sich lau-
fend und permanent bemühen. 

Weitere Elemente, die ich etwas schnel-
ler durchgehen will: Umfassende Bil-
dung, Persönlichkeitsentwicklung, Aus-
landserfahrung, studentisches Leben, 
privates Leben und Wohnen der Studie-
renden, ein wichtiger Punkt gerade am 
Standort München. Das Ganze muss 
stimmig sein. Eine Campuskultur muss 
entstehen und auch erste berufliche Er-
fahrungen sollten bereits in die univer-
sitäre Ausbildung integriert sein. Wie 
beim Liebigschen Gesetz der Pflanze-
nernährung - Sie sehen schon, ich habe 
von Weihenstephan etwas gelernt - kann 
der Mangel eines notwendigen Elemen-
tes nicht durch ein Überangebot an an-
deren Elementen kompensiert werden . 
Wir müssen daher in allen Bereichen tätig 
werden und dabei gleichermaßen alle Be-
reiche ernst nehmen. Ich will Ihnen jetzt 
nur ein paar Eindrücke geben, Beispiele 
konkreter Handlungsfelder, die von der 
Projektgruppe identifiziert worden sind. 
Es gibthundertevon Einzeldetails, die Sie 
bitte nachlesen wollen, ich muss mich 
hier leider konzentrieren. 

Beispiele 
konkreter Handlungsfelder 

/ 
- Zueinander finden durch Auswahl , Eignungsfeststellung 
- Spitzenforscher & Spitzenlehrer führen zu fachlicher Spitzenqualifikation 
- erstklassige Betreuungsverhältnisse 
- VerfUgbarkeit bester Ressourcen rund um die Uhr 
- reibungslose Logistik, Organisation, Studierbarkeit 
- obligatorischer Auslandsaufenthalt 

\ - zeltgemäße pädagogische Konzepte / 

( Bildung und Persönlichkeitsentwicklung: "> l TUM-Akademie J 

Erste baruniehe Erfahrungen: 
Studienförderliche Jobs in und außerhalb der TUM 
(Förderung durch Partner und Mentoren} 

Wohnen: 
Eigeninitiative der TUM zur Bereitstellung erschwinglicher Wohnungen 
fUr die von der TUM ausgewählten Studierenden 
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• Premiumstudiengänge 
Zum Thema Premiumstudiengang, al-
so erstklassiger Studiengang, was 
sind da die Herausforderungen? Er-
stens: Zueinander finden durch Aus-
wahl. Eignungsfeststellungsverfahren 
sind in Bayern seit dem letzten Jahr 
möglich, werden an der TU München 
und an anderen bayerischen Univer-
sitäten auch durchgeführt und die Er-
fahrungen sind durchaus positiv, aber 
auch hier muss man natürlich weitere 
Erfahrungen gewinnen. 

Weiterhin ist für den Premiumstudien-
gang unerlässlich, dass man über 
Spitzenforscher verfügt, die gleicher-
maßen Spitzenlehrer sind. Was heute 
von Herrn Staatsminister angespro-
chen war, die Begeisterung, das Feuer 
der Neugier muss überspringen, und 
nur in dieser Kombination führt man 
Studierende zu fachlicher Spitzenqua-
lifikation. 

Dritter Punkt: Erstklassige Betreu-
ungsverhältnisse müssen hergestellt 
werden, sowohl in den Betreuungsre-
lationen, wie auch in der Zuwendung 
im Einzelfall. Es müssen beste Res-
sourcen möglichst rund um die Uhr 
verfügbar gemacht werden und ver-
fügbar sein. Wir müssen dafür sorgen, 
dass es im Studiengang eine rei-
bungslose Logistik gibt, eine optimale 
Organisation, die Studierbarkeit des 
Studiengangs in der vorgeschriebe-
nen Zeit ohne Redundanzen muss si-
chergestellt werden. Dies klingt jetzt 
ganz einfach, erfordert im Detail aber 
eine schwierige permanente Optimie-
rungsarbeit Auslandsaufenthalte sind 
wünschenswert, bis hin zur Verpflich-
tung möglicherweise, und es müssen 
im Bereich Premiumstudiengang 
selbstverständlich zeitgemäße 
pädagogische Konzepte laufend erar-
beitet und überarbeitet werden. 

• Bildung und Persönlichkeitsentwick-
lung 
Beim Thema Bildung und Persönlich-
keitsentwicklung kann ich darauf ver-
weisen, dass es eine sehr erfolgver-
sprechende Entwicklung an der TU 
München gibt mit der Einrichtung ei-
ner Akademie, quer zu den Fakultäts-
strukturen; diese soll als sehr lebendi-
ges Zentralinstitut ausgestaltet wer-
den. Man will und sollte hier Orientie-
rungswissen generieren und die Tran-
sdisziplinarität fördern. 

• Erste berufliche Erfahrungen 
Hier sind wir dabei, studienförderliche 
Jobs in und außerhalb der TU zu ge-
nerieren. Ich sage beim Thema Studi-
enfinanzierung noch etwas dazu, es 
soll nur an dieser Stelle schon ver-
deutlicht werden, dass studienförderli-
che Jobs eben nicht nur Geldquelle 
sein, sondern auch dem Studienerfolg 
dienen sollen. Auch hier sind wir auf 
der Suche nach weiteren Partnern 
und Mentoren. 

• Studentisches Wohnen 
Letztlich Wohnen: Auch diesem Be-
reich muss sich eine Universität zu-
wenden, die sich um ihre Studieren-
den besonders kümmern will. Sie 
kann die Augen vor der bestehenden 
Wohnungsnot nicht verschließen. Die 
TU München will keinesfalls die wert-
volle Arbeit des Studentenwerkes er-
setzen, sondern für die von ihr ausge-
wählten Studierenden zusätzliche In-
itiativen zu ergänzenden Verbesserun-
gen ergreifen und das in besonderer 
Weise für unsere ausländischen Stu-
dierenden und Gäste. 

2. Realisierung und Ressourcen 

Nach der Definition der Studienqualität 
und der damit induzierten Handlungsfel-
der stellt sich die Frage nach der Reali-
sierung und den Ressourcen hierfür. 
Dass kostenneutrale Elemente des Mo-
dells ExcellenTUM sofort umgesetzt wer-
den müssen ist selbstverständlich, wie 



Kundenfreundlichkeit, wie Organisation, 
wie Logistik. Dass wir staatliche Res-
sourcen optimal nutzen müssen, ist 
ebenfalls eine Selbstverständlichkeit und 
sollte hier nur ergänzend erwähnt wer-
den. Es ist unsere vornehmste Pflicht und 
Schuldigkeit an der Universität, aus die-
sen Ressourcen das Allerbeste zu ma-
chen. Es werden allerdings erhebliche Fi-
nanzierungsdefizite bleiben, wenn man 
alle angestrebten Qualitätsziele erreichen 
will. Allein die Verbesserung des derzeit 
durchschnittlichen Betreuungsverhältnis-
ses bundesweit von 1 :58 auf immer noch 
bescheidene 1 :29 bedürfte beispielswei-
se schlicht der Verdoppelung des Perso-
nals. Die TU München könnte sich an die-
ser Stelle auf den Ruf nach dem Staat 
zurückziehen, was allerdings zu kurz ge-
sprungen wäre. Andererseits könnte der 
Staat natürlich auch entscheiden, dass 
Qualitätsverbesserungen nicht notwen-
dig sind, dass weder zusätzliche Finan-
zen zur Verfügung gestellt werden, noch 
derWeg über Eigenfinanzierungsbeiträge 
von Studierenden zugelassen wird . Wenn 
das so ist, sollte das allerdings auch ganz 
deutlich gesagt werden, mit den Konse-
quenzen, dass bei künftig hoffentlich stei-
genden Studierendenzahlen dann aber 
Qualitätsverschlechterungen unaus-
weichlich eintreten werden. 

Die TU München allerdings, meine Da-
men und Herren, kann sich dieses Szen-
ario beim allerbesten Willen nicht vorstel-
len. Wir halten es daher für legitim, die 
von einem Qualitätsstudium primär Be-
günstigten, nämlich die Studierenden 
selbst an den Kosten des Mehrwerts von 
Leistungen zu beteiligen, die über die 
Standards vergleichbarer Studiengänge 
hinausgehen. ln aller Weit ist dies an Spit-
zenuniversitäten längst Realität, und mit 
dem Begriff "Bildungsbeiträge" wollen 
wir bereits terminologisch klarstellen, 
dass es der TU München in ihrem Kon-
zept nicht um allgemeine Studienge-
bühren geht, sondern um die Vergütung 
besonderer, zusätzlicher Leistungen auf 

dem Prinzip von Leistung und Gegenlei-
stung. Wer bessere Leistungen in An-
spruch nehmen will, muss bereit sein , 
dafür auch zu bezahlen. Diesem allge-
meinen wettbewerbliehen Grundsatz 
entspricht die Überlegung, dass für Pre-
miumstudiengänge, die eben über den 
Standards liegende Angebote und Lei-
stungen erbringen, auch zusätzliche 
Beiträge durch Studierende zu leisten 
sind. Allerdings gibt es für diese "Bil-
dungsbeiträge" Basisbedingungen, die 
heute bereits mehrfach genannt wurden: 

Auswahl der Studierenden nach Eignung und 
Befähigung. Verhinderung sozialer Auswahl durch 
geeignete Systeme der Studienfinanzierung 

I. Keine Reduktion des finanziellen Engagements des Staates 
für den Hochschulbereich ., _______________ / I 

Basisbedingungen für 
Bildungsbeiträge 

I. Ausschließlicher Einsatz der Eigenfinanzierungsbeteiligung 
, der Studierenden für die Leistungsverbesserung der Hochschule 

l Vollständiges Zugutekommen der Eigenfinanzierungsbeteiligung 
der Studierenden für die Hochschule 

l Keine .. verordneten Einheitspreise"; 
individuelle Bemessung der erforderlichen studentischen 
Mitfinanzierung am Umfang der Qualitätsverbesserung 

Erstens muss eine Auswahl der Studie-
renden dem Grundsatz "need blind ad-
mission" folgen. Ausschließlich Eignung 
und Befähigung, und das passend zum 
Profil unserer Universität, dürfen darüber 
entscheiden, wer zum Studium zugelas-
sen wird, und eben nicht der Geldbeutel , 
deswegen müssen geeignete Systeme 
der Studienfinanzierung eingerichtet wer-
den, bevor man Bildungsbeiträge erhebt. 

Zweitens darf es keine Reduktion des fi-
nanziellen Engagements des Staates für 
den Hochschulbereich geben. Auch das 
war angesprochen. Hier gibt es in Bayern 
noch keine negativen Erfahrungen, man 
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könnte sogar im Bundesgebiet mit gutem 
Beispiel vorangehen. 

Drittens müssen die Eigenfinanzierungs-
beteiligungen der Studierenden aussch-
ließlich für die Leistungsverbesserungen 
der Hochschulen eingesetzt werden und 
dürfen nicht an anderer Stelle versickern . 
Die Eigenfinanzierungsbeteiligung muss 
der Hochschule vollständig zugute kom-
men, sie darf also nicht in den Staats-
haushalt abdriften. Das sind politische 
Forderungen, die wir hier nur aufstellen 
können. Aber auch wenn dies gewährlei-
stet wäre, dürfen Bildungsbeiträge nicht 
kapazitätswirksam sein. Das heißt, damit 
darf nicht der quantitative Ausbau der 
Hochschulen erfolgen, sondern aussch-
ließlich der qualitative. Und ich denke, 
dass das auch kapazitätsrechtlich haltbar 
sein dürfte, weil es hier darum geht, dass 
die Studierenden eigene Beiträge für die 
Qualitätsverbesserung erbringen, das 
sind keine allgemeinen staatlichen Res-
sourcen, die deshalb bei der Kapazitäts-
berechnung unberücksichtigt bleiben 
dürfen und müssen. Eine wichtige Forde-
rung der TU München für dieses Modell 
ist auch, dass es keine verordneten "Ein-
heitspreise" geben darf: Wir sind für eine 
individuelle Bemessung der erforderli-
chen studentischen Mitfinanzierung am 
Umfang der Qualitätsverbesserung. Ver-
ordnete "Einheitspreise" sind leistungs-
feindlich und dienen nicht der Wettbe-
werbsstimulation in und zwischen den 
Universitäten. 

3. Studienfinanzierung 

Ausgehend von diesen Basisbedingun-
gen für Bildungsbeiträge wende ich mich 
der dritten Säule des Gesamtmodells zu, 
dem Thema Studienfinanzierung. Die TU 
München sieht sich nicht nur in der 
Pflicht, erstklassige umfassende Studi-
enqualität herzustellen und die Frage 
nach den dafür notwendigen Ressourcen 
zu stellen, sondern auch in der Verant-
wortung, Vorschläge zu unterbreiten, wie 

die Studierenden gerade in den Premi-
umstudiengängen in die Lage versetzt 
werden, ihr Studium zu finanzieren. Und 
wir versuchen mit unseren Vorschlägen 
eben nicht nach zuätzlichen staatlichen 
Leistungen zu rufen, sondern Vorschläge 
zu unterbreiten, wie man mit privaten 
Partnern essenziell weiterkommen kann. 

Studienfinanzierung 

Neue Wege 

"Traditionell" Studienförderliche Jobs Studiendarlehen 
• F amtltenunterstutzung • an der TUM selbst • Pnvatwlltschaftl Studten. 
• etgenes Emhommen Tutoren Betreuung Ubungen förderung 

und Vermagen Pra>bha Lehre , Mttarbett tn der . !Jass Darlehen uber Banf 
• BafoG Forschung Jobs m großem soztalvertragl und wmutbare 
• Umfang und zu attrahtlven Be- KondtUonen elltl Ausfall-

(qualttabv und quant dtngungen schaffen u anbteten Versteherungen 
ausbauen) • bet verbundenen Unternehmen. . Btldungsfonds Ruchzahlung 

Kooperat1onspraxts der Forderung nach besttmrn. 
. durch Rahmenverembarungen tem %-Sat: des spateren 
werden Mtndeststandards fest- Eml-.ommens fur etne 
gelegt besbmmte Zett 

- wm-'I'Yin-Sttuatlonen • ljet:werhbtldung 

Vortetle (neben Geldguelle) Vorausset:ung 
Job dtent dem Studtum • Eignungsfeststellung 
. fachltch - Premtumstudtengang 
. dtdahbsch 
• Persönltchhettsentwlcklung 

Was gibt's an Wegen der Studienfinan-
zierung? Nur nachrichtlich seien natürlich 
alle traditionellen Wege erwähnt (BaföG, 
Elternhaus, Stipendien). Neue Wege, die 
von uns vorgeschlagen sind, werden, 
sind eine größere Anzahl von studienför-
derlichen Jobs sowie Studiendarlehen. 
Der traditonelle Weg muss natürlich im 
Bereich der Stipendien ausgebaut wer-
den, da darf es überhaupt keine Frage 
geben. Hier bemüht sich die TU München 
in besonderer Weise. 

Die neuen Wege, die wir hier vorschlagen, 
heissen zunächst studienförderliche 
Jobs. Ein Job während des Studiums ist 
ja per se nichts Schädliches, er ist erst 
dann schädlich, wenn er vom Studium 
abhält. Viele von Ihnen, auch ich persön-
lich, haben mit Jobs im Studium persön-
lichkeitsbildende Lebenserfahrungen ge-



wonnen. Ich hatte das Glück, tatsächlich 
studienförderliche Jobs zu bekommen, 
um die ich mich selber bemüht hatte. Wir 
können an der Universität selbst eine 
größere Anzahl von attraktiven studien-
förderlichen Jobs schaffen, eben nicht 
Hilfskraftjobs, die wie in der Vergangen-
heit nur mit einem kleinen Stundensatz 
vergütet werden, sondern je nach Inhalt 
und Qualifikation der übertragenen Auf-
gabe kommen befristete und teilzeitbe-
schäftigte BAT-Verhältnisse durchaus in 
Betracht. Darum wollen wir uns aus eige-
ner Kraft künftig bemühen, qualifizierten 
Studierenden Jobs anzubieten, bei de-
nen sie selbst etwas lernen, wovon sie al-
so fachlich wie didaktisch profitieren und 
die schließlich auch der Persönlichkeits-
entwicklung dienen. Nicht nur an der Uni-
versität wollen wir uns um derartige Jobs 
bemühen, sondern auch und gerade um 
studienförderliche Jobs bei verbundenen 
Unternehmen. Hier wird unsere Aufgabe 
sein, eine Vermittlungsfunktion zu über-
nehmen und über Rahmenvereinbarun-
gen mit den Unternehmen auch die Vor-
teile dieser studienförderlichen Jobs zu 
kommunizieren und dafür zu sorgen, 
dass bestimmte Mindestbedingungen 
eingehalten werden. Die Vorteile für die 
verbundenen Unternehmen liegen darin, 
dass sie frühzeitig Zugang zu qualifizier-
tem Nachwuchs erhalten und damit ihre 
Personalaquisitation langfristig besser 
betreiben können. 

Der nächste Vorschlag: Studiendarlehen. 
Hier haben wir uns bewusst nicht an den 
Staat wenden wollen, sondern Möglich-
keiten ausgelotet, wie über privatwirt-
schaftliche Studiendarlehen ein zusätzli-
ches Angebot- und das kann ich nicht oft 
genug betonen, es handelt sich nur um 
zusätzliche Angebote - geschaffen wer-
den kann, die Studienkosten zu finanzie-
ren und zwar ohne dass der zur Zeit fi-
nanzschwache Staat dafür zusätzliche 
Mittel bereitstellen müßte. Selbstver-
ständlich müssen hierbei attraktive Kon-
ditionen geschaffen werden, wie eine an-

gemessene, nicht überzogene Verzin-
sung und eine einkommensabhängige 
Rückzahlung. Wir sind hier keine Traum-
tänzer. Wir haben Modelle gerechnet, wir 
sind im Gespräch mit großen Banken und 
mit Fonds-Betreibern und ich denke, wir 
werden im Verlaufe dieses Kongresses 
aus berufenem Munde Näheres erfahren. 
Wenn ich mir das Modell vom Herrn Drä-
ger, wie er es heute vorgestellt hat, an-
schaue, drängt sich natürlich auch ein 
Kombinationsmodell auf. Wenn nämlich 
die Risikofinanzierung bei den Banken 
dadurch zu erträglichen Zinssätzen 
führen kann bzw. zu einkommensabhän-
gigen Rückzahlungen, dass der Staat 
Zinszuschüsse gibt oder Bürgschaften 
übernimmt, dann könnte das ein gemein-
samer Weg von "private-public-partners-
hip" sein. Dass Studiendarlehen ein 
gangbarer Weg sind, zeigt ihre Handha-
bung in der gesamten Weit, die Absiche-
rungsfragen müssen noch geklärt wer-
den. Daneben werden wir auch hören, 
dass Bildungsfonds attraktive Modelle 
sein könnten, die in die Richtung gehen, 
dass nicht ein bestimmter Schuldenberg 
zurückgezahlt werden muss, sondern ein 
bestimmter Anteil des künftigen Einkom-
mens auf eine bestimmte Zeit. 

4. Qualitätssicherung und -Steuerung 

Die letzte Säule heißt Qualitätssicherung 
und -Steuerung. Selbstverständlich muss 
man dafür sorgen, dass der neue Ge-
samtansatz nicht nach anfänglicher Be-
geisterung verpufft. Wir müssen zur 
nachhaltigen Sicherung der Aufwärtsent-
wicklung konsequente Systeme der Qua-
litätssicherung und -Steuerung ergreifen 
und einrichten. Und zwar rückgekoppel-
te, lernende Systeme mit Anreiz- und 
Steuerungsmechanismen. Diese Steue-
rungsmechanismen sind hier mal mit 
Maßnahme und Wirkung gegenüberge-
stellt. 
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Maßnahme 

Wenn wir Studierende beispielsweise 
nach Qualifikation und Fitting zur Univer-
sität aussuchen können, wird unser wis-
senschaftliches Gesamtniveau steigen. 
Qualitätsverbessernde Maßnahmen 
führen zu Leistungssteigerungen und 
Profilschärfungen. Die studienförderli-
chen Jobs sind nicht nur Geldquelle son-

Steuerungsmechanismen - ··--. 
Wirkung 

·1 Studierendenauswahl nach Qualifll·.abon • Gesamtmveau TUM ste1gt 

Quahtatsverbessernde Maßnahmen • Le1stung ste1gt 
• Profil scharf! SICh 

3 Controlling und Oualitatss1chenung • e1gendynam1sche We1terentw1chlung 
der Qualltat 

4 Studienförderliche Jobs • Geldquelle und 
• Studienerfolg 

5 Bildungsbeltrage • Fman:Jerung Prem1umstud1engang 
• Le1stungsbe"'oo'USStse1n KundenbeZiehung 

6. Le1stungsgarannen • besondere Pflicht TUM 
• Transparenz 

7 Snpend1en • Geldquelle Stud1 erondo 
• Personalauswahl Unternehmen 

8 Pnvate Studiendarlehen • hon:entrabon auf Stud1um 

Ziele 
• Attraktivität 
• Beste Köpfe gewinnen und halten 
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• Umfassende Qualifikation für 
Aufgaben in Beruf und Gesellschaft 
auf höchstem Niveau 

Realisierung 
und ..... _(_ 

""';.,. • ""';.,. 
qualität finanzierung 

Qualitäts-
sicherung 

und 
Steuerung 

dern tragen auch zum Studienerfolg bei. 
Bildungsbeiträge helfen, Premiumstudi-
engänge zu finanzieren, führen zu Lei-
stungsbewusstsein und Kundenbezie-
hungen. Ich komme damit zum Schluss 
zu einem Gesamtbild, das einmal mehr 
die Notwendigkeit eines wirklich umfas-
senden Ansatzes verdeutlichen soll, weil 
anders kein Gebäude entsteht, sondern 
allenfalls ein Torso oder eine Ruine. Und, 
meine Damen und Herren, wer wohnt in 
diesem Häuschen dann? Nur Gewinner! 

Studierende, die beste Betreuung und 
Zuwendung erfahren, sowohl in der wis-
senschaftlichen Ausbildung wie im Zu-
gang zu ihrem künftigen Beruf, in zusätz-
lichen Angeboten studienförderlicher 
Jobs und der Studienfinanzierung. Ver-
bundene Unternehmen, die als künftige 
Arbeitgeber nicht nur die Studierenden 
fördern, sondern sie auch frühzeitig ken-
nen und hoffentlich auch schätzen ler-
nen, was zu gezielter und langfristiger 
Personalaquisition führt. Die Lehrenden 
der TU München selbst, die für die TU 
München ihre Wettbewerbsposition und 
ihr Gesamtqualitätsnineau steigern , Und 
letztlich Gesellschaft und Volkswirtschaft: 
Es entsteht nämlich mit einem derartigen 
System erstmals ein wirklich signifikanter 
Wettbewerb im Bereich der Lehre und 
des Studiums. Im Bereich der Forschung 
gibt es den Wettbewerb längst, aber im 
Bereich der Lehre und des Studiums gibt 
es angereizten Wettbewerb bislang nicht. 
Es wird dadurch eine lebendige Span-
nung entstehen, die den Fortschritt an-
treibt. 

Dr. Ludwig Kronthaler ist Kanzler der 
TU München 



ExcellenTUM aus Sicht der Studierenden: 
Anspruch & Wirklichkeit 

Hans Pongratz 

Herzlieh Willkommen, es freut mich, 
heute vor Ihnen sprechen zu dürfen. 
Mein Name ist Hans Pongratz und 

ich bin der Vorsitzende des Fachschaf-
tenrats der TU München. Ich studiere In-
formatik im 7. Semester und wirke als ei-
ner der studentischen Vertreter in der Ex-
cellenTUM-Kommission mit. 

Kardinal Friedrich Wetter, Erzbischof von 
München und Freising, begann seine An-
sprache bei der Einweihung unseres neu-
en Fakultätsgebäudes für Mathematik 
und Informatik in Garehing am 14. No-
vember 2002 wie folgt: 

"Dertiefste Sinn dessen, worum es in die-
sem neuen Gebäude geht, ist nicht tech-
nische und wirtschaftliche Verwertbar-
keit. Es geht zutiefst um den Menschen. 
Ursache und Ziel wissenschaftl ichen Ar-
beitens und Forschens ist im Menschen 
grundgelegt" 

ln der TUM-Familie - wie uns unser Prä-
sident, Prof. Herrmann, einmal nannte -
gibt es sehr viele verschiedene Men-
schen mit eben so vielen verschiedenen 
Bedürfnissen und Vorstellungen.lch 
möchte heute versuchen, die Sicht einer 
Gruppe von Menschen, die der Studie-
renden - welche durchaus sehr facetten-
reich sein kann - zu schildern. 

Angst- Angst ist vermutlich ein Wort, das 
die Gefühle vieler Menschen zum Thema 
Studiengebühren recht gut widerspiegelt. 
Die studentische Vertretung führte eine 
Umfrage durch, an der sich über 3.000 
der fast 20.000 Studierenden der TU 
München beteiligten. Sie ergab, dass 85 
Prozent der Befragten gegen Studienge-
bühren im Erststudium sind. Ein weiteres 

Beispiel ist die Mahnwache von Ge-
bührengegnern vor der Tür- vielleicht hat 
der eine oder andere von Ihnen ja einen 
Euro übrig gehabt. 

Aber woher rührt diese Angst? Än_9ste 
haben immer eine Herkunft! Oft sind Ang-
ste auf einen Informationsmangel zurück-
zuführen, welcher nicht durch Vertrauen 
kompensiert werden kann. 

Wer Angst hat, ist nicht offen für Argu-
mente, kann nicht differenzieren und sich 
selbst nicht differenziert einbringen. Er ist 
nicht in der Lage, seine Meinung zu über-
denken, zu ändern oder fundiert beizu-
behalten und verfällt sehr schnell in eine 
Schubladen-Denkweise. Eine mögliche 
Folge ist Resignation, eine andere 
"Bauchargumentation". Angst ist vermut-
lich eines der Schlüsselprobleme dieser 
Thematik. 

ln den Medien und bei Protesten wird die 
Befürchtung vor sozialer Selektion immer 
wieder hervorgehoben, wir haben es heu-
te auch schon bei den verschiedenen 
Ausführungen gehört. Die Angst vor dem 
"es sich nicht leisten können" oder auch 

Vertrauen Informations-
mangel 

/ 

\t.!. Nl<ht ""'! ' A<gomoot< 
Schubladendenkweise 
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vor dem potentiellen Schuldenberg, vor 
dem man am Ende seines Studiums 
steht, sind Teile der Bedenken. Kann es 
überhaupt sozialverträgliche Studienge-
bühren geben? Vielleicht bekommen wir 
im Laufe dieses Kongresses noch eine 
Antwort hierauf. 

Kann ExcellenTUM diese Ängste und Be-
fürchtungen aus dem Weg räumen oder 
Sie zumindest wahrnehmen? 

Wenn der Mensch im Vordergrund steht, 
sollte es die Aufgabe sein, seiner Angst 
zu begegnen. Meiner Ansicht nach fehlen 
zum aktuellen Zeitpunkt noch wesentli-
che Informationen, die dieser Begegnung 
förderlich wären . Es fehlen : 

• Gebührenhöhe, 
• Darlehensmodalitäten, 
• Konsequenzen von Studiengebühren, 

insbesondere soziale Auswirkungen, 
• Schätzungen über zukünftige 

lmmatrikulationszahlen, 
• Berufschancen, 
• Zahlungsbereitschaft der Studieren-

den, 
• Verwendungszwecke der Gelder und 
• Auswirkungen auf den Hochschul-

standort Deutschland im allgemeinen 
sowie 

• die einzelnen Hochschulen im 
speziellen. 

Ohne diese Informationen ist es sehr 
schwierig , wenn nicht gar unmöglich, 
sich eine fundierte Meinung zu diesem 
sehr komplexen Thema zu bilden. 

Aber wieso kann der Informationsmangel 
nicht durch Vertrauen kompensiert wer-
den? Es scheint, dass viele Menschen 
kein Vertrauen in Politik und Hochschul-
leitung haben - mögliche Gründe möge 
sich jeder selbst überlegen bzw. einem 
Medium seiner Wahl entnehmen. Da ich 
jedoch pragmatisch veranlagt bin, stellt 
sich mir die Frage, wie man für die Zu-
kunft Vertrauen aufbauen könnte. Natür-

lieh ist mir die alte Weisheit "Vertrauen ist 
eine zarte Pflanze, die, einmal zerstört, 
nur schwer wieder wächst" durchaus 
geläufig. Trotzdem möchte ich Sie auffor-
dern, es zumindest zu versuchen! 

Die Politik und die Hochschulleitung 
müssen in die Vorleistung gehen, d.h. 
Versprechungen sollten eingelöst und 
Wünsche und Anregungen mit Nach-
druck verfolgt werden. Der Academicus 
Wettbewerb, welcher im Zusammenhang 
mit dem ExcellenTUM Projekt und dem 
letzten Dies Academicus der TU Mün-
chen im Dezember ausgerichtet wurde, 
bietet eine solche, wichtige Chance. Es 
wurden über 160 Ideen und Anregungen 
eingesandt - jetzt ist es an der Hoch-
schule, diese Einsendungen glaubwürdig 
und zeitnah zu beantworten, gute Ideen 
zu verfolgen und vor allem umzusetzen. 
Nur so kann Vertrauen aufgebaut wer-
den. 

Dies kann durchaus funktionieren - ich 
denke dafür sind meine Ausführungen 
heute der beste Beweis. Die Hochschul-
leitung vertraut uns studentischen Vertre-
tern und wir vertrauen ihr. Wir werden als 
Menschen und Mitglieder der Universität 
ernst genommen. Wir erfahren Änderun-
gen und Neuerungen nicht erst aus der 
Presse, sondern sind aktiv an deren Aus-
gestaltung beteiligt. 

Karikatur Süd-
deutsche Zeitung 
"Loch ist im Eimer" 



Es ist zu befürchten, dass Studienge-
bühren nicht an der Hochschule bleiben 
bzw. bei der Einführung einfach die staat-
lichen Mittel gekürzt werden - "Ein Loch 
ist im Eimer", um mit den Worten des Ka-
rikaturisten Dieter Hanitzsch von der 
Süddeutschen Zeitung zu sprechen. Es 
befindet sich die Kopie auch in der Pres-
semappe, die Sie heute erhalten haben. 

Eine wesentliche Prämisse des Excellen-
TUM Konzepts ist jedoch, dass zusätzli-
che Einnahmen der Hochschule in keiner 
Weise auf die staatliche Finanzierung an-
gerechnet werden, sondern vollständig in 
die Studienqualitätsverbesserung fließen. 
Ich möchte jetzt nicht die "Gretchen-Fra-
ge" an die Politik stellen. Um aber auf 
meine vorherigen Ausführungen zurück-
zukommen: Gerade hier wäre eine Vorlei-
stung seitens der Politik notwendig, um 
Klarheit und Vertrauen zu schaffen. 

Fehlt es wirklich an Haushaltsmitteln oder 
ist das Geld nur falsch verteilt? Ein erster 
wichtiger Schritt wäre es, den Hochschu-
len einen werthaltig gesicherten Global-
haushalt zuzugestehen- damit die Hoch-
schulen so wirtschaften können, wie es 
für ihre Ziele notwendig und sinnvoll ist. 
Solange die Politik ihnen das verwehrt, ist 
es leicht verständlich, dass sich die 
Hochschulen nach anderen Finanzie-
rungsquellen umsehen. Der Globalhaus-
halt wäre ein wichtiger Schritt, um festzu-
stellen , wieviel wirklich fehlt und wieviel 
einfach nur schlecht verteilt ist. 

in der Vergangenheit unterstützte, ja for-
cierte die Politik die Profilbildung der 
deutschen Hochschulen, sei es mit Ex-
perimentierklauseln oder komplett über-
arbeiteten Hochschulgesetzen. Was be-
deutet Profilbildung oder gar Excellenz 
einer Hochschule? Wie würde ich mir 
meine optimale Hochschule vorstellen? 
Bis Ende der achtziger Jahre wurde die 
Fiktion gepflegt, alle Hochschulen wür-
den gleiche Qualität bieten. Dadurch hat 

die ZVS ihre Legitimation erhalten. Somit 
durfte sich auch niemand beschweren, 
wenn er nicht an die Hochschule seiner 
Wahl geschickt wurde. 

ExcellenTUM ist ein Ansatz, der TU Mün-
chen ihr ganz spezielles Profil zu geben. 

Der Wochenzeitung "Die Zeit" vom 20. 
Februar 2003 zufolge sind jedoch "Refor-
men von oben ( ... ) in einem solchen Sy-
stem, gemeint sind hier die deutschen 
Hochschulen, stets zum Scheitern verur-
teilt" - d.h. es muss darauf geachtet wer-
den, dass ExcellenTUM nicht aufoktroy-
iert, sondern die Idee und die Denkweise 
in das Bewusstsein der Menschen der 
TU München übergehen. 

Im Folgenden werde ich detaillierter auf 
einige der Grundthemen dieses Papiers 
eingehen und diese aus studentischer 
Sicht beleuchten. 

Das Eignungsfeststellungsverfahren ist 
ein Grundelement des ExcellenTUM 
Konzepts- die Universität sucht sich ihre 
Studierenden und die Studierenden sich 
ihre Universität aus. Hier wird ein altes 
Muster unserer Hochschullandschaft 
über den Haufen geworfen. Bisher waren 
nur Numerus Clausus Fächer bekannt, 
d.h. wenn ein Studiengang so stark nach-
gefragt wurde, dass die Lehr- und Platz-
kapazitäten der Hochschule nicht für alle 

Abi+ Verfahren 
• Eignungsfeststellung 

• bewusste Wahl Fach/Universität 

• Keine Beschränkung der Zulassungszahlen 

__j 
Ziel , Senken der Abbrecherquote und --v Profilbildung der Hochschule 
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Interessenten ausreichten, wurden Zu-
lassungsbeschränkungen eingeführt. Der 
große Unterschied bei dem Eignungs-
feststellungsverfahren besteht darin, 
dass es kapazitätsunabhängig ist. Es 
wird von der jeweiligen Hochschule und 
Fakultät anhand des gesetzlichen Rah-
mens frei ausgestaltet. Abi+ ist eine sol-
che Ausgestaltung, welche bereits in vier 
Fakultäten der TU München seit einem 
Semester erprobt wird. 

Bei diesem Verfahren kommt es zu einer 
bewussten Wahl der Universität und des 
Studienganges. Anhand eines "Letters of 
lntent" schildert der potentielle Studie-
rende seine Absichten und Gründe in Be-
zug auf den angestrebten Studiengang. 

Das Verfahren soll den Geldgebern als 
Sicherheit, der TUM und dem zukünfti-
gen Studierenden als gegenseitiges 
Commitment dienen. Ziel ist eine Sen-
kung der Abbrecherquoten bzw. eine 
Auswahl derjenigen Studierenden, die 
dem Profil der TU München entsprechen. 

Die ersten Erfahrungsberichte der Fakul-
täten scheinen sehr vielversprechend zu 
sein. Es ist die Rede von Bewerbungen 
auf hohem Niveau, von Leistungsverbes-
serungen bei Prüfungen und von moti-
vierten Studierenden. Allerdings muss je-
de Fakultät erst ein Bewusstsein ent-
wickeln, wie der Musterbewerber auszu-
sehen hat und welche Schwerpunkte im 
Verfahren neben der Abiturnote gesetzt 
werden. Im Vordergrund des Verfahrens 
steht der Mensch - erst recht, wenn die 
Abiturnote nicht gut genug ist. Dann wird 
in einem persönlichen Gespräch zwi-
schen Dozenten und Bewerber seine Eig-
nung geprüft. 

Das ExcellenTUM Konzept beinhaltet ei-
ne Fülle an Ideen für das Prinzip der Lei-
stung und Gegenleistung. Eine bestimm-
te Leistung soll von der TU München er-
bracht und durch eine monetäre Gegen-
leistung der Studierenden erwidert wer-

Prinzip Leistung und Gegenleistung 

TECHNISCHE 
UNIVERSITÄT 
MONCHEN 

Leistung V 
/ -----,----,------, 

den. Dennoch fehlt momentan ein kom-
pakter Maßnahmenkatalog, welche 
Mehrwert-Leistungen für welchen Studi-
engang von Relevanz sind und mit wel-
chen Kosten diese Leistungen verbun-
den wären. 

Nutzen und Aufwand, das ist uns Studie-
renden sehr wichtig, müssen in einem 
sinnvollem Verhältnis stehen - eine Be-
treuungsrelation von 1:1 ist durchaus ei-
ne charmante Vorstellung, aber rechtfer-
tigt der Nutzen wirklich den Aufwand? 
Wird das Niveau der Ausbildung dadurch 
zwingend verbessert? 

Der jeweilige Bedarf muss im eigentlichen 
Sinne von jedem Menschen selbst, bzw. 
in Vertretung durch die Fakultät bestimmt 
werden. Wobei eine vermeintliche "freie 
Wahl" leider oft keine ist- wird nicht jeder, 
der eine Klausur nicht bestanden hat, 
gerne für ein Nachhilfeangebot von der 
Fakultät bezahlen, wenn er das Gefühl 
hat, dass dies seine Chancen zu beste-
hen erheblich verbessert? Muss die Fa-
kultät dann nicht zuerst erklären, wieso 
bei eignungsfestgestellten Studierenden 
die Vorlesungen und Übungen nicht aus-
reichen? Ist es wirklich wünschenswert, 
kostenpflichtige Repetitorien zu forcieren 
wie es in der Fakultät für Mathematik zur 
Zeit geschieht- viele Jurafakultäten ver-
suchen, davon endlich loszukommen. 

Das Prinzip der Leistung und Gegenlei-
stung darf nicht nur auf monetärer Ebene 
gesehen werden - viel wichtiger ist doch 
das Bewusstsein, dass jedes Mitglied un-
serer TUM Familie aktiv an ihrer Gestal-



tung teilnimmt und sowohl fordert als 
auch fördert. 

Garantien sollen Leistungen transparent 
und glaubhaft machen. Ohne Garantien 
ist es für einen Studieninteressenten nicht 
erkennbar, ob das Leistungsversprechen 
der TU München tatsächlich Substanz 
aufweist. Gleichzeitig sollen diese Lei-
stungsversprechungen einen disziplinie-
renden Effekt auf den Leistungsanbieter 
haben. 

Hier ist noch viel Konkretisierung not-
wendig, um die einzelnen Garantien mit 
Inhalt zu füllen. 

Leistungsgarantien 
• "All inclusive" - Garantie 

• Jobgarantie 

• Studium für alle- Garantie 

• Wohnungsgarantie 

• Die "All inclusive Garantie" 
Die Universität bietet im Studium und 
den begleitenden Serviceleistungen 
alles an, was auch an Wettbewerbsu-
niversitäten zum Standard gehört, und 
zwar in ausgezeichneter Qualität. Dar-
über hinaus wird dieser Standardka-
non durch exklusive Angebote er-
gänzt. Die Universität garantiert, dass 
für alle diese Angebote keine weiteren 
Kosten über den eigentlichen Bil-
dungsbeitrag hinaus anfallen. 
Wichtig ist jedoch die Frage, ob ein 
Studierender am Ende überhaupt die 
Zeit und den Bedarf hat, all die von 
ihm bezahlten Leistungen in Anspruch 
zu nehmen, und ob sie für ihn über-
haupt sinnvoll sind. Auch symbolische 
Leistungen erfordern mehr als nur 
symbolische Finanzierung. 

• Jobgarantie 
Bei dieser garantiert die Hochschule 
allen Absolventen eines Bildungsbei-
tragsstudiums, dass sie binnen eines 
Jahres nach Abschluss des Studiums 
einen ihrer Qualifikation entsprechen-
den Arbeitsplatz finden werden. Diese 
Garantie enthält allerdings sehr viele 
Freiheitsgrade - bei Verträgen und 
Versprechungen ist aber gerade das 
Kleingedruckte immer das Interessan-
teste. 
Welcher Anspruch entsteht? ln wel-
cher Form und in welcher Zeit wird 
der Bildungsbeitrag zurückgezahlt? ln 
Barem oder etwa nur in Form von Bil-
dungsgutscheinen? Wie verläuft die 
Nachweispflicht - wie kann ein Absol-
vent nachweisen, dass er keinen adä-
quaten Beruf gefunden hat? Aus wel-
chem Topf der Universität werden die 
Mittel bei einer möglichen Rückzah-
lung abgezogen- der jeweiligen Fa-
kultät, dem jeweiligem Lehrstuhl? Wie 
kann sichergestellt werden, dass die 
Universität durch einen "schlechten 
Jahrgang" oder eine Rezession nicht 
zahlungsunfähig wird, weil zu viele 
Rückzahlungen anfallen? 

• "Studium für alle" Garantie 
Die für die Kritiker wahrscheinlich 
wichtigste Garantie, die Qualität der 
Studierenden, bemisst sich nicht nach 
ihrem Geldbeutel, sondern nach ihrer 
Qualifikation. Die TU München will al-
len eignungsfestgestellten Bewerbern 
garantieren, dass die Bildungsbeiträ-
ge sie nicht an ihrem Studium hindern 
werden. 

• Wohnungsgarantie 
Die TU München will einen noch fest-
zulegenden Prozentsatz der eig-
nungsfestgestellten Studierenden eine 
für sie bezahlbare Wohnung in akzep-
tabler Nähe garantieren. Die Auswahl 
der Studierenden soll nach Leistungs-
und Sozialkriterien erfolgen. Es bleibt 
die Frage, wie hoch dieser Prozent-
satz ausfallen wird. Wir haben 20.000 
Studierende an unserer Hochschule, 
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hundert Wohnheimplätze sind ein er-
ster Schritt, doch leider nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein. 
Insgesamt werfen diese Garantien lei-
der zum jetzigen Zeitpunkt mehr Fra-
gen auf, als sie beantworten. Aus 
Sicht der Studierenden haben diese 
Leistungsgarantien das Potential, 
dem ExcellenTUM Konzept zu einer 
breiten Akzeptanz zu verhelfen. Eine 
fundierte Diskussion ist allerdings erst 
nach der genauen Ausgestaltung 
möglich. 

Welche Substanz aber sollen die Lei-
stungsgarantien überhaupt abdecken? 
Das Vier-Säulen-Modell soll die Anforde-
rungen an einen qualitätsoptimierten Stu-
diengang in Cluster zerlegen. 

Der Anspruch der TU München ist es, 
qualitätsoptimierte Studienangebote be-
reitzustellen, die sich auf höchstem wis-
senschaftlichen Niveau befinden, umfas-
send angelegt sind und die Kriterien der 
Effektivität und Effizienz erfüllen. Um dies 
zu erreichen, sollen Studienangebote der 
TU München laufend weiterentwickelt, 
ergänzt und den fachlichen sowie gesell-
schaftlichen Ansprüchen angepasst wer-
den. 

Vier-Säulen-Modell (Anforderungen) 

Qualitätsoptimierte 
Studiengänge 

sind 

Dies wird im ExcellenTUM Konzept in fol-
genden Vier-Säulen zusammengefasst: 

• Höchstes wissenschaftliches Niveau: 
darunter wird ein hohes Anspruchsni-
veau, höchste Qualität der Lehre, und 
die Nähe zur Forschung verstanden 

• Effektivität: kleine Gruppen, guter 
Kontakt zu Lehrenden, optimale Aus-
stattung der Lehrenden bzw. für die 
Studierenden 

• Umfassend: geistes-, kultur-und 
sozialwissenschaftliche Kompetenz-
vermittlung, Internationalität, Fach-
kompetenz. 

• Effizient: komprimierter Studienauf-
bau, hohe Verfügbarkeit der Ressour-
cen, studentenorientierte Verwal-
tungsprozesse. Kurzum - was sich je-
der Student wünschen würde. 

Es ist schwer, die Wirklichkeit im Rahmen 
dieses Vortrags zu schildern - viele 
Aspekte sind sicherlich durch das Säu-
lenmodell erfasst - allerdings fehlt es an 
der differenzierten Ausgestaltung , die 
nicht durch die Projektgruppe alleine, 
sondern nur durch Zusammenwirken al-
ler Mitglieder der Hochschule erreicht 
werden kann. Aus studentischer Sicht 
bergen die Kernelemente und möglichen 
Maßnahmen viel Diskussionsbedarf in 
sich - vor allem wenn es um finanzielle Ei-
genbeteiligungen geht. Bei den internen 
Diskussionsveranstaltungen spiegelte 
sich dies schon an der Fragestellung der 
Öffnungszeiten der Bibliotheken wieder -
der Nutzen einer 24h und 7 Tage die Wo-
che geöffneten Bibliothek wurde des öf-
teren in Frage gestellt - hier ist noch eine 
differenzierte und dezidierte fakultäts-
spezifische Bedarfsermittlung notwen-
dig. Nicht jeder Studiengang benötigt ei-
ne ständig geöffnete Bibliothek, einige 
benötigen viel dringender genügend 
Computerarbeitsplätze. Hier muss auf 
den jeweiligen Bedarf eingegangen wer-
den. 



Das ExcellenTUM Konzept enthält viele 
gute und wichtige Ideen zu Qualitätsver-
besserungen in der Lehre. Ich persönlich 
sehe es als Erfolg und Bereicherung, 
dass sich die Hochschule nun inzwischen 
seit über einem Jahr intensiv mit dieser 
Thematik beschäftigt. Es sollte jedoch 
auch weiterh in versucht werden, alle 
Menschen der Hochschule umfassend in 
die Überlegungen mit einzubinden, da 
nur so Ängste abgebaut werden können 
und ein gemeinsames Bewusstsein ent-
stehen kann. 

Traditionell sind Studierende immer ge-
gen Studiengebühren gewesen. Das Ex-
cellenTUM-Papier hat die Ängste der 
Studierenden nicht ausgeräumt. Es sind 
noch viele Fragen ungeklärt, was eine ab-
schließende Bewertung des Papiers un-
möglich macht. 

Es muss in der Hochschule ein "Geist", 
ein Bewusstsein, eine Denkweise, eine 
Identifikation geschaffen werden . Erst 
dadurch wird ein gemeinsames Streben 
nach Exzellenz möglich. Jedes Mitglied 
der TU Familie muss am gleichen Strang 
ziehen und diese Einstellung gilt es zu 
zeigen- denn "ein Lächeln lässt sich nicht 
bezahlen, es kommt von innen"! 

Hans Pongratz ist Vorsitzender 
des Fachschaftenrates der Technischen 
Universität München 
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Wissen gegen Kohle? 
Uber geldwertes Studieren und 

Finanzierungsbeiträge an der UW/H 
Sylvia Cybulski 

Studiengebühren führen zur Ausgren-
zung finanziell schwacher Studie-
render. Studiengebühren machen 

den Zugang zum Studium abhängig vom 
Geldbeutel der Studierenden - und nicht 
von ihrer fachlichen und persönlichen 
Qualifikation. Die persönliche Freiheit in 
der Gestaltung des Studiums wird durch 
eine Ökonomisierung des Studiums ein-
geschränkt. Und Studiengebühren führen 
zur Kapitalisierung des Bildungsmarktes 
- die Regeln in der zukünftigen Hoch-
schullandschaftwerden lauten: Kein Geld 
- keine Leistung, aber auch: Keine Lei-
stung - kein Geld! Bildung wird damit zur 
Ware, Studiengebühren zum Steue-
rungsmechanismus eines effizienten, 
studierenden- und "marktgerechten" 
Hochschulsystems. 

Dies sind zugespitzte Ängste, Sorgen 
und Hoffnungen, die mit Studienge-
bühren verbunden sind - ein Hoch-
schulthema, das die deutsche Öffentlich-
keit wie kaum ein anderes erregt. ln 
Deutschland werden Studiengebühren 
noch immer in erster Linie mit privaten 
Universitäten assoziiert, während, wenn 
es um die finanzielle Reform staatlicher 
Universitäten geht, der Ruf nach Vater 
Staat vorherrscht. 

Studierende an der privaten Universität 
Witten/Herdecke müssen seit 1995 für ihr 
Studium zahlen. Die Einführung von Fi-
nanzierungsbeiträgen diente hier 
zunächst einem sehr pragmatischen Ziel: 
Der Sicherung des Überlebens der in fi-
nanzielle Schwierigkeiten geratenen 
Hochschule. Gleichwohl setzten sich die 

Mitglieder der Universität grundlegend 
mit den Problemen von Studiengebühren 
auseinander: 

Anteil der F1nanz1erungsbe1trage 
am Haushalt der UW/H 2000/200 I 

Die Universität ist eine grundsätzlich für 
jeden offene Institution des Bildungswe-
sens. Für die Studierenden in Witten/Her-
decke sind Studiengebühren daher nur 
denkbar unter der Voraussetzung eines 
Finanzierungsmodells, das die Ausgren-
zung von Studienbewerbern aufgrund fi-
nanzieller Kriterien vermeidet. Stattdes-
sen muss die "Freiheit des Zugangs zum 
Studium" gewährleisten, dass die Uni-
versität Studierende auch nach Ein-
führung der Finanzierungsbeiträge aus-
schließlich anhand von Persönlichkeit, 
Fachinteresse und Motivation auswählt. 



Die Mitglieder von Witten/Herdecke "le-
ben" ein hohes Maß an individueller Frei-
heit und Eigenverantwortlichkeit in der 
Gestaltung ihres Studiums. "Freiheit der 
Gestaltung des Studiums" heißt auch, 
dass die Studiendauer nicht künstlich be-
schränkt werden darf. Eine "Ökonomisie-
rung" des Studiums durch eine Sanktio-
nierung der Studiendauer - d.h. durch ei-
ne finanzielle Mehrbelastung sogenann-
ter "Langzeitstudenten" - ist inhaltlich 
falsch und sozial ungerecht. Hierdurch 
würde die Kreativität in der Gestaltung 
des Studiums (z.B. durch individuellen 
Einsatz für Projekte und Initiativen) be-
hindert und Studierende, die für ihren Le-
bensunterhalt auf Arbeit neben dem Stu-
dium angewiesen sind, benachteiligt. 

Nach Abschluss des Studiums soll die 
"Freiheit der Berufswahl" für Studierende 
aus Witten/Herdecke gewährleisten, 
dass finanzielle Belastungen durch Stu-
diengebühren - wie z.B. ein fixes Darle-
hen - keinen Einfluss auf ihre Berufswahl 
haben. Es wäre verhängnisvoll , wenn be-
rufliche und wissenschaftliche Interessen 
sich dem Zwang eines hohen Schulden-
berges unterordnen müssten - und Ab-
solventen in der Erwartung hoher finanzi-
eller Belastungen nur gut dotierte Ar-
beitsstellen annehmen könnten. Zwangs-
läufig würden "exotische" und von der 
Gesellschaft finanziell weniger honorierte 
Berufe an den Rand gedrängt. 

Aus diesen Anforderungen entwickelten 
Studierende 1995 an einem Küchentisch 
einer studentischen WG den "Umge-
kehrten Generationenvertrag". Idee ist, 
dass die Absolventen der Universität 
durch Finanzierungsbeiträge, die erst 
nach dem Studium geleistet werden, die 
aktuell Studierenden finanzieren. Im Rah-
men dieses Finanzierungsmodells sind 
grundsätzlich drei Varianten für die Zah-
lung der Finanzierungsbeiträge möglich: 

ln der einkommensabhängigen Später-
zahlung leisten Studierende ihren Finan-

zierungsbeitrag erst nach Abschluss des 
Studiums - abhängig von der dann er-
zielten Höhe des Einkommens. Acht Jah-
re lang sind dann acht Prozent des Ein-
kommens zu leisten. 

Bei der fixbetragsorientierten Sofortzah-
lung wird für das Studium ein fester Be-
trag entrichtet - unabhängig von der Stu-

3,5% 

0 Sofort:ahlung • SpSer:ahlung davon hSif11g 

Verteilung der Zahlungsvarianten WS 200 1102 

diendauer (in der Regel 15.185,37 Euro 
für ein Vollstudium). Die Zahlungen erfol-
gen in monatlichen Raten verteilt über die 
Dauer der Regelstudienzeit. 

Die Variante der hälftigen Späterzahlung 
kombiniert die Späterzahlung mit der So-
fortzahlung. Während des Studiums ist 
der halbe Fixbetrag zu leisten. Nach dem 
Studium zahlen die Studierenden vier 
Jahre lang acht Prozent ihres dann erziel-
ten Einkommens. 

Die StudierendenGesellschaft Witten/ 
Herdecke (SG), ein von Studierenden or-
ganisierter und verantworteter Verein , 
setzt das Finanzierungsmodell mit gerin-
gem Verwaltungsaufwand um. DerVerein 
übernimmt zusätzliche Verantwortung , 
indem er gegenüber der Universität Zah-
lungen der "fehlenden ersten Späterzah-
lergeneration" vorfinanziert und somit ei-
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nen kontinuierlichen Zahlungsfluss zwi-
schen Studierenden und Universität si-
cherstellt. Der hierfür seitens der SG 
benötigte Kapitalbedarf von knapp 2,2 
Mio. Euro bis 2007 ist allerdings noch 
nicht sicher gedeckt - der Verein sucht 
daher noch immer nach externen Kapi-
talgebern. 

Die SG ist darüber hinaus seit Ende des 
Jahres 2000 Gesellschafter der Univer-
sitäts-GmbH. Die Mitglieder des Vereins 
setzen sich für die Wahrung und Weiter-
entwicklung der freiheitlichen Bedingun-
gen und der Qualität des Studiums an 
der Universität ein. Dieses Ziel wird v.a. 
durch die Unterstützung studentischer 
Initiativen, durch die Weiterentwicklung 
der Alumni-Arbeit und durch Koordinati-
on von Stimmungen, Meinungen und 
Projekten verfolgt. 

Welchen Erfolg kann das Modell des 
"Umgekehrten Generationenvertrages" 
nach fast siebenjähriger Laufzeit nun für 
sich verbuchen? Können die Finanzie-
rungsbeiträge an der Universität Wit-
ten/Herdecke Hinweise geben, die Pro-
oder Contra-Argumente in der bundes-
deutschen Debatte um Studiengebühren 
unterstützen? 

Haben sich Wittener Studierende nach 
Einführung der Studiengebühren zu einer 
finanzielle Elite entwickelt - oder bestim-
men weiterhin ausschließlich Kriterien der 
persönlichen und fachlichen Qualifikation 
die Zusammensetzung der Studieren-
den? Wir können heute subjektiv fest-
stellen , dass in Witten nicht nur "Kinder 
reicher Eitern" studieren, sondern Stu-
dierende vielfältige soziale Hintergründe 
besitzen. Objektiv stellen wir fest, dass 
die BAföG-Quote der Universität seit Jah-
ren etwa im Bundesdurchschnitt liegt. 
Obwohl eine detaillierte Evaluation in die-
ser Hinsicht noch aussteht, deuten beide 
Indizien auf einen Erfolg des Finanzie-
rungsmodells in sozialer Hinsicht hin -die 

Freiheit des Zugangs zum Studium ist ge-
währleistet. 

Auch die Freiheit der Gestaltung des Stu-
diums hat durch die Studiengebühren 
aufgrund der Festlegung von Fixbeträgen 
für ein Studium nicht gelitten. Individuel-
le Studienverläufe unterschiedlicher Stu-
diendauer sind in Witten/Herdecke wei-
terhin möglich und üblich. 

Auch mit einem Umgekehrten Generatio-
nenvertrag verlieren Studiengebühren je-
doch nicht ihren Zahlungscharakter. 
Geldwerten Zahlungen steht normaler-
weise eine entsprechende Gegenleistung 
gegenüber. Einflussreiche Befürworter 
bundesweiter Studiengebühren argu-
mentieren, Studiengebühren führten 
durch eine Wettbewerbskomponente zu 
einem marktwirtschaftlich geprägtem 
Anbieter-Kunden-Verhältnis zwischen 
Universität und Studierenden. Studien-
gebühren sollen so einen stärkeren Ein-
fluss der Studierenden auf Gestaltung 
und Qualität der Lehre und eine grundle-
gende Auseinandersetzung mit dem indi-
viduellen Wert und Nutzen des Studiums 
erreichen. 

Universitäten sollten jedoch anders funk-
tionieren - und Witten/Herdecke funktio-
niert anders. Bildung ist keine Ware! Stu-
dierende in Witten fühlen sich verant-
wortlich für die Gestaltung ihres eigenen 
Studiums. Während eine Beziehung wie 
zwischenAnbieterund Kunde ein künst-
lich, trennendes Verhältnis zwischen Leh-
renden und Lernenden errichtet - also 
zwischen Verkäufern und Käufern der 
,,Ware Bildung" - gilt für die Universität 
Witten/Herdecke das Ideal einer Ge-
meinschaft aus Lehrenden und Lernen-
den. Es liegt in den Möglichkeiten dieses 
Ideals, die Identifikation von Studieren-
den mit ihrer Universität zu fordern und 
damit das kreative Potential , das Studie-
rende für die Gestaltung einer Universität 
bieten, auszuschöpfen. Studierende wer-
den damit selbst zu Anbietern ihrer eige-



nen Bildung- sie alleine sind primär für ihr 
Studium verantwortlich. So ist es z.B. in 
Witten/Herdecke üblich, dass Seminare 
eigenständig von Studierenden organi-
siert und Gastdozenten vorgeschlagen 
werden, dass Studierende aktiv bei der 
Berufung von Professoren mitarbeiten 
und sich in Vollversammlung oder Fakul-
tätsrat für die Entwicklung ihrer Univer-
sität einsetzen. 

Studiengebühren bergen die Gefahr, in 
einem schleichenden Prozess eine Än-
derung des Selbstverständnisses von 
Studierenden zu bewirken. Ein Selbstver-
ständnis, das Aktivität und Mitgestaltung 
der Universität durch Passivität und de-
klamatorische Forderungen ersetzt, nur 
weil Studierende durch ihre Geldzahlun-
gen einen Anspruch auf die zuverlässige 
Lieferung einer guten Leistung ent-
wickeln, würde in dem Verlust der in Wit-
ten/Herdecke täglich zu spürenden Le-
bendigkeit resultieren. Zu Lerninhalten ei -
ner guten Hochschulbildung gehört es 
zudem, den Umgang mit Komplexität 
und Unsicherheit auszuhalten, unter die-
sen Bedingungen gestalterisch aktiv wer-
den und selbstverantwortlich handeln zu 
können. 

Ich sehe durch die Einführung der Finan-
zierungsbeiträge auch für Witten/Her-
decke die Gefahr dieser schleichenden 
Veränderung des Selbstverständnisses 
der Studierenden. Immer wieder ist auch 
in Witten zu hören, wenn "die Universität" 
ein bestimmtes Problem nicht löse, zah-
le man eben keine Finanzierungsbeiträge 
mehr. Dabei ist jeder aufgefordert, aus ei-
gener Verantwortung für seine Universität 
in einem aktiven Prozess selbständig 
nach Lösungen zu suchen. Die Erhaltung 
dieses Selbstverständnisses ist auch 
Aufgabe und Gründungszusammenhang 
der StudierendenGesellschaft Aus die-
sem Grund wird der "Umgekehrte Gene-
rationenvertrag" von Studierenden ei-
genverantwortlich organisiert - Studie-
rende übernehmen nicht nur inhaltlich, 

sondern auch finanziell Verantwortung für 
ihre Universität. An der Universität wird in 
diesem Zusammenhang anstelle von 
"Studiengebühren" lieber von "Finanzie-
rungsbeiträgen" gesprochen - nicht eine 
Gebühr für eine Leistung, sondern ein fi-
nanzieller Beitrag zur Gestaltung der Uni-
versität steht im Vordergrund. 

Die Universität Witten/Herdecke gestaltet 
seit sieben Jahren ein erfolgreiches Fi-
nanzierungsmodell. Den Erfolg und die 
Anerkennung des Modells beweist die 
Übernahme wichtiger Elemente z.B. im 
Modell der Bucerius Law School oder in 
Überlegungen des Northern Institute of 
Technologie (beide in Hamburg) . 

Der Wittener "Umgekehrte Generatio-
nenvertrag" kann trotzdem nicht ohne 
weiteres ein Vorbild in der Debatte um die 
Einführung bundesweiter Studienge-
bühren sein. Klarheit über die Verwen-
dung der Mittel, hohe Qualität der Lehre, 
der (zähneknirschende) Wille der Studie-
renden zur Unterstützung der finanz-
schwachen Universität in Verbindung mit 
weitreichenden Mitsprache- und lnfor-
mationsrechten, eine übersichtliche Or-
ganisation in Selbstverantwortung der 
Studierenden - zu speziell sind die Be-
dingungen an einer kleinen, privaten Uni-
versität wie Witten/Herdecke. 

Auch wenn eine grundlegende Evaluation 
des Finanzierungsmodells noch aus-
steht, können die Erfahrungen aus Wit-
ten/Herdecke aber immerhin Hinweise 
für die Diskussion um Studiengebühren 
auf bundesdeutscher Ebene geben. 

Wer Universität als einen Ort begreift, der 
selbstverantwortliches Handeln fordert, 
und als einen Ort, der Studium nicht ver-
steht als technisierte "Wissensvermitt-
lung", sondern als einen Prozess erfah-
rungsorientierter "Wissensbildung", der 
wird Studiengebühren skeptisch gegenü-
berstehen. Ich meine zu Recht, denn die 
Wittener Erfahrungen belegen die Exi-
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stenz dieser Gefahr. Wer aber meint, so-
zialverträglich erhobene Studienge-
bühren gäbe es nicht, der wird durch das 
Wittener Modell eines Besseren belehrt. 
Insofern besitzt der Umgekehrte Genera-
tionenvertrag doch Modellcharakter in 
Deutschland - eine Vorreiterrolle, die sich 
zukünftig eventuell auch in Grundsätzen 
einer neuen Studienfinanzierung anstelle 
des BAföG widerspiegeln könnte. 

Si/via Cybulski ist Vorsitzende 
der StudierendenGesellschaft Wittenl 
Herdecke 



Die Entwicklung der Universität 
Witten/Herdecke unter dem Aspekt ihrer 

Finanzierung 
Konrad Schily 

H err Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren, lassen Sie mich zum 
Anfang einige thesenartige Aussa-

gen machen. Teilweise werde ich damit 
Eulen nach Athen tragen, aber diese Aus-
sagen scheinen mir trotzdem wichtig. 

1. Freie, selbständige, öffentliche Univer-
sitäten sind Ausdruck einer sich frei ent-
wickelnden Gesellschaft. Schon die Ad-
ministration durch den Staat engt diese 
notwendige Freiheit erheblich ein. Warum 
dies so ist, hat Wilhelm von Humboldt 
bereits Anfang des 19. Jahrhunderts, al-
so vor jetzt rund 200 Jahren, in seiner 
Schrift "Ideen zu einem Versuch, die 
Wirksamkeit des Staates zu bestimmen" 
geradezu unübertrefflich dargelegt. 

2. Die Universität Witten/Herdecke ist ein 
Ausdruck dieses Freiheitsstrebens in der 
Gesellschaft - obwohl auch sie in erheb-
lichem Maße von staatlichen Reglemen-
tierungen betroffen ist. 

3. Jede Universität gründet letzten Endes 
im Erkenntniswillen und Erkenntnisenga-
gement ihrer Mitglieder. Dies ist ein un-
bedingtes Freiheitsmoment, und von die-
sem freien Engagement bleibt jede Uni-
versität abhängig. Dies ist von vielen im-
mer wieder betont worden. Die Univer-
sitäten gewinnen ihren gesellschaftlichen 
Wert gerade durch dieses freie Engage-
ment und dadurch, dass sie aus diesem 
freien Wirken heraus sich für den Men-
schen, für die Gesellschaft und den Da-
seinswert des Menschen in der Gesell-
schaft engagieren. 

Insofern sind Forschung und Lehre und 
praktische Tätigkeit der Hochschulen kei-
ne Dienstleistung. Universitäten sind we-
der unter dem Aspekt der Dienstleistung 
noch unter dem Aspekt eines Wirt-
schaftsunternehmens ausreichend be-
schrieben. Sie sind aber auch Dienstlei-
ster, sie sind auch Wirtschaftsunterneh-
men und Wirtschaftsfaktoren ihrer Regi-
on, aber eben nur auch. 

ln diesem Sinne sind Studierende keine 
Kunden, sondern Teilnehmer oder Mitar-
beiter in der Forschung, der Lehre und oft 
auch der Dienstleistung. 

Natürlich rückt sich das wirtschaftliche 
Element immer wieder in den Vorder-
grund, besonders wenn man als Univer-
sität - wie in Witten/Herdecke der Fall -
die eigene Firma sein will. So hat es Pro-
fessor Müller-Böling vor Jahren treffend 
zusammengefasst. Denn der Preis dafür, 
die eigene Firma sein zu wollen, ist die 
Kon kursfähig keit. 

Jetzt zum eigentlichen Thema: 

Die Universität Witten/Herdecke wurde 
vermögenslos gegründet. ln den Ver-
handlungen zur staatlichen Anerkennung 
musste sie die Erklärung abgeben, das 
Studium kostenfrei anzubieten. Staatli-
che Zuwendungen wurden regierungs-
seitig "auf Dauer" ausgeschlossen, und 
weil keiner wusste, woher das Geld kom-
men sollte, hatte die Universität eine im-
mer wieder zu erneuernde Bankbürg-
schaft (revolvierend) von 17 Mio. DM für 
jeweils 5 Jahre im voraus zu erbringen. 

45 



II 

46 

Dies waren unsere wirtschaftlichen Vor-
aussetzungen. Das andere war der Wille 
zur eigenen Gestaltung, d.h. die gegebe-
nen Freiräume mit eigenen Ideen zu fül-
len. 

An diese Möglichkeit zur eigenen Gestal-
tung schlossen Menschen aus der Wirt-
schaft an. Sie waren unsere ersten Spen-
der. Ebenso stark war aber auch unser 
Wille, auf eigene Füße zu kommen, eige-
ne Einnahmen zu generieren. 

Von 1983 bis 1985, also in den ersten drei 
Jahren, hatten wir nur Einnahmen durch 
Spenden (0,744 Mio. Euro im Jahr 1983, 
1 ,438 Mio. Euro im Jahr 1984, 2,680 
Mio. Euro im Jahr 1985). 

Ab dem Jahre 1986 kamen die ersten 
Einnahmen aus Drittmittelforschung und 
Dienstleistungen. Der Gesamthaushalt 
belief sich 1986 auf 4,907 Mio. Euro; da-
von entfielen auf Spenden 3, 226 Mio. 
Euro und auf eigene Einnahmen 1 ,682 
Mio. Euro. 

Neun Jahre weiter, 1995, hatten wir einen 
Haushalt von insgesamt 15,954 Mio. 
Euro. Jetzt kamen die eigenen Einnah-
men mit 7,195 Mio. Euro schon näher an 
die Summe der Spenden von insgesamt 
8,759 Mio. Euro heran. 

ln den 90er Jahren gab es eine krisenhaf-
te Entwicklung, weil sowohl private Mittel 
als auch Stiftungsmittel mehr in die neu-
en Bundesländer orientiert wurden. Vor 
diesem Hintergrund gelang es, die unse-
res Erachtens irrtümlichen Auflagen bei 
der Genehmigung der Universität Wit-
ten/Herdecke zu korrigieren. Keine for-
schende Universität - ob nun staatlich 
oder privat - in den westlichen Industrie-
nationen kommt ohne wesentliche öf-
fentliche Beiträge zum Budget aus. 1994 
erhielten wir die Erlaubnis, Kostenbeiträ-
ge von den Studierenden zu erheben, 
und es wurden Zuschüsse der öffentli-
chen Hand vereinbart. Seit 1995 beka-

men wir dann Zuschüsse der öffentlichen 
Hand in Höhe von durchschnittlich 5 Mio. 
Euro pro Jahr. Diese Summe wird aber 
beginnend mit dem Jahr 2002 stufenwei-
se bis auf ca. 3,6 Mio. Euro im Jahr 2006 
sinken. 

Der Blick auf das Geschäftsjahr 2001 I 
2002 zeigt, dass die Einnahmen aus 
Spen-den mit 8,827 Mio. Euro fast gleich 
geblieben sind gegenüber 1995, die ei-
genen Einnahmen (Drittmittel 4,116 Mio. 
Euro, Dienstleistungen 4,565 Mio. Euro, 
sonstige Erträge 3,298 Mio. Euro, Ein-
nahmen aus Kostenbeiträgen der Studie-
renden 1 ,973 Mio. Euro) bereits 13,952 
Mio. Euro ausmachen. 

Also 8,827 Mio. Euro aus Spenden ste-
hen 13,952 Mio. Euro aus eigenen Ein-
nahmen gegenüber und bewirken zu-
sammen mit 4,883 Mio. Euro Zuschuss 
des Landes NRW den Gesamthaushalt 
von 27,662 Mio. Euro. Die Landesförde-
rung betrug also noch 17 Prozent des 
Gesamthaushaltes. 

Die Einführung von Kostenbeiträgen für 
Studierende hatte nicht nur- aber selbst-
verständlich auch - einen budgetären 
Hintergrund. Bei den Menschen, die sich 
spendend für die Universität Witten/Her-
decke engagierten, machte in den frühen 
90er Jahren das Wort von der "Villa mae-
cenas & Co." die Runde. So hatte ein 
rheinischer Unternehmer das Verhältnis 
unserer Studierenden zu ihrer Universität 
charakterisiert, womit er sagen wollte, 
dass die Studierenden zwar als vollwerti-
ge Mitarbeiter behandelt werden wollen , 
aber nicht bereit seien , einen Beitrag zur 
Existenz des Ganzen zu leisten. 

Das Modell der Kostenbeteiligung der Stu-
dierenden ist im wesentlichen von den 
Studierenden entwickelt worden, und ich 
halte es nach wie vor für so gut und auch 
für übertragbar, dass wir es - obwohl dies 
in der Presse zur Zeit anders beschrieben 
ist- nicht einfach aufgeben wollen . 



Ich sagte, die Übertragbarkeit unseres 
Modells wäre gegeben. Eine einmalige 
Kraftanstrengung in den Bundes- oder 
Landeshaushalten zur Begründung einer 
entsprechend dotierten Stiftung würde 
sich nachfolgend immer wieder aus den 
Beiträgen der Absolventen speisen und 
den Universitäten einen nachhaltigen 
Freiraum, den sie hoffentlich selber ad-
ministrieren dürfen, sichern . 

Selbstverständlich denken wir auch über 
eine Erhöhung der Kostenbeiträge nach. 
Dies ist aber nicht so einfach. Wir sind ei-
ne Universität mit verschiedenen Fächern 
und nicht nur eine Einfakultät -Universität. 
Und wir möchten das erfolgreiche Modell 
nicht einfach gefährden. Wir werden die-
ses Modell, das hier vorgestellt wurde, 
erst dann aufgeben, wenn wir es durch 
ein wiederum übertragbares neues Mo-
dell ersetzen können . Man muss dabei 
Szenarien bedenken. Lassen Sie mich 
das an einem Beispiel verdeutlichen: 

Wenn wir die Kostenbeiträge zum Bei-
spiel durchgehend verdoppeln würden, 
wären wir im Bereich der Wirtschaftswis-
senschaft noch immer im mittleren Feld 
gegenüber den anderen privaten Univer-
sitäten. Im Bereich Naturwissenschaften 
aber sind wir die einzige private Univer-
sität in Deutschland, die dieses Gebiet 
anbietet. Hier konkurrieren wir gegen 
staatliche Universitäten, die ein ge-
bührenfreies Studium anbieten, und wir 
konkurrieren international. Hier würde 
sich mancher Studierende überlegen, ob 
er nicht lieber doch das kostenfreie Stu-
dium an einer staatlichen Universität vor-
zieht oder ob er sich an einer amerikani-
schen Universität bewirbt, wo er oder sie 

bei entsprechend hoher Qualifikation 
ebenfalls mit entsprechenden Stipendien 
rechnen kann, es ihn oder sie gegenüber 
Witten/Herdecke nicht viel teurer käme, 
gleich in den USA zu studieren. Anders 
sieht es wieder in den Fächern Medizin, 
Zahnmedizin oder Pflegewissenschaften 
aus; das sind jeweils eigene Szenarien. 

Je nach Ergebnis dieser Debatte und 
auch unabhängig davon wird die Univer-
sität Mittel und Wege finden müssen, ih-
re eigenen Einnahmen zu verstärken, al-
so unabhängiger vom Spendensektor zu 
werden . Dabei wird sie nicht eine Einheit 
für Research und Development werden, 
sondern sie will im Kern eine Universität 
bleiben, wie eingangs beschrieben. Ich 
denke, wir werden das schaffen. 

Im Moment sind wir ja in der Presse im 
Gerede, aber seien Sie ganz beruhigt: 
Witten/Herdecke wird auch in Zukunft 
bestehen, aber dies nur dann oder gera-
de weil auch Witten/Herdecke eine Uni-
versität im wirklichen Sinne sein will. Dies 
wiederum, denke ich, verbindet uns. Es 
wird die staatliche Ordnungsaufgabe der 
Zukunft sein, viele Wege für die Univer-
sitäten zu eröffnen, denn der Wettbewerb 
der Ideen und Methoden gehört zum wis-
senschaftlichen Selbstverständnis. Hay-
ek charakterisiert den Markt nicht nur als 
Ort des Wettbewerbes, sondern als Ent-
deckungsverfahren. Im übertragenen 
Sinne gilt dies auch für Hochschulen. Die 
Aufgabe des Verbotes von Studienge-
bühren würde noch nicht gleiche Voraus-
setzungen für staatliche und nicht-staat-
liche Hochschulen schaffen aber uns 
dem tatsächlichen Wettbewerb ein Stück 
näher bringen. 

Or. Konrad Schily ist Präsident der 
Universität Witten!Herdecke 
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Quellen der Wissenschaftsfinanzierung 
Manfred Erhardt 

I. Vor kurzem hat die Wissenschafts-
statistik im Stifterverband ihre neue-
sten Zahlen und Ergebnisse vorgelegt. 

Danach ist der Anteil der FuE-Aufwen-
dungen in Deutschland, gemessen am 
BIP, in den Jahren von 1995 bis 2001 ge-
rade mal um 0,23 Prozent auf 2,49 Pro-
zent gestiegen. Der Zielzahl von drei Pro-
zent, wie sie die EU auf ihrer Ratstagung 
im März 2000 in Lissabon beschlossen 
und die rot-grüne Bundesregierung im 
Herbst 2002 übernommen hat, sind wir 
damit selbst in guten Jahren, kaum 
nähergekommen. Wollte Deutschland zur 
Verwirklichung der Zielsetzung beitragen, 
Europa bis 201 0 zum wettbewerbsfähig-
sten und dynamischsten wissensbasier-
ten Wirtschaftsraum der Weit zu machen, 
müssten Bund und Länder die staatli-
chen Aufwendungen für FuE von 17 Mrd. 
Euro im vergangenen auf über 21 Mrd. 
Euro im laufenden Jahr anheben, d.h. um 
25 Prozent steigern. Stattdessen kürzen 
fast alle Bundesländer ihre Hochschul-
budgets und der Bund widerrief seine ur-
sprünglichen Planungen, die Zuweisun-
gen an die Forschungsorganisationen um 
3,5 Prozent zu erhöhen. Deren Etats sol-
len im Gegenteil "überrollt" werden, d.h. 
nominal stagnieren und real sinken. (Nur 
für die DFG besteht noch Aussicht auf ei-
nen 2,5-prozentigen Aufwuchs). 

Dabei sind die Ausgaben für Wissen-
schaft die wichtigste Messgröße für ln-
novationskraft und Zukunftsfähigkeit ei-
nes Landes. Investitionen in Bildung und 
Wissenschaft gelten zudem als beson-
ders nachhaltige, weil präventive Art der 
Sozialpolitik und als besonders wirksa-
me, weil innovative Form auch der Wirt-
schaftsförderung. 

Vergleicht man allerdings die Ausgaben 
für Bildung und Wissenschaft in Deutsch-
land, deren Antei l am BIP seit 1995 kon-
stant bei 9 Prozent liegt, mit denen für So-
ziales, welche sich auf 30 Prozent belau-
fen, so wird deutlich, dass wir im Begriff 
sind, unser Saatgut zu verzehren: Der Ge-
genwartskonsum steigt, die Zukunftsin-
vestitionen sinken. 

Mit einem FuE-Anteil von 2,49 Prozent 
am BIP liegen wir in der OECD an ?.Stel-
le, mit den Bildungsausgaben auf Platz 9. 
Aussicht auf Besserung besteht nicht. Im 
Gegenteil. 

Während die FuE-Aufwendungen von 
1998 auf 1999 noch um 8 Prozent ge-
stiegen sind, erhöhten sie sich 1999/2000 
nur noch um 5 Prozent und 2000/2001 
um 2 Prozent. Dabei hat sich der Anteil 
des Staates an der Finanzierung von FuE 
laufend verringert, nämlich von 37 Pro-
zent (1995) auf 32 Prozent (2000) ; 
während sich der Anteil der Wirtschaft 
von 61 Prozent auf fast 66 Prozent er-
höhte. 

Allerdings weist auch der Wirtschafts-
sektor seit zwei Jahren eine abnehmen-
de Innovationsdynamik auf: Das Hoch-
plateau seiner FuE-Aktivitäten mit jährli-
chen Steigerungsraten von fast 1 0 Pro-
zent zwischen 1996 bis 1999 wurde im 
Jahr 2000 verlassen. Seitdem geht es 
kontinuierlich abwärts: 6,3 Prozent 
(2000), 4,5 Prozent (2001 ), 1, 7 Prozent 
(2002). Für das laufende Jahr ist nunmehr 
eine Veränderungsrate von bestenfalls 1 
Prozent zu erwarten, wobei sich die Zu-
wächse auf die Chemie und den Fahr-
zeugbau konzentrieren. 



II. Dass die Wirtschaftaufgrund der welt-
politischen Situation, der unsicheren 
Märkte und der schwachen Ertragslage 
vieler Unternehmen prozyklisch reagiert 
und nicht nur ihre FuE-Aufwendungen re-
duziert, sondern auch die Ausgaben für 
Werbung, für Bildung und gemeinnützi-
ges Engagement, war fast zu erwarten. 
Viel bedenklicher aber stimmt der Rück-
zug des Staates bei den Forschungsaus-
gaben: 

Da der Wirtschaft Anwendungsforschung 
und Entwicklung obliegen, dem Staat 
aber die Finanzierung der Grundlagen-
forschung, bedeutet dies, dass Deutsch-
land auch bei Basisinnovationen in Rück-
stand gerät, wo doch unsere Konkurren-
ten auf dem Weltmarkt gerade diesen Be-
reich zunehmend höher dotieren. Kein 
Wunder, ist Deutschland in Europa 
führend nur noch in Industriezweigen mit 
höherem und mittlerem Technologieni-
veau, während wir bei Hightech und wis-
sensbasierten Dienstleistungen - was die 
Zahl der Beschäftigten betrifft - erst an 
siebter Stelle kommen. 

Dabei ist es inzwischen eine Binsenweis-
heit, dass, wer auf dem Weltmarkt kon-
kurrenzfähig sein und bleiben will , etwas 
bieten muss: nämlich günstige Preise 
und/oder innovative Produkte. Ange-
sichts hoher Lohn- und Lohnnebenko-
sten bleibt Deutschland nur das Letztere. 
Innovationen aber setzen neues Wissen 
voraus, wie es durch Forschung generiert 
wird. 

Also wäre eine Schubumkehr geboten, 
nämlich eine Umschichtung der Staats-
ausgaben für Gegenwartskonsum in sol-
che für Zukunftsinvestitionen. 

111. Die Sicherung eines auskömmlich fi-
nanzierten, wettbewerbs-und leistungs-
fähigen Wissenschaftssystems ist eine 
gemeinsame Aufgabe von Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft. Dabei tritt der 
Staat in Gestalt von Bund und Ländern in 
Erscheinung, die Wirtschaft in Form der 
Unternehmen, der Wirtschaftsverbände 
und der Institute für Gemeinschaftsfor-
schung (lfG) und die Gesellschaft beteiligt 
sich durch Stifter, die Stiftungen gründen, 
und Mäzene, die Spenden gewähren. 

Sie alle sind gegenwärtig in ihrer Finanz-
kraft deutlich geschwächt: Der Staat ver-
zeichnet sinkende Steuereinnahmen und 
steigende Verschuldung . Bei den Unter-
nehmen schrumpfen Umsätze, Erträge 
und Gewinne. Und die Börsenbaisse hat 
die Renditen der Stiftungsvermögen ver-
ringert und zehrt an der Spendenbereit-
schaft der Mäzene. An den Gesamtaus-
gaben für die Hochschulen beteiligt sich 
der private Sektor (Wirtschaft, Stiftungen, 
Mäzene) ohnehin nur mit 2 Prozent. Den 
Löwenanteil tragen die Länder mit 89 
Prozent und der Bund mit 9 Prozent. 
Auch die von den Hochschulen einge-
worbenen. Drittmittel entstammen zu 
zwei Dritteln öffentlichen Haushalten (z.B. 
DFG, BMBF). Das letzte Drittel teilen sich 
Wirtschaft zu 6/7 und Stiftungen zu 1/7. 

Daraus wird deutlich, dass der private 
Sektor bei der Hochschulfinanzierung -
jedenfalls in quantitativer Hinsicht und im 
Hinblick auf seine Potenziale - noch im-
mer eine viel zu marginale Rolle spielt. 

Chronisch unterfinanziert, wie die Hoch-
schulen nun einmal sind, bleibt ihnen gar 
nichts anderes übrig, als alle Wirtschaft-
lichkeitsreserven auszuschöpfen, d.h. 
den Umgang mit den vorhandenen Res-
sourcen effektiver und effizienter zu ge-
stalten und dabei Prioritäten zu setzen, 
die Qualität und Leistung belohnen und 
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Schwachstellen gärtnerisch zurückzu-
schneiden; alle Anstrengungen zu unter-
nehmen, neue Finanzquellen zu er-
schließen, um zusätzliche Mittel für For-
schung, Lehre und Weiterbildung zu ge-
winnen. 

Die Stoßrichtung muss also eine doppel-
te sein : Mehr Geld für die Wissenschaft 
und mehr Wissenschaft fürs Geld. Gefor-
dert sind alle: Politik, Wissenschaft, Wirt -
schaft und Gesellschaft. 

IV. Staat und Politik haben die Pflicht, 
Hochschulen und außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen auskömmlich zu 
finanzieren und adäquate Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die die Drittmittel-
einwerbung erleichtern und Anreize für 
Fundraising-Aktivitäten schaffen. 

Dazu gehört vor allem: 

• Eine größere Autonomie und Eigen-
verantwortung von Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen für eine 
wettbewerbliehe Profilierung und 
Qualitätsentwicklung. 

• Eine stärkere Losbindung aus dem 
öffentlich-rechtlichen Paragraphen-
korsett, insbesondere hinsichtlich der 
Leitungs- und Entscheidungsstruktu-
ren und der kameralistischen Haus-
halts- und Wirtschaftsführung. 

• Materielle Anreize für Drittmittelein-
werbung, Public Private Partnerships 
und Fundraising in Form von steuerli-
chen Vergünstigungen , finanziellen 
Unterstützungen sowie 

• positiver Berücksichtigung bei der 
leistungsbezogenen Mittelverteilung. 

• Gesetzliche Ermächtigung der Hoch-
schulen zur Erhebung sozialverträg-
licher Studiengebühren sowie sonsti-
ger Gebühren, Beiträge und Entgelte. 

• Gesetzliche Ermächtigung der Hoch-
schulen , sich unternehmerisch zu 
betätigen durch Unternehmensgrün-
dungen oder -beteiligungen sowie die 

hochschulnützige Verwertung von Pa-
tent- , Lizenz- und sonstigen Nut-
zungsrechten . 

• Gesetzliche und politische Garantien, 
dass die erzielten Entgelte, erwirt-
schafteten Einnahmen, erhobenen 
Gebühren und Beiträge sowie sonst 
eingeworbene Drittmittel oder Spen-
den der Hochschule voll zur eigenen 
Disposition verbleiben und auch nicht 
indirekt den Staatszuschuss mindern 
oder sonst angerechnet werden . 

• Ein Dienst- und Besoldungsrecht für 
Professoren und ein Wissenschaftsta-
rif für sonstige Wissenschaftler, die 
marktorientierte und leistungsbezoge-
ne Gehaltsstrukturen schaffen, die 
Drittmitteleinwerbung belohnen und 
den Personalaustausch zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft erleich-
tern. 

V. Die Hochschulen selbst müssen Dritt-
mitteleinwerbung und Fundraising syste-
matisieren und professionalisieren und 
zwar auf allen drei Ebenen: Zentrale, 
Fachbereiche und Lehrstühle. Dabei soll-
ten alle Kooperationsformen und Finanz-
quellen in Betracht gezogen werden , wie 
z.B. 

• Drittmitteleinwerbung und 
Forschungsaufträge, 

• Gutachten- und Beratungstätigkeit, 
• Public Private Partnerships, 
• Verbundforschung, 
• Verkauf von Dienstleistungen und 

lnfrastrukturnutzung, 
• Wissens- und Technologietransfer, 
• Gebühren und Entgelte für Studium, 

insbesondere Master-, Aufbau-, 
Zweit- und Kontaktstudiengänge, 

• Entwicklung nachfrageorientierter 
Fort- und Weiterbildungsangebote, 

• Unternehmerische Aktivitäten durch 
Gründung von Start-ups oder Beteili-
gung an wissensbasierten Unterneh-
men sowie durch Verwertung von Pa-
tent- , Lizenz-, und sonstigen Verwer-
tungs- und Nutzungsrechten, 



• Spendeneinwerbung bei Mäzenen, 
Stiftungen und in der Wirtschaft, 

• Entwicklung von Sponsoring-
Aktivitäten, 

• Bildung von Alumni-Netzwerken 
sowie Freundes- und Förderkreisen, 

• Personaltransfer und Personalaus-
tausch zwischen Hochschule und Un-
ternehmen. 

Keine neue Finanzierungsquelle für die 
Hochschulen sind dagegen die soge-
nannten Bildungsgutscheine. Sie sind -
ähnlich den früheren Lebensmittelmar-
ken - eher ein planwirtschaftliches Ratio-
nierungsinstrument für Bildung, ein nur 
virtueller Subventionstatbestand und im 
föderalen Staat ein Muster mit regional 
begrenzten Wert, aber erheblichem büro-
kratischen Aufwand. Ihre politische Be-
deutung haben sie dennoch, nämlich als 
ein erster Schritt zur Gewöhnung des Pu-
blikums an die Notwendigkeit von Studi-
engebühren. 

VI. Die Wirtschaft braucht Wissenschaft 
für Basis- und Produktinnovationen, für 
Forschungskooperationen, zur Rekrutie-
rung und zur Weiterbildung ihres Fach-
kräfte- und Führungsnachwuchses und 
als Reputationstaktor im Rahmen von pu-
blic marketing und corporate citizenship. 

Diese "Nützlichkeit" von Wissenschaft ist 
eine gute Voraussetzung für partner-
schaftliche Beziehungen und die Pflege 
fachlicher und personeller Netzwerke. 
Die Hochschulen sollten sich dies poten-
zialorientiert zunutze machen. 

Die Zusammenarbeit zwischen Unter-
nehmen und Hochschulen beginnt des-
halb mit der Definition gemeinsamer In-
teressen, der Einbringung unterschiedli-
cher Kompetenzen und der synergeti-
schen Bündelung der jeweiligen Res-
sourcen und Potenziale. 

Wichtigstes Feld der Kooperation von 
Unternehmen und Hochschulen ist die 
Drittmittelforschung. Hier ist den Hoch-
schulen auf der Anbieterseite des FuE-
Dienstleistungsmarktes in den letzten 
Jahren zunehmend Konkurrenz erwach-
sen und zwar in Gestalt von Wirtschafts-
unternehmen, die entweder selbst (An-
wendungs)-Forschung bzw. experimen-
telle Entwicklung betreiben oder den 
Transfer von wissenschaftlichem Know-
how zum Geschäftszweck haben. 

Die überproportionale Zunahme der ex-
ternen FuE-Aufwendungen der Wirt-
schaftsbetriebe zwischen 1991 und 1999 
hätte eigentlich erwarten lassen, dass die 
Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen an diesem An-
stieg wenigstens anteilsmäßig partizipiert 
und damit ihr Forschungsbudget hätten 
deutlich aufstocken können. Das ist je-
doch nicht der Fall. 

Im Gegenteil: Der Anteil der Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen ohne Er-
werbszweck ist seit 1987 fast kontinuier-
lich zurückgegangen, während insbeson-
dere seit 1995 die Vergabe von For-
schungsaufträgen an Unternehmen und 
ins Ausland ständig zugenommen hat. 

Über die Gründe hierfür liegen statistisch 
valide Erkenntnisse nicht vor. Nach Um-
fragen des Stifterverbandes sowie auf-
grund von Gesprächen mit Unterneh-
mens- und Verbandsvertretern spielen für 
die unterproportionale Beteiligung der 
Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen an den wach-
senden externen FuE-Aufwendungen 
u.a. folgende Ursachen, Gesichtspunkte 
und Motive eine Rolle, die die Hochschu-
len proaktiv berücksichtigen sollten, 
wenn sie ihre Marktposition bei der Ein-
werbung von Forschungsaufträgen ver-
bessern wollen: 
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Zur Erlangung von Wettbewerbsvor-
sprüngen sind die Unternehmen an der 
Wahrung ihrer auf die Produktentwick-
lung bezogenen Betriebsgeheimnisse 
angewiesen. Hochschulen dagegen sind 
publikationsorientiert und wollen mit 
ihren Erkenntnissen möglichst rasch an 
die akademische Öffentlichkeit. Daraus 
können sich Interessenkonflikte ergeben, 
die vermieden werden, wenn sich Hoch-
schulen und Unternehmen frühzeitig über 
Geheimhaltungs- und Veröffentlichungs-
fristen, über Copyright, Patentierung, Li-
zenzierung, kurz: über Verwertungs- und 
Nutzungsrechte und die Aufteilung des 
Profits verständigen. 

Der Zeitfaktor spielt in der Wirtschaft ei-
ne erheblich größere Rolle als im Bereich 
der Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen. Kommt es auf 
just-in-time Auftragserfüllung an, sind 
staatliche Hochschulen leider eher unsi-
chere "Kantonisten" . 

Hochschulen sind disziplinär gegliedert; 
betriebliche Problemstellungen dagegen 
sind meist komplex und von interdiszi-
plinärer Natur. Mit der problembezoge-
nen Zusammenstellung zeitlich befriste-
ter Task-forces aber tun sich Hochschu-
len oft schwer, schwerer jedenfalls als pri-
vate Anbieter. 

Immer mehr Hochschullehrer gehen da-
zu über, ihre wirtschaftsrelevanten For-
schungstätigkeiten auszugründen oder in 
privatrechtlich organisierte An-Institute zu 
verlagern. D.h. Forschungsaufträge, die 
früher an die Hochschule gingen und in 
der Hochschule erledigt wurden, werden 
mehr und mehr in Start-ups bearbeitet, 
die von Hochschulwissenschaftlern 
(mit)gegründet wurden und betrieben 
werden . Auch auf diese Weise wächst die 
Zahl der an Wirtschaftsunternehmen ver-
gebenen FuE-Aufträge zu Lasten der 
Hochschulen und öffentlichen For-
schungsinstitute. Im Rahmen des "Vor-
teilsausgleichs" und von Nutzungsge-

bühren sollte deshalb darauf geachtet 
werden, dass auch die Hochschulen ei-
nen return on invest abbekommen. 

VII. Das private Engagement in Gestalt 
von Mäzenen, Stiftern und Sponsoren ist 
- im Vergleich insbesondere zu den ang-
loamerikanischen Ländern - in Deutsch-
land zwar wachsend, aber im Hinblick auf 
die Potenziale deutlich steigerungsfähig. 

Die Spendengelder der Wirtschaft für die 
Wissenschaft belaufen sich auf jährlich 
etwa 135 Mio. Euro und machen damit 
gerade mal 0,2 Prozent der Gesamtaus-
gaben für Wissenschaft in Deutschland 
aus. Sie sind von 1997 auf 2000 immer-
hin um 19 Prozent und damit deutlich 
stärker gestiegen als das Gesamtspen-
denvolumen, welches sich im selben 
Zeitraum nur um 10 Prozent auf rund 620 
Mio. Euro erhöht hat. Der Löwenanteil der 
Wissenschaftsspenden floss mit 56 Mio. 
Euro in den Hochschulbereich. 47,5 Mio. 
Euro gingen an Wissenschaft fördernde 
Organisationen. 

Die Einnahmen der Hochschulförderge-
sellschaft - auch sie kommen zu 80 Pro-
zent aus der Wirtschaft - betrugen (der 
letzten Erhebung im Jahre 1998 zufolge) 
33,7 Mio. Euro (sowie 6,6 Mio. Euro als 
Zustiftungen.) 

Im letzten Jahrzehnt wurden jedes Jahr 
zwischen 1 00 und 150 Wissenschafts-
stiftungen neu errichtet. Allein der Stifter-
verband verwaltet rund 350 wissen-
schaftsfördernde Stiftungen mit einem 
Buchwert von rd. 1 ,36 Mrd. Euro und För-
derausgaben von 80 Mio. Euro im ver-
gangenen Jahr. 

An die Vision einer Bürgergesellschaft 
heften sich deshalb die Erwartungen vie-
ler, die sich Entlastung oder Unterstüt-
zung versprechen . Allerdings wollen Mä-
zene und Stifter lieber dort fördern , wo 
der Staat nicht oder noch nicht tätig ist. 
Sie wollen nicht bloß Haushaltslücken 



schließen oder Sparbeschlüsse mildern, 
sondern neue Ideen verwirklichen, struk-
turelle Reformen anstoßen, Initiative er-
greifen, Breschen schlagen in das 
Dickicht staatlicher Überregulierung und 
neue Wege erproben. 

16 Prozent der rd . 10.000 gemeinnützi-
gen Stiftungen in Deutschland sind wis-
senschaftlichen Zwecken gewidmet, 14 
Prozent dienen Bildung und Erziehung, 
13,8 Prozent Kunst und Kultur und 31 
Prozent sind sozialen Belangen verpflich-
tet. 

Gemeinnützige Spenden sind freiwillige 
und unentgeltliche Leistungen, die steu-
erl ich abzugsfähig sind. Demgegenüber 
betreibt der Sponsor - obwohl er keine 
operative Zusammenarbeit sucht - eine 
wirtschaftliche Tätigkeit, die dem Bereich 
von Werbung und Öffentlichkeitsarbeit 
zuzuordnen ist. Er erwartet, dass sich 
sein wissenschaftliches Engagement als 
Reputationsgewinn auszahlt: Steigerung 
des Bekanntheitsgrades, lmageverbes-
serung, Kunden- und Kontaktpflege sind 
seine Unternehmerischen Interessen. 
Deshalb erfolgt Sponsoring allermeist auf 
vertraglicher Grundlage und sind die Auf-
wendungen des Sponsors keine steuer-
lich privilegierten Spenden, sondern Be-
triebsausgaben. 

Durch Sponsoring geleistete Wissen-
schaftsförderung ist aus statistischer 
Sicht ein weißer Fleck und zwar sowohl in 
quantitativer als auch in qualitativer Hin-
sicht. Zwischen dem Sponsoringvolu-
men und dem Spendenvolumen für 
sämt liche Förderzwecke bestand 1997 
ein Verhältnis von schätzungsweise 3:1, 
im Jahre 2000 von 4:1. Dies zeigt, dass 
Sponsoring gegenüber Spenden stark an 
Bedeutung gewinnt. Insgesamt haben 
die Unternahmen im Jahre 2000 Zuwen-
dungen von mehr als 3,05 Mrd. Euro für 

Spenden und Sponsoring gewährt, dar-
unter 2,5 Mrd. Euro als Sponsoring. Emp-
fänger sind sowohl gemeinnützige als 
auch nicht gemeinnützige Institutionen. 

ln der Aufgliederung nach Förder-
zwecken (Sport, Kultur, Soziales etc.) 
wird Wissenschaft oder Bildung bislang 
nicht gesondert ausgewiesen. Zurzeit 
fließen 100 Mio. Euro in "Sozialsponso-
ring", zu dem statistisch auch das Bil-
dungs- und das Wissenschaftssponso-
ring zählt. 

Wegen seiner geringeren Publizität und 
Breitenwirkung wird das Sponsoring von 
Bildung und Wissenschaft wohl nie die 
Rolle und Bedeutung erlangen, die es vor 
allem im Bereich des Sports bereits hat 
und in Kunst und Kultur erlangen könnte. 
Gleichwohl ist mit einer Zunahme auch im 
Wissenschaftsbereich zu rechnen , wenn 
beide Partner - Wirtschaft und Wissen-
schaft - ihre inneren Vorbehalte vollends 
abbauen und lernen, wissenschaftliche 
Vorhaben oder Veranstaltungen als Er-
eignisse oder "Events" zu gestalten. 

VIII . Fazit: Die wachsende Aufgaben- und 
Ausgabenlast der Hochschulen einer-
seits und die sinkenden Staatszuschüsse 
andererseits machen es erforderlich , alle 
Einsparpotenziale und alle zusätzlichen 
Finanzierungsquellen auszuschöpfen. 

Prof. Dr. Manfred Erhardt ist 
Generalsekretär des Stifterverbandes für 
die Deutsche Wissenschaft e. V., Essen 
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Uberlegungen eines Hochschulpolitikers 
zu der Möglichkeit Studienbeiträge von 

Studierenden zu erheben 
Paul Wilhelm 

Studienbeiträge waren lange ein Ta-
buthema - der langjährige Rektor 
der Universität München, Wulf 

Steinmann, beklagte schon 1987: "Man 
kann in Deutschland über alles reden, nur 
nicht über Studiengebühren" - und noch 
2002 ist vom Bundesgesetzgeber ein 
Handlungsverbot - und am liebsten wohl 
auch ein Denkverbot- verhängt worden. 

Ganz allmählich kommt es freilich zu ei-
ner offeneren Diskussion. Das ist das Ver-
dienst von vielen, insbesondere des CHE, 
des Stifterverbandes und vielen Einzel-
kämpfern aus der Wissenschaft. Es ist 
vor allem auch ein Verdienst der Techni-
schen Universität München, die der Dis-
kussion in Bayern Ende letzten Jahres 
mächtig Schwung gegeben hat. 

Auch die CDU/CSU hat sich für diese 
Wahlperiode "eine ernsthafte Debatte 
über neue Wege der Bildungsfinanzie-
rung" vorgenommen und dabei aus-
drücklich auch die nachgelagerten Studi-
enbeiträge genannt. 

Es geht richtigerweise in der Diskussion 
um Beiträge der Studierenden für ihr er-
stes Studium. Nur das bringt den Hoch-
schulen das dringend benötigte Geld. 
Gesetze über Studienkonten - bei denen 
eine Zahlungspflicht wie bei Gebühren für 
Langzeitstudierende vier Semester nach 
der Regelstudienzeit beginnt - sind nur 
weiße Salbe, sind ein reines Placebo. Sie 
täuschen ein Anpacken des Problems 
nur vor. 

Ich möchte Ihnen im Folgenden skizzie-
ren , wie ich mir aus meiner über 20-jähri-
gen Erfahrung als Hochschulpolitiker - im 
Haushaltsausschuss und im Hoch-
schulausschuss des Bayerischen Land-
tags - eine akzeptable Lösung vorstellen 
könnte. Ich betone: Ich tue dies nur per-
sönlich ; meine Fraktion, die CSU-Land-
tagsfraktion, diskutiert zur Zeit nicht über 
dieses Thema. 

Voraussetzung ist natürlich eine richtige 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zum Studiengebührenverbot 
des Bundes. Die für Studiengebühren 
sprechenden Argumente sind bekannt. 
Ich darf sie nur kurz in Erinnerung rufen . 

Der Hauptgrund: Die Hochschulen brau-
chen dringend mehr Geld. 

Zum Einen weil die Studentenzahlen in 
den nächsten zehn Jahren stark zuneh-
men werden. ln Bayern um die Zahl der 
Studenten, die heute an der TU und an 
der Universität Augsburg studieren. 

Zum anderen deshalb, weil die schon 
heute vorhandene Überfülle der Studie-
renden ein zügiges Studieren stark er-
schwert. Hubert Markl , der langjährige 
Präsident der Max-Pianck-Gesellschaft, 
hat in seiner Antwort auf die Frage, wie im 
Ausland die deutschen Hochschulen be-
urteilt werden, wie folgt auf den Punkt ge-
bracht: 



Forschung: 
Lehre: 
Betreuung: 

gut bis sehr gut, 
gut bis ordentlich , 
miserabel. 

Hier Verbesserungen zu schaffen ist das 
Hauptmotiv! 

Drei weitere Argumente für Beiträge der 
Studierenden sind: 

• eine gewisse Lenkungswirkung, ein 
gewisser Anreiz für die Hochschulen, 
attraktive Angebote zu kreieren, um 
dafür zahlende Kunden zu gewinnen; 

• ein intensiveres Studium, weil ein 
Zahlungspflichtiger nicht gern lange 
zahlt; auf diese Weise werden die Stu-
dierenden auch früher fertig und ver-
dienen früher ihr eigenes Geld; 

• das Schließen einer Gerechtigkeits-
lücke. Das Argument lautet hier: Der 
heutige Zustand ist ungerecht, weil 
die Masse der einfachen Leute, deren 
Kinder meistens nicht studieren, für 
die wenigen Bessergestellten zahlt, 
deren Kinder fast alle studieren. Pro-
fessor Grüske, heute Rektor der Uni-
versität Erlangen- Nürnberg, hat dies 
schon vor Jahren eindrucksvoll nach-
gewiesen. in einem SZ -Artikel ist die-
ser Mangel an Gerechtigkeit vor kurz-
em so ausgedrückt worden: Der Arzt-
sohn lässt sich vom Malermeister und 
von der Krankengymnastin, die beide 
für ihre Ausbildung selbst bezahlen, 
das Studium finanzieren . Das Argu-
ment lautet also: Nicht Studienge-
bühren sind unsozial, sondern das ko-
stenlose Studium! 

Die Mehrzahl der Politiker - auch solche, 
die keine Scheuklappen haben, sondern 
Studienbeiträge grundsätzlich für richtig 
halten - hat sich bislang von einem Argu-
ment ganz besonders beeindrucken las-
sen: Begabte, deren Eitern wenig verdie-
nen, würden durch Studienbeiträge ab-
geschreckt. 

Ich gebe zu: Wenn es so wäre, würde ich 
Studiengebühren rigoros ablehnen. Aber 
die Wirklichkeit ist komplizierter. Eine der 
wichtigsten Tatsachen in dieser Diskussi-
on ist doch: Obwohl es heute in Deutsch-
land keine Studienbeiträge gibt, obwohl 
also auch niemand dadurch abge-
schreckt werden kann, studieren in 
Deutschland ganz besonders wenig Kin-
der aus bildungsfernen Schichten, weni-
ger sogar als in den meisten vergleichba-
ren europäischen Ländern. 

Dafür gibt es viele Belege: 

Nach der einen Untersuchung ist der An-
teil an Akademikerkindern unter den Stu-
dienanfängern heute fünfmal so groß wie 
ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung; 

nach einer anderen Untersuchung stu-
dieren Kinder aus Beamtenfamilien zu 70 
Prozent, aus Familien von Selbstständi-
gen zu 60 Prozent und Kinder aus Arbei-
terfamilien nur zu 12 Prozent. 

Eine extrem ungleiche Verteilung der Bil-
dungschancen also! 

Eine andere wichtige Tatsache: in Eng-
land, wo es seit über vier Jahren Studi-
engebühren gibt - von heute immerhin 
1. 7 40 Euro jährlich - hat die Zahl der Stu-
dienanfänger zugenommen! 

Die Ursachen für die geringe Bildungsbe-
teiligung müssen also woanders liegen! 
Ich meine: Nicht im Alter von 19 Jahren 
wird das Kind aus bildungsfernen 
Schichten von der höheren Bildung ab-
gehalten, sondern im Alter von 9 und 1 0 
Jahren, wenn seine Eitern über seinen 
Übertritt in eine weiterführende Schule zu 
entscheiden haben! Ich meine: Hier muss 
künftig angesetzt werden: Viel mehr Bil-
dungsberatung und -information, viel 
mehr Bildungswerbung ist erforderlich! 
Familien, die ein begabtes Kind haben, in 
denen es bislang keinen Akademiker und 
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keinen Abiturienten gibt, müssen viel in-
tensiver werbend angesprochen werden. 
Nur so schöpfen wir unsere Begabungs-
reserven aus, und nicht dadurch, dass 
wir weiter auf Studiengebühren verzich-
ten. 

Im Übrigen kann das Problem, dass ein 
Studium als zu teuer abgelehnt wird, 
auch durch konkrete Ausgestaltung des 
Beitragsmodells stark gemildert werden, 
nämlich durch Ausgestaltung in der Form 
von nachgelagerten Studienbeiträgen. 

Dies heißt, wie Sie wissen: Die finanzielle 
Belastung trifft den Studierenden aus ei-
nem finanziell nicht gut gestellten Eitern-
haus, wenn er ein Darlehen aufgenom-
men hat, erst dann, wenn er kein Student 
mehr ist, sondern sein eigenes Geld ver-
dient. Das CHE hat für dieses Modell her-
vorragende Denkarbeit geleistet. 

Ich meine auch: Ein solches Darlehens-
modell, wenn es nur die Darlehen für re-
lativ geringe Studienbeiträge abdecken 
soll, bedarf keiner gewaltigen organisato-
rischen Vorbereitungen: Der Student 
nimmt einen Kredit auf, bei einer Bank, 
die mit der Hochschule oder mit allen 
bayerischen Hochschulen zusammenar-
beitet. Das Problem der Bank - dass die 
Bonität eines Studenten als Kreditneh-
mer nicht bei allen Studierenden gleich 
hoch ist - wird durch eine Ausfallversi-
cherung gelöst, die die Hochschule aus 
einem Teil der Beiträge abschließt, wenn 
sie dafür keine andere Finanzierung fin-
det. 

Ein verwendbares Muster ist sicherlich 
auch die nun seit zwei Jahren vorhande-
ne Möglichkeit, einen Bildungskredit von 
monatlich bis zu 300 Euro aufzunehmen, 
die die Bundesregierung zusammen mit 
der Deutschen Ausgleichsbank einge-
richtet hat. Diese übernimmt für den Kre-
dit die Garantie. 

Damit sind wir bei der Frage nach der 
Höhe eines solchen Beitrags. Dies ist ei-
ne politische Entscheidung. Der Gesetz-
geber ist hier grundsätzlich völlig frei- so-
lange nicht angezweifelt werden kann , 
dass der eigene Beitrag des Studieren-
den nur einen geringen Anteil der Kosten 
seines Studienplatzes ausmacht. Dies ist 
bei allen diskutierten Modellen der Fall. 

Diskutiert wird bei uns meist die Summe 
von 500 Euro je Semester. ln Österreich 
werden 363 Euro verlangt, in England 870 
Euro. Die sehr viel höheren Summen der 
guten und nicht ganz so guten Hoch-
schulen der USA erwähne ich gar nicht. 

Wenn ich mich selbst entscheiden sollte, 
würde ich für 400 Euro im Semester plä-
dieren, also für einen etwas höheren als 
den Österreichischen Betrag. Dies ist kei-
ne psychologisch abschreckend hohe 
Summen und man kann doch viel mit ihr 
anfangen. 

Ich meine weiter, der Betrag sollte für al-
le Fächer gleich sein. Differenzierungen 
nach Kosten eines Studienplatzes oder 
auch nach dem Nutzen auf dem Arbeits-
markt sind natürlich möglich, ich möchte 
sie aber nicht vorschlagen . 

Ganz anders liegt die Sache beim TU-
Modell, das ja nicht für alle Studiengän-
ge, sondern nur für einzelne besonders 
gut ausgestattete "Premium-Studi-
engänge" gelten soll und das weitere Vor-
teile, vor allem die elternunabhängige Si-
cherung des Lebensunterhalts, einbezie-
hen will. Dieser Gedanke könnte durch 
Erweiterung der Experimentierklausel 
des Artikels 135 des Bayerischen Hoch-
schulgesetzes umgesetzt werden. Man 
könnte eine Ausweitung dieser Klausel -
die heute für organisationsrechtliche Re-
gelungen und für Eignungsfeststellungen 
in allen nicht zulassungsbeschränkten 
Fächer den Hochschulen weiter Spiel-
räume eröffnet - etwa wie folgt be-
schließen: Auf Antrag kann einer Hoch-



schule, die in einzelnen Studiengängen 
Studienverbesserungen anbieten will , die 
wesentlich über dem Standard vergleich-
barer Studiengänge liegen, die Erhebung 
von Gebühren für diese Studiengänge in 
einer genau zu nennenden Bandbreite 
gestattet werden. Die Bandbreite der 
möglichen Gebührenhöhe müsste der 
Gesetzgeber selbst festlegen. 

Ich finde: Auf diese Weise könnte mehr 
Exzellenz durch mehr Wettbewerb her-
vorgerufen werden! Die bayerischen 
Hochschulen könnten den Wettbewerb 
mit den besten Angeboten in der Weit auf 
diese Weise besser bestehen als unter 
den heutigen Bedingungen! 

Wichtig zu wissen ist in diesem Zusam-
menhang ja auch: Gerade die besonders 
guten und die besonders teuren Angebo-
te in den USA und in England haben den 
größten Andrang an Bewerbern! 

Nun zurück zum allgemeinen Beitrags-
modell. Wofür sollen nun die zusätzlichen 
Einnahmen verwendet werden? Meine 
Antwort: ausschließlich für bessere Stu-
dienbedingungen, ausschließlich vor al-
lem für die Verbesserung der Lehre. Also 

• für bessere Betreuung durch mehr 
Wissenschaftler und studentische Tu-
toren 

• für intensivere Studienberatung 
• für mehr Bücher und Zeitschriften und 

Ausweitung der Bibliotheksöffnungs-
zeiten 

• für bessere Präsentation, vor allem 
durch Einsatz von Multimedia-Ele-
menten in der Lehre 

• für mehr Rechner und bessere 
Zugänglichkeit von Laborplätzen 

• für bessere Betreuung der aus dem 
Ausland kommenden Studierenden. 

Hier das Nötige zu finden und aufzulisten 
ist eine leichte Übung! 

Jedenfalls sollen die zusätzlichen Gelder 
für eines nicht verwendet werden: nicht 
für zusätzliche Studienplätze! Diese Auf-
gabe soll und muss der Staat weiterhin 
leisten. Das Verhältnis von Leistung und 
Gegenleistung würde verletzt, wenn es 
anders wäre. Also nur Verbesserungen 
der Qualität und nicht zusätzliche Quan-
tität. 

ln Fächern mit Zulassungsbeschränkung 
gibt es hier ein gewisses Problem des 
Kapazitätsrechts. Wenn man es unge-
schickt macht, muss man mit den zu-
sätzlichen Einnahmen zusätzliche Studi-
enplätze schaffen, weil das Bundesver-
fassungsgericht 1972 dekretiert hat, dass 
alle jeweils vorhandenen Kapazitäten für 
wartende Bewerber verwendet werden 
müssen. 

Man kann es aber auch geschickt anfan-
gen. Ich stelle mir dies wie folgt vor: Die 
zusätzlichen Mittel werden in einem Ge-
setz zur Verbesserung der Studienbedin-
gungen als gesetzliche Drittmittel für die 
Lehre konstruiert, als Mittel , die im Ver-
hältnis von Leistung und Gegenleistung 
von den Beitragszahlern ausschließlich 
für die Verbesserung der Studienbedin-
gungen gezahlt werden . 

Grundsätzlich also alles für verbesserte 
Lehre. Kleinere Abzüge müssten aber 
natürlich für einen gewissen Verwal-
tungskostenanteil gemacht werden, und 
gewisse Abzüge auch - wenn sich keine 
andere Finanzierung findet - für den Ab-
schluss einer Ausfallversicherung für die-
jenigen, die nach dem Studium ihr Darle-
hen nicht zurückzahlen können, weil sie 
nichts oder zu wenig verdienen . 
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Und wer sollte nun bezahlen? Hier möch-
te ich drei kurze Überlegungen anstellen. 

Die erste Überlegung: Nicht alle Studen-
ten ab einem bestimmten Stichtag! Dies 
wäre verfassungsrechtlich bedenklich, 
weil es dem Rechtsstaatsprinzip- das die 
Vorhersehbarkeit des staatlichen Han-
deins fordert- widersprehen würde. Mei-
ne Meinung ist deshalb: grundsätzlich al-
le Studierenden, die nach dem Parla-
mentsbeschluss ihr Studium beginnen. 

Eine zweite Überlegung geht von der Re-
gelung in England aus. Dort gibt es drei 
Gruppen: die mit den niedrigsten Ein-
kommen zahlen nichts, eine mittlere 
Gruppe zahlt nicht den vollen Betrag, und 
nur die "Besserverdienenden" zahlen den 
vollen Betrag. Dieser Gedanke könnte bei 
uns dadurch realisiert werden, dass man 
z. B. alle BAföG-Empfänger von der Bei-
tragspflicht ausnimmt. 

Eigentlich müsste man freilich überhaupt 
keine Freistellung vornehmen, 

• wenn der Beitrag moderat ist und 
• wenn die finanzielle Belastung nicht 

den Studenten, sondern erst den 
nach dem Studium im Berufsleben 
stehenden jungen Akademiker trifft. 
Schon dadurch werden soziale Härten 
vermieden. Die Herausnahme der 
BAföG-Empfänger wäre also eine zu-
sätzliche soziale Sicherung. Beim Sy-
stem der nachgelagerten Beiträge 
wird ja - dies ist wichtig zu betonen -
nicht auf die soziale Herkunft gese-
hen, sondern auf die berufliche Zu-
kunft, und die ist in der Regel nach 
dem Studium besser als ohne Studi-
um. 

Eine dritte Überlegung ist wichtig: Ein 
Studium hat immer zwei Seiten: Es ist ei-
ne Investition in die eigene Zukunft, in die 
eigenen Lebenschancen. Also ein priva-
tes Gut. Ein Studium hat aber auch eine 
öffentliche, eine gesellschaftliche Seite, 

ist also auch ein öffentliches Gut. Denn 
die Gesellschaft braucht Lehrer, sie 
braucht Ingenieure und Ärzte. Deshalb 
könnten Mangelberufe, etwa das Studi-
um des Hauptschullehrers oder auch ge-
wisse Ingenieurwissenschaften eher 
nicht mit einer Gebühr belegt werden. 
Darüber muss man jedenfalls nachden-
ken. Wesentlich ist eine solche Heraus-
nahmefür meinen Vorschlag nicht. 

Eine letzte und für viele die wichtigste 
Frage ist: Wie sichert man nun die zu-
sätzlichen Einnahmen vor dem Zugriff 
des Finanzministers? 

ln der Tat: Der Finanzminister und der 
Haushaltsgesetzgeber könnten gewiss 
versucht sein, den Hochschulen dann et-
was wegzunehmen, wenn diese den Ver-
lust - durch zusätzliche Einnahmen aus 
Studienbeiträgen - vermeintlich leichter 
verkraften könnten. ln Zeiten finanzieller 
Not schreckt ein Finanzminister vor fast 
nichts zurück - außer vor gesetzlichen 
und vor vertraglichen Leistungsan-
sprüchen. 

Und so müssen die Studienbeiträge auch 
konstruiert werden, um den Zugriff des 
Finanzministers zu vermeiden: als An-
sprüche der Zahler an die Hochschule 
auf konkrete Verbesserung ihrer Studien-
bedingungen. Quasi als Drittmittel für die 
Lehre. Diese müssten genauso unantast-
bar sein wie heute die Drittmittel für die 
Forschung. 

Diese Sicherung könnte durch einen Ver-
trag der Hochschulen eines Landes mit 
dem Staat geschehen. Darin verpflichtet 
sich der Staat, die durch Studienbeiträge 
erzielten Einnahmen als zusätzliche, für 
den genau definierten Zweck der Verbes-
serung der Lehre gegebene Einnahmen 
zu respektieren und seine Leistungen 
nicht entsprechend zu vermindern. Die 
Ausgestaltung dieses Gedankens ist si-
cherlich nicht einfach. Und neben die 



rechtliche Verpflichtung durch einen sol-
chen Vertrag muss mindestens genauso 
stark die moralische Verpflichtung des 
Staates treten , das Vertrauen seiner 
Hochschulen nicht zu enttäuschen. 

Ich will mit diesem Vorschlag , mit meinem 
persönlichen Vorschlag , einen Beitrag zu 
dieser wichtigen Diskussion leisten. Mein 
Vorschlag enthält fünf Elemente: 

Er gilt nur für Studienanfänger und nicht 
für alle Studenten, aber grundsätzlich für 
alle Studienanfänger. 

Es wird ein relativ geringer Beitrag von 
400 Euro je Semester verlangt. 

Er gewährleistet, dass soziale Härten ver-
mieden werden : zum Einen dadurch, 
dass die Zahlung nicht vom Studenten, 
sondern erst vom verdienenden Akade-
miker, also nach Abschluss seines Studi-
ums geleistet werden muss; zum Ande-
ren dadurch, dass darüber hinaus die 
BAföG-Empfänger von der Zahlungs-
pflicht befreit werden sollen. 

Die zusätzlichen Einnahmen dürfen nur 
zur Verbesserung der Studienbedingun-
gen für die Zahler - im Rahmen des vom 
Gesetzgeber geregelten Verhältnisses 
von Leistung und Gegenleistung - ver-
wendet werden . 

Er gewährleistet einen wirksamen Schutz 
davor, dass die zusätzlich gewonnenen 
Einnahmen durch Kürzung der staatli-
chen Leistungen in ihrer Wirksamkeit ver-
mindert werden. 

Darüber hinaus halte ich es für richtig , im 
Weg der Ausweitung der Experimentier-
klausel durch den bayerischen Gesetz-
geber für im Zeitpunkt der Zahlung be-
reits hervorragend ausgestattete einzelne 
Studiengänge weiter gehende Gebühren 
zu erheben, wenn eine Hochschule dies 
beantragt. 

Zwei Sätze zum Schluss: 

Wir haben in dieser Frage kaum mehr ein 
Erkenntnisproblem, sondern ein Problem 
der Umsetzung. Die Erkenntnisse sind 
da, nur der Mut sie umzusetzen bedarf 
noch der Stärkung! 

So schlecht sind die Aussichten, dass die 
Menschen eine solche Regelung akzep-
tieren , nicht. Nach einer Forsa-Umfrage 
aus dem Jahr 2000 sind 57 Prozent der 
Bevölkerung für eine Erhebung von 1.000 
DM je Semester, wenn der Betrag den 
Hochschulen für die Verbesserung der 
Studienbedingungen zukommt. Wenn 
ein Darlehenssysstem installiert wird , wo-
nach erst nach dem Studium und bei Lei-
stungsfähigkeit zurückgezahlt werden 
muss, plädierten sogar 62 Prozent der 
Bevölkerung für diese Lösung. Es gibt 
gute Gründe für die Vermutung, dass die-
se Einsicht in den letzten zwei Jahren 
noch gewachsen ist. 

Dr. Paul Wilhe/m, ist Vorsitzender 
des Hochschulausschusses des 
Bayerischen Landtags 
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Diskussion am 27.03.03 
Moderation: Detlef Müller-Böling 

Müller-Böling: Meine Damen und Herren, 
Sie haben jetzt wirklich lange genug im 
20-Minuten-Takt hier ausgeharrt und sehr 
viele Ideen gehört. Ich darf Sie jetzt durch 
diese Diskussion führen und möchte ein 
paar Regeln einführen, die Sie sicherlich 
aus anderen Zusammenhängen auch 
kennen . Erste Regel : Kein Co-Referat, 
das ist das Schwierigste für Sie, das weiß 
ich. Zweite Regel: Einfach nochmal kurz 
Ihren Namen und die Institution nennen, 
aus der Sie kommen. Dann gegebenen-
fallls den Ansprechpartner, von dem Sie 
etwas wissen möchten. Und die letzte 
Regellautet Maximal drei Minuten. 

Meine Damen und Herren, Sie dürfen sich 
jetzt also melden, ich fange aber mit der 
ersten Frage auch unmittelbar an, die, um 
die Diskussion vielleicht etwas anzure-
gen, mir gekommen ist, als ich Herrn Ze-
hetmair gehört habe. Herr Zehetmair ist 
nun leider nicht mehr da, aber ich nehme 
an, dass der Eine oder Andere aus dem 
Ministerium im Haus ist, der auch diese 
Zahlen, die im Gespräch gewesen sind, 
mit erläutern kann. Herr Zehetmair hat ja 
davon gesprochen, dass es 7 Mrd. Euro 
bedürfte, um in Bayern ein Stipendiensy-
stem einzurichten. Ich frage jetzt einfach 
denjenigen, der das vielleicht weiß aus 
dem Ministerium: Ist das tatsächlich so, 
das ist ja die höchste Zahl, die wir heute 
hier im Raum gehört haben, 7 Mrd. Euro, 
habe ich das richtig dahingehend ver-
standen, dass es darum geht, einen Ka-
pitalstock aufzubauen, aus dem dann 
aus den Zinserträgen Stipendien für 30 
Prozent der Studierenden in Bayern er-
wirtschaftet werden. Kann das einer be-
stätigen? Aus dem Ministerium? O.K. , al-
so ich habe versucht, das in der Mittags-
pause nachzurechnen und das käme hin. 

Man bekäme dann tatsächlich für 30Pro-
zent der Studierenden in Bayern 1.000 
Euro pro Jahr, 500 Euro pro Semester. Al-
so das ist natürlich eine Idee, die bisher 
noch niemals in Deutschland aufgetaucht 
ist. Ein Kapitalstock für derartige Stipen-
dien einzurichten, das müssen wir dann 
der Zukunft überlassen, wenn das ein 
Staat schaffen würde, wäre das natürlich 
großartig. So bitte schön, hier vorne ist 
der Erste. 

Schwäblein: Jörg Schwäblein aus dem 
Thüringer Landtag. Ich würde meinen 
Kollegen Wilhelm fragen wollen , wie er 
denn, wenn er für Studienbeiträge ist, die 
Diskussion aushalten will, wenn ergleieh-
zeitig schon Ausnahmen definiert hat. 
Dort wo wir gerade mal Nachwuchs brau-
chen, machen wir es nicht- wie will er das 
abgrenzen? 

Müller-Böling: Ich würde vorschlagen , 
Herr Wilhelm, Sie antworten unmittelbar, 
und in der Zwischenzeit sammle ich dann 
weitere Wortmeldungen. 

Wilhelm: Also das Hauptproblem in der 
Diskussion ist, glaube ich, eher nicht die-
ses, dass man einige Gruppen, wo der 
Staat Bedarf hat, ausnimmt. Da habe ich 
noch nie irgendwelche Bedenken gehört, 
allgemein ist natürlich immer, die Leute 
werden abgeschreckt, also, würden Sie 
das vielleicht noch ein bisschen konkre-
tisieren? Es ist doch, finde ich, vernünftig 
zu sagen, wenn wir keine Hauptschulleh-
rer im Nachwuchs mehr haben, dann 
zahlen die halt, solange wir den Nach-
wuchs nicht haben, keinen Beitrag. Das 
sind nicht sehr viele, das würde das Sy-
stem insgesamt überhaupt nicht in Frage 
stellen. 



Schwäblein: Da wir in Deutschland keine 
Konsistenz im Bedarf von Fachkräften 
haben, so dass dieser von Land zu Land 
schwankt- in den neuen Ländern sind im 
Moment gerade mal Lehrer in der Region 
überzählig und bei ihnen fehlen sie, in fünf 
Jahren kann es umgekehrt sein- wird die-
se Abgrenzung äußerst schwierig. Wann 
muss der Staat Ausnahmen machen, 
wann nicht? Ich bin sehr mutig, und ha-
be vorausgesetzt, uns gelingt irgend-
wann, das System mal einzuführen. Wie 
kriegen wir dann die Diskussion tatsäch-
lich auch gebacken, wenn wir Ausnah-
men machen. 

Wilhelm: Herr Kollege Schwäblein, wenn 
das wirklich im größeren Maße ein Pro-
blem sein sollte, dann lassen wir es halt 
fallen . Das ist kein Essential des Vor-
schlages. Der ist mir im übrigen erst vor-
gestern eingefallen , bei Lektüre weiterer 
Beiträge, also das was ich mir schon lan-
ge zurecht gelegt hatte, da war das nicht 
dabei. Also das ist kein Essential , lassen 
wir es weg, wenn wirklich eine größere 
Diskussion da wäre. Es ist ja einfach not-
wendig , jetzt mal die Diskussion zu be-
ginnen, breit in den Hochschulen, natür-
lich auch mit den möglicherweise betrof-
fenen Eitern, und da soll halt so was mal 
hin und her diskutiert werden . 

Müller-Böling: So, ich hab jetzt schon ei-
ne ganze Reihe Wortmeldungen, Sie sind 
der nächste. 

Folz: Folz, Vorsitzender des Hochschul-
rats der Universität Bamberg. Ich hab ei-
gentlich nur eine Bitte, da war die Rede 
von einem Band, in dem die Beiträge ver-
öffentlicht werden sollen . Da möchte ich 
Herrn Dr. Schily bitten, den Präsidenten 
der Universität Witten/Herdecke, auch 
die zweite Hälfte seines Vortrags uns 
nicht vorzuenthalten , denn es sollte ja 
heißen, Aufbau und Finanzierung der 
Universität. Ich hab aber davon kein Wort 
gehört. Ich würde es aber gern nachle-
sen, samt Zahlen natürlich. 

Müller-Böling: Ein Satz zur Finanzierung, 
Herr Schily? 

Schily: Man kann etwa sagen, ein Drittel 
sind Spenden, der Landesbeitrag ist sin-
kend, liegt jetzt bei etwa 15 Prozent, 7 
Prozent etwa sind Studiengebühren, also 
wenn Sie Land und Studiengebühren zu-
sammentun 22 Prozent. Und die 30 Pro-
zent Spenden, dann haben Sie 52 Pro-
zent. 48 Prozent sind Eigeneinnahmen 
aus Forschung, Entwicklung, Enginee-
ring , Consulting, Dienstleistung mit stei-
gender Tendenz. 

Müller-Böling: Sagen Sie noch gerade 
das Gesamtvolumen. 

Schily: 28 Mio. Laut Presse fehlt uns da-
von noch eine. Wenn einer da ist, der die 
hat, kann er sich melden bei mir. 

Müller-Böling : Er kommt auch heute 
abend dann an den Tisch des Präsiden-
ten . Herr Schöck ist der Nächste. 

Schöck: Schöck, Sprecher der Kanzler 
der Deutschen Universitäten. Herr Dr. 
Wilhelm, sie haben zwei Unbestimmthei-
ten verwendet: Das eine war das, wenn 
der Staat etwas braucht, dann sehen wir 
von der Finanzierung ab, das ist gerade 
schon diskutiert worden. Ich würde drin-
gend davon abraten, eine solche Überle-
gung weiterzuverfolgen. Wir haben jetzt 
schon das, was die Ökonomen den 
Schweinezyklus nennen. Wenn der Mini-
ster einmal sagt, wir brauchen Grund-
schullehrer, dann rennen alle in die Erzie-
hungswissenschaftliche Fakultät und 
stellen nach fünf Jahren fest , dass der 
Zyklus an ihnen vorbei gegangen ist. Es 
hat auch eine mir naheliegende Bezirks-
regierung mit Überraschung festgestellt, 
dass in den nächsten fünf Jahren 30 Pro-
zent aller Lehrer pensioniert werden. Eine 
Entwicklung, die man eigentlich seit ihrer 
Geburt voraussehen konnte. Auf solche 
prozyklischen Elemente denke ich sollte 
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man verzichten. Und das Zweite: Sie ha-
ben den Begriff unendliche Finanznot 
verwendet. Wir befinden uns in einer Si-
tuation unendlicher Finanznot, wenn man 
dem glaubt, was man aus Politik und Fi-
nanz hört. Und ein solcher unbestimmter 
Begriff ist mir entschieden zu gefährlich, 
d.h. wenn eine Vereinbarung darauf ge-
stützt wird, dass sie bei unendlicher Fi-
nanznot nicht mehr gilt, dann braucht 
man sie nicht zu schließen. Was wir brau-
chen ist doch Verläßlichkeit und Vertrau-
en, und gerade eine Vereinbarung, die 
auch dann hilft, wenn es nass wird, d.h. 
wir müssen gerade den Fall, dass der Fi-
nanzminister sich auf unendliche Finanz-
not berufen kann, ausschließen und sa-
gen, es wird vereinbart, die Finanzen lau-
fen so und so und nicht, was wir in ande-
ren Fällen ja schon verschiedentlich er-
lebt haben: Dass man dann sagt, es ent-
fallen zwar die Sondermittel, aber die Uni-
versität möge aus ihren regulären Mitteln 
doch entsprechend umschichten, um 
das politische Ziel dann doch weiterzu-
verfolgen. 

Müller-Böling: Herr Wilhelm, geben Sie 
noch mal Herrn Wilhelm das Mikrofon 

Wilhelm: Also, das war natürlich eine sa-
loppe Formulierung von mir. Ich verwen-
de das Wort ,unendlich' möglicherweise 
zu oft. Es gibt da fachliche Ausdrücke, 
wie z.B. die Störung des Gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts wie es im 
Grundgesetz formuliert ist in den Artikeln 
nach 1 00. An die Formulierung muss man 
lange hinarbeiten, da wird auch scharf 
verhandelt werden . Aber ich sage nur, 
kein Staat wird einen Vertrag mit den 
Hochschulen machen, wo hier keinerlei 
Ausweichventil offen gelassen ist. Weil es 
ja wirklich so sein kann, dass es mal fi-
nanziell dringend geboten ist, wie jetzt 
grade im Moment. Also wir haben 800 
Mio. im vergangenen Jahr einsparen 
müssen, das ist eine gewaltige Summe 

für einen Landeshaushalt Das kann man 
sicher perfekt formulieren, dann hätte ich 
keine Bedenken. 

Müller-Böling: Bitte schön. 

Klockner: Mein Name ist Jürgen Klockner 
vom Verband der Chemischen Industrie. 
Ich glaube, das Ziel ist ja eigentlich ein-
vernehmlich klar, man will die Qualität der 
Hochschule insgesamt steigern. Nun ha-
ben wir vorhin gehört, dass sich die Ein-
nahmen über die Studiengebühren wahr-
scheinlich doch nur im einstelligen Be-
reich bewegen werden. Und ich denke, 
es ist wesentlich wichtiger, auch zu dis-
kutieren, wie kann ich die 90 Prozent, die 
ja vom Staat kommen, auch qualitäts-
steigernd einsetzen für Forschung und 
Lehre. Und meiner Meinung nach muss 
man diesen Weg, der jetzt diskutiert wird 
- konsequent sich die Hochschulen die 
Studenten aussuchen lassen und umge-
kehrt, dass die Studenten sich die Hoch-
schulen aussuchen können - konsequent 
weitergehen, denn dann kriegen Sie auch 
eine Hebelwirkung für die restlichen 
90Prozent, die immerhin vom Staat kom-
men. Und vielleicht sollte man genauso 
wie wir heute mit der gebotenen Nüch-
ternheit die Frage Studiengebühren dis-
kutieren, vielleicht auch diskutieren, wie 
ist es mit dem Ranking von Forschung 
und Lehre an den Deutschen Hochschu-
len. Vielen Dank. 

Müller-Böling: Danke, Herr Dräger ant-
wortet Ihnen. 

Dräger: Vielleicht kann ich dazu kurz et-
was sagen. Wir fangen als Länder jage-
rade an, den Anteil des staatlichen Bud-
gets auch leistungsabhängig zu verge-
ben, z.B. indem wir die Hochschulen 
nicht mehr nach dem reinen Input finan-
zieren, der Anzahl der Studienanfänger 
ohne jegliche Leistungs-, d.h. nur mit ei-
ner Belastungskomponente, sondern 



jetzt auch nach dem Output, der Anzahl 
der Absolventen oder Examenskandida-
ten . Also das, was die Hochschule als 
Leistung vollbracht hat. Diese Diskussion 
finden Sie eigentlich im Moment, über die 
90- oder vielleicht sind es mal 60 oder 50 
Prozent staatlicher Anteil , wenn man 
Sponsoring und Spenden mit einbezieht 
-, dass es hier auch klar zu einer lei-
stungsorientierten Steuerung kommen 
wird und auch kommen werden muss. 

Müller-Böling: Würden Sie bitte an Herrn 
Michaelis weitergeben? 

Michaelis: Michaelis von der Johannes-
Gutenberg-Universität Mainz. Ich hätte 
auch noch direkt eine Frage an Herrn 
Dräger. Das Modell klang ja zunächst 
sehr attraktiv. Sie sind ausgegangen von 
30 Prozent Stipendien oder hier von die-
ser Kreditfinanzierung . Bei den relativ ho-
hen Gebühren, die Sie da zugrunde ge-
legt haben, müsste man eigentlich davon 
ausgehen, dass der Prozentsatz größer 
wäre, weil heute ist ja der Lehrer, der zwei 
Kinder zur Universität schicken möchte, 
nicht BAföG-berechtigt bzw. seine Kin-
der. Von daher kommen doch dann neue 
Schichten, vielleicht auch die Bildungs-
näheren, dann schon aber schlecht Ver-
dienenden auch in den Bereich, wo sie für 
diese Studiengebühren Kredite aufneh-
men müssen. Und das müßte man ei-
gentlich in dem Modell berücksichtigen, 
wenn der Staat auch das mit subventio-
nieren sollte. 

Dräger: Heute nehmen 21,4 Prozent der 
Studierenden eine finanzielle Unterstüt-
zung des Staates in Anspruch. Das Mo-
dell sieht vor 30 Prozent, also eine 30-
prozentige Steigerung der heutigen 21 
Prozent. Diese 30 Prozent entsprechen 
sowohl der internationalen Erfahrung in 
Ländern, die eine höhere soziale Bil-
dungsmobilität und erheblich hohe Stu-
diengebühren haben, also USA, Australi-
en, Kanada, Neuseeland, England oder 
auch den Erfahrungen an den deutschen 

privaten Hochschulen. Die Quoten, die 
Herr Schily vorhin genannt hatte, bewe-
gen sich auch ungefähr in dieser Region . 
30 Prozent der Studierenden brauchen 
einen Kredit. Wenn ich sage ,elternunab-
hängig ', dann müssen die Rückzah-
lungskonditionen so gestaltet sein, dass 
diejenigen, die anders finanzieren kön-
nen, nämlich über ihre Eitern, dieses dann 
auch tun. Was uns nichts bringt, ist ein 
heutiges BAföG-System, wo einige auf-
grund von Zweitstudium in anderen 
Fachbereichen usw. plötzlich ein Anrecht 
auf BAföG haben und das Geld irgendwie 
zufälligerweise gesammelt haben, um es 
am Tag des Studienendes auf einen 
Schlag zurückzuzahlen und dafür auch 
noch einen Discount zu bekommen. Also 
dieses kann keine sinnvolle Steuerung 
sein. Und insofern halte ich die 30 Pro-
zent aufgrund von internationalen Erfah-
rungen für vertretbar. 

Müller-Böling: Schönen Dank. Herr Sand-
berger ... 

Sandberger: Sandberger, Universität Tü-
bingen. Herr Dräger, ich habe zwei Fra-
gen an Ihr Modell: Das eine, ich habe 
nicht festgestellt, dass Sie die steuerli-
chen Entlastungseffekte für die zwei Drit-
tel bei den Eitern, die die Studienge-
bühren bezahlen, in Ihrem Modell berück-
sichtigt haben. Das sind ja steuerlich ab-
zugsfähige Beträge, bei denen dann ein 
steuerlicher Abzugseffekt von 20 bis 30 
Prozent eintreten wird und die zweite 
Frage, Herr Wilhelm hat es aufgegriffen: 
Das CHE- also ich war auch Teil dieser 
Arbeitsgruppe, die diese Vorschläge ent-
wickelt hat- hat mehr Modelle entwickelt, 
wie man die private Finanzierung besser 
einbeziehen kann . Etwa in der Weise, 
dass man private Bankkredite mobilisiert 
mit universitärer Garantie. Können Sie 
sich vorstellen , dass dieses Element zur 
Kostenreduzierung in Ihr Modell integriert 
wird? 
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Dräger: Ja, ich versuche die beiden The-
men zu beantworten: Die steuerliche Ent-
lastung trifft natürlich nicht nur auf dieje-
nigen zwei Drittel der Eitern zu, die ihre 
Kinder finanzieren, sondern möglicher-
weise- die Diskussion werden wir führen 
müssen - diejenigen Studenten, die sel-
ber investiert haben. Sind denn hinterher 
ihre Rückzahlung in ihre eigene Bildungs-
investition steuerlich absetzbar? Ja oder 
Nein? Ich habe zugegebenermaßen in ei-
ner Fußnote in meinem gedruckten Re-
detext dieses erst einmal ausgeschlos-
sen, um die Diskussion nicht zu verkom-
plizieren. Ich kann Ihnen aber sagen, 
wenn Herr Kluge von McKinsey Ihnen 
morgen ein Modell vorstellen wird, was 
so ähnlich ist wie meines, wird er auch, 
soweit mir bekannt, den steuerlichen Ef-
fekt aufgrund der verkürzten Studienzei-
ten - im Positiven für den Staat - berech-
nen und der ist positiver als das, was es 
in der Subvention kostet, wenn wir das 
steuerlich begünstigen. Es ginge also im-
mer noch. Der zweite Teilihrer Frage war 
die Berücksichtigung privater Finanzie-
rung der Bankkredite. Also erstens: Die-
ses Modell, das ich vorgestellt habe, 
müßte nicht unbedingt über eine Aus-
gleichsbank oder eine deutsche Mittel-
standsbank oder Kreditanstalt für Wie-
deraufbau finanziert werden, das könnte 
sehr wohl über einen Sparkassenver-
bund, der sozusagen in jedem Dorf in 
Deutschland eine Filiale hat und im Klein-
kundengeschäft spezialisiert ist, finan-
ziert werden, wenn der Staat eine Aus-
fallbürgschaft gibt, um den Zinssatz un-
ten zu halten. Dieses sieht mein Modell 
vor. Es gibt aber noch eine ganz andere 
Denke. Sie können auch anders und fra-
gen, wozu brauchen Sie überhaupt eine 
Bank? Und wozu brauchen Sie über-
haupt eine Gesamtkreditsumme, die bei 
mir auf 24 Mrd. Euro anwächst? Wenn Sie 
nur das Thema Studiengebühren berück-
sichtigen - die Lebenshaltungskosten 
mal vernachlässigt- brauchen Sie das ei-
gentlich nicht. Stellen Sie sich mal eine 
einzige Hochschule vor, sie bekäme 70 

Prozent der Gebühren cash, sofort. Die-
se könnte sie einsetzen zur Qualitätsver-
besserung des Studiums. Auf die 30 Pro-
zent verzichtet die Hochschule, sie gibt 
das Geld noch nicht aus und fünf Jahre 
später fangen diese 30 Prozent an - so-
zusagen die Universität als Bank - an die 
Universität zu fließen und könnten dem 
Vermögensaufbau langfristig dienen, ei-
nes eigenen Stiftungsvermögens. D.h. 
hier wäre ein Modell. Das Modell funktio-
niert natürlich nicht im Falle Witten/Her-
decke von Herrn Schily, der auf die Ge-
bühren angewiesen ist. Das funktioniert 
nur bei einer staatlichen Universität, die 
die Basisfinanzierung behält und nur das 
Extra über die Gebühren finanziert. Herr 
Schily muss dann zur Bank, sich für 8 
Prozent das Geld irgendwo leihen und 
dann wird es langsam teuer. Aber aus 
staatlicher Sicht geht es auch ohne Ban-
ken. Auch in dem von mir vorgestellten 
Modell geht es sehr gut mit privater Bank, 
das sind auch im Kleinkundengeschäft 
eigentlich die Besseren. 

Müller-Böling: Danke schön. 

Kree: Mein Name ist Reiner Kree, ich bin 
Vizepräsident für Forschung und Lehre 
der Universität Göttingen. Und ich habe 
eine Frage, die vornehmlich an Herrn 
Dräger gerichtet ist, aber eigentlich auch 
an alle diese Modelle der Studienge-
bühren, die heute diskutiert worden sind, 
nach weiteren versteckten Kosten. Das 
grobe Zahlengerüst hat mir zwar einge-
leuchtet von Herrn Dräger, aber es ist 
nicht berücksichtigt worden, dass es 
natürlich auch eine Bürokratie zum Ein-
sammeln dieser Studiengebühren 
braucht. Und nach unseren ersten Erfah-
rungen, die wir in Niedersachsen ge-
macht haben - nur mit den sehr stringen-
ten und eigentlich gesetzlich sehr klar ge-
regelten Studiengebühren für Langzeit-
studierende - waren die, dass diese Ko-
sten, wenn man sich nicht vorher sehr ge-
nau Gedanken darüber macht, wie man 
den Prozess des Einsammeins organi-



siert, ganz erheblich sein können . Und 
meine Frage deswegen: Für wie hoch 
würden sie die veranschlagen? Und ha-
ben Sie sich darüber Gedanken gemacht, 
wie man diese Kosten minimieren kann? 

Dräger: Also einen Teil der Frage kann 
vielleicht Herr Müller-Böling gleich beant-
worten , weil das neueste CHE-Konzept, 
das vor zwei Tagen vorgestellt wurde, von 
3 Prozent Verwaltungskosten ausgeht, 
diese wären also erheblich . Ich selber ha-
be die Erfahrung gemacht bei der Eta-
blierung eines sozusagen Wittener um-
gekehrten Generationenvertrages auf 
Kleinstebene einer einzelnen Institution, 
dass Ihnen natürlich dort, je kleiner die 
Einheit ist, überproportional hohe Verwal-
tungskosten reinkommen. 

Ich bin aber überzeugt davon, wenn wir 
bundesweit ein solches Modell etablie-
ren , gleich für über eine Million Studen-
ten , die dann, wenn sie die als Darle-
hensnehmer über 17 Jahre, bis sie den 
stabilen Zustand betrachten, auf viele, 
viele Millionen anwachsen, erstens die 
Verwaltungskosten prozentual sehr ge-
ring halten können und zweitens, wenn 
wir es privatisieren und in diesem Rah-
men an einen privaten Bankenverband 
geben, dann erschließt sich hier den Ban-
ken das attraktivste zukünftige Klientel , 
das sie überhaupt nur haben können -die 
zukünftigen Akademiker mit den schö-
nen großen Gehältern. Und hier sehe ich 
auch ein Potenzial. Die Ursprungsideen, 
die wir hier diskutiert haben, da hatten 
plötzlich nicht nur die Banken Interesse, 
die Personalberater, alle hatten Interesse 
an diesem Klientel der Studierenden. Und 
gerade diejenigen, die gezwungen sind 
zu finanzieren , um ihren Input und Output 
und Return of Investment zu betrachten, 
sind diejenigen, die attraktiver sind hin-
terher zu betreuen. Insofern glaube ich, 
müssen wir auch vermarkten und finanzi-
ell nutzen, dass wir jetzt mit der attraktiv-
sten zukünftigen Kundengruppe zu tun 
haben. 

Müller-Böling: Gut, den Kollegen interes-
sierten aber nicht die Kosten, die bei den 
Banken entstehen, das ist ihm relativ 
egal , sondern ihn interessieren die Ko-
sten, die in der Universität entstehen. 

Dräger: Wenn Sie ein elternabhängiges 
System haben, oder eines, das auf vielen 
Ausnahmeklauseln beruht, dann haben 
Sie administrative Kosten in den Univer-
sitäten. Wenn Sie ein System haben, wo 
jeder das Recht hat, ein Darlehen auszu-
heben, aber die Rückzahlungskonditio-
nen so sind , dass man zweimal darüber 
nachdenkt, dann haben Sie nicht die ad-
ministrativen Kontrollkosten , Sie haben 
wirklich nur Verwaltungskosten auf der 
Seite des Finanzdienstleisters. Sie kön-
nen es natürlich auch anders gestalten, 
dann haben Sie den gesamten Prüfappa-
rat 

Müller-Böling: Aber eines ist klar, diese 
Kosten müssen bei den ganzen Diskus-
sionen berücksichtigt werden und Herr 
Grüske wird morgen vorstellen, was an 
Modellrechnungen für Erlangen-Nürn-
berg und für Bayreuth entwickelt worden 
ist. Wir haben 3 Prozent an diesen Kosten 
bei diesen Modellrechnungen berück-
sichtigt. Ich glaube, das ist relativ reali-
stisch. 

Ich habe jetzt noch eine ganze Reihe von 
Wortmeldungen hier und ich schlage vor, 
dass wir die noch abarbeiten. 

Nipperdey: Vigdis Nipperdey, ich bin die 
Vorsitzende des Hochschulrates der 
Technischen Universität München. Wenn 
man das vergleicht mit den Zeiten von 
Wulf Steinmann, muss man sagen, es ist 
ungeheuer, was sich bewegt. Es sitzt hier 
also eine ganze Versammlung , die sich 
über unterschiedliche Modelle von Studi-
enbeiträgen, Studiengebühren unterhält 
und verständigt und das denke ich, hal-
ten wir alle für einen enorm großen Schritt 
in die richtige Richtung. Was ich nicht se-
he und deshalb richtet sich meine Frage 
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vor allen Dingen an die anwesenden Ab-
geordneten, also Herrn Wilhelm, Herrn 
Dräger, Frau Reiche, wie vermitteln wir 
dieses Thema der betroffenen Öffentlich-
keit. Also, ich bin selber Mitglied in einer 
Partei , ich kann Ihnen sagen, da ist das 
kein Thema und es ist ganz sicher, dass 
auch die normalen Eitern, nicht die aus 
den bildungsfernen Schichten, sondern 
diejenigen, die jetzt ihre Kinder durch das 
Studium bringen, in der Regel gerade bei 
den Beamten ohneBAföGgar kein Ver-
ständnis dafür haben werden, wenn der 
Staat sagt, die Universitäten brauchen 
mehr Geld und deshalb brauchen wir jetzt 
Studiengebühren. Da wird Ihnen ganz 
schnell entgegengehalten, wir haben in 
Deutschland die enorm hohe Einkom-
menssteuer, wir haben die Progression, 
wir zahlen über die Steuer diese staatli-
chen Einrichtungen, von denen uns ja im-
mer gesagt wird, sie sind deshalb um-
sonst, weil wir die hohen Steuern bezah-
len. Und jetzt sollen wir zusätzlich zu die-
sen Steuern nun auch noch diese Studi-
engebühren bezahlen. Und meine Kennt-
nisse im Steuerrecht sind nicht extrem, 
aber nach meiner Kenntnis ist das im Mo-
ment nicht steuerbegünstigt Wenn jetzt 
Studiengebühren kämen, wären die Ei-
tern keineswegs steuerlich davon entla-
stet. Wir sprechen hier über die Darle-
hensregelungen, das ist auch ganz rich-
tig. Wir müssen aber auch "die normalen 
Eitern", die in ihrer Lebensplanung durch-
aus darauf eingerichtet sind, das Studium 
von Kindern ganz überwiegend zu finan-
zieren, berücksichtigen. Wenn nun noch 
zusätzlich Gebühren anfallen, wird das 
als eine zusätzliche Belastung gesehen 
werden. Ich denke, das Argument muss 
wirklich von daher kommen, Ihr wollt ein 
besseres Studium für Eure Kinder, die 
Universitäten werden Euch etwas Besse-
res anbieten und sie werden Euch alter-
native Modelle mit Jobs in der Univer-
sität, Darlehensmöglichkeiten usw. an-
bieten. Es wird aber ganz schwierig sein, 
das in der Öffentlichkeit verständlich zu 

machen, vor allen Dingen, wo die Partei-
en nach meiner Kenntnis bisher noch 
keinerlei Anstrengung unternehmen, das 
überhaupt als Idee unter das Volk zu brin-
gen. 

Müller-Böling: Danke, Frau Nipperdey, 
Sie haben zwei Fragen gestellt. Einmal, 
gibt es noch weitere Parlamentarier, die 
hier noch vor Ort sind und sich dazu 
äußern wollen, wie das in ihrer Partei oder 
in ihrer Fraktion augenblicklich mit einer 
Diskussion aussieht, außer Herrn Wil-
helm, der ja schon gesagt hat, dass es zur 
Zeit keine Diskussion darüber gibt. 

Wilhelm: Was nicht ist, wird noch werden. 
Also erstens, Frau Nipperdey, Sie sagen 
die Eitern sagen, ich zahle sowieso schon 
so viele Steuern, warum auch das noch? 
Der Ansatzpunkt ist ein anderer: Er 
schaut nicht auf die Herkunft der Leute, 
sondern auf Ihre Zukunft. Die Eitern grei-
fen sowieso den Kindern unter die Arme, 
aber es ist vorgesehen, dass jemand 
selbst in seine Zukunft investieren soll. 
Zum Zweiten: Man kann der Öffentlich-
keit die Sache nur verkaufen, indem man 
sagt, Du kriegst wesentlich bessere Stu-
dienbedingungen und damit werden Dei-
ne Berufschancen besser und Du wirst 
vor allem, das ist eine Frage des Aus-
rechnens, früher fertig . Das ist eine allge-
meine Tatsache, dass man natürlich nicht 
gern lang zahlt, sondern lieber kurz zahlt, 
das Studium intensiviert, vielleicht Jobs 
nicht wahrnimmt, die nicht studienförder-
lich sind und so fort. Das rechnet sich er-
stens für den Staat, weil er früher Steuer-
zahler hat, aber auch für den Einzelnen, 
weil er früher Geld verdient. Also, es geht 
nur so im Sinne des Do ut des - von Lei-
stung und Gegenleistung - Du hast auch 
was davon. Wiederum muss man einfach 
sagen, wenn ich 100 Bedenken gegen 
diese Sache habe, dann muss ich halt 
einfach feststellen, die Verbesserung der 
Studienbedingungen kommt nur so oder 
sie kommt gar nicht. Da sage ich dann lie-
ber, sie soll kommen. 



Müller-Böling: Zur politischen Diskussion 
noch. 

Schwäblein: Situationsbericht aus 
Thüringen: Ich bin seit zehn Jahren der 
einzige, der das Thema anspricht in aller 
Öffentlichkeit. Ich werde jetzt zumindest 
von meinen eigenen Freunden nicht mehr 
korrigiert. 

Müller-Böling: Können Sie sagen, wel-
cher Partei Sie angehören? 

Schwäblein: Ja, ich gehöre der CDU an. 
Ich bin vor Jahren immer noch vom da-
maligen Hochschulsprecher, mittlerweile 
bin ich das selber, anschließend korrigiert 
worden. Da wurde gesagt, "das ist des-
sen Privatmeinung, wir haben die nicht". 
Wir sind also schon einen ganzen Schritt 
weiter. Mir wird schon nicht mehr wider-
sprochen, aber ich habe auch noch kei-
ne Zustimmung. Also, helfen Sie uns, die 
wir den Mut haben, das auszusprechen, 
Herrn Wilhelm, mir und vielleicht noch ein 
paar anderen. Es wird noch einige Jahre 
dauern, leider. 

Müller-Böling: Und zur steuerrechtliehen 
Frage, unser Steuerexperte hier vor Ort, 
Herr Kronthaler. 

Kronthaler: Ich komme aus der Steuer-
verwaltung, deswegen weiß ich, dass 
nach geltendem steuerlichen Recht, jen-
seits der Kinderfreibeträge bzw. Kinder-
geld und pauschaler Ausbildungsfreibe-
träge, keine steuerliche Entlastung gege-
ben ist. Punkt eins. 

Punkt zwei: Zu dem, was Herr Wilhelm 
gesagt hat, kommt noch ein Weiteres hin-
zu. Wenn das Modell von Herrn Dräger, 
ein elternunabhängiges Darlehen zu be-
kommen, greift, dann werden genau die 
Beamtenfamilien, deren Kinder kein 
BAföG bekommen, ja entlastet und nicht 
zusätzlich belastet. 

Müller-Böling: Danke schön. 

Weiß: Mein Name ist Weiß, Wissen-
schaftsministerium in München. Ich woll-
te vor allem nochmals darauf hinweisen, 
dass hier doch zu sehr im Vordergrund 
steht, die Frage: Beitrag zur Finanzierung 
der Hochschulen, zur Verbesserung der 
Studienbedingungen und Belassung die-
ser Gelder in voller Höhe bei den Hoch-
schulen. Meine Erfahrungen in Haus-
haltsverhandlungensind in der Richtung, 
dass das sehr schwierig sein wird, dieses 
Ziel zu erreichen, denn der Finanzminister 
wird natürlich nicht sagen, wir nehmen 
Euch die Studiengebühren, aber er wird 
sehr fantasievoll sein, darzulegen, dass 
die finanziellen Zwänge so groß sind, 
dass man an anderer Stelle irgendwo das 
Geld einsparen kann. Nicht aus Böswil-
ligkeit, sondern weil einfach finanzielle 
Engpässe generell da sind und der Fi-
nanzminister versucht, dort das Geld zu 
holen, wo es überhaupt nur geht. Hier se-
he ich schon ein gewisses Risiko und es 
wird sehr schwierig sein, dieses zu unter-
binden. Aber was auch eine wichtige 
Funktion der Studiengebühren ist, die 
hier nur am Rande gestreift wurde, ist 
zum einen der Anreiz, der dafür für die 
Studenten verbunden ist: Was etwas ko-
stet, ist viel mehr wert. Zum anderen, die 
Hochschulen werden stärker in die Posi-
tion eines Dienstleisters gebracht, die für 
das Geld, das sie bekommen, etwas an-
bieten müssen und es ist ein Wettbe-
werbsfaktor. Über Studiengebühren kön-
nen die Hochschulen den Wettbewerb 
um die besten Studenten verstärken, 
aber noch einmal: unabweisbare Voraus-
setzung ist die sozialverträgliche Ausge-
staltung dieses Systems. Diese Frage 
muss an erster Stelle stehen und hier ha-
ben mich die bisher gegebenen Antwor-
ten noch nicht ganz überzeugt, dass das 
sichergestellt werden kann, diese sozial-
verträgliche Ausgestaltung auch zu fi-
nanzieren. 
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Müller-Böling: Ja, wir haben ja noch ein-
einhalb Tage, Herr Weiß , also insofern 
kann das ja noch werden. 

Himpele: Klemens Himpele vom Aktions-
bündnis gegen Studiengebühren. Ich 
möchte mich an der Stelle eigentlich nur 
auf eine Frage stürzen, weil ich nachher 
noch den Pluralitätskasper hier spielen 
werde. Hier sind nämlich nicht alle einig 
im Raum, nur um das schon mal festzu-
stellen. Die Frage an Herrn Wilhelm: Fin-
den Sie nicht, dass sich Ihre zwei Prä-
missen logisch aufheben, die da lauten: 
A: Studiengebühren dürfen nicht sozial 
selektiv sein und B: Wenn wir Haupt-
schullehrer brauchen, dann erlassen wir 
die Studiengebühren, weil sie unter Um-
ständen ja sonst weniger studieren, also 
abgeschreckt werden . Ich finde das ist 
ein logischer Widerspruch, und den hät-
te ich gern erklärt. 

Wilhelm: Ja, also, ich glaube, ich habe 
dazu alles Nötige schon ausgeführt. Es ist 
kein Essential , Leute eventuell auszuneh-
men, weil es sich um einen Mangelberuf 
handelt, und von einem logischen Wider-
spruch kann ich nichts erkennen. Das 
müßten Sie wahrscheinlich in einer Vier-
telstunde darstellen, um das zu bewei-
sen. Da kann ich nicht mehr sagen, als 
das, was ich gesagt habe. 

Müller-Böling: Herzlichen Dank. Der letz-
te ist Herr Grüske. 

Grüske: Ich habe nur eine Frage an Herrn 
Dräger: Und zwar hatten Sie zur Gegen-
finanzierung Ihres Modells auch in die 
Waagschale gebracht, Kindergeld und 
Kinderfreibeträge. Wenn man ein Studi-
um als Investition in die Zukunft ansieht 
und Studierende als junge Erwachsene 

selbständig sind , dann ist das auch ganz 
logisch, so zu argumentieren. Dem steht 
aber die Verfassung entgegen, die die 
Unterstützung der Eitern für ihre Kinder in 
Ausbildung vorsieht, und das müßten Sie 
zunächst ändern , denn das war das ent-
scheidende Problem, das wir auch in 
dem CHE-Modell als Basisfinanzierung 
mit angedacht hatten, wo aber diese Ge-
genmeinung sehr intensiv ist. Sehen Sie 
eine Chance, da was zu ändern? 

Dräger: Also die Verfassungsdiskussion 
kann ich in keiner Weise beurteilen , ich 
wollte nur die finanziellen Dimensionen 
aufzeigen. Wir geben 1 ,3 Mrd. Euro Kin-
dergeld für Studierende an deren Eitern, 
und mir fehlten sozusagen in meinem 
Modell noch 170 Mio. Euro. Ich wollte die 
Dimension dessen aufzeigen, was wir 
heute in das System hineingeben und wie 
wenig extra, wenn überhaupt extra, wir 
hineingeben müßten, wenn wir auf eine 
Darlehensbasis statt auf eine Stipendien-
basis umstellen, und dass wir dieses 
Geld den Hochschulen dann zur Verfü-
gung stellen könnten . Die Kindergelddis-
kussion zeigt, wieviel wir heute ausge-
ben, aber löst nicht direkt das Problem, 
ich kenne die verfassungsrechtlichen Be-
denken. 

Müller-Böling: Meine Damen, meine Her-
ren, ich bedanke mich sehr herzlich bei 
Ihnen, Sie haben es mir leicht gemacht, 
tatsächlich nur kurz geredet. Ich gratulie-
re Ihnen und Sie haben sich jetzt tatsäch-
lich einen Kaffee verdient. 



Bildungsdarlehen als Möglichkeit 
zur Studienfinanzierung 

Stefan Jentzsch 

In diesem Beitrag soll die Diskussion 
um Studiengebühren einmal aus ei-
nem anderen Blickwinkel beleuchtet 

werden- dem einer lnvestitionsrechnung. 
Sofern einer solchen Gebühr ein konkre-
tes Leistungsversprechen der Hoch-
schule gegenübersteht - wie im Rahmen 
von ExcellenTUM vorgesehen- kann dies 
für den Studierenden durchaus von Inter-
esse sein. Äußert sich eine solche "Ge-
genleistung" der Hochschule bspw. im 
Zusagen einer gesteigerten Studienqua-
lität und-intensitätoder einer verkürzten 
Studiendauer ', so sind dies in jedem Fall 
Faktoren, die einen künftigen Absolven-
ten für den Arbeitsmarkt interessant wer-
den lassen. Eine kürzere Studiendauer 
ermöglicht z.B. einen früheren Eintritt ins 
Berufsleben und damit einen früheren 
Verdienstbeginn , eine höhere Studien-
qualität (z.B. über Auslandssemester) 
und damit deutlich verbesserte Karriere-
und Verdienstchancen im ln- und Aus-
land. Diese zusätzlichen Optionen wie-
derum kann der Studienwillige in sein 
Kalkül mit einbeziehen und somit einen 
gebührenpflichtigen Studiengang wie ei-
ne Investition beurteilen und entschei-
den, ob er bereit ist, diese zu tätigen. Da-
mit bleibt die Beantwortung der Frage, 
wie den Interessenten, die nicht über die 
notwendigen Mittel aber Qualifikation 
verfügen, Zugang zu entsprechenden In-
vestitionsmitteln zu ermöglichen ist. 

So entstand die Idee, ein Darlehenspro-
dukt zu konzipieren, das allen Studien-
willigen die Finanzierung eventueller Stu-
diengebühren sowie auch der Lebens-
haltungskosten ermöglicht. Ausgangs-
punkt für die folgenden Überlegungen ist 
- durch den engen Kontakt zwischen der 

ExcellenTUM - ZurUmsetzung der geplanten 
Maßnahmen bedarf E5 zusätzlicher Mittel 

• Verbesserung der Qualität der Lehre sowie weiterer 
bedingungenzieht zusätzlichen finanziellen Bedarf nachsich 

- Ziel : keine Sozialauswahl, sondern Leistungsauswahl 

• grundsätzlich gibt es verschiedene Finanzierungsmöglichkeiten für 
diese verbesserten Studienangebote : 

• zusatzliehe Mittel aus dem Staatshaushalt 
• Drittmittel (Stipendien, Sponsoring, Stiftungen, Spenden) ... • Unterstützung durch die Familie 
• Eigenbeteiligung der Studierenden 

Schaffen von Chancengleichheit durch das 
Angebot günstiger Bi ldungsda rl ehen 

' Die Gründe für eine lange 
Studienzeit sind in manchen 
Fällen nicht einmal von den 
Studenten beeinflussbar. Ich 
möchte an dieser Stelle ein 
konkretes Beispiel aus meiner 
Studienzeit in Köln anführen: 
bestimmte Fächer sind im 
Hauptstudium aufgrund der 
Taktung und vorgeschriebe-
nen Reihenfolge einzelner 
Pflichtveranstaltungen nicht 
unter 8 Semestern zu durch-
laufen gewesen. 
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HVB und der TUM - der aktuelle Arbeits-
stand zu ExcellenTUM gewesen. 
Grundsätzlich ist es aber natürlich denk-
bar, Bildungsdarlehen in ähnlicher Form 
auch den Studierenden anderer Hoch-
schulen und Studiengänge zu eröffnen. 

Je nach absoluter Höhe der Studienge-
bühren, die wahrscheinlich ein Vielfaches 
der hier in der Beispielrechnung veran-
schlagten 1 00 liegen werden, ergeben 
sich relativ schnell nicht unerhebliche Be-
träge für die Rückführung. Eine Möglich-
keit die Aufwendungen für die Rückzah-
lung zu ermäßigen, ist eine Reduzierung 
des zugrundeliegenden Zinssatzes. Dies 
ist jedoch nur bei zur Verfügungstellung 
bzw. lnstitutionalisierung entsprechender 
Sicherungsvehikel realistisch. Beispiele 
für derartige Konstrukte finden sich u.a. in 
den USA, wo Studiengebühren sowie de-
ren Finanzierung über Darlehen weitläufi-
ge Praxis sind. Aufgrund staatlicher Aus-

Bildungsdarlehen -eine Beispielrechnung zur 
Orientierung 

Annahmen für die Auszahlung: 

• Jeweils zu Semesterbeginn 
• Zahlung über 10 Semester "-" ... ..... w- .......... .... ,.,,. 2) 

• Zinssatz 7% 

MögliChkeiten der Rückzahlung: 

• 1 Jahr Wartefrist vor Beginn der Rückzahlung 
• Je 100 _ Auszahlung pro Semester 

4 monatliche Rate 27,44 _ (Laufzeit 5 Jahre) 
4 monatliche Rate 16,09 _ (Laufzeit 10 Jahre) 

fallgarantien und der günstigen Refinan-
zierungsoption über Einrichtungen wie 
die SLM corporation (Sallie Mae) können 
Kreditinstitute den Studierenden auch 
entsprechend günstige Konditionen wei-
tergeben. Das Schaffen entsprechender 

Bildungsdarlehen am Beispiel USA 

...__B_ör_se _ 

Sicherungsvehikel stellt - zumindest aus 
Sicht des Kreditgebers - einen der noch 
zu konkretisierenden Punkte im weiteren 
Vorgehen zur Entwicklung eines vor allem 
für die Studierenden attraktiven Bil-
dungsdarlehens dar. 

Mit diesem Beitrag soll dargestellt wer-
den, dass die Vorteile, die durch alterna-
tive Studienangebote (die von Studieren-
den mitzufinanzieren sein werden) er-
reicht werden können, nicht aufgrund 
drohender Sozialauswahl verworfen wer-
den sollten. Denn durch eine Kooperati-
on zwischen Kreditinstituten , Hochschu-
len sowie eventuell weiteren staatlichen 
bzw. staatsnahen Institutionen ist die Be-
reitstellung einer für alle Studienwilligen 
zugänglichen Finanzierungsmöglichkeit 
in jedem Fall realisierbar. 

Dr. Stefan Jentzsch ist Mitglied des 
Vorstandes der HVB Group, München 



Studiengebühren sind 
innovationsfeindlich! 

Klemens Himpele 

Vorbemerkung: Sehr geehrte Damen 
und Herren! Als Geschäftsführer des 
Aktionsbündnisses gegen Studien-

gebühren dürfte meine Position zum The-
ma ExcellenTUM klar sein: Wir lehnen 
dieses Modell rundum ab! Mir ist völlig 
klar, dass ich hier bei diesem Kongress 
nur den Pluralitätskasper spielen soll. Al-
lein die Zusammensetzung der eingela-
denen Rednerinnen und Redner macht 
den Charakter dieser Veranstaltung als 
Propaganda-Show deutlich. Zwar vertritt 
das ABS 1 ,5 Millionen der 1 ,8 Millionen 
Studierenden, hat Gewerkschafts- und 
Parteigliederungen, kirchliche und sozia-
le Organisationen, den Bundesverband 
ausländischer Studierender und andere 
als Mitglied und spricht damit am ehesten 
von allen Rednerinnen und Rednern hier 
für die Betroffenen. Dennoch haben sich 
die Organisatorinnen alle Mühe gegeben, 
ein realistisches Meinungsbild hier zu ver-
hindern. Dazu folgende Anmerkungen: 

Der RCDS-Bundesverband lehnt Studi-
engebühren ab. Also lädt man den einzi-
gen Landesverband ein, der für Ge-
bühren ist. 

Die SPD ist gegen Studiengebühren -
man lädt Thomas Oppermann ein, der für 
Gebühren ist. 

Die Organisatoren waren nicht einmal in 
der Lage, eine neutrale Moderation für 
die Gesprächsrunde mit Studierenden 
heute Abend zu finden: Detlef Müller-Bö-
ling als CHE-Geschäftsführer übernimmt 
dies, obwohl das CHE an der Entwick-
lung von ExcellenTUM maßgeblich betei-
ligt war. 

"Denken, nicht denken lassen!" - unter 
diesem Motto stellte der Präsident der 
TU, Wolfgang Hermann, am Dies Acade-
micus ExcellenTUM vor. Erstaunt konn-
ten die interessierte Beobachterin und 
der interessierte Beobachter feststellen, 
dass schon dies Propaganda war: Ge-
dacht hat das Centrum für Hochschul-
entwicklung der Bertelsmann-Stiftung. 
Dieser selbst ernannte Think Tank, der 
seit Jahren für die Einführung von Studi-
engebühren eintritt, war mit zwei Perso-
nen in der Kommission vertreten. Ent-
standen ist ein Papier, von dem mir als 
Redner bis zum heutigen Tage leider nur 
ein "Zwischenbericht" vorliegt, den ich 
mir aus dem Internet besorgen musste. 
Man wollte mich offensichtlich nicht mit 
unnötigen Informationen beschäftigen ... 
Mein Beitrag wird sich also auf den Zwi-
schenbericht der Kommission vom ver-
gangenen Dezember beziehen müssen. 

ExcellenTUM 

Gestatten Sie mir eine Bemerkung zu den 
Studierenden der TU München. Im Zwi-
schenbericht schreibt die Kommission, 
man wolle "das Leistungsniveau derTUM 
im Interesse der Studierenden und zum 
Vorteil für Wissenschaft und Forschung" 
erhöhen. Im Interesse der Studierenden? 
Eine Umfrage der studentischen Vertre-
tung an der TUM, an der sich über 3000 
Studierende beteiligten, zeichnet ein an-
deres Bild: Das von der TU München vor-
geschlagene Modell ExcellenTUM stößt 
bei 70 Prozent der Studierenden auf Ab-
lehnung, nur 2 Prozent sind bedingungs-
los dafür. Diese Zahlen, meine Damen 
und Herren, sind die klare Aufforderung 
an die Hochschulleitung, ExcellenTUM 
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einzustellen und das CHE zurück nach 
Gütersloh zu schicken! Wenn die Leitung 
der TU noch einen Funken Gewissen hat, 
dann handelt sie jetzt im Interesse der 
Studierenden, für die sie da ist, und setzt 
sich für ein gebührenfreies Studium ein. 

Die Gebührenbefürworterinnen 

Die Argumente der Studiengebührenbe-
fürworterlnnen sind immer die gleichen. 
Da wird behauptet, Studiengebühren sei-
en aus verteilungspolitischen Gesichts-
punkten gerecht (Grüske), Studienge-
bühren sorgen für mehr Wettbewerb 
(CHE}, die Mitnahmeeffekte durch Stu-
dierende würden so verhindert (von Tro-
tha) und so weiter und so fort. Wahlweise 
sind Studierende dann "Trittbrettfahrer" 
(Ciement) oder eben Investitionsanlagen 
(TUM). Die Argumente werden auch kom-
biniert und ergänzt, gehen jedenfalls nie 
auf die Fragestellung ein , was denn mit 
den Studierenden passiert. Für alle, die 
die Propagandaschlacht hier nicht glau-
ben wollen: Wir haben als Aktionsbünd-
nis gegen Studiengebühren zahlreiche 
Argumentationen gegen Studienge-
bühren zusammengestellt, die man im In-
ternet bestellen kann. 

Das Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren bleibt dabei: Gerechte Studien-
gebühren kann es nicht geben. Bisher 
konnte weder empirisch noch theoretisch 
nachgewiesen werden , dass sozial ver-
trägliche Studiengebühren möglich sind. 
Die entsprechenden Modelle, die solches 
behaupten, laufen lediglich auf eine 
strukturelle Individualisierung der Chan-
cenungleichheit hinaus. 

Die Behauptung, sozial verträgliche Stu-
diengebühren seien möglich, ist der 
Dreh- und Angelpunkt aller aktuell ge-
handelten Modelle für Studiengebühren 
bzw. Bildungsgutscheine und eben auch 
für ExcellenTUM. Dies markiert zugleich 
die politische Achillesverse ihrer Verfech-

terinnen und Verfechter. Wenn nämlich 
nachgewiesen werden kann, dass diese 
Behauptung falsch ist, fehlt ein tragender 
Pfeiler in der Argumentation pro Studien-
gebühren. 

Im "Krefelder Aufruf" , der Gründungsur-
kunde des ABS, heißt es, dass sozial ver-
trägliche Studiengebühren ein Wider-
spruch in sich sind. Dies hat folgende 
Gründe: 

Erstens: Alle Studiengebührenvarianten 
verkoppeln die Bildungsbeteiligung mit 
der so genannten Primärverteilung des 
Sozialproduktes. Diese ergibt sich aus 
der jeweiligen Stellung der einzelnen 
Menschen im System der gesellschaftli-
chen Produktion und spiegelt folglich 
dessen strukturelle Ungleichheiten wie-
der. Die Primärverteilung des Sozialpro-
duktes ergibt sich im Wesentlichen aus 
den Arbeitseinkommen oder mittelbar an 
diese gekoppelte Lohnersatzleistungen 
sowie aus den Einkommen aus Kapital 
und Vermögen. 

Zweitens: Durch "Marktbeziehungen" 
wird diese Ungleichheit der sozialen 
Grundverhältnisse eher noch verstärkt -
und zugleich durch den Mechanismus 
der juristischen Individualisierung in Kun-
din und Verkäuferin verschleiert. 

Nach den Erfahrungen aller kapitalisti-
schen Industriegesellschaften aber lässt 
sich den Ungleichheitsverhältnissen und 
bildungsdiskriminierenden Effekten der 
sozialökonomischen Kernstrukturen nur 
durch das System der Sekundärvertei-
lung des Sozialproduktes über Steuern 
und Abgaben bis zu einem gewissen 
Grade entgegenwirken, nämlich indem 
durch dieses System Bildung ermöglicht 
und Bildungsbeteiligung sozial gefördert 
wird . Hierzu ist ein gebührenfreies Studi-
um und die Förderung durch staatliche 
Transferleistungen wie das BaföG zwin-
gend geboten. 



Daher kann es keine sozial verträglichen 
Studiengebühren geben! Diese Kritik be-
zieht sich auch auf (staatlich subventio-
nierte) privat angesparte Bildungsgutha-
ben wie beispielsweise der Studienkon-
tenmodelle. Auch nach diesem Konzept 
würde im gesamtgesellschaftlichen Re-
sultat die Diversifizierung unterschiedli-
cher Sparguthaben die genannte struktu-
rell ungleiche Primärverteilung lediglich 
abbilden. Bei der Variante, die Excellen-
TUM quasi über nachlaufende Studien-
gebühren vorschlägt, wird das individuel-
le Risiko und die Chancenungleichheit le-
diglich ins Berufsleben verlagert und ver-
längert sich so de facto noch. 

Bildungsbeteiligung darf nicht auf Kredit-
würdigkeit reduziert werden! ln allen ge-
genwärtig gehandelten Studienge-
bührenmodellen kann die Annahme, so-
ziale Verträglichkeit sei möglich, nur da-
mit begründet werden , dass die Frage 
der Bildungsgerechtigkeit vom Kriterium 
der gesamtgesellschaftlichen Verteilung 
von Bildungschancen entkoppelt - und 
damit entpolitisiert - wird. Die Befürwor-
terinnen solcher Konzepte reduzieren 
den Aspekt der sozialen Verträglichkeit 
somit auf die Frage der individuellen Zu-
mutbarkeit von Kreditbedingungen. Ihre 
These lautet, dass dann, wenn jedem und 
jeder das Recht eingeräumt werde, Stu-
diengebühren elternunabhängig als Kre-
dit vorgestreckt zu bekommen und wenn 
diese Kreditsumme (plus Zinsen) erst 
über einen längeren Zeitraum in Abhän-
gigkeit vom späteren Einkommen 
zurückgezahlt werden müsse, Chancen-
gleichheit hergestellt sei . Vorbild ist hier 
das 1989 in Austral ien eingeführte Studi-
engebührenmodell HECS, auf das sich 
hierzulande insbesondere der industrie-
eigene Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft und das Bertelsmann nahe 
Centrum für Hochschulentwicklung 
(CHE) kapriziert haben. Ausgangspunkt 
derartiger Modelle ist das abstrakte juri-
stische Individuum, welches rational sei-
ne Chancen und Risiken unter ökonomi-

sehen Aspekten kalkuliert. Durch diese 
Konstruktion wird von allen sozialen und 
kulturellen Bedingungen abstrahiert, die 
persönliche Bildungsentscheidungen 
und Wahrnehmung individueller Chancen 
determinieren. Damit werden die subtilen 
gesellschaftlichen Mechanismen von Bil-
dungsdiskriminierung ignoriert und zu-
gleich gestärkt. Denn Bildungsdiskrimi-
nierung resultiert nicht allein aus unter-
schiedlichen familiären Einkommenssi-
tuationen, sondern ist komplexerer Natur. 

Im Modell der nachlaufenden Studienge-
bühren ist Ungleichheit bereits in den un-
mittelbaren Zahlungsbedingungen fest-
geschrieben; so wie generell die individu-
elle Möglichkeit, persönliche Risiken 
durch Verschuldung tragen zu können, 
durch die familiäre finanzielle Situation 
der Einzelnen determiniert ist. Hinzu 
kommen Mechanismen geschlechtsspe-
zifischer Diskriminierung: "Dass Frauen 
auch bei gleicher Qualifikation im statisti-
schen Mittel weniger verdienen als Män-
ner, mithin die ,Verzinsung' ihrer Bil-
dungsinvestitionen schlechter ist, ist 
schon seit längerem nachgewiesen." 
(Färber 1995) Von diesem Sachverhalt, 
wird in der Verkoppelung von Studienge-
bühren und künftigem Einkommen voll-
ständig abstrahiert. Damit werden Un-
gleichheitsverhältnisse vor und während 
des Studiums nicht nur nicht abgebaut, 
sondern quasi in die Zeit danach verlän-
gert - und damit zugleich "unsichtbarer" 
gemacht. Wenn die Kommission also 
schreibt "Das Kriterium der Sozialver-
träglichkeit hat für die Projektgruppe 
ebenso wie die Studienqualität die 
Schlüsselbedeutung", dann kann dies 
nur als Propaganda bezeichnet werden. 

Ein weiteres, schon angesprochenes, Ar-
gument der Gebührenbefürworterinnen 
und -befürworter ist die Aussage, dass 
Studiengebühren aus verteilungspoliti-
scher Sicht gerecht seien. Das Argument 
der "Verteilungsgerechtigkeit" wird in der 
öffentlichen Debatte häufig moralisch-
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populistisch zugespitzt: Die Putzfrau oder 
der Briefträger finanzierten mit ihren 
Steuern dem reichen Zahnarztsohn sein 
kostenloses Studium und ähnliches. Die 
Funktion dieses Arrangements liegt auf 
der Hand. Denjenigen, die Studienge-
bühren aus Gründen einer breiten sozia-
len Ermöglichung des Hochschulstudi-
ums ablehnen, soll das Gleichheitsargu-
ment aus der Hand geschlagen werden . 

Eine derartige Argumentation stützt sich 
hauptsächlich auf die Untersuchung des 
hier anwesenden Kari-Dieter Grüske 
(1994), die in der eingängigen Forderung 
gipfelte: "Die Lasten der Hochschulfinan-
zierung sollten von jenen getragen wer-
den, die unmittelbare Nutznießer der 
Hochschulbildung sind." Grüske hatte 
die "Verteilungseffekte der öffentlichen 
Hochschulfinanzierung" gestützt auf 
Werte vom Anfang der Achtziger Jahre 
untersucht und dabei Steueraufkommen, 
Hochschulzugang, Studienplatzkosten 
sowie steuerpflichtige Erwerbseinkom-
men von Akademikerinnen in ein syste-
matisches Verhältnis gesetzt. Weitge-
hend unbestritten ist, dass Akademike-
rinnen im (statistischen!) Durchschnitt 
156 Prozent des Lebenseinkommens der 
Nichtakademikerinnen verdienen. Grüs-
ke berechnete den -theoretischen - Steu-
eranteil dieser Durchschnittseinkommen 
von Hochschulabsolventlnnen, welcher 
auf die öffentlichen Hochschulinvestitio-
nen von Bund und Ländern entfällt und 
setzt diese Steuerbruchteile in ein Ver-
hältnis zu den Kosten eines Studienplat-
zes. Grüske kommt nun zu dem Schluss, 
dass in keiner der verschiedenen von ihm 
durchgerechneten Varianten "die Nutz-
nießer der öffentlich finanzierten Hoch-
schulbildung die in Anspruch genomme-
nen Leistungen über ihre hochschulbe-
zogenen Abgaben während ihres Er-
werbslebens auch nur annähernd 
zurück[zahlen]!" Differenziert nach Fach-
richtungen läge diese "Rückzahlungs-
quote" zwischen 1 0 und 20 Prozent. Mit 
anderen Worten: Die Finanzierungslücke 

wird entsprechend zu 80 bis 90 Prozent 
von Nichtakademikerinnen geschlossen, 
die in diesem Umfang die Ausbildungs-
kosten von Studierenden übernehmen. 

Die von Grüske dargestellten Sachver-
halte sind zunächst kaum anfechtbar. Sie 
beweisen allerdings hochschulpolitisch 
nichts! Entscheidend ist, wie man die zu-
grunde liegenden sozialen Verhältnisse 
politisch interpretiert. Die Ungleichheit 
von Finanzierung und Nutzung öffentli-
cher steuerfinanzierter Investitionen gilt 
für so ziemlich alle Bereiche: Vom kom-
munalen Opernhaus über die staatlichen 
Forschungssubventionen der Firma Sie-
mens - die fast keine Steuern zahlt! - bis 
zum Bundesverkehrswegeplan. Die Nut-
zung derartiger Investitionen erfolgt nicht 
sozial gestaffelt entsprechend dem Steu-
eranteil , der in ihre Finanzierung einge-
gangen ist, sondern entsprechend indivi-
dueller Kaufkraft und ökonomischer 
Macht. Grüske hat im Grunde nichts an-
deres getan, als diese an sich triviale Er-
kenntnis noch einmal mathematisch zu 
beweisen. Die von ihm und anderen ge-
schilderten Verhältnisse sind Ausdruck 
struktureller gesellschaftlicher Ungleich-
heit in der Produktion, Verteilung und An-
eignung des Sozialproduktes. Es ist etwa 
ein durchgehendes Merkmal aller kapita-
listischen Gesellschaften, dass der 
größere Anteil des Gesamtsteuerauf-
kommens aus so genannten Mas-
sensteuern, d.h. aus Lohnsteuern und 
Konsumsteuern, erbracht wird, der weit-
aus geringere Anteil hingegen aus Steu-
ern , welche auf Spitzenverdienste bzw. 
auf Kapital- oder Vermögenseinkommen 
erhoben werden. Die Proportionen zwi-
schen beiden genannten Steuerkategori-
en sind allerdings politisch gestaltbar, in 
den letzten Jahren sind sie zum Beispiel 
entscheidend zuungunsten der mittleren 
und unteren Einkommensgruppen ver-
schoben worden. Signifikanterweise sind 
diejenigen, die diese reale Umverteilung 
"von unten nach oben" politisch zu ver-
antworten haben, überwiegend identisch 



mit denen, die (im Namen der "kleinen 
Leute") am lautesten nach Studienge-
bühren schreien. Wenn die Privatisierung 
von Bildungskosten dann noch mit dem 
selbst produzierten und gewollten "Sach-
zwang" sinkender Steuereinnahmen be-
gründet wird, handelt es sich um eine tau-
tologische Argumentationsspirale. 

Was folgt nun bildungspolitisch aus der 
Feststellung dieser Ungleichheitsverhält-
nisse in der Finanzierung und Nutzung 
des öffentlichen Bildungssystems? Ge-
treu dem Postulat "Wer den Nutzen hat, 
soll auch die Kosten tragen!" plädieren 
Grüske und seine politischen Nachbete-
rinnen für die Einführung von Bildungs-
gutscheinen und Studiengebühren. Diese 
Schlussfolgerung wird kaum weiter be-
gründet, weil sie anscheinend durch ihre 
pure Evidenz gerechtfertigt ist. Indem so 
Studiengebühren als quasi "naturgesetz-
liehe" Konsequenz dargestellt werden , 
werden jedoch andere Schlüsse und Fra-
gestellungen, welche sich aus den glei-
chen Befunden ebenso ergeben könn-
ten, zielgerichtet ausgeklammert. 
Schließlich ließe sich ja auch fragen: Wie 
können Kosten und Nutzen der staatli-
chen Bildungseinrichtungen verallgemei-
nert werden? Genauer: Welche politi-
schen Maßnahmen sind erforderlich, um 
den Hochschulzugang sozial weniger se-
lektiv zu gestalten? Und: Wie kann ein ge-
rechteres Steuersystem geschaffen wer-
den, das auch Spitzenverdienerinnen (ob 
Akademikerinnen oder Nicht-Akademi-
kerlnnen) zu einer adäquaten Finanzie-
rung öffentlicher Aufgaben heranzieht? 

Diese politische Perspektive ist aber of-
fenbar nicht gewollt, weil sie der Befür-
wortung von Studiengebühren jede 
Grundlage entzieht. Nach allen vorliegen-
den historischen Erfahrungen hängt etwa 
der Grad an relativer Chancengleichheit 
im Zugang zu Bildung, Berufen und Ein-
kommen direkt proportional vom Umfang 
öffentlicher (steuerfinanzierter) Investitio-
nen in Bildung und Beschäftigung ab. 

Oder anders ausgedrückt: "Natürlich pro-
fitieren die ärmeren Familien weniger von 
der Bildungssubvention, als ihrem Bei-
trag zu Steuern entspricht, und insofern 
findet in der Tat eine Umverteilung von 
unten nach oben statt, nur: ohne Bil-
dungssubventionen stünden diese Haus-
halte zwangsläufig noch schlechter da." 
(Paetow 1985). 

ExcellenTUM geht davon aus, dass vom 
Staat auf Grund von Haushaltszwängen 
kein Geld für die Hochschulen zu erwar-
ten sei. Die Kommission stellt jedoch 
nicht die Frage, ob dies so sein muss! 
Das ABS stellt hierzu fest: Noch nie war 
Deutschland als Volkswirtschaft so reich 
wie heute. Daher ist es dringend nötig, fi-
nanziell Leistungsstarke an der Finanzie-
rung staatlicher Aufgaben stärker zu be-
teiligen! Besserverdienende dürfen sich 
vor ihren Verpflichtungen nicht drücken -
dies gilt ausdrücklich auch für Anwesen-
de! Die leeren Kassen des Staates sind 
hausgemacht - beispielsweise durch die 
Reform der Körperschaftssteuer - und 
nicht naturgegeben. Wer behauptet, der 
Staat könne nicht mehr Geld für Bildung 
erübrigen, der tut dies aus einer be-
stimmten ideologischen Grundposition 
heraus. Wie schnell auf einmal Geld da 
sein kann, wird dann deutlich, wenn es in 
die (aus herrschender Sicht) "richtigen" 
Strukturen fließt. So etwa, wenn ein Bun-
desland wie Bremen, welches seine öf-
fentlichen Hochschulen mit 400 Millionen 
DM jährlich finanziert, auf einmal230 Mil-
lionen Steuermittel zur Ansehubfinanzie-
rung einer privaten Hochschulgründung 
locker macht. Geschehen im April1999. 

Wenn es im Zwischenbericht heißt, dass 
die Studierenden "durch ihre Zahlungen 
mehr und unmittelbaren Einfluss auf die 
Gestaltung von Lehre und Ausbildung er-
halten", so ist dies falsch. Einfluß hätten 
die Studierenden bei der Einführung der 
Verfassten Studierendenschaft mit pa-
ritätischer Besetzung der Gremien. 
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Studiengebühren erhöhen keineswegs 
den gesellschaftlichen oder hochschul-
politischen Einfluss von Studierenden. 
Gebühren hätten vielmehr die Konse-
quenz, das Recht auf Bildung weiter aus-
zuhöhlen und politische Beteiligungs-
rechte zu reduzieren . Gleichzeitig ver-
stärken sie Fremdbestimmung und Ab-
hängigkeit von den anonymen gesell-
schaftlichen Wirkungsmächten des 
Marktes. Sie fördern schließlich ein Bil-
dungsverhalten und indirekt auch eine 
Wissenschaftsentwicklung , die an kurz-
fristiger Verwertbarkeit mehr orientiert 
sind als an realer Problemlösung. Eine 
solche Entwicklung wäre gesellschaftlich 
nicht wünschenswert. Die angeführte Ar-
gumentation appelliert indirekt an die 
Volksweisheit , dass, wer die Musik be-
zahlt, auch bestimmt, was gespielt wird . 
Unbestritten ist, dass Studiengebühren 
die Stellung von Studentinnen innerhalb 
der Hochschule radikal verändern wür-
den. Unbestritten ist weiterhin , dass, wer 
Geld für eine Sache bezahlt, mit diesem 
Zahlungsvorgang auch eine spezifische 
Wirkung ausübt. Ob dies jedoch, wie die 
Gebührenbefürworterinnen von Excel-
lenTUM suggerieren, mit einem Zuwachs 
an Freiheit und Selbstbestimmung ver-
bunden ist, kann aus mehrerlei Gründen 
bezweifelt werden. 

Der Markt kann keine Partizipationsmög-
lichkeiten schaffen. Der (immer nur relati-
ve) Grad an gesellschaftlicher Freiheit er-
gibt sich aus dem Zusammenwirken von 
sozialen Rechtsansprüchen, politischen 
Partizipationsmöglichkeiten und natürlich 
auch Geld. Diese verschiedenen Steue-
rungsmedien - Recht, Politik und Geld -
sind nicht gegenseitig ersetzbar. Studi-
engebührenkonzepte wollen jedoch die 
heutige Stellung von Studierenden, die 
durch spezifische mitgliedschaftliehe 
Rechtsansprüche und politische Mitbe-
stimmungsgarantien innerhalb der Hoch-
schule geprägt ist, perspektivisch durch 
eine Marktbeziehung zwischen Verkäufe-
rinnen und Kundinnen ersetzen. Dies ist 

identisch mit einem Abbau an Rechtsan-
sprüchen und politischer Beteiligung. So 
besteht etwa der gemeinsame Nenner al-
ler gegenwärtig gehandelten Bildungs-
gutschein- und Studiengebührenmodelle 
darin, den Hochschulzugang durch ein 
Auswahlrecht der Hochschulen zu regu-
lieren . So kann man es auch im Zwi-
schenbericht von ExcellenTUM lesen. 
Dies ist keineswegs eine willkürliche und 
schikanöse Maßnahme, sondern die lo-
gische und zwingende Konsequenz einer 
Marktbeziehung, welche formale Ver-
tragsfreiheit bei allen Beteiligten voraus-
setzt. Das Institut der deutschen Wirt-
schaft hat dies in aller Klarheit auf den 
Punkt gebracht: "Freie Hochschulwahl 
und Auswahl der Studenten durch die 
Hochschule sind zwei Seiten derselben 
Medaille. " Dass beide Prämissen des 
Satzes sich gegenseitig logisch aufhe-
ben, ist dem Autor entgangen. Eine "freie 
Hochschulwahl" gibt es in diesem Denk-
modell nicht mehr. Den Befürworterinnen 
und Befürwortern von Gebühren geht es 
vor allem um eine Steuerung des indivi-
duellen Bildungsverhaltens nach Markt-
kriterien. Bei einer generellen Gebühren-
regelung würde bereits die Entscheidung 
für ein bestimmtes Studienfach unter ei-
nem "lnvestitionsaspekt" erfolgen. Die 
Frage nach der Rendite, die die Investiti-
on in das eigene Humankapital erbringt, 
steht im Vordergrund. Die "Rendite", von 
der die Rede war, kann nur in Gestalt des 
künftigen Arbeitseinkommens gegeben 
sein. Die Steuerungswirkung besteht 
folglich darin, dass Studierende unge-
achtet eigener Interessen und Fähigkei-
ten ihr gesamtes Lernverhalten an vorge-
gebenen gesellschaftlich anerkannten 
Leistungsstandards und potenziellen 
ökonomischen Verwertungschancen ori-
entieren würden. Studiengebühren ver-
stärken folglich einen strukturellen 
Zwang, sich an herrschende gesell-
schaftliche Normen und Erwartungen an-
zupassen. Damit untergraben sie wissen-
schaftliche Innovation! 



Alle Aussagen zu Studiengebühren, die 
ich hier gemacht habe, treffen auch auf 
ExcellenTUM zu. Was passiert aber bei 
der Umsetzung dieses Konzeptes? Was 
ExcellenTUM bei Umsetzung erreichen 
wird, ist die Aufspaltung der deutschen 
Hochschullandschaft in Eliteuniversitäten 
und Universitäten für den Rest. Es wird ei-
nen Rückgang der Studierendenzahlen 
geben. Fächer, die nicht Sponsoring-
kompatibel sind, fallen weg. Wer länger 
studiert als Regelstudienzeit plus zwei 
Semester wird bestraft. Das Motto der 
TUM: Anpassen und untergehen! Was 
das mit gesamtgesellschaftlicher Verant-
wortung zu tun hat, ist mir schleierhaft. 
Ich bin aber davon überzeugt, dass die 
Initiatoren sich in ihrem Ehrgeiz, die TUM 
zu einem Hort Kinder reicher Eitern zu 
machen, die völlig unverantwortlich mit 
Wissenschaft umgehen und sich frühzei-
tig an Unternehmen verkaufen, nicht be-
irren lassen. 

Da ExcellenTUM auch Verbesserungen 
für Lehre und Forschung vorschlägt, will 
ich hier kurz vier Beispiele nennen, in wel-
che Richtung auch gedacht werden 
könnte, wenn man nicht von der Wirt-
schaft beeinflusst wäre: 

Um mehr staatliche Mittel zur Verfügung 
zu haben, werden Unternehmens- und 
Einkommensteuerreform rückgängig ge-
macht. Die Vermögenssteuer wird wieder 
eingeführt und Erbschafts- und Schen-
kungssteuer werden nach oben ange-
passt. 

Professorinnen und Professoren erhalten 
verpflichtend eine zusätzliche didakti-
sche Ausbildung. 

Die Hochschulen werden vom Staat bes-
ser mit Personal und materiellen Res-
sourcen ausgestattet. 

Der Freistaat Bayern wird aufgefordert, 
die Verfasste Studierendenschaft bei pa-
ritätischer Mitbestimmung in den Gremi-
en im Gesetz zu verankern . 

Zum Abschluss bleibt zu sagen: Wer Stu-
dierenden verkaufen will, wer die Zu-
kunftschancen junger Menschen unter-
gräbt, der braucht ein deftiges Contra. Es 
ist schon bei einem Blick auf das Pro-
gramm des Kongresses deutlich gewor-
den: Hier wird nach dem Motto gearbei-
tet: Ich habe eine feste Meinung, bitte 
verwirrt mich nicht mit Tatsachen! Unter-
nehmen wollen Geld verdienen! Die TUM 
lässt sich dazu vereinnahmen. Über wie 
viele Leichen man dazu wohl gehen wird? 

Klemens Himpele ist Geschäftsführer 
des Aktionsbündnis gegen 
Studiengebühren, Köln 
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unternehmen selbst!beteiligen, GbR 
Julia Thombansen 

Unternehmen selbst! beteiligen - kurz 
us!b- ist eine studentische Initiative 
der Technischen Universität Dres-

den. Im Sommer 2002 waren die Gründer 
von us!b davon überzeugt, dass die Dis-
kussion über die Finanzierung von Studi-
um und Universität belebt werden muss. 
Und sie sind es bis heute. Das Prinzip 
"Selbst-Beteiligen" - Eigeninitiative zei-
gen und gesellschaftliche Verantwortung 
übernehmen, zunächst an der TU und 
dann darüber hinaus- ist Ausgangspunkt 
für Anregungen, Angebote und Beiträge 
an der TU Dresden. 

2. Juni 2002. Ein riesiger Aufschrei ging 
durch die TU Dresden. 47 Studenten hat-
ten es doch tatsächlich gewagt, sich in ei-
nem offenen Brief an die Regierung des 
Freistaats Sachsen für Studiengebühren 
auszusprechen. Kernaussage war: Wir 
sind bereit, einen Beitrag für bessere Stu-
dienbedingungen zu leisten - allerdings 
nur wenn der Freistaat Sachsen seine 
Ausgaben für die Hochschulen nicht wei-
ter kürzt. 

Dieser offene Brief ist der Anfang von un-
ternehmen selbst!beteiligen - eine Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts - die aus 
drei Personen besteht: Jens Bemme, der 
Initiator der Initiative (Student der Ver-
kehrwirtschaft, 24 Jahre), Uwe Scheit-
hauer (Student Maschinenwesen, 22 
Jahre) und Julia Thombansen (Studentin 
der Politikwissenschaft und Angewand-
ter Linguistik, 23 Jahre). 

unternehmen selbst!beteiligen wird ge-
fördert von der Eberhard von Kuenheim 
Stiftung im Rahmen ihres Förderpro-
gramms Unternehmen Wissenswelten. 
Weiter Informationen finden sie unter 
www.kuenheimstiftung.de. 

Die Ziele von us!b 

An dieser Stelle muss ganz deutlich wer-
den: us!b geht es nicht primär um Studi-
engebühren, sondern um Studienbeiträ-
ge. Sie wollen durch Selbstbeteiligung ei-
nen Mehrwert für die TU Dresden schaf-
fen . 

Für us!b ist die finanzielle Selbstbeteili-
gung am eigenen Studium Frage und 
Antwort zugleich. Ein schlichtes JA oder 
NEIN zu Studienbeiträgen bringt Studie-
rende und Universitäten nicht weiter. Die 
Frage muss vielmehr lauten: Unter wel-
chen Bedingungen sind wir bereit einen 
eigenen Beitrag zu leisten? Die Studen-
ten sollen kein leicht melkbares Spar-
schwein für einen lechzenden Finanzmi-
nister, und auch kein Financiers von Bil-
dungsangeboten sein, aus denen der 
Staat sich dann zurückziehen kann. 

Der Ansatz ist: Nicht jammern - selber 
machen, nicht dauernd protestieren, son-
dern selbst tätig werden. unternehmen 
selbst!beteiligen ist überzeugt, dass Stu-
dierende und Universitäten schon heute 
die Studienbedingungen verbessern 
können - für jeden Einzelnen deutlich 
spürbar, transparent, kontrolliert und so-
zialverträglich. 

Diese Einstellung Selbst-Beteiligen 
möchte us!b bei Studenten verankern. 
Dafür ist es nötig, dass alle Beteiligten 
über das Thema "Studienbeiträge" dis-
kutieren, ohne öffentlich an den Pranger 
gestellt zu werden. Dazu ein Beispiel: 

Im November letzten Jahres hing ein ano-
nymes Plakat an den Fassaden der 
Dresdner Universität. Es zeigte Jens 
Bemme mit der Überschrift "We want this 



man tared and feathered" , ("Wir wollen 
diesen Mann geteert und gefedert"). Da-
neben standen alle Namen der 47 Unter-
zeichner des offenen Briefes. 

Ein Beweis, dass es immer noch höchste 
Zeit ist, kontrovers und ohne Tabuisie-
rung über dieses Thema zu sprechen, 
egal ob man jetzt dafür oder dagegen ist. 
Denn wenn Bildungspolitiker und Finanz-
minister erst einmal Gebühren einführen 
und Studenten versäumen, sich aktiv an 
dieser Diskussion zu beteiligen, dann ist 
der "Gebühren-Zug" abgefahren. Und 
dann heißt es nur noch zahlen - ohne die 
Chance selbst zu gestalten. 

Im Zusammenhang mit der Auseinander-
setzung mit dem Thema Studienbeiträge 
steht die Diskussion und Konzeption 
möglicher Modelle. Wie kann ein solches 
Modell für die TU Dresden aussehen? 
Was sind die wichtigen Prinzipien, die ein 
solches Modell mit sich bringen muss. 
Und: Wollen wir ein Modell z.B. auf frei-
williger Basis oder wollen wir einen um-
gekehrten Generationsvertrag, wie in Wit-
ten/Herdicke? 

Hier erschient auch wieder eine Grundi-
dee von us!b in den Vordergrund : Wenn 
die Studenten zahlen , dann sollen sie 
auch mitbestimmen, was mit dem Geld 
passiert. Wenn die Studenten zahlen , 
dann sollen sie auch mitbestimmen, was 
für ein Modell der Verteilung besteht. Stu-
denten müssen aktiv mitarbeiten. Es darf 
nicht passieren, dass eingezahlte Gelder 
im großen Finanztopf des Landes ver-
schwinden und die Universität nicht da-
von profitiert. us!b möchte einen Mehr-
wert für die Universitäten schaffen und 
keine Legitimation, dass die Regierung 
sich noch mehr aus dem Thema Bildung 
zurückzieht. Schließlich geht es in Sa-
chen Bildung nicht nur um die eigene Zu-
kunft der Studierenden, sondern auch 
um die Zukunft des Staates. 

Die Projekte im vergangenen Semester 

us!b hatte sich im vergangenen Semester 
viel vorgenommen. Um ihre Ziele zu ver-
wirklichen, haben sie zwei Projekte ins 
Leben gerufen. 

Projekt Nummer eins hieß "Podiumsdis-
kussion". Am Anfang des Semesters 
wollte us!b zunächst eine breite Diskussi-
on unterden Studierenden entfachen. An 
einem Abend wurde scharf, kontrovers 
und reichlich emotional diskutiert. Aus 
Sicht der Studenteninitiative war es ein 
voller Erfolg. Die Studenten sind wahrlich 
aus dem Winterschlag erwacht. Und eine 
Woche später- als Bonbon - konstituier-
te sich das Dresdner Aktionsbündnis ge-
gen Studiengebühren. Der beste Beweis, 
dass die Studenten sich bewegen. 

Das Projekt Nummer zwei war, Studenten 
vor Augen zu halten, dass Selbst-Beteili-
gen funktioniert, dass jeder durch Eigeni-
nitiative das eigene Studium verbessern 
kann. us!b hat alle Studierende an der TU 
Dresden aufgefordert, freiwillige Beiträge 
für verlängerte Öffnungszeiten an der 
Sächsischen Landes- und Universitätsbi-
bliothek, kurz SLUB und den PC-Pools 
an der TU Dresden zu zahlen. 

Insgesamt sind 1.700,- Euro auf das von 
einem Notar treuhändlerisch verwaltete 
Konto von insgesamt 40 Studenten ein-
gegangen. Mit 1.100,- Euro von der Ge-
samtsumme hat us!b drei offene Sonnta-
ge der SLUB finanziert. An diesen drei 
Sonntagen sind insgesamt 4.400 Men-
schen in die SLUB gekommen und nutz-
ten das erweiterte Angebot, z.B. um sich 
auf für ihre Prüfungen vorzubereiten. Alle 
- us!b, die Leitung der Bibliothek und die 
Studenten - waren über den großen Er-
folg völlig überrascht. 
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Das restliche Geld nutzt die Studenteni-
nitiative dafür im Sommersemester einen 
PC-Pool der TU Dresden je eine Stunden 
pro Tag länger zu öffnen. 

Damit keiner der Initiative vorwerfen 
konnte, dass das Geld unterschlagen 
wurde, haben die Studenten ihre Beiträ-
ge auf ein notariell verwaltetes Ander-
konto überwiesen. Das Geld wurde von 
einem Kontrollausschuss, bestehend aus 
vier Studenten und einen Dekan, beob-
achtet und verteilt. 

Wie hat us!b die Aufmerksamkeit und 
das Vertrauen der Studenten gewon-
nen? 

Zunächst war us!b überall präsent. Auf 
dem gesamten Campus sah man Plaka-
te, Abreißzettel, Aufkleber und Anzeigen 
in der adrem (zentrale studentische Wo-
chenzeitschrift in Dresden) mit der Auf-
forderung sich zu beteiligen, sowohl an 
den Projekt "Verlängerte Öffnungszeiten" 
als auch an der Diskussion um Selbstbe-
teiligung an der TU. Dies hat us!b durch 
die Unterstützung von der Eberhard von 
Kuenheim Stiftung und der Dresdener 
Werbeagentur "Speck, Obst und Gemü-
se" geschafft. 

Des weiteren konnten sich alle Interes-
sierten auf der lnternetseite, www.unter-
nehmen-selbst-beteiligen.de über die In-
itiative und über den ständigen Kon-
tostand informieren. ln den Diskussions-
forum auf der Website nutzten viele Stu-
denten, um ihre Meinung zu äußern und 
konkret mitzudiskutieren. Überregional 
hat unternehmen selbst!beteiligen durch 
Zeitungsartikel auf sich aufmerksam ge-
macht, wie z.B. in DIE ZEIT, Tagesspiegel 
oder Der SPIEGEL. 

Die Idee unternehmen selbst!beteiligen 
hat im vergangenen Semester viel Ge-
genwind aber auch sehr viel Zuspruch 
bekommen. Die TU Dresden und der För-
derverein der SLUB unterstützen sie wei-
ter. Die Eberhard von Kuenheim-Stiftung 
fördert sie im nächsten Semester erneut, 
zahlreiche Studenten sprachen ihre Zu-
stimmung aus. Und deswegen machen 
Jens Bemme, Uwe Scheithauer und Ju-
lia Thombansen weiter. 

Die Projekte für das nächste Semester 

us!b hat im Wintersemester gezeigt, dass 
Selbst-Beteiligen Erfolg haben kann. Die 
Studierenden fangen an, sich mit dem 
Thema auseinander zusetzen. Beweis 
dafür sind zahlreiche Einladungen zu Po-
diumsdiskussionen und anderen Veran-
staltungen. us!b hat die Ziele des vergan-
genen Semesters im Großen und Ganzen 
erreicht. 

Und so geht es weiter: Anfang des Som-
mersemesters startet us!b mit positiven 
Anzeigen in der adrem, in denen verkün-
det wird, dass ein PC-Pool der Universität 
das gesamte Semester verlängerte Öff-
nungszeiten anbietet. Die Studenteni-
nitiative will gleich zu Beginn zeigen, dass 
es weiter geht. 

Außerdem findet Ende Juni ein Workshop 
statt zum Thema "Wie kann Selbst-Be-
teiligen direkt an der TU Dresden ausse-
hen?". Hier lädt us!b alle Studierenden 
ein, die sich im Laufe des letzten vergan-
genen Semesters aktiv an der Diskussion 
beteiligt haben - unabhängig von ihrer 
Einstellung zum Thema Studienbeiträge 
und Studiengebühren. 



Als das größte Projekt im Sommerseme-
ster geht "Verlängerte Öffnungszeiten für 
die SLUB" in die zweite Runde. Diesmal 
wollen die drei Studierenden mehr! Das 
Ziel von us!b ist es sechs Sonntage in der 
folgenden Prüfungszeit durch freiwillige 
Beiträge zu finanzieren. 

Ansonsten nehmen Jens Bemme, Uwe 
Scheithauer und Julia Thombansen auch 
im nächsten Sommer die Herausforde-
rung an, us!b noch erfolgreicher und be-
kannter zu machen, die Ideen nach 
außen zu tragen und weitere Studieren-
de, Professoren, Unternehmen und den 
Menschen auf der Straße von der Idee 
"Selbst-Beteiligen" zu begeistern. unter-
nehmen selbst!beteiligen ist mehr als ei-
ne Studenteninitiative unter vielen. Die 
Idee ist vielmehr ein Gesellschaftsmodell 
und us!b möchte dies über Dresden, und 
über den Bereich Hochschulen bekannt 
machen. Denn Selbstbeteiligen, Eigeni-
nitiative zeigen und gesellschaftliche Ver-
antwortung übernehmen soll nicht vor 
den Grenzen der TU Dresden halt ma-
chen. 

Ju/ia Thombansen ist Projektleiterin 
der Initiative "unternehmen 
selbst!beteiligen", Dresden 
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Hochschulfinanzierung in der 
Bürgergesellschaft - Alma mater schaut 

auf ihre Alumni 
Hans-Robert Metelmann 

J a. Wissenschaft, Bildung und Kultur 
sind der alte und eigentliche Reich-
tum unseres Volkes, auf den wir bis 

heute unser nationales Selbstbewusst-
sein gründen und mit dem wir zuver-
sichtlich in die Zukunft der weltweiten 
Wettbewerbsgesellschaft blicken. 

Nein. Im Augenblick sind wir wohl nicht 
im Stande, diesen Reichtum wertstabil zu 
halten, und in den öffentlichen Kassen 
liegt nicht das Geld, das wir alle so gern 
in die dringend erforderliche Weiterent-
wicklung von Lehre und Forschung inve-
stieren würden . 

Dieser Zwiespalt zwingt zum Handeln. 
Die finanzielle Lage der Hochschulen in 
Deutschland und ihre aufkommende Ver-
legenheit zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit lässt nach ungewohnten Pro-
blemlösungen suchen, wenn die bekann-
ten Lösungsvorschläge nicht die erfor-
derliche Akzeptanz finden . ln Mecklen-
burg-Vorpommern wird der akademische 
Familiensinn geweckt, die amerikanische 
Lösung: Solidarität zwischen Alumni und 
Studierenden, mäzenatische Kultur, La-
sten teilen. 

Die kleine Universität Greifswald z. B., 
Leuchte Pommerns seit 1456, hat gera-
de von ihrem großen Mäzen, der Altried 
Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung 
unter dem Vorsitz von Professor Berthold 
Beitz, ein ganzes großes Kolleggebäude 
geschenkt bekommen, das hochnoble 
Altried Krupp Wissenschaftskolleg zur Er-
forschung des Ostseeraumes. Alumni 

und Mäzene, zusammengeführt mit dem 
traditionellen Alumnifest und durch die 
Unterstützung der Gesellschaft der 
Freunde und Förderer, haben im vergan-
genen Jahr mehrere internationale For-
schungspreise finanziert, darunter den 
renommierten deutsch-schwedischen 
Greifswald-Lund-Award für Krebsfor-
schung, zahlreiche Auslandsstipendien 
an Studierende übergeben, mit den viet-
namesischen Ehemaligen und dem 
DAAD eine Lehraußenstelle an der Uni-
versität Hanoi eröffnet, mit Jungunter-
nehmern aus der eigenen biotechnologi-
schen Schule am Wirtschafts-Wissen-
schaftsnetzwerk BioConValley mitgear-
beitet und dabei auch noch in Partner-
schaft mit dem dänisch-schwedischen 
MediConValley in Berlin einen Biotech 
Business Klub eröffnet. Und mit den 
Nachfahren des Pommersehen Herzo-
ghauses, Mäzene der Gründerzeit, ent-
stand eine neue Fundraising-Gruppe, der 
Croy-Stifterkreis. Kurz gesagt: Für die 
festlichen Höhepunkte und großen Mo-
mente der Alma Mater ist ihre akademi-
sche Familie zu glänzenden Anstrengun-
gen im Miteinander-Teilen bereit. 

Aber wer hilft den Hochschulen denn in 
den Niederungen des Alltags, zum Bei-
spiel bei den allfälligen Haushaltsein-
schränkungen, mit ihrem Kummer fertig 
zu werden? Bund und Land haben 
pflichtgemäß Sorge für das Nötige zu tra-
gen. Aber wer in der Familie ist in der La-
ge, willens und auch nahe stehend ge-
nug, um regelmäßig die Mehraufwen-
dungen mitzutragen, die unsere Hoch-



schulen über eine karge Basisausstat-
tung in Lehre und Forschung hinaushe-
ben würden? Die Alumni , die erfolgrei-
chen Lieblinge der Alma Mater sind ge-
fragt, die gemeinsamen Früchte ihrer ei-
genen Arbeit und der Anstrengungen ih-
rer Ausbildungsstätte nun auch gemein-
sam zu teilen . 

Keine Frage, die Scientific Community 
lebt ohnehin vom Teilen. Forscher teilen 
sich Forschungsaufgaben, Kompeten-
zen , Projektmittel , den Erfolg ihrer Er-
kenntnisse. Lehrende und Studierende 
teilen den Zugewinn wechselseitigen Ler-
nens im Dialog und das Erlebnis der Ge-
meinschaft in der Erkenntnis. Mäzene, 
Stiftungen, Förderer teilen ihr Vermögen 
und machen Hochschulen höchst will-
kommen zu Teilnehmern ihres Engage-
ments für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur. Im europäischen Hochschulraum und 
im Geiste der Deklaration von Bologna 
teilen wir alle eine internationale Bil-
dungsvision, einen Auftrag gegenüber 
der nächsten Generation auf dem zu-
sammenwachsenden Kontinent. Im eu-
ropäischen Forschungsraum teilen sich 
die Besten unter uns die Arbeit an den 
großen Zukunftsthemen unserer Erde, 
dazu auch die notwendigen immensen 
Mittel aus dem 6. Rahmenprogramm der 
Forschungsförderung. Und in Mecklen-
burg-Vorpommern teilen die Hochschu-
len inzwischen die Erkenntnis, dass sie in 
derartigen europäischen Wettbewerben 
nur gemeinsam und als Wissenschafts-
region in engster Kooperation mit den ex-
trauniversitären Wissenschaftszentren 
und Wirtschaftskräften eine Rolle spielen 
können . 

ln einem wichtigen Bereich wollen wir die 
Kultur des Teilens allerdings bisher nicht 
kennen. Die Lasten der Hochschulfinan-
zierung werden kaum geteilt. Es gilt heu-
te, dass die Länder ihre Hochschulen 
weitgehend selbst betreiben. Gleicher-
maßen gilt in unserem Land die Verabre-

dung, dass die Studierenden in staatli-
chen Hochschulen von finanziellen Bela-
stungen für die Ausbildung freigehalten 
werden. 

Warum verabreden wir heute nicht ge-
nauso, dass dafür die Absolventen ihrer 
früheren Hochschule und damit ihren 
heutigen Kommilitonen unter die Arme 
greifen? Man kann diese Solidarität von 
einer akademischen Generation zur 
nächsten als Alumnibeitrag zur Hoch-
schulfinanzierung bezeichnen. Da diese 
Finanzhilfe die pflichtgemäßen Leistun-
gen von Bund und Ländern nur ergänzen 
soll , handelt es sich um ein zunächst klei-
nes finanzielles Engagement, das viele 
Wissenschaftspartner ansprechen sollte: 

Alumni haben ein sehr persönliches In-
teresse daran, ihre frühere Ausbildungs-
stätte stärker zu machen, schon um ihrer 
eigenen akademischen Nobilität willen. 
Hochschulen haben sowieso ein Interes-
se daran, aus ihren Studierenden Absol-
venten zu machen, jetzt sind sie aber 
auch am beruflichen Erfolg dieser Absol-
venten interessiert, damit daraus potente 
Alumni werden können. Studierende ha-
ben ein nur begrüßenswertes Interesse 
daran , dass ihre Hochschulen mit zu-
sätzlichen Mitteln zusätzliche Ausbil-
dungsqualitäten aufbauen können , mit 
denen sie selbst später zu erfolgreichen 
Alumni werden. Bei den späteren Arbeit-
gebern dieser Studierenden wird dieses 
Anreizsystem beruflicher Erfolgsorientie-
rung in den Hochschulen mit Interesse 
gesehen werden. Und die Gemeinschaft 
der Steuerzahler interessiert sich viel-
leicht am meisten für diesen Akt sozialer 
Gerechtigkeit, wenn erfolgreiche Alumni , 
die heute die positiven Einkommensef-
fekte ihrer Hochschulabschlüsse ge-
nießen können , wenigstens teilweise 
zurückreichen, was ihnen auf Staatsko-
sten vor Jahren an geldwerten Ausbil-
dungsvorteilen geschenkt worden ist. 
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Der Kreis der Gleichgesinnten schließt 
sich. Das Nachdenken über eine geeig-
nete Form derfinanziellen Beteiligung der 
Alumni an der Hochschulfinanzierung be-
ginnt, viele Weg sind möglich, jede Lö-
sung ist willkommen. 

Unser Konzept für Mecklenburg-Vor-
pommern lautet: Gründung einer Vereini-
gung an der Hochschule und mit der 
Hochschule zum ausschließlichen 
Zwecke ihrer wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit. Die gewählte Rechtsform soll 
die große Flexibilität einer Private-Public-
Partnership eröffnen, konzipiert und ver-
ankert in der Grundordnung der Hoch-
schule. 

Was geschieht? Studierende werden bei 
ihrer Immatrikulation auf der Grundlage 
selbst bestimmten Obligos als Mitglieder 
der Vereinigung gewonnen: Sie haben 
sofort teil an der Gorparate ldentity ihrer 
Hochschule, die ihnen gleichberechtigte 
Privilegien von Anfang an und Zusam-
mengehörigkeitsgefühl auch nach dem 
Studium schenkt. 

Wo fließt Geld? Während ihres Studiums 
sind die Mitglieder beitragsfrei, sie wech-
seln erst als Alumni mit eigenem Einkom-
men in den Status von Beitragszahlern. 

Wieviel Geld fließt? Die Beiträge der Al-
umni sind an ihr Einkommen im akade-
mischen Beruf gekoppelt, nach einer Ta-
belle gestaffelt und entsprechend indivi-
dualisiert und sie werden nach Selbstein-
schätzung gezahlt. Wer kein Einkommen 
aus dem Wissen erzielen kann, das die 
Hochschule zu vermitteln wohl nicht in 
der Lage war, zeigt das an und zahlt dann 
auch keinen Beitrag an die Vereinigung. 
Wer gutes Einkommen bezieht aus einem 
Wissen und der Kompetenz, die er auch 
auf die Lehrleistungen seiner Hochschu-
le zurückführen darf, dankt ihr dafür mit 
seinen Beiträgen - und zahlt dabei mög-
licherweise weniger, als er für die Mit-
gliedschaft in seinem Sportverein aus-
gibt. 

Und wenn einer sich drückt? Wer auf 
Grund falscher Selbstveranlagung zu 
niedrige Beiträge zahlt und sich damit ei-
nen unbilligen Vorteil gegenüber seinen 
alten Kommilitonen und Mitalumni ver-
schafft, muss selbst sehen, wie er mit 
diesem persönlichen Verlust an Gemein-
schaftserleben und seiner Außenseiter-
rolle fertig wird. Ein Schaden für die 
Hochschule entsteht jedenfalls nicht. 

Das soll funktionieren? Die selbst be-
stimmte Alumnibeteiligung ist gewiss 
kein Konzept für den Homo oeconomi-
cus, aber sie steht für das Selbstbewus-
stsein einer Bürgergesellschaft, die ihre 
Angelegenheiten auch unabhängig vom 
Staat zu regeln weiß. Dieser Sinn für Ei-
genverantwortung gehört zum tradierten 
Lebensgefühl der kleinen, familiären 
Hochschulen in Mecklenburg-Vorpom-
mern und von zwei Universitäten, deren 
Existenz seit einem halben Jahrtausend 
tief verwurzelt ist in der Gesellschaft ihrer 
Region. 



Praxisgerechtes Herangehen ohne Über-
organisation wird jetzt benötigt: 

Die Hochschulen sind heute nicht ohne 
weiteres in der Lage, aus ihrer finanziellen 
Verlegenheit herauszukommen. Eine Be-
reitschaft zur Solidarität, wo Hilfe benötigt 
wird , ist in der Gesellschaft greifbar. Die 
heutigen Einzelaktivitäten von Alumni 
und Mäzenen für ihre Hochschulen be-
deuten schon jetzt eine immense Stär-
kung von Forschung und Lehre. Sie sind 
die Vorstufe für ein koordiniertes Mitwir-
ken aller Alumni am Gesamtwohl ihrer 
Hochschulen im Selbstverständnis einer 
Bürgergesellschaft. 

Zusammengefasst: 

Die strategische Alumnihilfe für die Hoch-
schulen kann Kürzen und Sparen im 
Hochschuletat vermindern. Sie macht die 
Hochschulen stark durch Public-Private-
Partnership. Das finanzielle Engagement 
der Alumni ist damit letztlich eine Her-
ausforderung an die Eigenverantwortung 
in der akademischen Familie. Darin sind 
wir stark. 

Prof. Dr. Dr. med. 
Hans-Robert Mete/mann ist Minister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin 
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Gesprächsrunde am 27.03.2003 
Moderation: Christine Brinck und Detlef Müller-Böling 

Müller-Böling: Ja, meine Damen und Her-
ren, jetzt haben Sie einen unglaublichen 
Tag bereits hinter sich, und wir wissen 
nicht, ob der Höhepunkt jetzt kommt. Das 
ist immer etwas ungewiss bei so Podi-
umsdiskussionen. Wir haben zwei neue 
Mitglieder in diesem Kreis, die Sie noch 
nicht kennengelernt haben. Nämlich auf 
der einen Seite Herrn Petermann, vom 
RCDS Sachsen und Herrn in der Stroth, 
von den JUSOs hier in München oder in 
Bayern? 

in der Stroth: München hauptsächlich. 

Müller-Böling: Herzlich willkommen auch 
Ihnen in dieser Runde. Die anderen sind 
schon einmal vorgestellt worden und Ih-
nen von daher bestens bekannt. 

Meine Damen und Herren, ich würde das 
Gespräch gerne beginnen mit Herrn Him-
pele, weil ich großes Verständnis dafür 
habe, vielleicht nicht so sehr, dass er sich 
als Plurialitätskasperl bezeichnet hat, 
aber dass er hier eine Minderheitsmei-
nung im Saal vertritt. Weil ich dies auch in 
den vergangenen Jahren sehr häufig ge-
tan habe, in den Reformprozessen, in den 
Hochschulen. 

Die Frage, die sich mir stellt, oder die ich 
einfach nachfragen muss: Sie haben sich 
ja grundsätzlich und ohne wenn und aber 
gegen jede Art von Beteiligung von Stu-
dierenden ausgesprochen, dies mit ver-
schiedenen Punkten begründet und auch 
die nachlaufende Finanzierung von 
Darlehen oder von Bildungsfonds abge-
lehnt. Wobei mir eins nicht ganz klar ge-
worden ist: Sie haben gesagt, dass es z. 
B. bei Frauen dann später geringere Ein-
kommen gibt, und dies eine Ungerech-
tigkeit werden könnte oder sei. Es gibt 
nun aber die Modelle, dass man die 

Darlehen nur zurückbezahlt, wenn man 
über ein bestimmtes Einkommensniveau 
sich hebt oder man einen bestimmten 
Prozentsatz vom Einkommen bezahlt. 
Wenn man ein geringeres Einkommen 
hat, würde man ja auch weniger bezah-
len, und wenn man ein höheres Einkom-
men hat, würde man auch mehr bezah-
len. Finden Sie auch dies unter solchen 
Bedingungen ungerecht? 

Himpele: Zunächst mal bin ich nicht prin-
zipiell dagegen, dass sich die Studieren-
den beteiligen. Am Studium sollen sich 
die Studierenden natürlich schon beteili-
gen. Was aber Ihre Frage angeht, über 
diese nachlaufenden Studiengebühren, 
die ja in verschiedenen Modellvarianten 
vorgestellt worden sind , eine grundsätz-
liche Anmerkung. Erstens ist es so, dass 
ich nach wie vor der Meinung bin , dass 
das Steueraufkommen bzw. das spätere 
Gebührenaufkommen, was aber von der 
Wirkung her das Gleiche ist, am Einkom-
men festzumachen ist, und nicht am Bil-
dungsstandard. Weil Sie ja sozusagen ar-
gumentieren, wereine Hochschulbildung 
genossen hat, der soll diese 8 Prozent 
oder wieviel Prozent dann auch immer 
vom Einkommen über einen bestimmten 
Zeitraum zurückbezahlen . Ich bin der 
Meinung, wenn ein Akademiker genau 
gleichviel verdient, wie ein Nichtakademi-
ker, dann sollen die auch gleichviel be-
zahlen . Weil mir nicht entscheidend ist 
bei der Besteuerung des späteren Ein-
kommens, ob jemand einen höheren Bil-
dungsstandard hat sondern wieviel je-
mand verdient. Ich finde die entschei-
dende Bemessungsgrundlage für die Fi-
nanzierung öffentlicher Güter ist das Ein-
kommen und nicht der Bildungsstandard. 
Das erst einmal grundsätzlich. 



Der zweite Punkt, der schon genannt 
wurde, dass sozusagen die ungleichen 
Risiken für den eigenen Bildungsweg -
und die sind strukturell ungleich, das hab 
ich ja auch vorhin probiert deutlich zu 
machen - auch dann erhalten bleiben, 
wenn ich es an ein gewisses Einkommen 
koppele und es sei nur angemerkt- in der 
politischen Diskussion in Australien mer-
ken wir das gerade ganz deutlich - dass 
diese Rückzahlungsgrenze natürlich 
auch politische Verhandlungsmasse ist. 
Wir haben in Australien, da war mal wie-
der der Staat pleite, inzwischen eine 
Rückzahlung bei der die Rückzahlungs-
modalitäten so verändert worden sind, 
dass diejenigen, die jetzt eben aufgrund 
eines Studiums diese Rückzahlung täti-
gen müssen, ziemlich nah am Sozialhilfe-
satz sind. Ich weiß das soll ausgeschlos-
sen werden, aber es können ja auch die 
Hochschulen mal pleite sein . Auch hier 
noch der Einwand, dass das natürlich po-
litisch gestaltbar ist, aber grundsätzlich 
bin ich der Meinung, dass die Finanzie-
rung öffentlicher Güter über das Einkom-
men zu bemessen ist, und nicht über ir-
gendwelche anderen zusätzlichen Merk-
male. 

Müller-Böling: Das sehen ja nun offen-
sichtlich einige Studierende, die auch hier 
sitzen, etwas anders. Sind die verirrt, sind 
die töricht oder vom CHE gekauft? 

Himpele: Genauso wie ich mich vorhin 
gewehrt habe, als Frau Brinck mich A, als 
Totalverweigererund B, als das kann der 
gar nicht glauben eingestuft hat, glaube 
ich genauso wenig, dass die andere Sei-
te irgendwie verwirrt ist. Es ist eine politi-
sche Auseinandersetzung um die besse-
ren Argumente, und jeder hat das Recht 
seine Argumente vorzubringen, ohne als 
Totalverweigerer oder sonst irgendwas 
bezeichnet zu werden. Julia Thombansen 
hat vorhin vorgebracht, dass sie auch 
Probleme hatte mit irgendwelchen Aus-
einandersetzungen. Das gilt natürlich für 

beide Seiten. Ich möchte hier dann auch 
nicht als Totalverweigerer tituliert werden. 
Nebenbei bemerkt, bei einer Besetzung, 
wo eigentlich 30 dafür und einer dagegen 
sind, haben Sie das auch nicht nötig. 

Müller-Böling: Schönen Dank. Sie haben 
Frau Thombansen schon angesprochen. 
Mich würde noch mal mehr die Motivla-
ge von Ihnen interessieren, Frau Thom-
bansen. Warum machen Sie das eigent-
lich? Ich meine, Sie könnten doch einfach 
locker einen studieren und dann die Sa-
che laufen lassen. Warum kämpfen Sie 
jetzt plötzlich für eine Verbesserung Ihrer 
Hochschule? Ist ja völlig ungewöhnlich. 

Thombansen: Ich finde es nicht unge-
wöhnlich , es ist mein Charakter, ich 
möchte handeln, ich möchte nicht die 
ganze Zeit diskutieren. Das war in meiner 
Schulzeit so, das wird in Zukunft auch so 
bleiben und ich bin auch froh , dass es so 
ist. 

Müller-Böling: Nun könnte man jetzt- das 
ist ja immer so eine Sache mit dem halb-
vollen und dem halbleeren Glas - sagen: 
Vierzig, die mitgemacht haben oder was 
gezahlt haben, in diesem Semester, das 
ist schon mal unheimlich viel oder das ist 
unheimlich wenig. Wie ist das denn mit 
den Gegnern? Sie haben also davon ge-
sprochen, dass sich ja dann auch ein Ak-
tionsbündnis in Dresden von Gegnern 
gebildet hat auf Ihren Veranstaltungen. 
Waren die denn groß engagiert und mo-
tiviert? 

Thombansen: Also man muss ganz klar 
sagen, die Studenten liegen uns nicht zu 
Füßen. Sie sind nicht alle davon über-
zeugt, dass das richtig ist was wir da ma-
chen. Es ist auch nicht unser Ziel. Unser 
Ziel ist dass sie diskutieren, und unser 
Ziel war, dass wir durch die verlängerten 
Öffnungszeiten der Bibliothek zeigen, 
dass das funktionieren kann. Die Diskus-
sion geht auch mit dem Aktionsbündnis 
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gegen Studiengebühren weiter. Es ist 
nicht mein Ziel, alle davon zu überzeu-
gen, dass Studiengebühren jetzt kom-
men und wir Modelle entwickeln müssen, 
sondern für mich ist eher wichtig, dass 
die Leute - gerade Studenten - Positio-
nen besetzen und sich überlegen, was sie 
eigentlich wollen , und damit dann anfan-
gen zu diskutieren. Wenn der Tenor ist, sie 
wollen es partout nicht, dann sollen sie 
aufstehen und dafür handeln. 

Müller-Böling: Wie sind Sie denn darauf 
gekommen, mit den Bibliotheksöff-
nungszeiten oder mit den PC-Pools. Ich 
glaube, das ist das letzte woran die 
Hochschullehrer zuerst denken. 

Thombansen: Erst einmal wollten wir ein 
Projekt entwickeln, oder eine Institution 
haben, die alle Studenten angeht. Wir 
wollten nicht irgendwie an eine Fakultät 
gehen: bei Architekten ist das Problem, 
die haben zu wenig Plotter, bei den Ma-
schinenbauern ist das Problem, die ha-
ben zu wenig Computer. Wir wollten eine 
Institution, die alle angeht von denen alle 
profitieren. Und das ist primär die Biblio-
thek und das Ergebnis hat uns Recht ge-
geben. 

Brinck: Ich würde gerne mal wissen: Ei-
gentlich müßten Ihnen die Studenten 
doch zu Füßen liegen. Eine Bibliothek, 
die Tag und Nacht auf hat- ich kenne das 
nur aus Amerika- ist doch etwas, das die 
Studenten gut finden müssen. Was sa-
gen die denn, finden die das nicht gut? 

Thombansen: Also das war der Hauptwi-
derspruch, den wir immer wieder gehört 
haben, weil gesagt wurde, kein Mensch 
braucht am Sonntag die Bibliothek. Wir 
zeigen es aber durch die Zahlen, dass 
das nicht so ist Es sind bis zu 1 .500 am 
Tag gekommen. Man muss sich vorstel-
len, diese Bibliothek, die jetzt auch neu 
eröffnet wurde, hat einen riesengroßen 
Lesesaal mit über 250 Sitzplätzen. Die 
waren den gesamten Tag über zu zwei 

Drittel besetzt. Die Studenten haben es 
wirklich genutzt, um sich auf Ihre Prüfun-
gen vorzubereiten. Wenn jetzt noch wel-
che meinen, man bräuchte das nicht, 
dann sollen sie bitte am Sonntag vorbei-
kommen. 

Brinck: Aber was ist die Motivlage über-
haupt? Ich frage auch mal Frau Cybulski. 
Sie haben ja eine Universität geschildert, 
in der offensichtlich Konsens besteht, 
dass die Gebühren o.k. sind. Also Sie 
sind halt Teil des Geschäfts und da wird 
offensichtlich nicht mehr groß diskutiert. 
Gibt es irgendwelche Studenten, die sich 
in Witten bewerben und dann hinterher 
"Nieder mit Gebühren" sagen? 

Cybulski: Es ist nicht so, dass bei uns das 
Thema Studiengebühren eine heilige Kuh 
ist, über das nie wieder gesprochen wird. 
Wir befinden uns ständig im Gespräch 
mit dem Präsidium, mit der Geschäfts-
führung, mit unseren Mitgliedern, mit Stu-
dierenden. Jetzt kommen auch, bedingt 
durch die Lage der Universität, Vorschlä-
ge von Studierenden, was man machen 
kann und wo man was tun kann. Es wird 
ständig überarbeitet und immer wieder 
neu überdacht. Das Modell und die Fi-
nanzierungsgebühren als solche. Wobei 
ich dazu sagen muss, dass bei uns ein-
fach viele Dinge verwirklicht worden sind. 
Wir haben z.B. eine Bibliothek, die rund 
um die Uhr ... 

Brinck: .. . das mit dem Schlüssel ... 

Cybulski : ... genau, die rund um die Uhr 
offen ist. Wo niemand sitzt, der schaut, ob 
Studenten da Bücher mitnehmen oder 
nicht, etwas das einfach auf Vertrauen 
basiert. Und ich denke, wenn Studenten 
erarbeiten, welche Forderungen sie ha-
ben und das mit der Geschäftsführung 
abgesprochen wird , dann gibt es immer 
eine Möglichkeit zu sagen, wir sind bereit 
für was mehr zu zahlen, oder was können 
sie uns anbieten, wofür wir mehr zahlen. 



Es ist dann eher die Forderung nach einer 
inhaltlichen Verknüpfung. 

Brinck: Wie wäre es denn, wenn es eine 
Gebührenerhöhung gäbe? Ich meine, hat 
es schon eine gegeben, seitdem Sie da 
sind? 

Cybulski: Es hat seit 1995, seitdem die 
Studiengebühren erhoben worden sind , 
keine Gebührenerhebung gegeben. Und 
wir haben einen Vertrag mit der Univer-
sität abgeschlossen - zwischen Studie-
rendengesellschaft und Universität. Bei 
einer Erhöhung der Studiengebühren, 
sind wir auf jeden Fall beteiligt, wir haben 
da ein Mitspracherecht. Eigentlich ist die 
Mentalität bei uns an der Universität so, 
dass das gemeinsam besprochen und 
durchdacht wird, dass man sich Positio-
nen anhört, sich Meinungen bildet durch 
diese Gespräche. Bislang hat es wie ge-
sagt, keine Erhöhung gegeben und ich 
denke wir sind da auch starke Verhand-
lungspartner. Die Studierendengesell-
schaft ist ja nicht ein Befürworter von Stu-
diengebühren, wir sagen halt nur, wenn 
es sie gibt, und wenn die notwendig sind 
- und in einigen Aspekten machen die 
wirklich Sinn- dann bitte mit dem Modell, 
wie wir das anbieten. 

Brinck: Es macht Sinn, weil Sie Ihre Uni 
gerne erhalten wollen? 

Cybulski: Ja genau. Es gibt einen starken 
Zusammenhalt in der Studentenschaft, 
die für ihre Universität eintreten und auch 
inhaltlich mitgestalten und mitarbeiten 
möchte. Und bislang funktioniert das 
sehr gut. 

Müller-Böling: Ich würde gerne einen 
Punkt aufgreifen, der immer auch als Vor-
wurf gegen Studiengebühren in die De-
batte gebracht wird, nämlich, die Ökono-
misierung des Studiums und Ökonomi-
sierung des Verhältnisses zwischen Leh-
renden und Lernenden. Das ist ja durch-
aus eine ernst zu nehmende Gefahr, die 

dann entstehen könnte. Wird Bildung an 
der UWH, bzw. Ihr Verhältnis zu den Leh-
renden in einer Ware-Käufer-Beziehung 
gesehen, oder wie erleben Sie das? 

Cybulski: Also ich persönlich bin der Mei-
nung, dass Bildung keine Ware ist und ich 
habe es bislang auch nicht so wahrge-
nommen. Also es ist einfach so, dass es 
auch bei uns an der Universität eine Eva-
luierung von Lehrveranstaltungen gibt, 
die Studierende machen und den Profes-
soren überreichen. Es ist durchaus auch 
der Fall, dass einmal ein Seminar ange-
boten wird und keiner geht hin. So läuft es 
halt. Wenn kein Seminar angeboten wird , 
das mich interessiert, dann suche ich mir 
halt acht Leute, die das mit mir zusam-
men machen möchten und dann finden 
sich immer Mittel und Wege. Wir haben 
auch die volle Unterstützung von Seiten 
der Universität, neue Seminare ins Leben 
zu rufen. Bislang habe ich nicht das Ge-
fühl gehabt, dass das in direktem Zu-
sammenhang mit den Studiengebühren 
steht. Es ist nicht dieses Konsumenten-
verhalten, dass man sich zurücklehnt und 
sagt, ich zahle jetzt und jetzt wart ich mal 
was kommt, und wenn es mir nicht pas-
st, dann beschwere ich mich. Wenn ich 
mich beschwere, dann muss ich auch Al-
ternativen anbieten. 

Müller-Böling: Vielleicht gehen wir mal zu 
Herrn in der Stroth über. Sie vertreten die 
Jungsozialisten hier. Vielleicht sagen Sie 
erst mal die Position, Ihre persönliche 
oder die der Jungsozialisten in München, 
wie Sie auch immer möchten. Und darü-
ber hinaus, wenn das möglich ist, ob es 
aus Ihrer Sicht irgendwelche Bedingun-
gen gibt, unter denen Sie sich auch 
Beiträge der Studierenden, finanzielle 
Beiträge der Studierenden, zum Studium 
vorstellen können. 

in der Stroth: Die Position der Jungsozia-
listen in München und bundesweit folgt 
ausnahmsweise einmal der Mutterpartei 
und ist komplett gegen Studiengebühren, 
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egal ob für das Erst- oder Zweitstudium. 
Insofern sehe ich auch keine Bedingun-
gen, die dafür sprechen könnten , sich mit 
Gebühren anzufreunden. Weil ich einfach 
und knapp gesagt, Bildung als ein öffent-
liches Gut ansehe, welches nicht irgend-
welchen ökonomischen Zwängen künst-
lich unterworfen werden sollte. 

Müller-Böling: Es ist jetzt schon zweimal 
der Begriff öffentliches Gut in Zusam-
menhang mit dem Studium gefallen. Nun 
gibt es ernst zu nehmende Volkswirte die 
sagen, das ist 1 00-prozentig ein privates 
Gut. Ich würde das persönlich nicht so 
sehen, aber in jedem Falle sagen, dass 
man einen persönlichen Vorteil daran hat. 
Natürlich hat auch die Gemeinschaft ei-
nen Vorteil , so dass es eine Kombination , 
also ein gemischtes Gut ist. 

in der Stroth: Herr Himpele hat in seinem 
Vortrag schon diese Studie von Sturm 
und Wolfarth - Nomen est Omen - ange-
sprochen. Er hat gesagt, dass bei glei-
chen Lebenseinkommen zwischen Aka-
demikern und Nichtakademikern, die 
Akademiker mehr Steuern zu zahlen ha-
ben. Und weil Akademiker mehr Leben-
seinkommen haben als Nichtakademiker, 
ergibt sich daraus - das hat auch ein stu-
dentischer Arbeitskreis an der LMU vor 
fünf Jahren nachgewiesen - eine Rendi-
te. Eine social rate of return mit 8,7 Pro-
zent. Das kann natürlich schwanken. Klar 
hat man einen persönlichen Vorteil. Aber 
wie gesagt, der wird in ziemlich beein-
druckender Form auch zurückgegeben. 
Es sind nicht nur die ganzen materiellen 
Geschichten. Wenn Sie morgen die Pina-
kothek der Moderne besuchen, dann 
denken Sie mal über Sinn und Zweck von 
Kunstwissenschaftlerinnen oder beim 
nächsten Theaterbesuch über Theater-
wissenschaftlerlnnen nach, denken Sie 
an Juristen , denken Sie an Mediziner, 
denken Sie an Philosophen etc. und wie 
Sie und andere davon profitieren. 

Brinck: Das ist ja jetzt hier wirklich eine 
Zwei-Klassen-Nummer. Sie profitieren 
doch auch von der Kosmetikerin . Sie viel-
leicht nicht, aber viele Leute gehen da 
hin, die Ihren eingewachsenen Nagel 
rauspulen lassen. Und diese Kosmetike-
rin musste aber ihre Ausbildung selber 
bezahlen. Ist nun die Kosmetikerin weni -
ger wert als .... 

in der Stroth: Ich weiß es nicht, ob Kos-
metikerin ein Lehrberuf ist. Wenn es einer 
ist, dann muß sie ihn nicht selber zahlen . 

Brinck: Nein, sie geht in eine Kosmetiker-
inschule und macht eine Fachschulaus-
bildung. Die kostet Geld, und das zahlt 
sie selber. 

in der Stroth: Sie können mich damit jetzt 
nur angreifen , wenn ich sagen würde, 
dass es gerechtfertigt ist, dass sie dafür 
zahlen müssen. Das tue ich ja nicht. 

Brinck: Ebenso der Physiotherapeut der 
zahlt fast immer seine Ausbildung selber. 
Die dauert sogar ziemlich lang und er 
muss auch seine Fortbildung selber be-
zahlen . Ist das weniger Wert als das, was 
die Akademiker zur Beglückung der 
Menschheit beitragen? 

in der Stroth: Nein, und ich find es auch 
nicht gut. Punkt. 

Brinck: Ich glaube, die Absolventenzah-
len derjenigen, die ihre Ausbildung selber 
bezahlen müssen, weil der Staat da 
nichts zur Verfügung stellt, beträgt unge-
fähr ein Viertel der Absolventenzahlen der 
Akademiker. Also es sind nicht nur so ein 
paar Hanseln, sondern das ist eine er-
kleckliche Zahl, ich glaube so in etwa 
38.000. Wieso ist es eigentlich o.k., dass 
die ihre Ausbildung bezahlen, aber Aka-
demiker nicht. Sie sehen doch jeden Tag , 
dass die Universität total ökonomischen 
Zwängen ausgesetzt ist. Professoren 
wollen bezahlt werden, Labors wollen 
gewartet werden , Rollos sollen rauf und 



runter gehen, das kommt ja nicht alles 
aus der Steckdose. Also was heißt, es soll 
nicht ökonomischen Zwängen unterwor-
fen werden? Ich versteh so einen Satz 
nicht. 

in der Stroth: Mein Punkt war der, dass 
natürlich das Steuersystem dementspre-
chend ausgestaltet ist, es keine Ab-
schreibungsmöglichkeiten etc. gibt, da-
mit dann Investitionen in Bildung eine 
Rendite abwerfen. Die können von mir 
aus auch gerne für die Ausbildung von 
Kosmetikerinnen verwandt werden. Ich 
hab ja nicht gesagt, dass es gut, dass die 
für ihre Ausbildung zahlen. Insofern trifft 
mich Ihr Angriff nicht. 

Brinck: Nein, aber wieso soll gerade die 
Ausbildung von Studenten nicht ökono-
mischen Zwängen ausgesetzt sein, wo 
unser ganzes Leben ökonomischen 
Zwängen ausgesetzt ist, das möchte ich 
erklärt haben. Ich kann ja auch nicht um-
sonst U-Bahn fahren. Ich meine, es gibt 
das weiche Grundrecht des Rechts auf 
Wohnung. Haben Sie je gehört, dass da-
mit jeder auf 11 0 m2 umsonst ein Recht 
hat? Ich nicht. 

in der Stroth: Also das Beispiel U-Bahn 
fahren: Ich fahre U-Bahn, da nehme ich 
etwas in Anspruch und sonst hat davon 
niemand etwas. Aber wenn man studiert, 
das sind Studenten die studieren, das 
sind keine Bücklinge, die dankbar sein 
können, sondern sie geben später, zeit-
verlagert der Gesellschaft, der öffentli-
chen Hand, etwas zurück. Insofern ist 
das einfach eine Investition die sich in ei-
ner Form einer Rendite auszahlt, einer so-
cial rate of return, um einen Fachbegriff zu 
benutzen. 

Müller-Böling: Ich würde gerne mal die 
Bandbreite auf dem Podium noch etwas 
erweitern . Und den Herrn Petermann fra-
gen, wie seine Position ist. Sie haben sich 
als erster Landesverband des RCDS mit 

einem Positionspapier für Studienge-
bühren geäußert. Wie sieht das konkret 
aus und was schlagen Sie vor? 

Petermann: Vielleicht vorne weg. Ich 
glaube, was mein Kollege drüben meint 
ist einfach der Kommunismus, denn da 
wäre die U-Bahn auch kostenfrei und von 
daher ist es schon möglich, diese Argu-
mente, die er vorgebracht hat, sinnvoll 
vorzubringen und da auch ein System zu 
entwerfen. Die Frage ist nur, von welchen 
Weltbildern wir hier ausgehen. Ich denke 
da ist das Problem und darüber müssten 
wir uns unterhalten, von daher finde ich 
es auch nicht gut wenn ihm Dinge vorge-
worfen werden, die durchaus plausibel 
rübergebracht wurden. Was er da sagt ist 
schon richtig, wenn er dieses Weltbild 
hat. 

Also zum RCDS. Sachsen, ist nicht der 
erste Landesverband gewesen, der sich 
für Studiengebühren ausgesprochen hat. 
Wir waren nur der erfolgreichste, denn 
wir wurden vom CHE zitiert und anschei-
nend ist das der Grund gewesen, warum 
wir dann auch immer wieder irgendwo 
anders zitiert werden. Von daher kann ich 
dem CHE nur danken, denn das hat dem 
RCDS Sachsen auch in Sachsen, in sei-
ner Position politisch Einfluss zu nehmen, 
für die Studenten sehr geholfen. 

Müller-Böling: Aber dann klären Sie uns 
auf, wer war noch? 

Petermann: Und genau das ist der Punkt. 
Herr Himpele hat vorhin gesagt, dass wir 
der einzige Landesverband sind, es ist 
nicht so, im Gegenteil. Es sind eigentlich 
nur zwei Landesverbände, die sich gegen 
Studiengebühren ausgesprochen haben. 
Das ist Nordrhein-Westfalen - man kann 
darüber nachdenken, warum das so ist, 
wenn man sieht wer der RCDS ist und 
wer dort die regierende Landesregierung 
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ist - und das ist Bremen. Ansonsten ha-
ben wir vor drei Wochen über einen An-
trag beraten, uns als Bundesverband für 
Studiengebühren auszusprechen. Übri-
gens mit einem Modell, das sehr stark 
dem Modell ähnelt, das Herr Dräger uns 
heute vorgestellt hat und das im übrigen 
auch unser Modell ist und schon im letz-
ten Jahr von uns entworfen wurde. 

Müller-Böling: Wir werden sie nach-
schicken, diese Meldung ... 

Petermann: Alle diese Punkte, die in die-
sem Modell dargestellt werden, sind 
natürlich alte Hüte, wir haben sie nur noch 
mal zusammengefasst und anscheinend 
wirklich den richtigen Zeitpunkt getrof-
fen. Der Bundesverband hat einen Antrag 
gestellt und dieser Antrag wird von der 
Mehrheit der Landesverbände, dazu 
gehört auch Bayern im übrigen, unter-
stützt. Das wesentliche Problem, das wir 
als RCDS haben, ist also nicht, dass wir 
unter den Studenten, oder unter unsern 
Mitgliedern keine Mehrheit finden für Stu-
diengebühren, im Gegenteil, wir haben 
eine Mehrheit, dafür. Wir teilen auch alle 
Argumente, die hier vorgetragen wurden, 
von der Sozialverträglichkeit bis hin, dass 
es eben den Wettbewerb zwischen den 
Universitäten fördert usw., usw. Wir ha-
ben das Problem tatsächlich mit der Po-
litik. Wir treffen in Sachsen auf eine uns 
sehr nahestehende Partei, das nützt uns 
überhaupt nichts. Wir können einfach 
nicht vermitteln, dass Studiengebühren 
gut sind, dass Studenten Studienge-
bühren wollen, da es anscheinend für die 
Partei politisch nicht durchsetzbar er-
scheint und damit auch nicht gewollt 
wird. Man traut sich nicht an die Öffent-
lichkeit. Man sagt unter vorgehaltener 
Hand: Jawohl, tolle Idee. Ihr könnt da ru-
hig was dazu sagen, aber wir werden uns 
da bedeckt halten, einfach um die näch-
ste Landtagswahl nicht zu verlieren. Ich 
denke das ist das Problem. 

Ansonsten, ich weiß nicht ob ich ua, , , 1Ch 
würde gern was dazu sagen, wo ich vor-
hin angefangen haben, mit den unter-
schiedlichen Anschauungen. 

Müller-Böling: Gerne, ja. 

Petermann: Also ich denke, dass das 
Grundproblr ., ist ganz einfach, dass wir 
von verschieaenen Bildern ausgehen, 
was der Staat machen soll unrl 11\/ieviel 
Einfluss der Staat haben soll. Ir - :hen 
sind wir an dem Punkt in der Bu. ,-.Jesre-
publik angelangt wo wir auf dem Zenit der 
lnstitutionalisierung stehen. Und danach 
geht es bergab. Und zwar nicht in dem 
Sinne bergab, dass es schlechter wird, 
sondern in dem Sinne dass jetzt die lnsti-
tutionalisierung wieder zurückgefahren 
werden muss, denn wir müssen einfach 
da hinkommen, dass wir die Mündigkeit 
des Bürgers wieder in den Vordergrund 
stellen. Das ist mein Problem das ich ha-
be. Ich sehe, dass all diese Ideen, die wie 
gesagt, plausibel sind und auch wirklich 
zusammenhängend sind, wenn man 
denn ein bestimmtes Wel. vertritt. 
Dass diese Ideen dazu führen, dass die 
Beziehung Staat - Bürger gestärkt wird, 
aber nicht die Beziehung unter den Bür-
gern, d.h. also die Zivilgesellschaft Wir 
sind inzwischen gerade in Europa an ei-
nem Punkt in der Geschichte angekom-
men, wo wir sagen müssen, es war wich-
tig, dass wir diese lnstitutionalisierung, 
diese Verstaatlichung hatten, aber jetzt 
wird es wichtig, dass wir weiter voran-
schreiten und den Bürger zur Freiheit und 
zur Mündigkeit bilden. Und ein Schritt bei 
der Bildung sind die Studiengebühren, 
denn es ist eine individuelle Sache sich zu 
bilden. Ich muss Risiken abschätzen, ich 
muss überlegen, was ich möchte, ich 
muss wissen warum ich welches Studi-
enfach wähle. Ich kann es aus ökonomi-
schen Gründen wählen weil ich danach 
reich und berühmt werde vielleicht. Ich 
glaube nicht, dass die meisten Studenten 



das machen werden , selbst wenn sie vie-
le Studiengebühren zahlen müssen und 
selbst wenn sie dann einen Kredit auf-
nehmen müssen, werden die Studenten 
immer noch das Studieren oder die 
Mehrzahl der Studenten würden auch 
das studieren, was ihnen am Herzen liegt, 
wo sie sich selbst bilden können. Ich 
kann verstehen , dass Ängste in dem Mo-
ment erzeugt werden , wo ich solche Be-
griffe benutze wie beispielsweise Hu-
mankapital , die eben diesen Gedanken 
der Selbstverkommnung durch Bildung 
nicht unbedingt ausdrücken, sondern 
eher Konsumentencharakter haben und 
ein Student ist kein Konsument. Das ist 
der völlige Gegensatz davon, was eine 
Universität, so wie sie mal entstanden ist, 
sein sollte- was auch Bildung sein sollte. 
Wie gesagt, ich bin für Studiengebühren. 
Ich habe an diesem Konzept, das eben 
dem Konzept von Herrn Dräger sehr 
ähnelt, mitgewirkt. Aber ich habe es nicht 
getan unter Benutzung von solchen Be-
griffen wie Humankapital, weil ich denke, 
dass das genau die Argumente sind, die 
die Mehrheit der Bevölkerung ab-
schreckt. Sondern zu sagen, jawohl, Stu-
diengebühren sind sinnvoll und führen 
dazu, dass ich freiheitlich über meine Bil-
dung entscheiden kann. Und vor allem 
dann über ein gutes Bildungssystem ver-
füge. Und aus dem Grund denke ich 
auch, ist die Politik nicht in der Lage das 
rüberzubringen. Ganz einfach weil sie 
nicht die richtigen Argumente zur Hand 
hat. 

Müller-Böling: Herzlichen Dank Herr Pe-
termann . Herr Pongratz, Sie haben ja 
auch gerade diesen Aspekt angespro-
chen, dass es auch eine Informationspo-
litik und eine Diskussionskultur in dem 
Mikrokosmos TUM geben muss, wenn 
man zu einer solchen, letztendlich ja doch 
wohl gemeinschaftlichen Entscheidung 
kommen will. Darauf haben Sie jedenfalls 
sehr stark abgestellt und darauf, dass 

auch mehr informiert und Vertrauen auf-
gebaut werden muss. Jetzt ist hier ver-
sucht worden, einen solchen Diskus-
sionsprozess einzuleiten. Ich kriege die 
Daten nicht mehr zusammen, aber beim 
Dies Academicus ist das Konzept, glau-
be ich, von Ihnen vorgestellt worden, und 
dann sollte es in die Hochschule hinein-
gehen und diskutiert werden. Ist das 
schon gelungen, dieser Prozess? Ist es 
wirklich zu der breiten Diskussion inner-
halb dieser Hochschule gekommen oder 
waren das spezifische Zirkel? Und was 
kann man gegebenenfalls tun , jetzt aus 
Ihrer Sicht als Studierender, um das zu 
verbessern? 

Pongratz: Diese Diskussionsveranstal-
tung liefen bisher im kleineren Rahmen, 
d.h. es waren Podiumsdiskussionen bzw. 
Frage-Antwort-Diskussionen, wo nach 
dem Dies Academicus die Studierenden 
aber auch alle Mitarbeiter der TU Mün-
chen, auch Professoren, die Möglichkeit 
hatten, sich direkt an Mitglieder der Pro-
jektgruppe zu wenden und zum Konzept 
Fragen zu stellen. Das Problem, das auch 
die studentische Vertretung momentan 
hat ist, wir sind an einer technischen Uni-
versität und eigentlich gewohnt, dass wir 
Zahlen und Fakten haben. Wenn ich kein 
fertiges Angebot habe, kann ich zwar sa-
gen, die Richtung ist schön, aber wenn 
ich kein Angebot xy mit den Zahlen , mit 
den Leistungen, mit den Versprechungen 
habe, kann ich nicht schlussendlich be-
finden, würde ich das Auto zu dem Preis 
kaufen oder würde ich es nicht kaufen. 
Deshalb denke ich auch, dass sich viele 
Studierende nicht so aktiv in die Diskus-
sion mit eingebracht haben, weil sie sa-
gen, macht so erst einmal was Fertiges, 
präsentiert das fertige Konzept und dann 
können wir darüber abstimmen: Finden 
wir es gut, finden wir es schlecht. 
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Müller-Böling: Wo wäre der Grenzpunkt 
für Sie jetzt auch persönlich? Sie wirken 
ja da mit in dieser Arbeitsgruppe und ha-
ben das Ganze auch ambivalent aber 
letztendlich positiv aus Ihrer Sicht hier 
dargestellt. Wo ist der Grenzpunkt, wo 
Sie sagen, da mach ich nicht mehr mit, 
jetzt ist es vorbei, das überschreitet den 
Rubikon der Akzeptanz für mich persön-
lich oder dann auch in der Empfehlung an 
die anderen Studierenden. Wo sind die 
inhaltlichen Knackpunkte? 

Pongratz: Da muss man voraus schicken, 
dass wir vielleicht an der TU anders sind 
als teilweise andere Studentenvertretun-
gen in Deutschland. Wir haben uns in un-
serem Wahlprogramm dafür ausgespro-
chen , dass wir konstruktiv an der Hoch-
schule mitarbeiten, dass wir die Studie-
renden informieren und dass jeder die 
Möglichkeit hat bei uns mitzumachen. 
Dass wir aber auch eben der Hochschul-
leitung die Möglichkeit geben, uns mit 
einzubinden und dass wir dann auch die 
Aufforderung der Hochschulleitung wahr-
nehmen. Das ist in der Verordnung der TU 
München verankert, wo festgeschrieben 
ist, dass in jeder Kommission mindestens 
ein Studierender zu sitzen hat, der dort 
mitwirken kann und für mich ist eigentlich 
die Grenze dann gegeben, wenn ich nicht 
mehr ernst genommen werde. Solange 
ich das Gefühl habe, dass meine Argu-
mente gehört werden, wir zusammen an 
einem gemeinsamen Bild arbeiten und 
praktisch meine Punkte oder auch die 
Punkte der Studierenden mit aufgenom-
men werden und umgesetzt werden, so-
lange ist für mich die Mitarbeit in Ord-
nung. 

Müller-Böling: Ich wollte das mal inhalt-
lich wissen, es ist ja hier ein Konzept vor-
geschlagen worden und vielleicht wird 
nicht alles oder kann nicht alles umge-
setzt werden, was man sich so gedacht 
hat. Es ist ja ein ganzes Spektrum, Woh-
nungen beispielsweise, die Jobgarantie 
oder diese Jobs, die man während des 

Studiums hat oder haben kann. Gibt es ir-
gendwelche Punkte, wo Sie sagen, das 
muss zwingend mit dabei sein sonst hat 
das Ganze gar keinen Zweck und ande-
re, na ja die wären ganz schön, vielleicht 
in der zweiten, dritten Stufe, aber augen-
blicklich nicht nötig oder da steig nicht 
aus? 

Pongratz: Die Frage ist jetzt, welche kon-
kreten Maßnahmen in den Fakultäten 
festgelegt werden. Wir haben ja gesagt, 
gut ExcellenTUM gibt einen Rahmen vor 
und jetzt muss über die einzelnen Fakul-
täten spezifiziert werden, was jeden ein-
zelnen Studiengang auszumachen hat. 
Ein Exzellenz-Studiengang wird von der 
Fakultät an beispielsweise fünf Rahmen-
kriterien festgelegt und dann können die 
Studierenden der einzelnen Fakultäten 
sagen, das ist für sie ein Exzellenz-Studi-
engang, dafür sind sie bereit mitzuspielen 
oder eben nicht. Momentan ist ja dann 
noch das gegenseitige Commitment über 
das abi+ Verfahren , das ist ein Eignungs-
feststellungsverfahren, wo ja auch der 
Student aussucht, passe ich zur TU, ge-
fällt mir die TU und die TU auch sagt, o.k. 
passt der Studierende zu mir. 

Brinck: Ich würde gerne Herrn Himpele 
und Herrn in der Stroth nach dem fragen, 
was Herr Müller-Böling den Herrn Pon-
gratz gefragt hat. Ich würde gern wissen 
wann er aussteigen würde. Gibt es ir-
gendeinen Punkt, wo Sie sich vorstellen 
könnten, dass sie bei Studiengebühren 
sagen, unter diesen Bedingungen o.k.? 
Gibt es irgendeine Situation in der Uni-
versität, die Lehre bricht zusammen, es 
gibt nicht genug Lehrpersonal etc.? 

Himpele: Bei allen Modellen, die ich bis-
her kenne, und ich höre mir die immer al-
le sehr aufmerksam an und lese mir die 
alle durch, ist keines dabei , wo ich sagen 
kann, es erfüllt die Kriterien, die ich an so 
etwas anlege und meine Kriterien hab ich 
deutlich gemacht. Das ist einmal, was un-
ter der Schlagwortbildung als Ware 



schon gesagt wurde. Ich kann es gern 
noch näher ausführen, wenn sie wollen. 
Das ist Zweitens: Der Hochschulzugang 
muss so breit wie möglich bleiben was 
schon beim ExcellenTUM nicht gewährt 
ist, und es ist Drittens die Durchlässigkeit 
des Bildungssystem, die aber natürlich 
weiter zu verbessern ist, da sind wir uns 
glaube ich einig . 

Zu ExcellenTUM: ln dem Moment wo ich 
abi+ einführe, was die Hypo-Vereinsbank 
als Sicherheit für Ihre Verdienstchancen 
braucht, oder welche Bank dann auch 
immer, sorge ich dafür, dass der Rechts-
anspruch des Abiturs auf einen Studien-
platz entfällt. Damit führt man eine weite-
re Selektionshürde ein. Und deshalb sind 
diese Studiengebühren auch beispiels-
weise bei ExcellenTUM beim Hochschul-
zugang sozial selektiv, weil jede Zu-
gangshürde dazu führt , dass eine Selek-
tion stattfindet. Wie die stattfindet oder 
wer da rausfällt, sieht man heute an ver-
schiedenen Übergängen in Bildungsbio-
graphien, beispielsweise in den vierten 
Klassen an der Schule oder auch am 
Hochschulzugang. 

in der Stroth: Um noch was von meiner 
vorigen Ausführung zu ergänzen: Das ist 
auch falsch dargestellt worden , dass im 
Studium keine ökonomischen Zwänge 
herrschen würden. Die herrschen, aber 
wie! Siebzig Prozent aller Studierenden 
arbeiten , davon zwei Drittel aus der 
schieren ökonomischen Not. Damit sie, 
auf gut Deutsch, was zum Fressen und 
einen Platz zum Schlafen haben. Dann 
gibt es noch so etwas wie Studenten-
werksbeiträge und weil nicht genug 
Bücher in den Bibliotheken vorhanden 
sind, entstehen z. T. horrende Kopierko-
sten für Skripte oder sonstige Bücherbe-
schaffung. Dann muss man sich noch 
Tickets kaufen , fürS-Bahn , U-Bahn, hier 
in München gibt es auch kein Semester-
ticket. Insofern sind hier einfach schon 
jetzt zu viele ökonomische Zwänge auf 
dem Studium, das ja wirklich ein Nutzen 

für die Gesellschaft darstellt, wie ich ver-
sucht habe Ihnen vorhin darzulegen. Ich 
weiß, ich werde es heute nicht schaffen, 
aber schlicht und einfach: Nein, ich sehe 
da momentan kein Modell wo ich sagen 
könnte, jawohl das ist es. 

Brinck: Und wenn die Universität 
schlechter wird, weil sie einfach der Res-
sourcen entbehrt, die sie bräuchte? Dann 
auch nicht? Dann wird sie eben schlech-
ter. Noch schlechter. 

in der Stroth: Wie kann man quantifizieren 
was ist schlecht? Es wird ja oft das Bei-
spiel USA genannt, aber wenn man ge-
nau hinschaut, dann gibt es da diese 
zwei, drei leuchtenden Eliteuniversitäten 
und der Rest soll sich besser nicht mit 
dem durchschnittlichen deutschen Stan-
dard messen. Ich vermisse oft den Mut, 
vielleicht sogar die Vision - ein Schimpf-
wort mittlerweile - von Politikern , umzu-
steuern, sich von mir aus in diesem Mo-
ment zu verschulden . Später, mit gerech-
tem Steuersystem, wird es dann mit Zin-
seszins wieder zurückkommen, damit hat 
mach auch die möglichen Mittel um die 
Universitäten besser auszustatten . Es 
wird immer sparzwingend damit begrün-
det, wir dürften nicht mehr auf Kosten der 
Kinder und Kindeskinder leben, aber 
wenn man falsch spart, dann tut man es 
eben genau so. 

Himpele: Was mich ein bißchen stört, feh-
lende Vision hat Nielas gesagt, man 
könnte es auch anders nennen. Es wur-
de davon gesprochen, dass wir zu sehr 
institutionalisiert sind. O.k. dann gehen 
wir doch mal ran und streichen die Steu-
erbevorteiligung für Besserverdienende, 
dann gehen wir doch mal ran und erken-
nen Leistung von Hochschulen an , dann 
gehen wir doch mal ran und machen das 
alles einfacher. Dann wird so getan als ob, 
wenn man gegen Studiengebühren sei , 
die Hochschulen schlechter werden weil 
das Geld nicht da ist. Es ist doch eine po-
litische Prioritätensetzung wo ich mein 
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Geld ausgebe. Nordrhein-Westfalen hat 
jetzt beschlossen, dass sie den Metro-
Rapid brauchen, der eine Fahrzeitverkür-
zung von Dortmund nach Düsseldorf von 
zwei Minuten, in Worten zwei Minuten 
bringt. Wenn das wichtiger ist als ein ge-
bührenfreies Studium, als die Möglichkeit 
für alle zu studieren, dann würde ich sa-
gen, kann Deutschland, das als Volks-
wirtschaft noch nie so reich war wie heu-
te, zumachen. Selbst Uruguay leistet sich 
ein gebührenfreies Studium und andere 
mehr. Als wir 1997, bei der damaligen 4. 
Hochschulrahmengesetznovelle disku-
tiert haben, ob ein Studiengebührenver-
bot verankert werden soll, da haben es 
die Finnen gemacht und man sollte sich 
die Ergebnisse, was die Durchlässigkeit 
des Bildungssystems angeht, mal dort 
genau anschauen. Und ich glaube, da 
kommt man durchaus zu Ergebnissen. 
Diese Setzung, es gäbe sozusagen nur 
das vorgegebene Geld, die ist schon mal 
politisch falsch. Das ist eine politische 
Aussage, dass man nicht mehr Geld in 
diese Richtung investieren will. Man 
könnte beispielsweise auch eine Körper-
schaftssteuer durchsetzen. 

Der zweite Punkt ist, wenn hingeht und 
andere Ausbildungsgänge oder Kinder-
gärtengebühren gegen Studiengebühren 
ausspielt, tut man das gleiche. Es hat kei-
ner von uns gesagt, dass Kindergarten-
gebühren gut sind, im Gegenteil. Es hat 
auch keiner von uns gesagt, dass Ausbil-
dungsgebühren gut sind, auch da im Ge-
genteil. Aber es gibt keinen festen Bil-
dungstopf in dem man nur intern um-
schichten kann, sondern es gibt durch-
aus andere Finanzquellen des Staates 
und da müssen wir endlich mal ran und 
uns nicht immer dahin begeben und sa-
gen: Och uns geht's so schlecht, dann 
fragen wir halt mal, ob die Studierenden 
was zahlen können. Bauen wir halt noch 
eine weitere Selektionshürde ein, ist doch 
egal, Hauptsache ich hab dann mit dem 
Projekt ExcellenTUM, meine TUM, auf 

die ich Stolz sein kann - eine Eliteuniver-
sität Und alle die irgendwie einen ande-
ren Studiengang an der TUM studieren, 
fallen hinten runter und in zehn Jahren 
kommt dann die Diskussion: Ja, die Stu-
dierenden an der TUM sind aber viel 
schneller fertig. Ach nee, bei der Ausstat-
tung dann! Da gehen natürlich dann nur 
die hin, die es sich auch leisten können , 
die entsprechende Studiengänge studie-
ren, die eben auch gesponsert werden. ln 
Witten/Herdicke gibt es ja nicht umsonst 
nur bestimmte Studiengänge. Ich glaube, 
man muss es einfach mal klar machen, 
dass sich die Diskussion erstens nicht auf 
die TU München beschränkt, sondern 
durchaus weiter gefasst ist und auch 
nicht auf Witten/Herdicke. Und zweitens, 
dass man schon mal im Blick halten soll 
was ist uns eigentlich die Bildung wert in 
dieser Gesellschaft? 

Müller-Böling: Herr Himpele, da haben 
Sie große Sympathie und dafür entspre-
chend den Beifall zu recht bekommen. 
Seit Jahren versuchen alle Verantwortli-
chen im Bildungsbereich in dieser Weise 
auch aufzutreten, das ist völlig klar. Ich 
stimme Ihnen sicherlich auch zu, dass 
hier anderweitig Gelder verausgabt wer-
den, die vielleicht nicht so prioritär ver-
ausgabt werden sollten. Ein Problem ha-
ben wir allerdings und das würde ich 
auch gerne jetzt noch nachfragen. Den 
Überlegungen im Hinblick auf die Ge-
bührenmodelle wird häufig vorgeworfen, 
dass sie unrealistisch sind, dass sie poli-
tisch nicht durchsetzbar sind. Im Hinblick 
auf Ihre Vorschläge ist natürlich in glei-
cherweise jetzt die Frage, die wir uns stel-
len müssen: Wie ist es, wenn tatsächlich 
eine Vermögenssteuer wieder eingeführt 
werden könnte, oder wenn die Körper-
schaftssteuer verändert würde? Ich bin 
dankbar, dass sie schon konkrete Vor-
schläge gemacht haben. Häufig gibt es ja 
nur eine Verweigerungshaltung und von 
daher ist das wirklich sehr lobenswert, 



dass Sie auch konkret Alternativvor-
schläge gemacht haben. Man muss aber 
dann natürlich auch genau wie bei den 
anderen Vorschlägen fragen, wie reali-
stisch ist das? 

Himpele: Das ist völlig klar, ich geben Ih-
nen da auch eine ehrliche Antwort. Ich 
glaube, bei dem derzeitigen gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnissen habe ich es re-
lativ schwer. Nur, wer nicht kämpft hat 
schon verloren, alter Spruch. Den dürften 
Sie übrigens gut kennen : Viele Ge-
bührenmodelle wurden , wegen irgend-
welchem bürokratischen Aufwand - wo 
wir wieder bei den Institutionen sind- als 
nicht umsetzbar abgestempelt. Ich gebe 
Ihnen da partiell auch recht, es gibt sol-
che Gebührenmodelle, die halte ich per-
sönlich , was den bürokratischen Auf-
wand betrifft, für reinen Wahnsinn . Ich 
mach mir aber keine Sorge, dass es da 
genügend Modelle gibt, die sich sozusa-
gen im Nettoeffekt für die Hochschule 
erst einmal rechnen können. Aber trotz-
dem bin ich der Meinung, dass ich gute 
Argumente für meine Position habe und 
ob ich mich durchsetzen kann , na gut, ein 
Prophet bin ich auch nicht. 

Müller-Böling: Ja, schönen Dank. 

Brinck: Prophetien haben wir auch nicht 
erwartet. Zum Abschluss noch eine Fra-
ge an Frau Cybulski. Herr Himpele hat ja 
eben gesagt, es gibt da nur so ein paar 
Studiengänge, das rechnet sich gut. Ich 
würde ganz gerne von Ihnen noch mal 
hören, dass eben Geld "keine Rolle 
spielt", sondern dass eben eine need 
blind admission stattfindet und dass nie-
mand abgehalten wird, dort unter offen-
sichtlich schönen Bedingungen zu stu-
dieren. 

Cybulski: Es gibt gerade aktuell jetzt ei-
nen neuen Studiengang. Der nennt sich 
Kulturwissenschaften . Der ist aus dem 
Studium Fundamentale entstanden. Und 
die Sozialstruktur ist wirklich sehr unter-
schiedlich , man darf sich das nicht so 
vorstellen , dass bei uns auf dem Park-
platz jetzt nur BMW und Mercedes und 
was es noch alles für Marken gibt stehen, 
sondern es gibt durchaus auch Kommili-
tonen , die sich kein Auslandssemester 
leisten können , weil die Eitern es nicht 
zahlen können. Es ist leider nach wie vor 
noch so, dass man für Auslandssemester 
eben sehr viel Geld zuschießen muss. Es 
ist wirklich ganz bunt gemischt und es ist 
gut, dass es so ist, weil man, je unter-
schiedlicher die Leute von ihrer sozialen 
Herkunft her sind , von Ihren Familienver-
hältnissen, von dem was sie gelernt, was 
sie erlebt haben, desto mehr lernt man 
halt auch in persönlichen Beziehungen 
während des Studiums. 
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Zusammenfassung des Vortages 
Detlef Müller-Böling 

Meine Damen, meine Herren, völlig 
assimiliert begrüße ich Sie mit 
"Grüß Gott". Ich habe erfahren, 

dass es heute im Saal zwei Gruppen von 
Zuhörern gibt. Erstens diejenigen, die 
sich den gestrigen Tag gespart haben 
und ökonomisch gedacht haben: "Müller-
Böling wird die Zusammenfassung schon 
richtig bringen"- und eine zweite Gruppe, 
die gestern anwesend war und die jetzt 
gespannt ist, ob wir dieselbe Veranstal-
tung besucht haben. 

Ich hoffe, Sie haben die viele geistige und 
physische Nahrung gestern angemessen 
überstanden. Ich habe die ganze Nacht 
gearbeitet, um Ihnen jetzt eine Zusam-
menfassung des gestrigen Tages prä-
sentieren zu können , die natürlich per-
sönliche Eindrücke widerspiegelt. Aber 
ich will versuchen, auch diese persönli-
chen Eindrücke in systematisierter Form 
darzustellen. 

Generelle Trends 

Vorab möchte ich Ihnen einige generelle 
Beobachtungen mitteilen, meine Damen 
und Herren. Die erste ist die Folgende: 
Frau Bulmahn hatte versucht, mit dem 
Verbot von Studiengebühren die Diskus-
sion in Deutschland zu beenden. Insbe-
sondere mit diesem Argument ist sie in 
die Öffentlichkeit getreten und hat be-
hauptet, die Studiengebührendiskussion 
verunsichere die jungen Menschen und 
allein die Diskussion halte sie vom Studi-
um ab. Deswegen schon wolle sie die 

Diskussion um Studiengebühren been-
den. Wir müssen feststellen, dass ihr dies 
zumindest nicht gelungen ist, denn wir 
diskutieren intensiver denn je: Es wird 
kreativer diskutiert, und eine größere 
Bandbreite von Modellen, die wir gestern 
auch schon präsentiert bekommen ha-
ben und die wir heute sicherlich auch 
noch detaillierter diskutieren und um 
neue ergänzen werden, bestimmt die De-
batte. 

Die zweite generelle Beobachtung ist, 
dass wir konkreter werden. Ich verfolge 
diese Diskussion seit etlichen Jahren: Am 
Anfang war die eine Seite für Studienge-
bühren und die andere dagegen. Diese 
Positionen entstammten einer Intuition, 
kamen also aus dem Bauch; man war 
eben Befürworter oder Gegner. Jetzt wer-
den die Pros und Cons schon sehr viel 
differenzierter abgewogen, es gibt kon-
krete Diskussionen über Strategien, Mo-
delle, einzelne Reformideen, und wir stel-
len einen Trend dahingehend fest, mehr 
das ,,Wie" als das "Ob" der Einführung 
von Studiengebühren in den Blick zu neh-
men. Obwohl , das will ich auch ganz 
deutlich sagen, sicherlich auch hier in die-
sem Kreis sich eine ganze Reihe von Per-
sonen noch fragen, ob das "Ob" wirklich 
notwendig ist. Dies betrifft nicht nur Herrn 
Himpele, sondern sicherlich auch andere 
Teilnehmer, und wir sollten vielleicht auch 
die kritischeren, die nachdenklicheren 
Stimmen zu Wort kommen lassen. Dazu 
wird sicherlich heute auch noch etwas 
mehr Gelegenheit sein. Es gibt in einer 
solch grundlegenden, wichtigen Frage 
keine andere Chance - wenn schon nicht 
ein Konsens, der von jedem Beteiligten 
individuell mitgetragen wird, herzustellen 
ist - als eine breite Mehrheit in der Ge-
sellschaft zu schaffen. Und deswegen 



müssen wir die Fragen der Pro und Cons, 
der Stärken und Schwächen, der Chan-
cen und Risiken diskutieren. Ich will nun 
versuchen, dies im Hinblick auf die ge-
strigen Beiträge etwas zu systematisie-
ren. 

Systematisierung 1: Drei Motive für 
Studiengebühren 

Mein erster Systematisierungsansatz be-
zieht sich auf drei Aspekte, die in nahezu 
allen Beiträgen zur Sprache gekommen 
sind. Erstens: die Hochschulen benöti-
gen mehr Geld, entweder, weil die Zu-
wendungen des Staates heruntergefah-
ren werden oder weil die Qualität gestei-
gert werden soll. Zweitens wird im Zu-
sammenhang mit Studiengebühren der 
Gerechtigkeitsaspekt, der darin besteht, 
dass Akademiker als Privilegierte anzu-
sehen sind, die das, was sie von der Ge-
sellschaft bekommen, in irgendeiner 
Form zurückzahlen bzw. vorab zahlen 
müssen. Gleichzeitig herrscht aber Einig-
keit, dass es keine Zugangsbarrieren zur 
Hochschulbildung geben darf; auch dar-
über haben wir gestern sehr intensiv ge-
sprochen. Der dritte Punkt betrifft den 
Aspekt des Gemeinsinns, des neuen Mit-
einanders an der Hochschule. Bei all die-
sen Punkten gibt es Chancen und Risi-
ken , und die Ausgestaltung der einzelnen 
Modelle muss, das haben wir immer wie-
der betont, die Chancen vergrößern und 
die Risiken verkleinern. 

Bezogen auf den ersten Aspekt, den des 
Geldes, bedeutet dies, die Risiken der 
Unterfinanzierung zu mindern oder abzu-
bauen und die Chance auf eine Qua-
litätsverbesserung in der Lehre, die 
Chance größerer finanzieller Unabhän-
gigkeit mit den damit verbundenen Mög-
lichkeiten bei der Angebotsgestaltung 
und Preispolitik zu erhöhen. Gleichzeitig 
stehen diesen Chancen aber gewaltige 

Risiken gegenüber. Die Sanierung der 
Staatshaushalte, der Zugriff des Finanz-
ministers schwebt als Risiko immer über 
allunseren Diskussionen, Gedanken und 
Überlegungen. Darüber hinaus ist zu fra-
gen, ob wir es wirklich schaffen, das zu-
sätzliche Geld in Qualität umzusetzen 
oder ob es lediglich quantitative Auswir-
kungen haben wird . Dieses Problem ist 
etwa mit dem Stichwort der Kapazitäts-
verordnung evoziert worden. Als weiteres 
Risiko in diesem Zusammenhang ist der 
Verwaltungsaufwand zu nennen. Es stellt 
sich die Frage, wie die Modelle gestaltet 
werden müssen, dass das Verfahren oder 
die möglichen Befreiungen von der Zah-
lungspflicht nicht mehr Kosten verursa-
chen als an Geld hereinkommt. 

Der zweite Punkt, die Frage der Gerech-
tigkeit, bietet erhebliche Chancen, birgt 
aber ebenfalls erhebliche Risiken. Die 
Chance besteht darin, dass Leistung und 
Gegenleistung in ein bestimmtes Verhält-
nis gesetzt werden, dass ein neues Be-
wusstsein über die augenblicklich statt-
findende Umverteilung von Arm zu Reich 
erzeugt wird und diese gemildert oder so-
gar aufgehoben wird . ln diesem Kontext 
ist ein weiterer Aspekt das Phänomen der 
Mitnahmeeffekte durch Scheinstudieren-
de, die subventionierte Leistungen wie 
beispielsweise das Semesterticket in An-
spruch nehmen etc. Dem stehen durch-
aus nicht unerhebliche Risiken entgegen, 
wenn zum Beispiel bestimmte Gruppen 
aus materiellen Gründen vom Studium 
ausgeschlossen werden oder wenn psy-
chologische Hürden und Barrieren, die 
zwar objektiv nicht bestehen, aber sub-
jektiv oder in der psychologischen Wahr-
nehmung das Handeln beeinflussen, auf-
gebaut werden. Auch darüber sind wir 
uns einig: Wir brauchen die Besten an 
den Hochschulen, völlig unabhängig von 
ihrer derzeitigen Einkommenslage oder 
der Einkommenslage ihrer Eitern. 
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Der dritte Punkt, die Frage des Gemein-
sinns ist ebenfalls in den verschiedensten 
Beiträgen thematisiert worden ; einmal 
über den Aspekt der Konkurrenz der 
Hochschulen um Studierende, um eine 
größere Studierendenbindung. Dies ist 
am Beispiel der Universität Witten/Her-
decke betont worden. Gebühren zahlen-
de Studierende fordern Leistung ein, sie 
engagieren sich, sie partizipieren an den 
Entscheidungen. Die Folgewirkung eines 
solchen stärkeren Verhältnisses mitein-
ander ist eine Verkürzung der Studien-
zeit. Die Risiken können folgendermaßen 
beschrieben werden : Studium als Ware, 
die Orientierung an den Verwertungsin-
teressen . Letzteres Argument ist gestern 
als Frage aufgetreten: Gibt es dann nur 
noch bestimmte Studiengänge, die am 
Markt nachgefragt werden, oder behalten 
die Hochschulen die Freiheit, auch Studi-
engänge oder Elemente ins Studium ein-
zubringen , die allgemein bildungsorien-
tiert sind und die nicht einem unmittelba-
ren Verwertungsinteresse unterliegen? 

Systematisierung 2: Anforderungen an 
Studiengebühren 

Der zweite Systematisierungsansatz be-
zieht sich auf eine ganze Reihe von Be-
dingungen, von Bewertungen, die die 
Teilnehmer als Voraussetzung für die Ein-
führung von Studiengebühren ansehen. 
Nur unter diesen Bedingungen können 
sie sich die Einführung allgemeiner Studi-
engebühren vorstellen . Ich habe zehn 
dieser Bedingungen zusammengefasst, 
und Sie werden feststellen , dass sie in 
dem einen oder anderen Vortrag immer 
wieder aufgetaucht sind: Studienge-
bühren bzw. die Modelle müssen die (1) 
Unterfinanzierung beheben, es muss (2) 
mehr und bessere Lehre geben, das 
ganze System soll insgesamt (3) ausge-
weitet werden. Wir wollen aber auch, 
dass den Hochschulen in dieser Frage ei-
ne gewisse (4) Autonomie gewährt wird. 
Die Frage ist, wie groß diese sein soll und 

wieviel der Staat in diesem Zusammen-
hang festlegen soll. Die Modelle sollen 
darüber hinaus (5) verwaltungseffizient 
sein. Die Frage der (6) Umverteilung muss 
geregelt werden; die (7) Zugangschan-
cen, im Sinne einer need-blind admissi-
on , müssen gewahrt bleiben; (8) Schein-
studierende sollen ausgeschlossen wer-
den; eine (9) Partnerschaft zwischen Stu-
dierenden und Hochschulen soll entste-
hen; und die (1 0) Studiendauern sollen 
durch das Modell verkürzt werden kön-
nen. Dies sind alles Anforderungen , die in 
mehr oder weniger starker Form von den 
verschiedenen Rednern hier und in der 
allgemeinen Debatte aufgestellt worden 
sind. 

Systematisierung 3: Modelltypen für 
Studiengebühren 

Der dritte Ansatz der Systematisierung 
für die Arbeit von gestern bezieht sich auf 
die einzelnen Modelle. Ich möchte versu-
chen , noch einmal die spezifischen 
Schwerpunkte der einzelnen Vorschläge 
herauszugreifen, denn die einzelnen Mo-
delle haben, wie mir scheint, ganz unter-
schiedliche Motivationen, Schwerpunkte 
und Ausrichtungen . Bei der TU München 
ist der Ausgangspunkt ganz klar die Qua-
lität in der Lehre, verbunden eventuell mit 
einem Elite-Gedanken. Bei der Univer-
sität Witten/Herdecke steht der Aspekt 
der Freiheit in besonderer Weise im Vor-
dergrund, d.h. unabhängig zu sein und 
die Studierenden in diese Unabhängig-
keit, die durch die Finanzierung in einem 
umgekehrten Generationenvertrag ent-
steht, mit einzubinden. An der TU Dres-
den, will die Gruppe us!b mitwirken, sich 
für ihre Hochschule engagieren, kurz: 
partizipieren. ln Greifswald - Herr Metel-
mann hat das vorgetragen - steht der 
Aspekt der Bindung der Studierenden 
oder sogar ganzer Familien, die traditio-
nell seit Jahrhunderten mit dieser Univer-
sität verbunden sind , im Vordergrund der 
Überlegungen. Diese Bindung soll nun 



mit Geldzahlungen verbunden werden. 
Herr Dräger hat ein Konzept geschnürt, 
das sehr stark auf die individuelle Studi-
enfinanzierung abstellt (also auch auf ei-
ne Reform des BaföG) und dies mit der 
institutionellen Hochschulfinanzierung 
verbunden. Er hat auch folgende condi-
tio gesetzt: Es muss eine Reform der in-
dividuellen Studienfinanzierung geben; 
sie ist eine Voraussetzung für die institu-
tionelle Finanzierung. Die Grundmotivati-
on zur Einführung von Studiengebühren 
in Australien als einem weiteren Modell, 
das immer wieder in Deutschland positiv 
diskutiert wird, war der Ausbau des ge-
samten Hochschulsystems, die quantita-
tive Expansion stand also im Vorder-
grund. Da der Staat dies nicht allein zu lei-
sten vermochte, wurden die Studieren-
den mit ihrem finanziellen Beitrag in die 
Expansion eingebunden. Im Fall der Bun-
desländer Niedersachsen, Baden-Würt-
temberg und Saarland auf der einen Sei-
te, die Langzeitstudiengebühren haben, 
und bei Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz - Schleswig-Holstein könnte 
man auch noch dazu setzen -, die über 
Studienkonten nachdenken, welche aber 
nichts anderes als Langzeitstudienge-
bühren sind, das muss man wirklich mal 
sehr, sehr deutlich sagen, wie Herr Ze-
hetmair in seinem Beitrag zu Recht be-
tont hat, stellt man eine seltsame politi-
sche Koalition fest: Auf der einen Seite 
grundsätzliche Befürworter von Studien-
gebühren, wie z.B. Niedersachsen, Ba-
den-Württemberg und Saarland, und auf 
der anderen Seite grundsätzliche Gegner 
von Studiengebühren, nämlich Nord-
rhein-Westfalen , und Rheinland-Pfalz 
und auch Schleswig-Holstein , kommen 
zu demselben Ergebnis, nämlich Lang-
zeitgebühren. Dies ist, und ich sage es 
wirklich ganz deutlich, eine Koalition des 
Unsinns. Mehr Emotionen möchte ich an 
dieser Stelle gar nicht zeigen, denn ich 
soll hier und jetzt in erster Linie rapportie-
ren. 

Systematisierung 4: Welche Modellen 
erfüllen die Anforderungen? 

ln meinem vierten Ansatz für die Syste-
matisierung möchte ich die Checkliste, 
die ich an Hand der zehn Kriterien aufge-
stellt habe, auf die Modelle anwenden 
und diese danach bewerten, wie und in 
welcher Form sie den Kriterien genügen. 
Als Referenz für den Hausherrn will ich 
dies beispielhaft für die TU München tun. 
ln dem Modell "ExcellenTUM" soll die 
Unterfinanzierung gemindert werden, in-
dem das Geld direkt an die Hochschulen 
fließt. Durch mehr und bessere Lehre -
der Fokus klar auf "besser" gelegt - soll 
hier das Geld für einen Mehrwert in den 
Qualitätsstudiengängen verwendet wer-
den. Die Expansion steht hier nicht im 
Vordergrund, sondern eindeutig die Qua-
lität. Die Frage der Autonomie ist ganz 
klar beantwortet: Es handelt sich um ei-
nen aus der Hochschule kommenden 
Ansatz, der der Selbststeuerung der 
Hochschule dienen soll. Und das gilt 
auch für die Frage, wie die Refinanzie-
rung geregelt werden soll. Wir haben es 
hier mit einem hochschulbezogenen An-
satz zu tun, der auf Partnerschaften, die 
die Hochschule eingegangen ist, aufbaut 
und nicht etwa durch das Land oder den 
Bund erarbeitet wurde. Die Verwaltungs-
effizienz soll durch die Idee des Stipen-
diaTUM-Modells, das jedoch noch nicht 
weiter konkretisiert wurde, gesichert wer-
den . Umverteilungsüberlegungen sind 
keine vorrangige Zielsetzung in diesem 
Zusammenhang. Die Zugangschancen 
sollen durch einen Mix verschiedener 
Maßnahmen, nämlich durch Jobs - so-
wohl innerhalb als auch außerhalb der 
Hochschule -, durch Stipendien und 
durch Darlehen gewahrt werden. Dabei 
wird den spezifischen Zugangsbarrieren 
an einem regelrechten Hochpreisort wie 
München durch eine Unterstützung bei 
den Lebenshaltungskosten Rechnung 
getragen. Dies sind alles Maßnahmen, 

103 



104 

die verhindern, dass Zugangsbarrieren 
für Einkommensschwächere entstehen. 
Die Frage der Abschreckung von Schein-
studierenden spielt im TUM-Modell keine 
große Rolle, ist aber eine automatische 
Folge. Es sind darüber hinaus zur Qua-
litätssicherung Berichtsinstrumente vor-
gesehen ebenso wie Partizipationsmög-
lichkeiten. Herr Pongratz hat ja sehr deut-
lich gemacht, dass die Studierenden es 
sehr wohl begrüßen, dass sie in den Pro-
zess der Modellentwicklung eingebun-
den werden. Selbstverständlich begut-
achten sie die Dinge sehr kritisch, aber 
das gehört zum bereits erwähnten part-
nerschaftlichen Verhältnis dazu; Wit-
ten/Herdecke ist da sicherlich ein gutes 
Beispiel, wie wir gestern gehört haben. 
Die Verkürzung der Studiendauer ist 
ebenfalls keine vorrangige Zielsetzung, 
wird aber beeinflusst durch dieses Sy-
stem. Somit sind wir diese zehn Kriterien 
nun einmal für das TUM-Modell durch-
gegangen, und Sie können das jetzt für 
alle Modelle, die vorgeschlagen worden 
sind, auch tun. 

Systematisierung 5: Typen nachlau-
fender Modelle der Studiengebühren 

Der letzte Punkt meiner Systematisierung 
bezieht sich auf die sogenannten nach-
laufenden Gebühren, über die wir gestern 
sehr viel gesprochen haben und die kon-
sensfähig erschienen. Wie mir scheint, 
wurden sie von den Befürwortern für die 
optimale Lösung gehalten und von den 
Gegnern als das einzig tragbare Modell 
erachtet. Es hat sich aber auch heraus-
gestellt, dass es da unterschiedliche For-
men gibt, die ich jetzt ebenfalls zu syste-
matisieren versuchen werde. Auf der ei-
nen Seite haben wir Darlehenssysteme, 
in denen ein Darlehen staatlicherseits 
oder privat finanziert vergeben wird. Der 
Akademiker zahlt nach seinem Studium 
eine bestimmte Summe, nämlich die 

Darlehenssumme, zurück- verzinst, ver-
günstigt oder nicht vergünstigt. Es ist je-
doch eine ganz bestimmte Summe, die 
zurückgezahlt wird. Das andere ist das 
Fonds-Modell, das auch in verschiedener 
Form gestern schon diskutiert wurde und 
sicherlich heute auch noch weiter Thema 
sein wird. Witten/Herdecke hat eher die-
ses Fonds-Modell, demzufolge man 
nach seinem Studium als Akademiker 
nicht eine bestimmte Summe zurück-
zahlt, sondern einen bestimmten Pro-
zentsatz des Einkommens. Es gibt auch 
hier wieder Varianten: diese Darlehens-
variante kann etwa mit Vorfinanzierung 
erfolgen, wir haben aber gestern bei-
spielsweise von Herrn Dräger gelernt, 
dass eine Vorfinanzierung nicht zwingend 
notwendig ist. Wenn wir nur die Studien-
gebühren betrachten, dann wäre es für 
die Hochschulen auch tragbar, wenn die-
jenigen, die augenblicklich noch kein 
Geld haben, dieses Geld nicht vom Staat 
oder von den Banken vorfinanziert bekä-
men, sondern erst später bezahlten, und 
das Geld dann erst in die Hochschulen 
flösse. Der einzige Nachteil an dieser Sa-
che ist, dass eine erste Generation von 
Studierenden zunächst für etwas bezahlt, 
von dem sie selbst keinen Nutzen gehabt 
hat, denn es kommt ohne Vorfinanzierung 
nicht unmittelbar zu einer Verbesserung. 
Wählt man ein Modell mit Vorfinanzie-
rung, bedeutet das, dass entweder der 
Staat oder private Banken - gestern war 
ja auch die HypoVereinsbank als mögli-
cher Finanzier im Gespräch, aber es kön-
nen genauso gut Sparkassenverbände 
usw. sein - diese Vorfinanzierung über-
nehmen, so dass die Universität unmit-
telbar mit dem Studienanfänger auch 
Cash bekommt. Beim Fonds-Modell gibt 
es ebenfalls zwei Varianten, nämlich die 
Variante der Rückzahlung von 8 Prozent 
des Bruttoeinkommens über einen be-
stimmten Zeitraum verbunden mit einer 
Höchstrückzahlungssumme-wie z.B. in 



Witten/Herdecke, wo 8 Prozent über fünf 
Jahre im augenblicklichen Modell zurück-
gezahlt werden, die Rückzahlungen aber 
auf 23.000 Euro gedeckelt sind. Die zwei-
te Variante besteht darin, dass 8 Prozent 
über einen bestimmten Zeitraum zurück-
gezahlt werden, wobei weder eine Min-
dest- noch eine Höchstrückzahlungs-
summe festgelegt ist. Dann kommt es für 
die Hochschule darauf an, wieviel die Ab-
solventen verdienen. Wenn sie hohe Ein-
kommen erzielen, wird man gegebenen-
falls einen Überschuss erwirtschaften, 
und wenn sie weniger verdienen, ist die 
Lage freilich kritischer. 

Meine Damen, meine Herren, soviel zur 
Systematisierung - und wo stehen wir 
heute morgen um halb zehn? Es ist noch 
eine ganze Menge zu tun; es gibt noch 
analytische Arbeit zur Untersuchung die-
ser abstrakten Argumente und zur Be-
wertung der einzelnen Modelle. Die Um-
setzungspläne müssen auf ihre Mach-
barkeit hin geprüft werden. Wir haben ge-
stern schon gehört, dass die HVB sich 
dieses Themas bereits angenommen hat, 
und heute werden wir noch das Career-
Concept vorgestellt bekommen. Ich ver-
spreche Ihnen: Es wird genauso span-
nend wie gestern! 

Prof. Dr. Detlef Müller-Böling ist 
Leiter des Centrums für 
Hochschulentwicklung, Gütersloh 
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Finanzielle Effekte von Studiengebühren 
Kari-Dieter Grüske 

Einordnung des Themas:Lassen Sie 
mich das Thema erst einmal kurz 
einordnen und dazu die Argumente 

von Herrn Müller-Böling noch einmal auf-
greifen. Aus ökonomischer Sicht können 
wir die Argumente zur Studienfinanzie-
rung grundsätzlich nach vier Kriterien 
ordnen. 

• Allokationseffekte; nach den Katego-
rien von Herrn Müller-Böling sind das 
Aspekte von Leistung, Gegenleistung 
und Gemeinsinn. Im Grunde geht es 
um Anreizeffekte. 

• Argumente zur Qualität der Lehre, die 
auch mit den Anreizeffekten, also dem 
allokativen Argument zusammenhän-
gen. 

• Distributive Argumente, also Aspekte 
der Verteilung und Umverteilung und 
damit der Gerechtigkeit. 

• Finanzielle Aspekte, die mit der Höhe 
und dem Aufkommen von Studienge-
bühren sowie deren Finanzierung zu 
tun haben. 

Zu den Anreizeffekten und den Vertei-
lungsargumenten gibt es inzwischen 
grundlegende, auch empirisch fundierte 
Erkenntnisse. Ich habe dazu ein wenig 
beigetragen. Und ich muss Herrn Himpe-
le enttäuschen: Ich werde heute nicht zu 
den Verteilungseffekten der öffentlichen 
Hochschulfinanzierung Stellung nehmen 
- das habe ich oft genug getan; vielleicht 
können wir später in der Diskussion noch 
einmal darauf zurückkommen. Auch die 
Pro- und Contra-Argumente zu Studien-
gebühren haben wir gerade gehört. Da 
sie weitgehend bekannt sind , gehe ich 
ebenfalls nicht noch einmal darauf ein . 

Was bisher gefehlt hat, sind Daten zu den 
finanziellen Auswirkungen von sozialver-
träglichen Studiengebühren und deren 
Effekte auf die Möglichkeiten zur Verbes-
serung der Lehre für die betroffenen 
Hochschulen. Und genau hier, an dem 
Punkt vier meiner Kategorien, setzt mein 
Thema an. 

Das Fehlen verlässlicher Daten hat das 
bayerische Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst dazu veranlasst, 
beim CHE eine Studie in Auftrag zu ge-
ben, die am Beispiel von zwei Universitä-
ten erstmals untersuchen sollte, wie sich 
sozialverträgliche Studienentgelte auf die 
Verbesserung der Lehrbedingungen aus-
wirken können. Herr Müller-Böling hat ja 
zurecht darauf hingewiesen, dass wir 
konkreter werden müssen. Hier geht es in 
der Tat um ein ganz konkretes Anliegen. 

Dazu wurden zwei Universitäten ausge-
sucht: Die Universität Bayreuth und die 
Friedrich-Aiexander-Universität Erlan-
gen-Nürnberg (FAU), die ich hier reprä-
sentiere. Um eine Vorstellung zu geben: 
die Universität Erlangen-Nürnberg ist die 
zweitgrößte Universität in Bayern, eine 
klassische Universität mit etwa 22.000 
Studenten. Die Universität Bayreuth ist 
eine noch junge Universität, etwa halb so 
groß. Diese beiden Universitäten haben 
sich zur Verfügung gestellt und die ent-
sprechenden Grunddaten geliefert. Die 
Ergebnisse dieser Studie bilden den we-
sentlichen Inhalt meines Vortrages. 



Es geht dabei 

• nicht um die Abwägung von Vor- und 
Nachteilen von Gebühren und 

• nicht um konkrete Überlegungen zur 
Einführung von Studiengebühren an 
den beiden Pilotuniversitäten, 

• und es lassen sich aus den Ergeb-
nissen auch keine repräsentativen 
Rückschlüsse ziehen, die für alle Uni-
versitäten gelten können. 
Es geht ausschließlich um die Gewin-
nung von empirischen Argumentati-
onsgrundlagen für die öffentliche Dis-
kussion anhand zweier Beispiele. Die 
Studie ist übrigens im Internet beim 
CHE abrufbar. 

Sie geht von folgenden Fragestellungen 
aus: 

• Welche Gebühreneinnahmen kann die 
Hochschule erwarten? Wie wirken 
sich verschiedene Gebührenmodelle 
auf das Einnahmenvolumen aus? Wel-
che Bedeutung können Einnahmen 
aus Gebühren im Vergleich zu ande-
ren Einnahmen der Hochschule ha-
ben? 

• Was kann eine Hochschule mit diesen 
Gebühreneinnahmen finanzieren? 
Welche Veränderungen also sind in 
der Betreuung, hinsichtlich von Quan-
tität und Qualität, möglich? 

• Welche finanziellen Folgen resultieren 
aus den Anforderungen, Studienge-
bührensysteme sozialverträglich zu 
gestalten? Dazu werden in der Studie 
noch andere Aspekte andiskutiert, wie 
etwa Probleme der Anschubfinanzie-
rung. Es zeigt sich aber sehr schnell, 
dass dies äußerst komplex wird. Aus 
Zeitgründen konzentriere ich mich 
deshalb vor allem auf die ersten bei-
den Fragen. 

2. Aufkommen aus Studiengebühren 
an den Universitäten Erlangen-Nürn-
berg und Bayreuth 

2.1 Modellannahmen 

Modellrechnungen müssen zwangsläufig 
mit Prämissen arbeiten, also mit Voraus-
setzungen, die immer gewisse Unsicher-
heiten beinhalten. Das CHE hat sich hier 
an Erfahrungen, etwa aus dem Ausland , 
angelehnt und geht von grundsätzlich 
vorsichtigen Annahmen aus, d.h. die re-
sultierenden Gebühreneinnahmen sind 
nach Ansicht des CHE zumindest eher 
unterschätzt. 

Ich will nicht verhehlen, dass das Mini-
sterium sich nach einem Zwischenbericht 
von der Studie distanziert hat, insbeson-
dere weil ihm einige der Grundannahmen 
zu positiv erschienen, d.h. die Ergebnis-
se tendenziell eher zu stark in Richtung 
Gebühren gingen und die Probleme der 
Ansehubfinanzierung zu kurz gekommen 
seien. Insofern ist es auch zu begrüßen, 
dass das Staatsinstitut für Hochschulfor-
schung und Bildungsplanung in Mün-
chen diesen Fragen noch einmal etwas 
näher nachgehen wird. 

Die Studie geht von folgenden Annah-
men aus: 

• Studiengebühren werden flächen-
deckend eingeführt, d.h. es werden 
für alle Universitäten vergleichbare 
Gebührenmodelle unterstellt, da sonst 
die Effekte von Wettbewerbsverzer-
rungen nicht kalkulierbar sind. Hier 
liegt einer der entscheidenden Unter-
schiede zum TUM-Modell , das von ei-
ner isolierten Betrachtung ausgeht. 
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• Der sozialverträglichen Ausgestaltung 
wird insofern Rechnung getragen, als 
ein Mix aus Gebührenbefreiungen, 
Stipendien und Darlehen mit einkom-
mensabhängiger Rückzahlung (ent-
sprechend einer nachlaufenden Ge-
bührenfinanzierung) den Kern des 
Modells darstellen. 

• Die Finanzierung über Darlehen 
bedeutet, dass die Studierenden ein 
solches Darlehen bei einem Finanz-
dienstleister (Banken oder Fonds) auf-
nehmen könnten und die Hochschule 
das Ausfallrisiko tragen würde. Die 
entstehenden Kosten wurden als 
Rücklagen aus dem Gebührenauf-
kommen in die Berechnungen aufge-
nommen. 

• Von den Kosten der Kredit-Anschub-
finanzierung wird zunächst abstra-
hiert, auch wenn in der Studie dazu 
überschlägige Rechnungen durchge-
führt werden; es wird ein voll einge-
führtes Verfahren unterstellt. 

• ln einem ersten Schritt werden alle 
Studierenden erfasst, übrigens ein 
weiterer Unterschied zu dem Münche-
ner TU-Modell, denn dort werden nur 
für spezifische qualitätsoptimierte 
Studiengänge zusätzlich Gebühren 
eingesetzt. 

• ln einem zweiten Schritt wird ein 
gebühreninduzierter Rückgang der 
Studierenden von 10 Prozent unter-
stellt. Dies scheint vor dem Hinter-
grund internationaler Erfahrungen eine 
eher pessimistische Annahme. 

Pauschal Misch-
gebühr systemmit 
1000 Euro Kosten-

zuschlag 

Bayreuth 7,1 7,8 

Erlangen-
Nürnberg 18,5 19,8 

• Die Gebühren werden vollständig von 
den Hochschulen vereinnahmt, eine 
wichtige und gleichzeitig problemati-
sche Bedingung, die davon ausgeht, 
dass der Staat sich nicht im gleichen 
Umfang aus der Finanzierung zurück-
zieht. 

• Die universitären Einnahmen werden 
nach dem Prinzip "Leistung - Gegen-
leistung" ausschließlich für die Lehre 
verwendet. 

• Ergänzend ist noch hinzuzufügen, 
dass mögliche Auswirkungen von Ge-
bühren auf die Studiendauer un-
berücksichtigt bleiben. Wenn man An-
reizeffekte unterstellen würde, müsste 
man davon ausgehen, dass bei kürze-
ren Studiendauern auch Auswirkun-
gen auf das Gebührenaufkommen 
und die Verwaltungskosten zu berück-
sichtigen wären. 

2.2 Modelltypen und Gebührenhöhe 

Im Vordergrund der Studie stehen vier 
Modelltypen, die eine entsprechende 
Bandbreite markieren und die ich kurz 
skizzieren möchte. 

1 . Pauschalgebühr von einheitlich 1 000 
Euro pro Jahr. 

2. Mischsystem, das zusätzlich zu der 
Pauschalgebühr von 1 000 Euro kosteno-
rientierte Zuschläge berücksichtigt. Da-
bei wird nach unterschiedlichen Kosten 
der Fächergruppen differenziert und über 

Misch- 3:1 
systemmit Kosten-
Markt- Orientierung 
zuschlag 

8,0 18,4 

20,8 43,8 

Abbildung 1: 
Bruttoeinnahmen 
aus alternativen 
Gebührensystemen 
(bei 1 0 Prozent 
Studierenden rück-
gang, alle Studie-
renden zahlen, in 
Mio. Euro) 



Abbildung 2: 
Kalkulat ion der 
Nettoeinnahmen 

Bruttoeinnahmen aus Studiengebühren 
Verwaltungskosten (3 Prozent des Aufkommens aus dem Mischsystem) 
Rücklagen für Darlehensausfall (1 0 Prozent) 
Freiplätzen aus sozialen Gründen oder für Begabtenförderung 
(Zahl Bafög-Höchstempfänger) 

verfügbare Nettoeinnahmen aus Studiengebühren 

spezielle Berechnungsverfahren ge-
dämpft. Insgesamt ergeben sich hier Ge-
bühren zwischen 1 000 Euro und 1398 
Euro. 

3. Mischsystem mit marktorientiertem 
Zuschlag, d.h. dass für Absolventen mit 
besonders guten Berufs- und Einkom-
menschancen ein Zuschlag von 1 0 Pro-
zent auf die Basispauschale von 1000 
Euro erhoben wird. Nehmen wir als Bei-
spiel etwa naturwissenschaftliche Studi-
engänge. Geht man davon aus, dass für 
30 Prozent dieser Studenten besonders 
hohe Einkommenserwartungen beste-
hen, so errechnet sich für diese Studen-
tengruppe ein Gebührensatz von 1199 
Euro, die restlichen 70 Prozent zahlen 
1 00 Euro weniger, also 1 099 Euro. Die 
Spannweite liegt etwa in Bayreuth insge-
samt zwischen 1 000 und 1 .461 Euro. 

4. Modell mit einer 3:1 Kostenorientie-
rung, d.h. hier geht es um eine vollständi-
ge Abbildung der fächerspezifischen Ko-
stensituation. Die Relationen zwischen 
den Gebührensätzen entsprechen den 
relativen staatlichen Ausgabenvolumina. 
Eine 3:1 Kostenorientierung bedeutet, 
dass 25 Prozent der Gesamtausgaben in 
der Lehre aus Studiengebühren gedeckt 
werden . ln diesem Fall errechnet sich ei-
ne hypothetische Durchschnittsgebühr 
von 2.362 Euro. Die Spanne ist recht weit 
und liegt zwischen 646 Euro bei den 
Rechts- und Sozialwissenschaften und 

7058 Euro für die lngenieurwissenschaf-
ten. Wegen der Höhe der zu erwartenden 
Gebühren ist ein solches System in 
Deutschland derzeit politisch wohl nicht 
durchsetzbar und deshalb auch nicht 
realistisch. Dennoch wird es als hypothe-
tische Berechnung mit herangezogen, da 
im internationalen Vergleich noch weit 
höhere Gebühren verlangt werden . 

2.3 Bruttoeinnahmen für Bayreuth und 
für Erlangen. 

Die Abbildung 1 zeigt, dass etwa in Bay-
reuth die Bruttoeinnahmen zwischen 7,1 
und 18,4 Mio. Euro betragen, in Erlangen-
Nürnberg zwischen 18,5 und 43,8 Mio. 
Euro. Dabei liegen die beiden Mischsy-
steme recht eng beieinander, so dass ich 
in der weiteren Diskussion nur das mark-
torientierte Mischsystem heranziehen 
werde. Bei einem solchen Modell ergäbe 
sich ein finanzieller Anreiz, Studienange-
bote mit guten Berufschancen auszu-
bauen. Wenn das CHE übrigens keinen 
zehnprozentigen Studentenrückgang 
einkalkulieren würde, hätte etwa Erlan-
gen-Nürnberg bei einem Modell mit Pau-
schalgebühren 2 Mio. Euro Mehreinnah-
men zu erwarten. 

Diese Einnahmen lassen sich natürlich 
nicht ohne entsprechenden Aufwand er-
zielen, d.h. es müssen die Nettoeinnah-
men kalkuliert werden . 
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Abbildung 3: 
Kalkulation der 
Nettoeinnahmen 
(Mischsystem mit 
Marktzuschlag, in 
Mio. Euro) 
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2.4 Kalkulation der Nettoeinnahmen 

ln der Studie werden zur Berechnung der 
Nettoeinnahmen verschiedene Faktoren 
berücksichtigt: 

• Verwaltungskosten in Höhe von 3 
Prozent des Gebührenaufkommens. 
Im internationalen Vergleich liegen 
diese Kosten zwischen 0,5 und 3 Pro-
zent. Das CHE bewegt sich mit seiner 
Annahme also an der oberen Grenze. 

• Rücklagen für einen Darlehensausfall 
in Höhe von 10 Prozent. Solche Rück-
lagen sind wegen der einkommensab-
hängigen Rückzahlung nötig, weil 
eben aus unterschiedlichen Gründen 
mit Ausfällen zu rechnen ist. Im inter-
nationalen Vergleich gibt es hier große 
Spannweiten. Füramerikanische Uni-
versitäten scheint das Ausfallrisiko na-
he null, in einigen Industrieländern fin-
den wir etwa 8 Prozent, Herr Dräger 
sprach von 15 Prozent. Dies scheint 
eher die oberste Grenze, wenn man 
etwa eine Weltbankstudie heranzieht, 
die Differenzen zwischen 1 und 1 0 
Prozent an Ausfallrisiken für eine 
ganze Reihe von Ländern angibt. Wit-
ten/Herdegge liegt unter 1 0 Prozent, 
wie wir gestern gehört haben. Im übri-
gen rechnet die Studie auch hier mit 
Alternativen von 5, 1 0 und 15 Prozent, 
um eine Spannweite anzugeben. 

Aus sozialen Gründen oder für Begab-
tenförderung hat das CHE Freiplätze in 
der Größenordnung der Zahl der Emp-
fänger von Bafög-Höchstbeträgen her-
angezogen. 

Abbildung 2 fasst die Abschläge von den 
Bruttoeinnahmen zur Kalkulation der Net-
toeinnahmen nochmals zusammen. 

Abbildung 3 zeigt die zahlenmäßigen 
Auswirkungen beispielhaft für das Misch-
system mit Marktzuschlag. 

Danach reduzieren sich in Erlangen-
Nürnberg die 20,8 Mio. Euro Bruttoein-
nahmen durch die Abschläge auf 17,5 
Mio., in Bayreuth ergibt sich ein Minus 
von 1,1 Mio. Die Abschläge liegen damit 
zwischen 14 und 16 Prozent. Im übrigen 
muss auch bei einem Pauschbetrag von 
1.000 Euro mit rund 16 Prozent Kosten 
gerechnet werden . 

Diese Geldeinbußen resultieren vor allem 
aus sozialen Gründen, da etwa die Darle-
hensausfälle aufgrundder verteilungspo-
litisch motivierten einkommensabhängi-
gen Rückzahlung entstehen oder gesell-
schaftspolitische Ziele der Begabtenför-
derung die Bruttoeinnahmen aus Ge-
bühren senken. Dabei entscheidet nicht 
mehr die Herkunft, d.h. das Elternhaus, 
sondern das Absolventeneinkommen 

Aufkommen Aufkommen (1) Aufkommen (2) Aufkommen (3) 
Mischsystem abzgl. Ver- abzgl. Ausfall- abzgl. Freiplätze 
mit Markt- waltungs- sicherung (gemäß zu Zahl 
schlag kosten Darlehen der BaföG-

Vollempfänger 

Bayreuth 8,0 7,8 7,0 6,9 

Erlangen-
Nürnberg 20,8 20,1 18 17,5 



Nettoein- Nettoein- Nettoein- Nettoein-
nahmen/ nahmen/ nahmen/ nahmen pro 
Ausgaben Drittmittel- Staatliche Student 
TG73 volumen Gesamtaus-

gaben 

Pauschalgebühr 158 Prozent 26 Prozent 8 Prozent 864 Euro 

Mischsystem 
mit Marktzu- 178 Prozent 29 Prozent 9 Prozent 973 Euro 
schlägen 

3:1 Kosten-
Orientierung 383 Prozent 63 Prozent 20 Prozent 2.090 Euro 

nach dem Studium. Damit wird Bildung 
als individuelle Investition in die Zukunft 
interpretiert. Gleichzeitig ist dies auch ein 
Schritt in die Richtung einer elternunab-
hängigen Förderung. 

Die angesprochene soziale Zielsetzung 
in Verbindung mit der Wahrung gleicher 
Zugangschancen zum Hochschulstudi-
um für alle ist nicht kostenlos zu errei-
chen. Die finanziellen Einbußen aus den 
Gebühreneinnahmen sind Ausdruck der 
Abwägung zwischen den beiden Kern-
zielen der gerechten Verteilung und der 
Einnahmenerzielung. 

Generell bleibt die Frage offen, warum 
solche gesellschafts- und sozialpoliti-
schen Ziele von den Universitäten getra-
gen werden sollen, wie das in den CHE-
Berechnungen zum Ausdruck kommt. 
Bisher wurde die gesellschaftliche Auf-
gabe der Sicherung von Verteilungsge-
rechtigkeit zu Recht durch den Staat ab-
gedeckt, etwa durch die Bafög-Leistun-
gen. Grundsätzlich ist es die Aufgabe der 
Universitäten, eine optimale Ausbildung 
und Forschung zu gewährleisten, nicht 
die soziale Seite abzusichern. Insofern 
wäre hier der Staat nach wir vor gefordert. 

2.5 Relative Bedeutung der Gebühren-
einnahmen 

Um die Größenordnung der Einnahmen 
einschätzen zu können , sind in einem 
nächsten Schritt geeignete Kennzahlen 
bzw. Vergleichsgrößen zu bilden: 

• Die Ausgaben der Titelgruppe 73, d.h. 
die relativ frei verfügbaren Sach- und 
HilfskraftmitteL 

• Das Drittmittelvolumen. Studienge-
bühren stellen im Prinzip "Drittmittel 
für die Lehre" dar. Eine solche Relati-
on zeigt also die Verteilung von Dritt-
mitteln auf Lehre und Forschung. 

• Die staatlichen Gesamtausgaben der 
Hochschule. Dadurch lässt sich fest-
stellen , wie die Größenordnung der 
Gebühreneinnahmen grundsätzlich 
gegenüber dem staatlich zugewiese-
nen Gesamthaushalt einzuschätzen 
ist. 

• Die (um die unterstellten Abgänge 
bereinigte) Zahl der Studierenden. 
Daraus ergeben sich die zur Verfü-
gung stehenden Gebühreneinnahmen 
pro Student. 

Abbildung 4 zeigt die entsprechenden 
Relationen. 

'I 

Abbildung 4: Kenn-
zahlenbildung: Re-
lation der Nettoein-
nahmen zu Ver-
gleichsgrößen 
(Beispiel Erlangen-
Nürnberg) 
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Bereits bei den realistischen Modellen 
zeigt sich eine drastische Ausweitung der 
Spielräume zur Finanzierung der Lehre. 
So betragen die Nettoeinnahmen für die 
Universität Erlangen-Nürnberg 158 bzw. 
178 Prozent der Ausgaben in der Titel-
gruppe der Sach- und Hilfskraftmittel (TG 
73). 

Die Drittmittel für Forschung bleiben 
selbst bei relativ hohen Gebührensätzen 
von der finanziellen Bedeutung her vor-
rangig. Die "Drittmittel für Lehre" errei-
chen hier für die Pauschalgebühr und das 
Mischsystem aber immerhin etwa ein 
Drittel der ForschungsdrittmitteL Gene-
rell besteht damit die Chance, die bisher 
fehlende Anreizwirkung zugunsten der 
Lehre zu verbessern. 

ln Bayreuth ergeben sich übrigens etwas 
andere Relationen. Dort lassen sich die 
Mittel gegenüber der Titelgruppe 73 le-
diglich verdoppeln; gleichzeitig ist die re-
lative Bedeutung der Gebühren im Ver-
hältnis zu den Drittmitteln mit einem An-
teil von 40 Prozent jedoch größer. Damit 
wird deutlich, dass Universitäten bei den 
Drittmitteln für Forschung bzw. Lehre un-
terschiedliche Schwerpunkte setzen 
können. Geringere Möglichkeiten zur Ein-

Gebührenmodell Universität 

Pauschalgebühr E-N 
1.000 Euro BT 

Mischsystem mit E-N 
Marktzuschlag BT 

3:1 Kosten- E-N 
orientierung BT 

werbungvon Forschungsdrittmitteln, be-
gründet z.B. durch entsprechende 
Fächerstrukturen, lassen sich möglicher-
weise durch eine Konzentration auf die 
Lehre kompensieren, deren verbesserte 
Qualität wiederum steigende Studieren-
denzahlen und relativ höhere Gebühren-
einnahmen mit sich bringt. Das ist inso-
fern interessant, als nach dem Vorschlag 
von Herrn Dr. Wilhelm die Einnahmen aus 
Gebühren gerade dann nicht kapazitäts-
wirksam werden können, wenn sie als 
spezifische Drittmittel aus Lehre betrach-
tet und eingesetzt werden würden. 

Der Anteil von Gebühreneinnahmen am 
Gesamthaushalt ist mit 8 Prozent oder 9 
Prozent bei den realistischen Modellen 
recht gering und zeigt, dass sich der 
Staat damit keinesfalls nennenswert ent-
lasten könnte. 

3. Verwendung des Gebührenaufkom-
mens 

Welche Verbesserungen der Studienqua-
lität könnten nun mit den Nettoeinnah-
men aus den verschiedenen Modellen er-
reicht werden? 

Zahl der Zahlder 
finanzierbaren finanzierbaren 
wiss. Mitarbeiter Tutoren 

263 (+ 28 Prozent) 23.930 
100 (+ 26 Prozent) 9.122 

296 (+ 32 Prozent) 26.934 
115 (+ 30 Prozent) 10.441 

636 ( + 69 Prozent) 57.877 
268 (+ 70 Prozent) 10.441 

Abbildung 5: 
Finanzierung von 
Personal 



3.1 Einsatzmöglichkeiten 

• Grundsätzlich werden die folgenden 
Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Bedingungen für die Lehre betrachtet: 

• Einsatz zusätzlichen Personals als 
wissenschaftliche Mitarbeiter, Hilfskräfte 

und Tutoren zur Verbesserung von 
Betreuungsrelationen. 

• Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen für die Lehre, z.B. erhöhte Ausga-
ben für Literatur, Gastvorträge, Lehr-
aufträge, Öffnungszeiten usw. 

• Exemplarische Verwendungspläne 
sind zu erstellen, die verdeutlichen, 
welche Innovationen und welche 
Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Infrastruktur über Studiengebühren 
mit welchen Prioritäten finanziert wer-
den könnten. 

ln der Realität wird sich die Mittelverwen-
dung immer als eine Mischung aus ver-
schiedenen Zwecken darstellen. Zur Illu-
stration werden die verschiedenen Ein-
satzmöglichkeiten im folgenden 
zunächst aber getrennt betrachtet. 

3.2 Finanzierung von Personal 

ln der Studie findet sich dazu umfangrei-
ches Zahlenmaterial. Ich gehe hier nur 
beispielhaft und zusammenfassend auf 
die wesentlichen Ergebnisse ein. Abbil-
dung 5 zeigt, dass etwa nach dem Misch-
system mit Marktzuschlag die Zahl der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter um rund 
30 Prozent gesteigert werden kann, wenn 
man das gesamte Gebührenaufkommen 
für solche Zwecke einsetzen würde. Das 
würde für Erlangen-Nürnberg fast 300, 
für Bayreuth etwa 115 zusätzliche wis-
senschaftliche Mitarbeiter bedeuten. ln 
Erlangen-Nürnberg könnten je nach Sy-
stem zwischen 263 und 636 Stellen zu-
sätzlich finanziert werden , in Bayreuth 
zwischen 1 00 und 268. Kalkuliert man 
ein, dass zusätzliche Stellen auch 

Overheadkosten erzeugen (Arbeitsmittel , 
Räume}, sinkt die Zahl der Stellen ent-
sprechend dem Overhead-Prozentsatz. 

Wie oben schon erwähnt, ist dabei natür-
lich entscheidend, dass das gebührenfi-
nanzierte Personal, vergleichbar dem 
Personal aus Forschungsdrittmitteln, kei-
nesfalls kapazitätswirksam werden darf, 
da sich sonst die Betreuungsrelationen 
und damit die Studienbedingungen nicht 
verbessern würden. 

Bei den Tutoren zeigen sich hypotheti-
sche Größenordnungen, wonach wir 
praktisch jedem Studenten einen Tutor 
an die Seite stellen könnten. Gleichzeitig 
werden aber auch Potenziale für indivi-
duelle Finanzierungsmöglichkeiten über 
universitäre Jobs deutlich. Unterstellt 
sind hier 4 Stunden Einsatz pro Woche; 
bei 40 Wochen sind das pro Jahr durch-
schnittlich 670 Euro. 

Realistisch wird man natürlich den Ein-
satz von Personal kombinieren. Dabei 
würde etwa in Erlangen-Nürnberg eine 
Verdoppelung der Zahl der Tutoren auf 
522 für das Pauschalsystem immer noch 
260 zusätzliche Wissenschaftliche Mitar-
beiter ermöglichen. Die Betreuungsrela-
tionen würden sich in einem solchen Mo-
dell deutlich verbessern. Auf einen Tutor 
kämen statt 15,4 dann 7,7 Studenten im 
ersten und zweiten Semester und auf ei-
nen Assistenten statt 20,4 dann etwa 
17,5 Studierende. 
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3.3 Relationen zu bestehenden Ausga-
benposten 

Im Rahmen der Titelgruppe 73 sind mit 
Hilfskräften, Sachmittel, Literatur, Lehr-
aufträgen und Gastvorträgen wesentliche 
Ausgabenposten enthalten, die direkt mit 
Lehrangeboten in Verbindung stehen. Es 
bietet sich daher an, die dort enthaltenen 
Ausgabenansätze in Relation zu den Ge-
bühreneinnahmen zu setzen. Es zeigen 
sich schon bei dem realistischen Modell 
einer Pauschalgebühr oder bei dem 
Mischsystem erstaunliche Größenord-
nungen. Würde man etwa die Pauschal-
gebühr von 1.000 Euro voll für Literatur 
ausgeben, würde sich der dafür vorgese-
hene Etat z.B. in Bayreuth verdoppeln . 

Beim Mischmodell würde in Erlangen-
Nürnberg mehr als das 7-fache der Hilfs-
kraftmittel zur Verfügung stehen, bei einer 
3:1-Kostenorientierung das 16-fache. 

ln der Studie wird als eine weitere Ver-
wendungsmöglichkeit die Ausweitung 
von Studienplätzen berechnet. Allerdings 
scheint mir dies mit dem Ziel der Qua-
litätsverbesserung kaum kompatibel. Al-
lenfalls für die Steigerung von Kapazitä-
ten für stark nachgefragte innovative Stu-
diengänge dürfte eine Fokussierung auf 
eine Erhöhung der Studienplätze be-
trachtenswert sein. So könnten im Misch-
system an der FAU im ersten Jahr etwa 
1.300 zusätzliche Studienplätze finanziert 
werden, danach über entsprechend er-
höhte Gebühreneinnahmen noch mehr. 

3.4 Weitere beispielhafte Verwen-
dungspläne 

Es gibt zahlreiche Möglichkeiten für Ver-
wendungspläne zur Verbesserung der 
Qualität der Lehre. Eine Aufzählung kann 
hier nur beispielhaft bleiben, da es an je-
der Universität genügend Phantasie gibt, 
je nach Prioritäten und Engpässen selbst 
tätig zu werden. 

So gibt es an der Universität Erlangen-
Nürnberg eine von der Hochschulleitung 
initiierte Projektinitiative "Studierende im 
Mittelpunkt" (StiM). Bei dieser Initiative 
geht es in der ersten Phase um zentrale 
Maßnahmen zur Verbesserung des 

• Verwaltungsservice (Studenten- und 
Prüfungsverwaltung), 

• Beratungsservice (zentrale und 
dezentrale Studienberatung), 

• Informationsservice (Hinweistafeln , 
Internet -Auftritt/UniviS, Statistiken 
u.a.). 

Aus den einzelnen StiM-Projekten erge-
ben sich u.a. Vorschläge mit finanziellen 
Folgen. Eine Gebührenfinanzierung wür-
de die Umsetzung erleichtern bzw. teil-
weise erst ermöglichen. 

Unabhängig davon kämen beispielswei-
se folgende Maßnahmen in Frage: 

• Einrichtung neuer Studiengänge bzw. 
Angebot neuer Studienschwerpunkte 
für bestehende Studiengänge. 

• Längere Öffnungszeiten der Instituts-
bibliotheken durch mehr Hilfskräfte. 
Nach dem Mischmodell würde z.B. in 
Erlangen das siebenfache der Hilfs-
kraftmittel zur Verfügung stehen, um 
die Bibliothekszeiten zu erhöhen. 

• Verstärkte Studienberatung in den 
Fächern (z.B. durch zusätzliche wis-
senschaftliche Hilfskräfte). 



• Realisierung neuer Lehrkonzepte, 
etwa mit Hilfe neuer Präsentations-
techniken, z.B. Einsatz moderner Me-
dien oder von Fallstudien in den Wirt-
schaftswissenschaften. 

• Aufstockung der Mittel für Lehraufträ-
ge, z.B. um "Praktiker" einzuladen 
und damit die Praxisnähe des Studi-
ums zu verstärken, oder um ausländi-
sche Gastdozenten zu finanzieren . 

• Intensivere Betreuung und Beratung 
ausländischer Studierender. 

Daneben geht es aber auch um die Ver-
besserung der Infrastruktur der Fakultä-
ten: 

• Verbesserung der Seminarraum- und 
Hörsaalausstattung (Beamer, Videore-
korder, PCs/PC-Netze, sonstige Multi-
mediaausstattung). 

• Bessere Ausstattung der Institute mit 
Rechnern sowie Verbesserung der 
DV-Betreuung dieser Einrichtungen. 

• Verbesserung und Ausbau von Labor-
plätzen. 

• Förderung der Publikation heraus-
ragender Diplomarbeiten. 

• Bereits erwähnt: Aufstockung der 
Bibliotheksetats. 

Verwendungsmöglichkeiten auf Hoch-
schulebene: 

• Verbesserung der hochschuldidak-
tischen Ausbildung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses, u.a. durch kon-
krete Kursangebote. 

• Förderung von Pilotprojekten zur Ein-
führung innovativer, beispielhafter Vor-
haben in der Lehre. 

• Verbesserung der zentralen Studien-
beratung, u.a. durch mehr Personal, 
längere Öffnungszeiten etc. 

• Ausbau des Career Services: intensi-
ve Beratung für Berufseinsteiger, Kur-
sangebote zur Berufsvorbereitung 
(Schlüsselqualifikationen, Vorberei-
tung auf Jobsuche, Assessment-Cen-
ter etc.). 

• Längere Öffnungszeiten der zentralen 
Bibliotheken. 

• Weitere Internationalisierung etwa 
durch den Ausbau von Kooperationen 
mit Spitzenuniversitäten mit dem Ziel , 
deutschen Studierenden mehr ko-
stenlose Studienplätze im Ausland als 
bisher zur Verfügung stellen zu kön-
nen. 

Mit etwas Phantasie wird jedem noch viel 
mehr einfallen. Die Beispiele sollten nur 
einige Möglichkeiten aufzeigen, die als 
Basis für eine Palette an Verwendungs-
zwecken dienen können. Danach wären 
entsprechende Kosten- und Verwen-
dungspläne zu erarbeiten , die für jede 
Universität je nach Priorität anders aus-
sehen können. in dem TU-Modell würden 
z.B. zusätzliche Kosten für Premium-Stu-
diengänge durch zusätzliche Studienge-
bühren gedeckt werden, d.h. hier würde 
eine direkte Beziehung zwischen Lei-
stung und Gegenleistung entstehen. 

4. Sozialverträglichkeit 

4.1 Studiendarlehen mit einkommens-
abhängiger Rückzahlung 

Die wesentlichen Aspekte der Sozialver-
träglichkeit werden über das Darlehens-
system mit einkommensabhängiger 
Rückzahlung impliziert, das dem Modell 
zugrunde liegt. in der Studie wurde un-
terstellt, dass das System bereits die An-
schubphase überwunden und sein 
Gleichgewicht erreicht hat. Dies lässt sich 
damit rechtfertigen, dass die unmittelba-
ren Kosten des Gebührenmodells nicht 
mit den Kosten einer möglichen Kredit-
aufnahme vermischt werden sollten. So 
konnten die dauerhaften Aspekte her-
ausgearbeitet werden. 
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Dennoch werden in der Studiemarktwirt-
schaftlieh und staatlich orientierte Darle-
hensmodelle und grundsätzliche Aspek-
te der Ansehubfinanzierung diskutiert, auf 
die ich hier im einzelnen nicht eingehen 
kann. Die Komplexität der Finanzierungs-
modelle und der verschiedenen Varian-
ten, die von zahlreichen Variablen abhän-
gen, erfordern im Grunde eine eigene 
Studie. 

Eine einfache Rechnung zeigt indes, dass 
sich das Darlehenssystem bei funktions-
fähiger Ausgestaltung langfristig zum 
Gleichgewicht entwickelt. Die Dauer und 
Höhe der Ansehubfinanzierung hängt da-
bei stark von der Inanspruchnahme von 
Darlehen ab. Insgesamt kann es je nach 
Annahmen im Extrem bis zu 20 Jahren 
dauern, bis sich ein solches System sta-
bilisiert hat. Es ist daher sinnvoll , deutli-
che Anreize zur Sofortzahlung zu setzen, 
die auf jene abzielen , die die Gebühren 
aufbringen können, um die Inan-
spruchnahme des Darlehens als "Mit-
nahmeeffekt" zu vermeiden. 

Reale Modelle wie das Studierendenge-
sellschaftsmodell in Witten/Herdegge, 
das Frau Cybulski auf dieser Tagung de-
monstriert hat, aber auch das Modell, das 
Herr Dräger auf übergeordneter Ebene 
für ganz Deutschland erläutert hat, be-
stätigen ebenso wie internationale Erfah-
rungen die theoretischen Erwägungen. 

4.2 Darlehen und Rückzahlungen aus 
individueller Sicht 

Auch die Frage der individuellen Rück-
zahlungsverpflichtung und -dauer von 
darlehensfinanzierten Gebühren durch 
die Studierenden hängt von zahlreichen 
Faktoren mit unterschiedlichsten Kombi-
nationsmöglichkeiten ab. 

Die folgenden Variablen sind hier ent-
scheidend: 

• Studiendauer 
• Gebührenmodell 
• Einkommenshöhe 
• Rückzahlungstarif 
• Zinssätze 

Je nach Annahmen ergibt sich eine er-
hebliche Schwankungsbreite zwischen 
50 Euro und 375 Euro monatlich bei einer 
Dauer zwischen 1 und 30 Jahren (im Ex-
trem bei langfristig sehr geringen Ver-
diensten bis zu 40 Jahren). Realistische 
Modelle zeigen, dass z.B. bei einer Pau-
schalgebühr von jährlich 1.000 Euro 
durchschnittliche monatliche Belastun-
gen von 120 Euro folgen , die das Darle-
hen in Höhe von 4.500 Euro bis 5.500 Eu-
ro Ue nach Studiendauer) in etwa 4 bis 5 
Jahren zurückbezahlen. Unterstellt sind 
hier 37.000 Euro Bruttoeinkommen, ein 
Zinssatz von 6 Prozent und eine Einkom-
mensbelastung von 4 Prozent. 

Damit zeigt sich aber auch der Anreiz zur 
Studienzeitverkürzung: Wenn Studienge-
bühren das Studienangebot und die Qua-
lität der Lehre verbessern und dadurch 
Studienzeiten sinken, dann sinkt auch die 
finanzielle Gesamtbelastung aus Studi-
engebühren. 



5. Abschließendes Fazit 

• Die Studie hat erstmals empirisch 
fundierte Ergebnisse zu den finanziel-
len Effekten von Studiengebühren auf 
der Basis der beiden staatlichen Mo-
delluniversitäten Erlangen-Nürnberg 
und Bayreuth erarbeitet. 

• Mit den verschiedenen Optionen 
liefert sie eine fundierte Argumentati-
onsbasis zur Versachlichung der wei-
teren Diskussion von sozialverträgli-
chen Gebührenmodellen. 

• Es besteht damit eine Grundlage zur 
Beantwortung von weiter gehenden 
Fragen: 
- Sollen alle Studierenden zahlen oder 
nur bestimmte Gruppen? 
- Sollen einheitliche oder differenzierte 
Gebühren verlangt werden? 
- Wie sollten Darlehensmodelle 
grundsätzlich gestaltet werden? 

• Gleichzeitig werfen die Ergebnisse 
weitere Fragen auf. Insbesondere 
geht es jetzt um die Weiterentwick-
lung einkommensabhängiger Rück-
zahlungsmodelle. Anzustreben wäre 
hier eine Partnerschaft zwischen 
Hochschulen und den Banken oder 
anderen Finanzdienstleistern, um in 
einem gemeinsamen Projekt realisti-
sche Finanzierungssysteme einsch-
ließlich der Ansehubfinanzierung und 
Abwicklung zu konzipieren. Wir haben 
ja in verschiedenen Beiträgen auf die-
ser Tagung schon entsprechende Bei-
spiele gehört. Im übrigen könnten sich 
solche Überlegungen auch ohne Ein-
führung von Studiengebühren bereits 
jetzt lohnen, wenn man nämlich Bil-
dungsdarlehen für den Lebensunter-
halt heranzieht, eine aus meiner Sicht 

entscheidende Basis der elternunab-
hängigen Förderung. Die politischen 
Risiken eines weiteren Rückzugs des 
Staates aus dem ohnehin unterfinan-
zierten Hochschulsystemen stellen 
dabei die eigentlichen Probleme dar. 

• Die Pro- und Contra-Argumente zu 
Studiengebühren sind weitgehend be-
kannt. Jetzt geht es um die analyti-
sche Auseinandersetzung von lmpli-
kationen und die Leistungsfähigkeit 
von konkreten Modellen. 

• Insgesamt haben wir es weniger mit 
einem Erkenntnis- als einem Umset-
zungsproblem zu tun. 

Prof. Dr. Kari-Oieter Grüske ist 
Rektor der Friedrich-Aiexander-
Universität Nürnberg-Erlangen 

117 



D 

118 

Studienfinanzierung über Bildungsfonds 
David Sehrnutzier 

Guten Morgen meine Damen und 
Herren, ich möchte ganz gerne an 
den Vortrag meines Vorredners an-

knüpfen und eine Antwort auf die Frage 
der praktischen Umsetzung neuer Finan-
zierungsmodelle geben. 

Wir haben gestern bereits viele interes-
sante Beiträge gehört, auch haben wir 
zahlreiche Anforderungen zusammenge-
tragen, die ein alternatives Studienfinan-
zierungsmodell erfüllen muss. Ich möch-
te diese Anforderungen noch einmal zu-
sammenfassen und um einige ergänzen. 

Anschließend werde ich versuchen, Ant-
worten auf Ihre Fragen von gestern zu 
geben, indem ich eine neue Lösung vor-
stelle. 

• Wir suchen also ein Finanzierungs-
modell, dass qualifizierten Studenten 
-unabhängig von deren finanziellen 
Hintergründen - ein qualitativ hoch-
wertiges Studium ermöglicht. 

• Wir suchen ein innovatives Finanzie-
rungsmodell , welches die Studenten 
motiviert, in die eigene Karriere zu in-
vestieren. 

• Wir suchen ein sozial verträgliches 
Finanzierungsmodell , dass günstige 
Rückzahlungskonditionen bietet. 

• Wir suchen ein flexibles Finanzie 
rungsmodell , welches alle studienrele-
vanten Kosten - also Lebenshaltungs-
kosten und Studiengebühren - ab-
decken kann. 

• Wir suchen ein schnell umsetzbares 
Finanzierungsmodell, das neben den 
Vorteilen für die Studenten auch Vor-
teile für die Hochschulen, die Volks-
wirtschaft und die Geldgeber bietet. 

Und wenn durch ein solches Finanzie-
rungsmodell zusätzlich ein intensiver Pra-
xisbezug hergestellt werden kann, dann 
um so besser. Wir als CareerConcept ha-
ben die Herausforderung angenommen, 
ein solches Finanzierungsmodell zu ent-
wickeln . Unser Finanzierungsmodell 
nennt sich schlicht und einfach "Bil-
dungsfonds". 

Den ersten Bildungsfonds haben wir be-
reits Ende letzten Jahres erfolgreich mit 
Studenten der renommierten European 
Business School in Oestrich-Winkel um-
gesetzt. Ich werde Ihnen jetzt aufzeigen, 

• wie das Bildungsfonds-Modell 
funktioniert 

• dass alle Studenten mit Finanzie-
rungsbedarf durch Bildungsfonds er-
mutigt werden, in ihr eigenes Studium 
zu investieren 

• dass Bildungsfonds vielen verschie-
den Kapitalgebern attraktive Vorteile 
bieten 

• dass auch Hochschulen und die 
Volkswirtschaft von Bildungsfonds 
profitieren 

• und dass bereits zum Wintersemester 
2003 der erste Bildungsfonds an einer 
staatlichen Universität umgesetzt 
wird . 

CareerConcept Bildungsfonds funktio-
nieren nach einem intelligenten Prinzip: 

ln einer ersten Stufe stellen die Investoren 
dem Bildungsfonds die notwendige Li-
quidität zur Verfügung . Die Investoren, 
das sind zum größten Teil Unternehmen 
und Stiftungen, aber auch Privatperso-
nen und später Alumni , also ehemals Ge-
förderte. Bildungsfonds bieten auch die 



Flexibilität, öffentliche Investitionen zu in-
tegrieren. 

Durch die Fondsstruktur kann die Fi-
nanzkraft verschiedener Investoren ge-
bündelt werden . Bei Bildungsfonds trägt 
die Finanzierungslast nicht nur ein einzel-
ner Investor, wie etwa bei privaten oder 
öffentlichen Bildungskrediten, sondern 
ein Konsortium an Investoren. 

Um unseren Studenten ihr Studium auf 
einer breiten Basis zu finanzieren, muss 
der gesamten Wirtschaft die Möglichkeit 
gegeben werden , in Bildung zu investie-
ren . 

Der Bildungsfonds finanziert dann mit 
diesen Mitteln das Studium von qualifi-
zierten Studenten. Finanziert werden alle 
direkt und indirekt mit dem Studium ver-
bundenen Kosten. Das Finanzierungs-
spektrum umfasst z.B. 

• den Lebensunterhalt der Studenten 
• die Kosten für Studienmaterialien 
• die hohen Kosten eines Auslandsauf-

enthaltes 
• die Kosten eines MBA-Studiums oder 

einer Promotion 
• aber auch die Finanzierung von 

möglichen Studiengebühren. 

Zurückgezahlt wird erst nach erfolgrei-
chem Berufseinstieg, zu attraktiven Kon-
ditionen. Die Rückzahlung ist einkom-
mensabhängig, also proportional zum 
späteren Einkommen. Die Rückzahlung 
erfolgt somit ausschliesslich auf Basis 
der finanziellen Möglichkeiten der Stu-
denten . Die Rückzahlungshöhe und -
dauer richtet sich dabei nach den über-
nommenen Kosten der Förderung. 

Die Fondskonstruktion ist - in Kooperati-
on mit einer renommierten deutschen 
Kanzlei -so flexibel ausgestaltet, dass al-
le Eventualitäten berücksichtigt werden. 
So werden alle Risiken -wie z.B. eine In-
validität der Studenten - über entspre-

chende Versicherungen und Regelungen 
abgesichert. 

Als nächste Stufe schüttet der Bildungs-
fonds das eingesetzte Kapital zuzüglich 
einer angemessenen Rendite an die In-
vestoren aus. Möchten die Investoren 
aufgrund der guten Erfahrungen die Gei-
der reinvestieren, so können in einer 2. 
Förderungsrunde mit den alten Mitteln 
wieder neue Studenten gefördert wer-
den. Es wird ein sich selbst tragendes, 
revolvierendes System geschaffen, das 
immer mehr Studenten fördern kann. 

Durch den Bildungsfonds entsteht auch 
ein hochinteressantes Netzwerk von Un-
ternehmen und Studenten , aber auch 
von Hochschulen, Alumni , Stiftungen und 
Privatinvestoren. 

Oieses Netzwerk erlaubt vor allem den 
frühzeitigen und intensiven Kontakt zwi-
schen den geförderten Studenten und 
den fördernden Unternehmen. Den Stu-
denten wird ermöglicht, viele interessan-
te Unternehmen schon während des Stu-
diums kennenzulernen. Das Netzwerk 
dient also auch zur Findung eines geeig-
neten Arbeitgebers und kann ein hilfrei-
ches Karrieresprungbrett sein. 

Die investierenden Unternehmen erhal-
ten durch das Netzwerk - ohne zusätzli-
che Kosten - den direkten Zugang zu 
qualifizierten Studenten. Dieser Kontakt 
kann zur Vergabe von Praktika - oder 
später - zur gezielten Rekrutierung ge-
nutzt werden . Privatinvestoren können 
die Studenten als Mentoren während ih-
res Studiums unterstützen und begleiten. 
Für die Hochschulen entstehen durch 
das Netzwerk neue Kontakte zu Förde-
rem, Studenten und Alumni. Durch die 
Integration von Alumni wird eine stärkere 
Identifizierung mit der ehemaligen Hoch-
schule gefördert. 
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Ausbauen läßt sich das Netzwerk durch 
zahlreiche Angebote, wie beispielsweise 
durch den Aufbau einer Datenbank mit 
Profilen der teilnehmenden Studenten, 
Unternehmen, Stiftungen und Privatinve-
storen. Ferner fördern Round-Tables und 
gemeinsame Treffen das Kennenlernen 
untereinander. 

ln unseren Gesprächen mit den Studen-
ten wird immer deutlich, dass die Kon-
takte zu Unternehmen ein wichtiger Be-
standteil von Bildungsfonds sind. Im Ge-
gensatz zu anderen Finanzierungsalter-
nativen geht es bei Bildungsfonds also 
nicht allein um die Finanzierung des Stu-
diums, sondern um eine ganzheitliche 
Förderung. 

Die Investoren profitieren neben dem 
Netzwerk auch von zahlreichen anderen 
Vorteilen , auf die ich gleich noch detailliert 
eingehen werde. 

Zunächst erläutere ich Ihnen weitere Vor-
teile von Bildungsfonds für Studenten. 

Der Hauptvorteil eines Bildungsfonds für 
Studenten ist offensichtlich: Durch die 
Förderung wird allen qualifizierten Stu-
denten ihr Wunschstudium ermöglicht -
ohne Rücksicht auf soziale oder finanzi-
elle Hintergründe. 

Die Studenten können sich durch die 
Übernahme der Finanzierung voll auf ihr 
Studium fokussieren. Sie sind nicht mehr 
auf studienfremde Nebenjobs angewie-
sen, die ihr Studium - manchmal unnötig 
- in die Länge ziehen . 

Nimmt ein Student ein konventionelles 
Darlehen zur Studienfinanzierung auf, be-
deutet dies für ihn ein erhebliches finan-
zielles Risiko. Erfahrungsgernäss besteht 
insbesondere bei Abiturienten und Stu-
denten junger Studiensemester eine ho-
he subjektive Unsicherheit über die eige-
ne Karriereentwicklung. 

Die hohe Arbeitslosigkeit und die 
schlechte Wirtschaftslage verunsichern 
die Studenten zusätzlich. Hieraus resul-
tiert eine hohe Risikoaversion der Stu-
denten hinsichtlich der Aufnahme einer fi-
xen Schuldenlast - selbst bei sehr zins-
günstigen Darlehen. 

Die wenigsten Studenten werden ein 
Darlehen von mehreren Tausend Euro zur 
Finanzierung ihres Studiums aufnehmen, 
auch wenn sich dies im Nachhinein durch 
einen tendenziell früheren Berufseinstieg 
und eine bessere Ausbildung deutlich 
rechnen würde. 

Diese Risikoaversion ist im Einzelfall 
nachzuvollziehen, da bei einer schlechten 
Karriereentwicklung trotzdem eine fixe 
Rückzahlungsverpflichtung besteht. Be-
gründet ist sie im Ganzen jedoch nicht: 
Die Arbeitslosigkeit unter Akademikern 
liegttrotzallem deutlich unter der durch-
schnittlichen Arbeitslosenquote. Bil-
dungsfonds bieten durch ihre einkom-
mensabhängige Rückzahlung eine über-
zeugende Antwort auf diese Risikoaver-
sion der Studenten. Dies ist ein entschei-
dendes Argument für die Studenten bei 
der Wahl der geeigneten Finanzierungs-
alternative. 

Studenten profitieren auch bei der Rück-
zahlung von der hohen Flexibilität von 
Bildungsfonds: Möchten die Studenten 
lieber schnell oder langsam zurückzahlen 
- ihre Präferenzen werden beachtet. 

Ausserdem läßt sich z.B. ein Stipendien-
system so integrieren, dass beispielswei-
se die besten 1 0 Prozent der Studenten 
zinslos oder gar nicht zurückzahlen. So 
wird die Motivation der Studenten zu-
sätzlich erhöht. 

Für eine Förderung durch Bildungsfonds 
werden keine Sicherheiten im herkömm-
lichen Sinne benötigt. Jeder qualifizierte 
Student kann von einem Bildungsfonds 
gefördert werden. Die Qualitätskriterien 



sind mit jeder Hochschule individuell fest-
zulegen. Das Auswahlkriterium könnte 
z.B. so formuliert werden, dass alle Stu-
denten gefördert werden , die den Auf-
nahmetestder jeweiligen Hochschule er-
folgreich bestehen. Für Bildungsfonds 
stellt also das Humankapital die Sicher-
heit dar. 

Der Finanzierungsaspekt führt zusammen 
mit dem zuvor erläuterten Netzwerka-
spekt zu einem tendenziell höheren Le-
benseinkommen. Um einen breiten Markt 
für Bildungsfonds zu schaffen, sind neben 
den Vorteilen für Studenten jedoch auch 
überzeugende Argumente für die Investo-
ren notwendig. 

Neben dem zuvor genannten Netzwerka-
spekt gibt es zahlreiche andere lnvestiti-
onsgründe. Für alle Investoren gleicher-
maßen gilt das Argument der Werthaltig-
keit des Investments bzw. des Wertzu-
wachses: 

Alle Investoren erzielen durch ihre Beteili-
gung an einem Bildungsfonds eine Rück-
zahlung des eingesetzten Kapitals zuzüg-
lich einer angemessenen Finanzrendite. 
Diese Werthaltigkeit der Investition stellt 
für viele Investoren ein überzeugendes Ar-
gument dar. Dadurch, dass ein Bildungs-
fonds Studenten unterschiedlicher Studi-
ensemester fördern kann, können die er-
sten Rückflüsse bereits nach kurzer Zeit 
erfolgen. 

Für Unternehmen gilt, dass durch eine In-
vestition in Bildungsfonds die zukünftigen 
Mitarbeiter optimal ausgebildet werden 
können. Durch Bildungsfonds können ge-
zielt Talente gefördert werden, wovon die 
Unternehmen mittelfristig in hohem Aus-
maß profitieren. 

Auch können erhebliche Personal- und 
Rekrutierungskosten eingespart werden. 
Im Gegensatz zu Messeauftritten, Job-
fairs und Präsentationen, die mit hohen 
Kosten verbunden sind, bieten Bildungs-

fonds eine Möglichkeit, durch das Netz-
werk in direkten Kontakt mit begabten 
Studenten zu treten, ohne dass zusätzli-
che Kosten entstehen. 

Wie Herr Dräger gestern bereits erwähn-
te, erreichen die Unternehmen durch ihre 
Förderung frühzeitig eine hochinteressan-
te Kundengruppe. Durch ihre Investition in 
Bildungsfonds erzielen Unternehmen 
außerdem einen signifikanten Imageef-
fekt Die Förderung von Bildung ist ein 
ideelles Engagement, immer verbunden 
mit Anerkennung in der Öffentlichkeit, bei 
Mitarbeitern und bei Kunden. Durch Inve-
stitionen in Bildungsfonds zeigen die Un-
ternehmen, dass sie die Bildung in 
Deutschland aktiv unterstützen. Dies ist 
eine überzeugende Antwort auf einen im-
mer häufiger artikulierten Anspruch der 
Gesellschaft an die Wirtschaft. 

Bildungsfonds bieten folglich eine ideale 
Gelegenheit, soziale und wirtschaftliche 
Unternehmensziele zu vereinbaren. So 
schreibt auch der renommierte Harvard 
Business School Professor Michael Por-
ter in seinem jüngsten Aufsatz über Wohl-
tätigkeit als Wettbewerbsvorteil bei Un-
ternehmen, dass die Sichtweise der Un-
vereinbarkeit sozialer und wirtschaftlicher 
Ziele falsch und unzeitgemäß sei. 

Als Beispiel nennt er die Firma Cisco Sy-
stems, die - in einem ähnlichen Modell 
wie dem eines Bildungsfonds - mehr als 
150 Mio. Dollar in die Förderung von Bil-
dung investierte und damit einen erhebli-
chen Wettbewerbsvorteil erzielte. Cisco 
profitierte auch wirtschaftlich von diesem 
Engagement. 

Aufgrund der Vorteile, die über eine ange-
messene Finanzrendite hinausgehen kön-
nen die Rückzahlungsmodalitäten für die 
Studenten auf einem sehr attraktiven Ni-
veau gehalten werden. 

Auch für Privatpersonen gilt das Argu-
ment des emotionalen und ideellen ln-
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vestments. So existieren bereits zahlrei-
che Fonds, deren wichtigster Anreiz ne-
ben der finanziellen Rendite auch der mit 
der Investition verbundene gesellschaftli-
che Nutzen ist. 

Diese sogenannten ,ethischen Invest-
ments' haben in Deutschland bereits ein 
Volumen von 2,5 Mrd. Euro erreicht. Lei-
der haben wir in Deutschland keine ,Sti-
pendienkultur' wie beispielsweise in den 
USA, aber Bildungsfonds weisen durch 
ihre Möglichkeit, Bildung zu fördern ohne 
dass dabei Kosten entstehen die richtige 
Richtung. 

Neben Unternehmen und Privatpersonen 
sind Stiftungen eine wichtige Investoren-
gruppe. Stiftungen können ihre Erträge in 
Bildungsfonds investieren und somit be-
reits ausgewählte Studenten fördern. Un-
ter bestimmten Voraussetzung - ein Bei-
spiel hierfür stellt eine mögliche Kapital-
garantie dar - können Stiftungen sogar 
Teile ihres Stiftungsvermögens in Bil-
dungsfonds investieren, wodurch den 
Stiftungen eine zusätzliche Option zur Bil-
dungsförderung geboten wird. Anstatt 
das Stiftungskapital ausschliesslich in Ak-
tien , Renten oder Tagesgeld zu investie-
ren, kann ein Teil in Bildungsfonds ange-
legt werden. Somit werden zwei Ziele auf 
einmal erreicht: Eine angemessene Ren-
dite auf das eingesetzte Kapital und die 
gleichzeitige Förderung von qualifizierten 
Studenten. Die Effizienz und die Förder-
wirksamkeit der Stiftungsmittel wird da-
durch erhöht. 

Falls erwünscht, sind zusätzlich Einspa-
rungen im Bereich derVerwaltungskosten 
und im Arbeitsaufwand durch Outsour-
cing der Studentenauswahl und -betreu-
ung möglich. 

Als vierte Gruppe können Alumni, also 
ehemals Geförderte und Absolventen der 
Hochschule, durch ihre Investition in Bil-
dungsfonds die Hochschule und ihre Stu-
denten fördern. Der Bezug zur ehemali-

gen Hochschule wird gestärkt und lang-
fristig auf einem hohen Niveau gehalten. 
Auch der Aufbau eines Alumni-Netzwerk-
es wird dadurch erleichtert. 

Die Vielfalt an Investoren ermöglicht den 
Bildungsfonds, hohe Volumina zu gene-
rieren. Durch die Möglichkeit einer wert-
haltigen Investition können ganz neue 
Förderer erreicht und gewonnen werden. 
Gerade in der jetzigen wirtschaftlichen Si-
tuation ist daher die Förderung über Bil-
dungsfonds besonders aktuell und ange-
messen. Bildungsfonds bieten den gros-
sen Vorteil , dass nicht nur die Studenten 
und Investoren profitieren , sondern auch 
die Hochschulen und die Volkswirtschaft. 

Werden Bildungsfonds als zusätzliche Fi-
nanzierungsalternative an einer Hoch-
schule angeboten, interessieren, bewer-
ben oder entscheiden sich mehr Studen-
ten für ein Studium an dieser Hochschu-
le. Die höhere Bewerberzahl bedingt eine 
tendenzielle Qualitätssteigerung der Stu-
denten. Hochschulen, die bereits ein Eig-
nungsfeststellungsverfahren eingeführt 
haben, können ihre Aufnahmekriterien an-
heben. 

Bildungsfonds sind auch eine Alternative, 
um Bildungsbeiträge zu finanzieren und 
tragen dadurch zur Verbesserung der 
Studienbedingungen bei . Somit wird also 
die Wettbewerbsfähigkeit der Hochschu-
len weiter erhöht. 

Wie bereits erwähnt, können durch das 
Netzwerk neue interessante Kontakte zur 
Förderung der Hochschule aufgebaut 
werden. Die Hochschulen werden in die 
periodisch stattfindenden Netzwerk-Tref-
fen aktiv mit eingebunden. 

Durch die Umsetzung eines Bildungs-
fonds werden die Hochschulen in der Öf-
fentlichkeit einen Imageeffekt erzielen. 
Besonders im Hinblick auf die Aktualität 
der Bildungsdiskussion ist ein innovativer 
Weg der Bildungsfinanzierung - insbe-



sondere bei Studenten - von großem In-
teresse. Die Attraktivität der Hochschule 
nimmt zu . 

Auf die stärkere Identifikation der Alumni 
mit der ehemaligen Hochschule bin ich 
bereits eingegangen. Aber auch für die 
Volkswirtschaft bieten Bildungsfonds 
deutliche Vorteile. Bildungsfonds ermög-
lichen die Wunschausbildung - ohne 
Rücksicht auf finanzielle oder soziale Hin-
tergründe - und bieten somit sozialge-
rechten Bildungszugang. Durch Bil-
dungsfonds können auch verstärkt Stu-
denten aus ärmeren Bevölkerungsschich-
ten ein Hochschulstudium antreten, die 
Studierendenquote kann gesteigert wer-
den. 

Weniger studienfremde Nebenjobs und 
ein höherer Fokus auf das Studium tragen 
dazu bei , dass Bildungsfonds die durch-
schnittliche Studiendauer verkürzen -so-
fern dies von den Studenten gewünscht 
ist. Damit verbunden ist nicht nur die Sen-
kung der individuellen, sondern auch der 
volkswirtschaftlichen Kosten: 

• eine kürzere Studiendauer bedeutet 
weniger Bafög für die Studierenden, 

• geringere Ausgaben pro Student für 
die Hochschulen, 

• sowie geringere entgangene Steuer-
einnahmen. 

Bildungsfonds bieten außerdem eine 
pragmatische Lösung zur sozialverträgli-
chen Refinanzierung von Studienge-
bühren. 

Schließlich wirkt sich das gestiegene 
Qualitätsniveau an den Hochschulen po-
sitiv auf das gesamte Bildungsniveau aus 
und fördert nachhaltig das Wirtschafts-
wachstum. 

Meine Damen und Herren, unser Bil-
dungsfonds-Konzept erfüllt somit alle An-
forderungen, die wir am Anfang gestellt 
haben: 

• Bildungsfonds ermöglichen ein hoch-
wertiges Studium - unabhängig von 
den finanziellen Hintergründen der 
Studenten. 

• Bildungsfonds motivieren zu einer 
Investition in die Zukunft. 

• Bildungsfonds bieten günstige Rück-
zahlungskonditionen und können alle 
studienrelevanten Kosten abdecken. 

• Bildungsfonds sind schnell umsetzbar 
und bieten eine einzigartige Win-Win-
Situation, die unseren Studenten, den 
Geldgebern, den Hochschulen und 
der ganzen Volkswirtschaft attraktive 
Vorteile bietet. 

Als nächste Stufe wird die CareerConcept 
daher bereits zum Wintersemester 2003 
an der TU München einen Bildungsfonds 
für 500 Studenten auflegen. Der Bil-
dungsfonds wird den Studenten der TU 
München eine zusätzliche Option zur Fi-
nanzierung ihres Lebensunterhalts anbie-
ten. ln einer zweiten Stufe kann die Anzahl 
der geförderten Studenten erhöht und 
das Finanzierungsspektrum auf mögliche 
Auslandssemester und Praktika ausge-
dehnt werden . ln einer dritten Stufe ist 
dann auch die Finanzierung der von der 
TU geforderten Bildungsbeiträgen mög-
lich. Studenten einer staatlichen Hoch-
schule wird durch den Bildungsfonds an 
der TU München erstmalig ermöglicht, 
bestehende Finanzierungslücken durch 
ein privatwirtschaftliches Studienfinanzie-
rungssystem zu schließen. 

Ich freue mich schon heute auf die Um-
setzung weiterer Bildungsfonds, in Ko-
operation mit der TU München, aber auch 
mit vielen anderen interessanten Hoch-
schulen und Partnern. 

Vielen Dank. 

Oavid Schmutz/er ist Vorstands-
vorsitzender der CareerConcept AG, 
München 
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Studium als Investition 
Jürgen Kluge 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
zunächst einmal ganz herzlichen 
Dank für die freundliche Begrüßung. 

Insbesondere gilt mein Dank natürlich 
Professor Herrmann für die Einladung 
hierher. Ich wollte schon immer einmal in 
der Residenz hinter dem bayerischen 
Staatswappen reden. 

Lassen Sie mich am Anfang ein bisschen 
weiter ausholen. Wir bei McKinsey ma-
chen uns seit geraumer Zeit Gedanken 
um das deutsche Bildungssystem. Auch 
um das Hochschulsystem, aber eben 
auch um die gesamte Bildungskette. Ein 
Grund für unser Engagement ist, dass wir 
in erheblichem Maße von diesem System 
leben und profitieren. Wir stellen jedes 
Jahr etwa 200 der besten Absolventen 
ein. Und da bekommen wir natürlich mit, 
was diese so genannten High Potentials 
bewegt, wo sie herkommen, was sie stu-
dieren. 

Unsere Bilanzprüfer fragen mich manch-
mal: "Welches Geschäft betreiben Sie ei-
gentlich Herr Kluge? Haben Sie eine Au-
tovermietung?" Grund dafür ist, dass uns 
ca. tausend Dienstwagen gehören, die 
der einzig signifikante Posten in unserer 
Bilanz sind. Ansonsten besitzen wir gar 
nichts, außer dem, was in den Köpfen 
unserer Mitarbeiter schlummert. Das ist 
unser Lebensblut und das wird an den 
Universitäten zu einem nicht geringen 
Maße hergestellt und ausgebildet. 

Wir haben vor über zwei Jahren - übri-
gens lange vor dem Bekanntwerden der 
PISA-Ergebnisse - eine Initiative ins Le-
ben zu rufen, die hieß, vielleicht etwas 
großspurig, "McKinsey bildet." Unser Ziel 
war es, konkrete Reformvorschläge für 
die gesamte Bildungskette zu entwickeln 

- angefangen von der frühkindlichen Bil-
dung über Schule und Hochschule bis 
hin zur Weiterbildung. Ich werde heute 
nur einen kleinen Tei l hiervon näher be-
leuchten. 

Die Zielsetzung war und ist, dass 
Deutschland in der Bildung wieder einen 
Spitzenplatz einnimmt, wie es nach den 
Humboldtschen Reformen einmal der 
Fall war. Wir müssen über einige der 
wichtigen Themen in der Weit wieder die 
Deutungshoheit gewinnen, ansonsten 
tun das Andere, und wir werden mar-
ginalisiert. Bildung ist die volkswirtschaft-
lich wichtigste Aufgabe des angebroche-
nen Jahr-hunderts, es die Zukunftsinve-
stition schlechthin . Und- das macht das 
Thema um so dringlicher- es ist auch die 
Investition, die den zeitlich längsten Vor-
lauf erfordert. 

Lassen Sie mich kurz auf die vergange-
nen zwei Jahre unserer Initiative "McKin-
sey bildet." zurückblicken: Im Juni 2001 
haben wir eine Reihe von sechs Werk-

Geringer privater Anteil an der Finanzierung der Hochschulen 
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Stattgesprächen begonnen. Hier haben 
wir erst mal zugehört, und zwar nicht nur 
Wissenschaftlern, sondern auch Politi-
kern und Menschen aus der Kultur. Es 
ging uns darum, aus den alten ideologi-
schen Gräbern herauszukommen, die 
heute vielfach die Diskussion dominieren. 
Ich nenne nur das Wort "Gesamtschule". 
Wenn Sie das aussprechen, haben Sie 
den Saal schon in zwei Hälften gespalten. 
Diese Form der Auseinandersetzung hilft 
uns nicht mehr weiter. Wir wollten unsere 
Initiative nicht auf Ideologie, sondern auf 
ein solides wissenschaftliches Funda-
ment, auf Fakten gründen. Das Motto 
war: Von der Wissenschaft erfahren, was 
sie über Bildung weiß. 

Nach den Werkstattgesprächen haben 
wir versucht, unsere Erkenntnisse zu 
bündeln und durch eigene Analysen zu 
vertiefen . Herausgekommen ist unter an-
derem ein Suhrkamp-Band der Wissen-
schaftler. Diese Phase hatte ihren Höhe-
punkt in einem Kongress Anfang Sep-
tember letzten Jahres in Berlin. Neben 
Politikern, Wissenschaftlern, Wirtschafts-
leuten und Praktikern waren auch Künst-
ler unter den Teilnehmern, ich erinnere 
mich zum Beispiel sehr gerne an einen 
faszinierenden Vortrag des Theaterregis-
seurs Robert Wilson. Am Schluss des 
Kongresses hatten wir die Ministerpräsi-
denten Clement und Peter Müller so weit, 
dass sie eigentlich das Berufsbeamten-
tum abschaffen wollten und für alle mög-
lichen Reformen waren. Leider fehlen mir 
danach noch ein wenig die Taten. 

Im Rahmen des Kongresses haben wir 
auch unser Vier-Punkte-Programm für ei-
ne Reform der Bildung in Deutschland 
vorgestellt. Ein Element dieses Reform-
konzeptes war der Vorschlag eines Stu-
diengebührenmodells integriert in ein Bil-
dungskreditsystem, den ich Ihnen gleich 
näher vorstellen möchte. 

Seit einem halben Jahr versuchen wir 
jetzt, konkrete Reformvorhaben zu unter-
stützen. Herr Dräger hat gestern über das 
Hamburger Modell der Strukturkommis-
sion des Senats berichtet. Hier hatten wir 
zum Beispiel das Vergnügen , bei der Er-
arbeitung mitzuhelfen. Zudem diskutie-
ren wir mit politischen Entscheidungsträ-
gern. Besonders bei den Themen "Früh-
kindliche Bildung", "Qualitätsmanage-
ment an Schulen", "Schulautonomie" 
und "Hochschulreform" stellen wir 
großes Interesse fest. Doch nun zur 
Hochschulreform, unserem Thema heu-
te. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir ha-
ben in Deutschland ein sehr differenzie-
rendes Bildungssystem. Ein System, das 
im Widerspruch dazu steht, dass wir es 
uns als kleines, rohstoffarmes Land nicht 
leisten können , ein einziges Talent in 
Deutschland zu verschwenden. 

Ich habe mich daher sehr über den Vor-
trag aus Erlangen-Nürnberg gefreut, den 
ich vorhin miterleben durfte. Ja, das ist 
die Größenordnung der Zahlen, an die wir 
uns gewöhnen müssen. Unsere eigenen 
Zahlen passen recht gut dazu, wie Sie 
gleich sehen werden. Wir müssen uns 
verabschieden von dem kleinkarierten 
BAföG-Modell, das wir derzeit haben und 
andere, bessere Modelle entwickeln. 

Die deutschen Hochschulen stehen nach 
unserer Überzeugung vor vier grundle-
genden strukturellen Reformen: 

Erstens muss flächendeckend das Ba-
chelor-/Master-Studiensystem eingeführt 
werden. Darüber wissen Sie sehr viel 
mehr als ich: das kommt, muss gemacht 
werden und muss ein Erfolg werden. 

Zweitens gilt es, die Betreuungsintensität 
zu erhöhen und hierdurch den Studiener-
folg maßgeblich zu steigern . Die Abbre-
cherquoten sind viel zu hoch, auch das 
wissen Sie besser als ich. 
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Drittens müssen sich die Hochschulen 
neu organisieren: hin zu kleineren, stärker 
selbständigen Einheiten. Das geschieht 
in der ganzen Wirtschaft. Warum sollte es 
in großen Verwaltungen, und dazu 
gehören die Hochschulen - was den ad-
ministrativen Teil angeht - letztendlich 
auch, warum sollte es da anders sein. 

Und, last but not least, wir brauchen eine 
Reform der Hochschulfinanzierung. Die 
Unterfinanzierung, die wir derzeit haben, 
müssen wir beseitigen. 

Hinter der Frage, welche Merkmale eine 
gute Reform der Studienfinanzierung 
auszeichnen, verbirgt sich auch immer ei-
ne versteckte Diskussion über die Ziele 
einer solchen Reform. Um hier von An-
fang an klar Position zu beziehen: Wir ver-
folgen mit unserem Vorschlag einer refor-
mierten Studienfinanzierung im wesentli-
chen vier Ziele: 

Zunächst einmal brauchen wir mehr pri-
vates Geld für die Kassen der Hochschu-
len. 

Es fehlt den deutschen Hochschulen an 
Geld. An viel Geld. Zwar betragen, und 
das wird gern zitiert, die staatlichen Aus-
gaben zur Hochschulförderung in den 
USA wie in Deutschland ca. 1 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes. Aber in den 
USA kommen da noch einmal 1 ,2 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes aus pri-
vaten Quellen dazu. Das heißt, wir reden 
schon von einem Faktor 2. Dann sind die 
USA wirtschaftlich fünfmal leistungsfähi-
ger, das BIP ist ungefähr fünfmal so groß 
wie unseres. Und in vielen Forschungs-
disziplinen kommt es leider nicht auf die 
Prozentquote des BIPs an, die investiert 
werden kann, sondern wie viele Dollars 
oder Euro sie absolut für ein Forschungs-
vorhaben ausgeben können. Fasst man 
den Faktor 2 und das fünfmal höhere BIP 
zusammen, kommen wir in die Größen-
ordnung eines Faktors 1 0, durch die sich 

Investitionen in einzelne Themenbereiche 
unterscheiden. Als Resultat können dann 
die amerikanischen Universitäten bei-
spielsweise Top-Nachwuchswissen-
schaftlern attraktivere Konditionen bie-
ten. ln einer solchen Situation haben wir 
zwei Alternativen: wir könnten uns zehn-
mal stärker fokussieren, was wir aber 
nicht tun. Oder wir müssen eben den Mit-
teleinsatz dramatisch erhöhen. 

Das zweite Ziel neben mehr Geld lautet: 
Mehr Qualität und Leistung von Hoch-
schulen und Studenten. 

Mehr privates Geld in die Kassen 
der Hochschulen 

Mehr Qualität und Leistung von 
Hochschulen und Studenten 

Kein weiterer Aufbau von ''wahrge-
nommenen" Eintrittsbarrieren 

Staatliche Finanzierbarkeil 

Nach unserer Überzeugung erfordert das 
einen verstärkten Wettbewerb der Hoch-
schulen untereinander sowie die dazu 
gehörenden Handlungsfreiheiten, um in 
diesem Wettbewerb dann auch bestehen 
zu können. Auch die an "McKinsey bil-
det." beteiligten Wissenschaftler zeigen 
in ihrem Manifest auf, dass mangelnder 
Wettstreit schon im Spätmittelalter zum 
Niedergang von Universitäten führte. Ich 
erinnere mich da an den Vortrag von Pro-
fessor Fried, der erzählte, wie in den mit-
telalterlichen Universitäten die Professo-
ren mit dem Degen aufeinander losge-
gangen sind, um für die besten Studen-
ten zu fechten. Wettbewerb unter den 
Universitäten ist also nichts Neues. Und 
da wo er aufgehört hat, Motor zu sein für 



die Beschleunigung der Wissensproduk-
tion, da ging es mit dem Bildungssystem 
bergab. Ein System der Studienfinanzie-
rung muss daher auch zu Qualität und 
Wettbewerb einen Beitrag leisten. 

Das dritte Ziel aus meiner Sicht ist defen-
siver Natur. Die- ich nenne sie "wahrge-
nommenen" - Eintrittsbarrieren für Stu-
denten aus sozial schwächeren Verhält-
nissen dürfen wir nicht noch verschärfen. 

Deutschland hat in der Schule das am 
höchsten selektive, und zwar sozialse-
lektive Bildungssystem. Ich habe schon 
gesagt, dass wir es uns nicht erlauben 
können, ein einzelnes Talent zu ver-
schenken. Also dürfen wir diese Schiefla-
ge auch nicht weiter vergrößern, mit dem 
Modell, das wir gleich diskutieren wer-
den. 

Die 15. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerkes kommt zu dem Ergeb-
nis, dass 72 Prozent der Kinder aus ho-
her sozialer Herkunftsgruppe den Hoch-
schulzugang erreichen. Bei Kindern aus 
unteren sozialen Schichten sind es nur 
erschreckende 8 Prozent. Die Ursachen 
liegen natürlich viel früher: mangelnde 
frühkindliche Bildung, fehlende Sprach-
ausbildung im Vor- und Grundschulalter 
verbunden mit mangelnder Förderung in 
der Schule. 

PISA hat die Schwächen unseres Schul-
systems in dramatischer Klarheit aufge-
zeigt: Wir haben im Vergleich zu anderen 
Ländern ein sehrteures System, ein- ge-
messen an den Resultaten - sehr 
schlechtes System und gleichzeitig das 
sozial am stärksten diskriminierende Sy-
stem. Das ist - salopp formuliert - die 
Bankrotterklärung der Schulen. ln einzel-
nen Bundesländern wie Bayern oder Ba-
den-Württemberg sieht die Situation et-
was besser aus, aber im deutschen 
Durchschnitt ist es leider so. 

Kinder aus hoher sozialer 
Herkunnsgruppe• 

Kinder aus unterer sozialer 
Herkunnsgruppe• 

100% 

-
-

Schwelle 2 
Übergang in die gymnasiale 

Oberstufe 

Schwelle4 
Hochschulzugang 

Vor diesem Hintergrund brauchen wir ein 
Finanzierungssystem, das es ermöglicht, 
mehr geeigneten Talenten den Weg an 
die Hochschulen zu ebnen. Es gilt zu-
mindest, wie ich schon sagte, die soziale 
Schieflage nicht noch weiter zu verschär-
fen. 

Und last but not least: Das reformiertes 
Studienfinanzierungssystem muss ohne 
zusätzliche Mittel der öffentlichen Haus-
halte finanzierbar sein. 

Kein System, das die öffentlichen Haus-
halte zusätzlich belastet, hat derzeit 
Chancen auf Umsetzung. Es ist einfach 
kein Geld mehr da. ln dieser Situation zu 
sagen, der Staat soll es richten und die 
Steuern weiter erhöhen, wäre zu einfach 
und würde an der Realität vorbei gehen. 

Insgesamt klingen diese vier Ziele nun 
fast wie die Quadratur des Kreises. Wir 
sind aber der Überzeugung, dass diese 
schwierige Reform durch ein Modell von 
Studiengebühren, integriert in ein Bil-
dungskreditsystem mit begünstigten 
Darlehen, gelingen kann. 

Bislang zögert die Politik, Studienge-
bühren einzuführen. Das ist noch vor-
sichtig formuliert, denn im Prinzip hat sie 
es gesetzlich verboten. Einzelne Bundes-
länder planen erste Schritte innerhalb der 
Grenzen des Hochschulrahmengesetzes 

100% • -
I . 
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wie Gebühren für Langzeitstudierende. 
Andere klagen gegen das Verbot von Stu-
diengebühren oder wollen klagen. Aber 
auf größere Schritte in Richtung Studien-
gebühren warten wir noch. So hat Herr 
Clement mir mal erzählt, dass für die im 
1 0-Euro Bereich liegenden Studienge-
bühren Studenten vor seiner Staatskanz-
lei in den Teich gesprungen sind , und 
dass er da vor Beträgen in der 1.000 Eu-
ro Größenordnung ziemliche "Manschet-
ten" hat. 

Diese Angst ist verständlich, aber die 
Gruppe der Protestierenden repräsentiert 
nur eine- wenn auch lautstarke- Minder-
heit in der Bevölkerung. So war schon 
2001 in unserer repräsentativen Umfrage 
"Perspektive Deutschland" die große 
Mehrheit der Befragten - 68 Prozent -
prinzipiell bereit, für bessere Studienbe-
dingungen auch Studiengebühren zu tra-
gen. Ich will die Ergebnisse der wieder-
holten Umfrage, bei der dieses Jahr 
360.000 Menschen mitgemacht haben, 
hier jetzt nicht im Detail vorwegnehmen. 
Aber so viel vorab: der Prozentsatz der 
Ablehn er von Studiengebühren ist weiter 
gesunken. Die Bevölkerung weiß längst, 
dass es so nicht mehr geht. Und lassen 
Sie mich einen persönlichen Kommentar 
hinzufügen: Ich finde es hochgradig sozi-
al ungerecht, dass wir Kindergartenplät-
ze teuer bezahlen lassen und das Studi-
um absolut umsonst sein soll. Was nichts 
kostet, ist nichts wert. Selbst unter den 
Studenten gibt es übrigens eine große 
Mehrheit, die Studiengebühren befür-
worten, wenn die Rahmenbedingungen, 
wie z.B. die Verfügbarkeit von Krediten, 
stimmen. 

Durch Studiengebühren beteiligt man 
Hochschüler, die in Form höherer Gehäl-
ter später maßgeblich persönlich vom 
Studium profitieren auch an der Finanzie-
rung. Studiengebühren machen - und 
das ist entscheidend - aus Konsumenten 
Kunden. Studenten müssen lernen, dass 
ihr Studium eine persönliche Investition in 

ihre berufliche Zukunft ist, dass Leistung 
zählt. Eine Investition, die sich übrigens 
schon heute relativ gut verzinst: ln 
Deutschland liegt die Rendite eines Stu-
diums durch höhere Gehälter und niedri-
gere Gefahr der Arbeitslosigkeit bei un-
gefähr 7 Prozent jährlich. Das ist besser 
als Staatsanleihen und besser als Aktien 
derzeit, langfristig liegt die Verzinsung in 
der Größenordnung von konservativen 
Aktien. Die Hochschulnationen USA und 
Großbritannien erzielen eine Verzinsung 
von 17 Prozent pro Jahr- übrigens unter 
Einbeziehung der Studiengebühren. Die-
se höhere Bildungsrendite liegt im we-
sentlichen darin begründet, dass die Ge-
haltsspreizung in diesen Ländern deutlich 
höher ist. Absolventen mit einem Studi-
um erzielen im späteren Leben ein deut-
lich höheres Gehalt, als das bei uns der 
Fall ist. 

Nutzen für Hochschulen 
22 ,8 

Mlttet:ufluss 
von Bund und 
Landern 1999 

Zusat:hche 
Mittel aus Stu-
diengabuhren 

+23% 

Selbstverständlich benötigen wir bei ei-
ner solchen Einführung von Studienge-
bühren auch eine begleitende Reform der 
Förderung. Deswegen schlagen wir vor, 
die Einführung von Studiengebühren 
durch ein staatliches Bildungskreditsy-
stem zu flankieren. Natürlich kann man 
auch privat Anleihen zeichnen, auch das 
ist ein Modell. Aber ich möchte ihnen nun 
aufzeigen, was der Staat tun könnte. 



Zahlungs-
ströme p.a. 

Belastung 
pro Monat 

3 000 

Jahr 1-5 

• Durchschnittlicher Student mit Einstiegs-
gehalt von 38.000 EUR 

• Rückzahlung innerhalb von 10 Jahren 
• Aufschlag auf Einkommensteuer von 

knapp 3,3 Prozentpunkten 

125 2 188 2 254 2 32 

104 117 132 148 167 172 177 182 188 19: 

8 10 11 12 13 14 15 

Lassen Sie mich im Folgenden die Vor-
stellung unseres Modellsanhand von sie-
ben Parametern strukturieren. Die Aus-
gestaltung dieser Parameter ist hierbei 
entscheidend für die Höhe des staatli-
chen Finanzierungsbedarfs sowie die zu 
erwartende Steuerungswirkung. Und die 
Strukturierung erscheint mir darüber hin-
aus auch hilfreich für die weitere Verfei-
nerung und Diskussion unterschiedlicher 
Reformansätze. 

Die erste Frage betrifft den Umfang der 
staatlichen Unterstützung. 

Nach unserem Basis-Modell umfasst die 
staatliche Unterstützung erst mal nur die 
Studiengebühren. Eine Integration der 
Lebenshaltungskomponente mit Ablö-
sung des BAföG-Systems kann natürlich 
erfolgen und ist nach unserer Auffassung 
auch wünschenswert. Ich werde daher 
zunächst schildern, wie die Finanzierung 
der Studiengebühren alleine funktioniert 
und dann in einem zweiten Schritt die 
BAföG-Ersatzkomponente zur Lebens-
haltung miteinbeziehen. 

Der zweite Parameter ist die Frage nach 
der Zielgruppe: Wer soll staatliche Unter-
stützung erhalten? 

Wir denken, dass alle Studenten Zugang 
zur staatlichen Unterstützung für Studi-
engebühren haben sollten . Das ent-
spricht dem Geiste, dass das Studium 
die Investition des einzelnen Studenten 
ist, und zwar egal, wo er herkommt. Die 
Einkommenssituation der Eitern sollte auf 
die Investitionsentscheidung des einzel-
nen keinen Einfluss haben. Hinzu kommt, 
dass eine Unabhängigkeit der Unterstüt-
zung von der Höhe des Elterneinkom-
mens auch eine erhebliche Verwaltungs-
vereinfachung bedeutet. Die Vorteile wie-
gen aus unserer Sicht Nachteile wie Tritt-
brettfahrerturn und den erhöhten Finanz-
bedarf deutlich auf. 

Drittens geht es um die Höhe der Studi-
engebühren und die Frage, wer diese 
festlegen sollte. 

Nach unserem Modell sollte die Höhe der 
Studiengebühren durch die Hochschulen 
selbst festgelegt werden und zwar diffe-
renziert nach Studienfach. So wie die 
Studenten dort studieren können sollen, 
wo ihnen das Angebot den Preis wert er-
scheint, müssen dann die Hochschulen 
das Recht haben, über den Preis ihres 
Angebots selber zu entscheiden. Die 
Hochschulen sollten sich dabei am An-
fang zunächst in einem vorgegebenen 
Rahmen bewegen - sagen wir zwischen 
2.000 und 4.000 Euro pro Jahr. Dies sind 
international übliche Größenordnungen, 
in den USA zum Beispiel betragen die 
Studiengebühren im Durchschnitt 2.800 
Dollar. 

Als vierter Stellhebel geht es um die Fra-
ge, wem die Studiengebühren zufließen. 

Unserer Meinung nach müssen die Mittel 
aus Studiengebühren den Universitäten 
direkt zukommen, die dann auch über die 
Verwendung frei entscheiden können. 
Das können Mittel für Wissenschaftler, 
Tutoren, Geräte, Hilfskräfte, Bibliotheken 
oder ähnliches sein. Die Universitäten 
müssen selbst bestimmen können, wie 
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sie am besten das Ziel erreichen, den 
Studenten eine möglichst gute Gegenlei-
stung für die Studiengebühren bieten zu 
können. Und - ganz wichtig - der Staat 
darf seine Leistungen nicht entsprechend 
reduzieren. 

Auch die Frage nach Leistungsanreizen 
für gute Studenten stellt sich. 

Begreift man wie wir das Studium als In-
vestition, dann ist der beste Leistungsan-
reiz für die Studenten die Chance auf 
bessere Beschäftigungschancen und 
Gehälter nach dem Studium. Auf staatli-
che Leistungsanreize, wie den Teilerlass 
von Darlehen, würden wir daher verzich-
ten. Das macht das System zudem kom-
pliziert. Leistungsanreize durch Hoch-
schulen befürworten wir dagegen unein-
geschränkt, in Form von Wettbewerb um 
die besten Studenten, Eingangstests, 
Zwischenprüfungen oder Ähnlichem. 
Und die Kreditvergabe sollte man selbst-
verständlich auch an die Erlangung von 
Zwischenstufen im Studium koppeln. 

Der sechste Parameter ist die Form der 
Unterstützung. 

Den Studenten sollte aus unserer Sicht 
ein vergünstigtes Darlehensangebot ge-
macht werden, dessen Zinssatz unter der 
Verzinsung der Bundesanleihen liegt. Der 
Staat sollte hier als Vermittler und Bürge 
auftreten, halbstaatliche und private Ban-
ken wie z.B. die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau kommen als Kreditgeber in Frage. 

Und last but not least die Frage nach dem 
Modus der Rückzahlung. 

Die Rückzahlung des Darlehens für den 
Einzelnen erfolgt nach unserem Modell 
durch einen Zuschlag zur Einkommen-
steuer. Dieser Zuschlag wird erhoben, so-
bald der Student nach Ende des Studi-
ums Einkommen erzielt und Einkommen-
steuer zahlt. Und er wird solange erho-
ben, bis das Darlehen getilgt ist. Die 

Rückzahlung wird so unmittelbar und fle-
xibel an die Zahlungsfähigkeit nach dem 
Studium gekoppelt. Anders ausgedrückt: 
Je mehr sich die Investition Studium für 
den Studenten ausgezahlt hat, je mehr er 
also verdient und Steuern zahlt, desto 
höher sind seine Rückzahlungsbeträge 
und desto schneller ist er in der Lage, sei-
nen Kredit zu tilgen. 

Wir haben unser Modell , beschrieben 
durch die sieben Parameter, die ich Ihnen 
eben vorgestellt habe, durchgerechnet. 

Nimmt man an, dass man international 
übliche Studiengebühren von 3.000 Euro 
pro Jahr und Student erhebt, würden den 
Hochschulen jährlich 4,2 Mrd. Euro zu-
fließen. Dies entspricht einer Steigerung 
von mehr als 20 Prozent gegenüber den 
bisherigen Mitteln und bietet genügend 
Spielraum für eine deutliche Verbesse-
rung des Angebots. 

Für das vorgeschlagene Darlehenspro-
gramm liegt der staatliche Finanzie-
rungsbedarf im eingeschwungenen Zu-
stand bei ungefähr 700 Mio. Euro pro 
Jahr. Diese Kosten entstehen zum einen 
dadurch, dass die Darlehenszinsen unter 
der Verzinsung der Staatsanleihen liegen 
sollten. Wir würden hier eine Größenord-
nung von 200 Basispunkten, also 2 Pro-

Ziele 

Mehr privates Geld in die Kassen 
der Hochschulen 

Mehr Qualität und Leistung von 
Hochschulen und Studenten 

Kein weiterer Aufbau von ''wahr-
genommenen" Eintrittsbarrieren 

Staatliche Finanzierbarkeit 

4 Mrd. EUR für Hochschulen au! 
Studiengebühren 

Wettbewerb durch Freiheit der 
Festlegung und Verwendung vo 
Studiengebühren 

Zinsbegünstigte Darlehen und 
Rückzahlung über 
Einkommensteuer 

Keine Zusatzbelastung de 
staatlichen Haushalte 



zentpunkten, vorschlagen. Und natürlich 
gibt es das Risiko, dass ein Teil der Kre-
dite ausfällt. Wir unterstellen, dass 50 
Prozent der Studenten das Kreditange-
bot annehmen und die Ausfallquote bei 
relativ hohen 15 Prozent liegt. Das Kre-
ditvolumen, das unter diesen Annahmen 
bereitgestellt werden muss, beträgt im 
eingeschwungenen Zustand schät-
zungsweise 19 Mrd. Euro. 

Durch die Einführung von Studienge-
bühren ist eine Verkürzung der durch-
schnittlichen Studiendauer zu erwarten. 
Diese Verkürzung ist in unserem Modell 
mit 1 bis 2 Semestern unterstellt. Jedes 
Semester Studienverkürzung ist dabei 
jährlich ungefähr 0,9 Mrd. Euro wert an 
zusätzlichem Steuerzufluss. Menschen, 
die kürzer studiert haben, finden schnel-
ler Arbeit und zahlen früher Steuern. 

Jetzt könnte man auf die Idee kommen, 
bei verkürzten Studienzeiten auch die 
staatlichen Bildungsaufwendungen ent-
sprechend zu reduzieren. Genau das 
muss unterbleiben. Denn nur so schaffen 
die Hochschulen Reserven für steigende 
Studentenzahlen - und ich denke, sie 
müssen steigen. Reserven , die sie 
benötigen, wollen sie im internationalen 
Qualifizierungswettbewerb bestehen. 
Und bei kurzfristig konstanten Studen-
tenzahlen steigt auf diese Weise die Pro-
Kopf-Förderung über den schon erzielten 
Einnahmenzuwachs der Hochschulen 
hinaus, bessere Voraussetzungen für 
wirkliche, qualitative Veränderungen in 
der Hochschullandschaft 

Und was bedeutet das jetzt für die Stu-
denten? Sind sie die Leidtragenden in 
unserem Modell? Wir glauben das nicht. 
in unseren Berechnungen haben wir un-
terstellt, dass ein durchschnittlicher Ab-
solvent 1 0 Jahre für die Rückzahlung sei-
nes Kredits inklusive Zinsen benötigen 
soll. Das geht einher mit einer um 3,4 Pro-
zentpunkte erhöhten Einkommensteuer. 
Die monatliche Belastung liegt in dieser 

Zeit bei anfänglich ca. 1 00 Euro und steigt 
dann über die zehn Jahre mit dem Gehalt 
monatlich auf ungefähr 200 Euro an. Eine 
Belastung, die wir auch unter sozialen 
Gesichtspunkten für vertretbar halten 
und die keinen Studierwilligen von der 
Aufnahme des Studiums abhalten sollte. 
Denn die Rückzahlung wird nur fällig , 
wenn der Absolvent eine entsprechende 
Arbeitsstelle findet und Einkommensteu-
er zahlt. 

Integriert man in unser Modell jetzt eine 
Lebenshaltungskomponente für Studen-
ten mit sozial schwächerem Hintergrund, 
so erhöhen sich der staatliche Finanzie-
rungsbedarf und das erforderliche Kre-
ditvolumen. Auch der erforderliche Ein-
kommensteuerzuschlag steigt, möchte 
man an einer Rückzahlungsdauer von im 
Durchschnitt 10 Jahren festhalten. Bei ei-
ner unterstellten Lebenshaltungskompo-
nente in Höhe des derzeitigen mittleren 
BAföG-Satzes von 326 Euro monatlich 
und einer Akzeptanzrate wie beim heuti-
gen BAföG ergeben sich im eingeschwun-
genen Zustand die folgenden Veränderun-
gen: 

Der staatliche Finanzierungsbedarf für ein 
integriertes System beträgt etwa 1,1 Mrd. 
Euro, also 400 Mio. Euro mehr als das 
heutige BAföG-System, das durch das 
integrierte System ja ersetzt würde. Die 
zusätzliche Einbeziehung der Lebenshal-
tung für die sozial Schwächeren erhöht 
den Finanzbedarf also nicht dramatisch. 
Wir sprechen uns daher für die Einführung 
eines derart integrierten Modells aus. Die 
staatlichen Mehreinnahmen durch die 
Studienzeitverkürzung und höhere Steu-
ereinnahmen bleiben bestehen. Das er-
forderliche Kreditvolumen würde unter 
diesen Rahmenbedingungen auf etwa 30 
Mrd. Euro steigen. 

Die Rückzahlung beträgt für den durch-
schnittlichen Studenten bei 1 0-jähriger 
Tilgung nunmehr anfangs 150 Euro mo-
natlich und erreicht nach zehn Jahren et-
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wa 300 Euro. Das entspräche einem Auf-
schlag zur Einkommensteuer von 5 Pro-
zentpunkten. Andere Szenarien je nach 
Höhe des Aufschlags und der durch-
schnittlich erwünschten Laufzeiten sind 
vorstellbar. 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen 
Sie mich zum Abschluss unser Reform-
modell noch mal zusammenfassen und 
an der Erfüllung unserer vier Ziele mes-
sen. 

Zunächst einmal wollten wir mehr priva-
tes Geld in die Kassen . Nach unserem 
Vorschlag würden den Hochschulen 4,2 
Mrd. Euro zufließen, eine Steigerung von 
über 20 Prozent. 

Zweitens sollte unser System neben der 
finanziellen Basis auch die beste Steue-
rung der Mittel hin zu mehr Qualität und 
Leistung von Hochschulen und Studen-
ten ermöglichen. Dass die Studienge-
bühren bestmöglich angelegt werden , 
dafür sorgt nach unserer Auffassung der 
Wettbewerb zwischen den Hochschulen, 
den wir durch die Freiheit bei der Fest-
setzung der Studiengebühren sowie bei 
der Mittelverwendung gewährleisten wol-
len. 

Durch zinsbegünstigte Darlehen sowie 
die Rückzahlung über die Einkommen-
steuer entsprechend der individuellen fi-
nanziellen Leistungskraft nach dem Stu-
dium hoffen wir, dass die Barrieren für 
den Studienbeginn von sozial Schwäche-
ren nicht weiter erhöht werden. Nach un-
serer Auffassung besteht ein erheblicher 
Unterschied in der Wahrnehmung darin , 
ob die Studenten nach dem Studium ei-
nen Kreditberg vor sich sehen, von dem 
sie heute noch nicht wissen, ob sie ihn je-
mals abtragen können. Oder aber einen 
Kredit, von dem sie wissen, sie tragen ihn 
dann ab, wenn sie dazu in der Lage sind . 

Und zwar umso schneller, je mehr sie ver-
dienen. Ich denke, das sollte die soziale 
Komponente nicht noch weiter ver-
schlimmern. 

Und der vierte Punkt, last but not least. 
Wir rechnen durch eine Verkürzung der 
Studiendauer mit einer Netto-Entlastung 
der staatlichen Haushalte im einge-
schwungenen Zustand. Wir sprechen al-
so von einem Win-Win-System. 

Meine Damen und Herren, machen wir 
uns nichts vor: Ein wie auch immer gear-
tetes Studiengebührenmodell wird auch 
in Zukunft auf erheblichen Widerstand 
stoßen. Die in den Springbrunnen sprin-
genden Studenten, wir werden sie alle er-
leben und sehen. 

Aber, wir sollten uns auch in dem zweiten 
Punkt nichts vormachen: Studienge-
bühren werden kommen. Es geht nicht 
anders, andere Länder machen uns das 
vor. Und je schneller wir an die Umset-
zung gehen, und je radikaler und durch-
dachter wir das System verändern, desto 
besser wird es sein. Irgendwann müssen 
wir den Sprung ins kalte Wasser schließ-
lich wagen, den Pelz waschen und dabei 
nicht nass machen, das wird nicht gehen. 

Bei den enormen Hochlaufzeiten dürfen 
wir keine Zeit mehr verlieren. Wir haben 
von den 20 Jahren gehört, die vergehen , 
bis ein solches System im Gleichgewicht 
ist. Bei einer Anlaufphase von weiteren 1 0 
Jahren sprechen wir von insgesamt 30 
Jahren. Es gilt also jetzt, eine Reform der 
Studienfinanzierung schnell und flächen-
deckend umzusetzen. 



Ich habe in unserem Modell die Rolle des 
Staates als zentraler Organisator und An-
schubfinanzierer in den Vordergrund ge-
stellt. Die Definition der Studienfinanzie-
rungsreform mit geeigneten Rahmenbe-
dingungen und auch die Ansehubfinan-
zierung sind wohl unzweifelhaft Aufga-
ben des Staates, schon alleine aus Ge-
schwindigkeits- und Flächendeckungs-
gesichtspunkten. 

Das heißt aber nicht, dass nicht auch die 
Wirtschaft, die Wissenschaft, wir alle, in 
Zukunft eine größere Rolle in einem sol-
chen System spielen können und müs-
sen. So ist z.B. die Konzeption, Entwick-
lung und Bereitstellung von solchen Fi-
nanzierungsstrukturen auch eine Kom-
petenz und Aufgabe der Banken. Und 
das Kreditrisiko ist eines der besten, das 
sie eingehen können. Investitionen in 
gute junge Menschen zahlen sich immer 
aus. 

Lassen Sie uns in diesem Sinne Allianzen 
schmieden und aus den eigenen funktio-
nalen und Berufsgruppen-Silos heraus 
kommen. Und lassen Sie uns alle Vorbe-
reitungen treffen , um Studiengebühren 
abgefedert und begleitet durch ein Bil-
dungskreditsystem auch einzuführen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Dr. Jürgen Kluge ist Director und 
Office Manager McKinsey & Company, 
lnc., Oüsseldorf 
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Für ein verändertes System der 
Bildungsfinanzierung 

Uwe Dieter Steppuhn 

Meine Damen und Herren, am Vor-
bild des Deutschen 
anknüpfend, wurde in der Uber-

zeugung, dass weitreichende Reformen 
des Bildungswesens notwendig sind, im 
Sommer 1997 auf Initiative der IG Metall, 
der IG Bergbau, Chemie, Energie, der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft 
sowie der Hans-Böckler-Stiftung der 
"Sachverständigenrat Bildung bei der 
Hans-Böckler-Stiftung" gegründet. ln 
ihm arbeiteten Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung 
und Bildungspraxis zusammen. Sie wa-
ren gebeten, aus vielfältigen Perspektiven 
Empfehlungen zur Bildungsreform zu ge-
ben, unabhängig davon, ob die Initiatoren 
diese Empfehlungen in allen Punkten tei-
len mochten. ln einem ersten Arbeits-
schwerpunkt analysierte und kritisierte 
der Sachverständigenrat Bildung die 
Struktur der Bildungsfinanzierung und 
forderte die Erweiterung des Finanzie-
rungssystems. Ich darf Ihnen heute aus-
gewählte Passagen aus den Empfehlun-
gen zur Bildungsfinanzierung vortragen: 

Die Bildungsausgaben in Deutschland 
stehen im Spannungsverhältnis von 
wachsenden Anforderungen einerseits 
und zunehmend begrenzten Haushalts-
mitteln andererseits. Angesichts dieser 
Situation hat der Sachverständigenrat 
Bildung nach Wegen zur Sicherung einer 
angemessenen Finanzausstattung des 
Bildungssystems und einer optimalen 
Nutzung der dem Bildungssystem zu-
fließenden Ressourcen gesucht. Er ließ 
sich dabei von folgenden Überlegungen 
leiten: 

• Das sozialstaatliche Prinzip der 
Bundesrepublik Deutschland steht 
nicht zur Disposition. Es bleibt zentra-
le Aufgabe des Sozialstaates, für die 
freie und gleiche Entfaltung aller sei-
ner Bürgerinnen und Bürger nicht nur 
die formalen, sondern auch die 
tatsächlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. Mit dem so verstandenen 
Sozialstaatprinzip ist das Ziel der 
Chancengleichheit unzertrennlich ver-
bunden. 

• Die Teilhabe an Bildung und Ausbil-
dung vermittelt den Einzelnen wichti-
ge Voraussetzungen für die Gestal-
tung ihres Lebens. Das Ausmaß der 
Teilhabe prägt das weitere Leben. 
Daraus erwächst eine gesellschaftli-
che Verpflichtung derer, die in hohem 
Umfang an Bildung und Ausbildung 
teilhaben konnten. So wie es eine So-
zialpflichtigkeit des Eigentums gibt, 
besteht auch eine Sozialpflichtigkeit 
von Bildung und Ausbildung. 

• Die öffentlichen und die privaten 
Bildungsausgaben und die im Bil-
dungssystem verbrauchte Zeit der 
Lehrenden ebenso wie die der Ler-
nenden sind hoch. Die, die diese Res-
sourcen verbrauchen, müssen ge-
genüber denen, die sie bereitstellen, 
Rechenschaft ablegen. Die im Bil-
dungssystem verbreitete Folgenlosig-
keit des sorglosen Umgangs mit Geld 
und Zeit ist nicht akzeptabel. 

• Bildungsausgaben sind Investitionen 
in die Zukunft der Einzelnen und der 
Gesellschaft insgesamt. Angesichts 
der Anforderungen, die an das Bil-
dungssystem gestellt werden, müs-
sen diese Ausgaben effektiver und ef-
fizienter eingesetzt werden. Darüber 



hinaus sind Teilbereiche des Bildungs-
systems aber auch auf den Zufluss 
höherer Ausgaben angewiesen. Das 
Ziel einer gebildeten Gesellschaft darf 
jedoch nicht zu der Illusion verleiten, 
allein auf ein starkes Wachstum der 
Bildungsausgaben, insbesondere 
nicht allein auf ein Wachstum der öf-
fentlichen Bildungsausgaben zu set-
zen. 

• Nicht nur die Finanzierung des 
Bildungswesens, auch das Bildungs-
wesen selbst steht vor einem erhebli-
chen Reformbedarf. Es ist notwendig, 
dass die Lernenden möglichst eigen-
verantwortlich sind und ihre Bildungs-
wege selbst steuern. Damit dies mög-
lich ist, soll der Staat die Rahmenbe-
dingungen weitgehend neu regulieren. 
Dem Finanzierungssystem kommt da-
bei die Funktion eines unterstützen-
den Steuerungsinstrumentes zu. 

Der Sachverständigenrat Bildung sah im 
deutschen Bildungssystem neben zahl-
reichen weniger zentralen Schwächen 
insbesondere zwei eng mit Fragen der Fi-
nanzierung zusammenhängende Pro-
blemkomplexe: Zum einen ist dieses Sy-
stem in einem hohen Maße selektiv. Die 
Teilhabe an Bildung und Ausbildung steht 
nach wie vor in einem sehr engen Zu-
sammenhang zu der sozialen Lage der 
Herkunftsfamilie. Diese soziale "Schiefla-
ge" wird durch den Fluss der staatlichen 
Finanzmittel noch gestützt. Die sozial un-
gleiche Inanspruchnahme von Einrich-
tungen des Bildungssystems beginnt be-
reits beim Kindergarten besuch, setzt sich 
verstärkt bei der Verteilung auf die unter-
schiedlichen Bildungswege im allgemei-
nen Schulsystem fort und schlägt sich 
bei der beruflichen Bildung im Dualen Sy-
stem, in beruflichen Vollzeitschulen und 
insbesondere an den Hochschulen nie-
der. Unter den zahlreichen Ursachen, die 
insbesondere die empirische Bildungs-
forschung herausgearbeitet hat, spielen 
auch die Ausgaben, die in den Familien 

für eine lang andauernde Ausbildung 
getätigt werden müssen, eine wesentli-
che Rolle. 

Zum anderen bleibt das deutsche Bil-
dungssystem mit seiner Bildungs- und 
Ausbildungsqualität hinter den Erwartun-
gen zurück, die angesichts des finanziel-
len und zeitlichen Aufwandes, den die 
Gesellschaft ebenso wie die Individuen 
leisten, gerechtfertigt sind. Diese Fest-
stellung ist belegt durch die hohe Zahl der 
Absolventinnen und Absolventen, die die 
allgemeinbildenden Schulen ohne einen 
Schulabschluss verlassen, durch die 
wachsende Zahl junger Menschen, die 
keine Ausbildungschance erhalten, durch 
die hohe Zahl der Studierenden, die die 
Hochschulen ohne Examen verlassen. 
Auch die vorliegenden internationalen 
Vergleichsstudien verweisen darauf, dass 
das deutsche Bildungssystem besser 
sein könnte, als es ist. Das liegt nicht zu-
letzt daran, dass dieses System über we-
nige Steuerungsmechanismen verfügt, 
die qualitative Verbesserungen bewirken; 
es fördert zu wenig Engagement, An-
strengung und Verbindlichkeit. 

Mit seinen Empfehlungen, die zuallererst 
auf die Behebung dieser Schwächen zie-
len, wollte der Sachverständigenrat Bil-
dung Grundzüge für eine Neuorientierung 
der Bildungsfinanzierung im darauffol-
genden Jahrzehnt skizzieren. Dabei sah 
er seine Aufgabe nicht darin, im Detail 
durchgerechnete Vorstellungen zu ent-
wickeln; er verstand sich auch nicht als 
ein Gremium, das ein Modell oder sich zu 
einem Gesamtmodell fügende Elemente 
für das Aufbringen und die Verteilung der 
für das Bildungssystem erforderlichen 
Mittel präsentieren sollte. Er beschränkte 
sich daher darauf, Orientierungen zu ge-
ben, die zum einen Teil eher im tradierten 
oder in einem in Deutschland ansatzwei-
se erprobten Raum beharren, zum ande-
ren Teil für Deutschland aber auch Neu-
land darstellen. 
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Die Empfehlungen beziehen sich auf das 
Volumen der Bildungsausgaben, die 
Transparenz des Bildungsbudgets, die 
Effizienz und Effektivität des Mitteleinsat-
zes und auf die Verteilungsgerechtigkeit 
bei der Mittelvergabe. 

Das Bildungsbudget soll - erfolgsorien-
tiert kontrolliert - ausgeweitet werden 

Die Nachfrage nach Plätzen in Kinder-
gärten, in Schulen und Hochschulen so-
wie nach Weiterbildungsangeboten wird 
ansteigen. Noch auf lange Zeit wird das 
verfügbare Angebot an Ausbildungsplät-
zen nicht ausreichen. Der bauliche Zu-
stand der Bildungsstätten und deren 
Ausstattung erfordern erhebliche Mittel 
für Erhalt und Renovierung. Angesichts 
dieser Perspektiven ist ein Anwachsen 
des Bildungsbudgets erforderlich - unbe-
schadet der Vorschläge für einen effizien-
teren und effektiveren Ressourcenein-
satz. Allerdings würde die Steigerung der 
öffentlich getragenen Bildungsausgaben 
ohne gleichzeitig eingeleitete einschnei-
dende Veränderungen bei der Mittelver-
gabe wenig bewirken: Wenn dem Bil-
dungssystem ohne derartige Verände-
rungen zusätzliche Mittel zuflössen, wür-
den diese mit hoher Wahrscheinlichkeit 
im System verpuffen. Daher die Empfeh-
lung, den einzelnen Institutionen zusätz-
liche Mittel nur auf der Grundlage präzi-
ser Vereinbarungen zu konkreten und 
überprüfbaren qualitativen und quantita-
tiven Zielen zur Verfügung zu stellen. Mit 
einem bloßen 'Mehr vom Gleichen' ist ei-
ne qualitative Verbesserung des deut-
schen Bildungsys-tems kaum erreichbar. 

Das Bildungsbudget muss transparenter 
werden 

Die insgesamt sehr grobe Gliederung der 
Darstellung der öffentlichen Bildungsaus-
gaben bietet zu wenige Möglichkeiten, 
den Mitteleinsatz und die Effekte des Ein-
satzes zu analysieren und zu steuern. Da-

her wird eine Ausdifferenzierung der Aus-
gabendarstellung empfohlen: 

• Bildungsausgaben sollen so aufberei-
tet werden, dass Kostenrechnungen 
für die einzelnen Stufen des Bildungs-
systems insgesamt und für die dort 
anfallenden Kosten je Teilnehmer 
möglich sind . Die Bereitstellung der 
Daten sollte eine länderspezifische 
Auswertung ebenso wie eine Auswer-
tung auf der Ebene der einzelnen Bil-
dungsinstitution zulassen . Dies würde 
Möglichkeiten eröffnen, den Mittelein-
satz zu optimieren und die Qualität 
der Ergebnisse in ein Verhältnis zu 
den aufgewendeten Mitteln zu setzen. 
Dies würde zudem ermöglichen, die 
unterschiedliche Inanspruchnahme 
öffentlicher Mittel durch die Nutzer un-
terschiedlicher Bildungswege verglei-
chend zu analysieren ; das Wissen 
über Verteilungseffekte von Bildungs-
ausgaben ließe sich so verbreitern. 

• Die Übertragung neuer Aufgaben an 
das Bildungssystem muss, wo dies 
ausgabenwirksam ist, auch in der 
Darstellung der Bildungsausgaben 
ausgewiesen werden. Zu denken ist 
dabei z.B. an die Aufwendungen , die 
dann erforderlich werden, wenn das 
Duale System kein hinreichendes 
Ausbildungsangebot bereitstellt und 
deswegen der Staat mit öffentlichen 
Mitteln eintreten muss. Ebenso ist hier 
an die Ausgaben zu denken, die nicht 
nur aus pädagogischen, sondern 
auch aus familien-und arbeitsmarkt-
politischen Gründen für den Ausbau 
von Ganztagsschulen und von verläs-
slichen Halbtagsschulen eingesetzt 
werden. Nur eine solche Ausweisung 
kann dem öffentlich entstehenden 
Eindruck entgegenwirken, das Bil-
dungssystem 'verschlinge' immer 
mehr Mittel, ohne seine Leistungen im 
entsprechenden Maße zu steigern . 

Die Bildungsausgaben müssen effektiver 
und effizienter eingesetzt werden 



Im Bildungssystem ist weder gesichert, 
dass Mittel effektiv (also auf kostengün-
stigste Weise) eingesetzt werden, noch 
kann davon ausgegangen werden , dass 
sie effizient genutzt werden , dass sie al-
so das, was sie bewirken sollen, auch 
tatsächlich erreichen. Angesichts dieser 
Feststellung empfiehlt der Sachverstän-
digenrat Bildung, die auch im Bildungs-
bereich inzwischen mit beachtlichem Er-
folg erprobten Instrumente 'Budgetie-
rung ' und 'Zielvereinbarung ' verstärkt zu 
nutzen. Mit dem Ansatz der 'Budgetie-
rung ' kann die Selbststeuerungskraft der 
Institutionen gestärkt und die 'vor Ort' 
vorhandene Sachkompetenz besser ge-
nutzt werden . Mit dem Instrument der 
'Zielvereinbarung' zwischen Bildungsin-
stitutionen und Geldgebern (öffentlichen 
und nicht öffentlichen) kann die Bindung 
der Vergabe von Haushaltsmitteln an zu-
vor vereinbarte Ziele und damit zugleich 
auch Qualitätssicherung bewirkt werden. 
Dabei geht es nicht um Kostensenkung , 
sondern um Leistungssteigerung. 

Die verfügbaren Mittel sollen verteilungs-
gerechter eingesetzt werden 

Die gewachsenen Muster der Verteilung 
öffentlicher Mittel innerhalb des Bildungs-
systems entsprechen nicht dem sozial-
staatlich hergeleiteten Anspruch der Ver-
teilungsgerechtigkeit, sondern begünsti-
gen bestimmte Bildungswege und be-
nachteiligen andere ebenso, wie sie infol-
ge der schichtspezifischen Bildungsbe-
teiligung die Nutzergruppen dieser Bil-
dungswege ungleich behandeln. 

• Innerhalb des Bildungssystems muss 
die Verteilung zwischen den Bildungs-
bereichen und zwischen den Bil-
dungsstufen differenzierter analysiert 
und mit dem Anspruch der Vertei-
lungsgerechtigkeit konfrontiert wer-
den. Die nach wie vor bestehende 
Besserstellung der Bildungswege, die 
über die Gymnasien zu Hochschulab-
schlüssen führen, gegenüber denen, 

die über Hauptschulen zu Abschlüs-
sen im Dualen Berufsbildungssystem 
leiten, sollte zugunsten einer Gleich-
behandlung innerhalb der einzelnen 
Bildungsstufen aufgehoben werden . 
Ebenso sollte mit dem Prinzip gebro-
chen werden, demzufolge der Mittel-
einsatz je Schüler und Schülerin mit 
deren Alter steigt: Innerhalb des allge-
meinbildenden Schulsystems sollten 
daher Ausgaben aus dem Bereich der 
Sekundarstufe II in den Primarbereich 
verlagert werden. 

• Mit Blick auf die Nutzer des Bildungs-
systems muss die Verteilung zwi-
schen unterschiedlichen Nutzergrup-
pen in Frage gestellt werden: So sollte 
z.B. die Verteilung von Fördermitteln 
ohne Ansehen der wirtschaftlichen 
Kraft der Elternhäuser (etwa bei der 
Förderung durch Lehrmittelfreiheit 
oder Schulwegkostenerstattung) 
durch eine einkommensabhängige 
Förderung ersetzt werden - mit dem 
Ziel, dadurch die Kinder aus einkom-
mensschwächeren Familien wirksa-
mer zu unterstützen. 

Der Sachverständigenrat Bildung ging 
davon aus, dass die Verwirklichung der 
bislang vorgestellten Empfehlungen die 
Qualität von Bildung und Ausbildung in 
Deutschland steigern wird. Zugleich war 
er davon überzeugt, dass die Reichweite 
dieser Empfehlungen nicht genügt, um 
den im Bildungssystem erforderlichen 
Umschwung einzuleiten und dauerhaft zu 
erhalten. Die folgenden Empfehlungen 
gehen daher einen Schritt weiter, indem 
zur Stärkung des Qualitätsbewusstseins 
von Lehrenden und Lernenden, zur Ent-
wicklung der Selbststeuerungsfähigkeit 
der Lernenden und der Bildungsinstitu-
tionen sowie zur Verbesserung der Qua-
lität von Bildung und Ausbildung insge-
samt ein neues Finanzierungssystem 
vorgeschlagen wird . Dieses System ver-
bindet die Grundgedanken des Bil-
dungsgutscheins, des Bildungssparens 
und des Bildungsdarlehens. Es fordert in 
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sozial ausgewogener Weise auch eine in-
dividuelle Finanzierungsbeteiligung . Es 
dient der Sicherung des Lebensunter-
halts in Bildungs- und Ausbildungspha-
sen ebenso wie der Finanzierung der Bil-
dungsinstitutionen. Dieses neue Finan-
zierungssystem soll für die Bildungspha-
sen im Anschluss an die Pflichtschulzeit 
gelten. 

Bildungskonten kombinieren Bildungs-
gutscheine, Bildungssparen und Bil-
dungsdarlehen 

Diese für alle Heranwachsenden gesetz-
lich vorgeschriebenen Konten werden bei 
der Geburt eingerichtet und bezwecken 
den Aufbau eines individuellen Bildungs-
guthabens. Den Teilnehmenden an Bil-
dung und Ausbildung dient das - durch 
eigene und staatliche Einzahlungen - auf 
dem Bildungskonto angesammelte Bil-
dungsguthaben sowie das gegebenen-
falls zusätzlich über das Bildungskonto 
aufgenommene Bildungsdarlehen 

• zur Finanzierung des Lebensunterhal-
tes während der Teilnahme an institu-
tionalisierter Bildung und Ausbildung, 
soweit diese nach dem Ende der Voll-
zeitschulpflieht einsetzt und nicht ver-
gütet wird, 

• zur Finanzierung der individuellen 
Zuzahlung beim Kauf von Bildungs-
gutscheinen und 

• darüber hinaus zur Finanzierung der 
Inanspruchnahme solcher Bildungs-
angebote, die nach dem Verbrauch 
der vom Staat zur Verfügung gestell-
ten Bildungsgutscheine wahrgenom-
men werden. 

Hierdurch wird ein Element individueller 
Finanzierung eingeführt. Die Einzelnen 
entscheiden eigenverantwortlich, wann, 
bei welcher Institution und zu welchem 
Bildungszweck die Bildungsgutscheine 
eingesetzt werden sollen. 

Den einzelnen Bildungsinstitutionen die-
nen die Bildungsgutscheine, die die Ler-
nenden bei ihnen einreichen, als Beitrag 
zu ihrer Finanzierung. Der überwiegende 
Teil der Finanzierung öffentlicher Institu-
tionen wird weiterhin auf dem Wege der 
Sockelfinanzierung erfolgen. Die Bil-
dungsgutscheine können nur bei akkre-
ditierten - öffentlichen oder nicht öffentli-
chen - Institutionen eingereicht werden . 
Die Akkreditierung erfolgt im staatlichen 
Auftrag im Rahmen eines Verfahrens der 
Qualitätsprüfung. 

Gespeist wird das Bildungskonto auf vier 
Wegen: 

• Die Kontoinhaber selbst, deren An-
gehörige oder andere Dritte können 
durch Einzahlungen auf das Bildungs-
konto zum Aufbau des Guthabens 
beitragen (Bildungssparen). Eine Ein-
zahlungspflichtbesteht nicht, durch 
steuerliche Begünstigung schafft der 
Staat jedoch Anreiz für Einzahlungen. 
Die steuerliche Begünstigung wird de-
gressiv gestaltet: Sie ist um so höher, 
je niedriger das Einkommen ist. Liegt 
das Einkommen der Familie bzw. des 
Kontoinhabers unter einer politisch 
festzulegenden Grenze, tritt an die 
Stelle steuerlicher Begünstigung ein 
direkter staatlicher Bildungskontozu-
schuss. 

• Der Staat zahlt regelmäßige- in ihrer 
Höhe sozial gestaffelte - Ausbildungs-
zuschüsse auf das Bildungskonto ein. 
Die Zahlung dieser Zuschüsse setzt 
nach Beendigung der allgemeinen 
Schulpflichtzeit im allgemeinbildenden 
Schulwesen ein , sofern die Kontoin-
haber über kein eigenes Einkommen 
verfügen. Zur Finanzierung der Zu-
schüsse werden all die Leistungen ge-
bündelt, die der Staat derzeit für in Bil-
dung und Ausbildung befindliche über 
16-jährige Heranwachsende bzw. für 
deren Familien erbringt; dazu zählen 
insbesondere die Steuerfreibeträge, 
die während der Teilnahme an Bildung 



und Ausbildung gewährt werden, so-
wie die Zahlungen, die der Staat aus 
den gleichen Gründen (insbesondere 
als Kindergeld) an die Familien leistet. 

• Der Staat schreibt dem Bildungskonto 
Bezugsrechte für Bildungsgutscheine 
gut. Die Bildungsgutscheine dienen 
der anteiligen Finanzierung der Bil-
dungsinstitutionen. Das Gesamtvolu-
men dieser Gutscheine orientiert sich 
an der anspruchsvollsten Ausbildung 
(dem verzögerungsfreien Durchlauf 
durch die gymnasiale Oberstufe und 
der Regelstudienzeit eines Univer-
sitätsstudiums). Der Kaufpreis der 
Gutscheine setzt sich aus dem Be-
zugsrecht als staatlich zur Verfügung 
gestellter Zuschuss sowie individuel-
len sozial gestaffelten Zuzahlungen 
aus dem Bildungskonto zusammen. 
Die Bezugsrechte können zu Lebzei-
ten des Kontoinhabers nicht verfallen, 
sie sind also jederzeit einlösbar, aller-
dings ausschließlich zu Bildungs-
zwecken bei akkreditierten Institutio-
nen. Sind die individuellen Bezugs-
rechte erschöpft, können weitere Bil-
dungsgutscheine erworben werden, 
jedoch zu einem Kaufpreis, der keine 
staatliche Bezuschussung enthält. Die 
staatliche Finanzierung der Bezugs-
rechte für Gutscheine erfolgt aus den 
staatlichen Bildungsausgaben, die 
bisher weitgehend leistungsunabhän-
gig direkt den Bildungsinstitutionen 
zufließen. ln Zukunft soll die Finanzie-
rung der Institutionen teilweise über 
die individuell genutzten Bildungsgut-
scheine, zum größeren Teil über die 
Sockelfinanzierung erfolgen. 

• Den Kontoinhabern gewährleistet der 
Staat das Recht, über das Bildungs-
konto Bildungsdarlehen zu sozial 
gestaffelten Zinssätzen zu erhalten, 
die durch staatliche Subvention unter-
halb der banküblichen Zinssätze ge-
halten werden. Diese Darlehen, die 
wiederum nur für Zwecke der Bildung 
und Ausbildung eingesetzt werden 
dürfen, werden nach Abschluss der 

Bildung und Ausbildung zurückge-
zahlt. Die Rückzahlungspflicht beginnt 
spätestens ein Jahr nach Eintritt in ein 
Beschäftigungsverhältnis; die Höhe 
der Rückzahlungsraten ist einkom-
mensabhängig. 

Entnahmen aus dem Bildungskonto kön-
nen für alle Bildungszwecke erfolgen: 
Zum Erwerb von Bildungsgutscheinen, 
gegebenenfalls für zusätzliche Gebühren 
akkreditierter Bildungsinstitutionen sowie 
(bis zu einem festzulegenden monatli-
chen Höchstsatz) für den Lebensunter-
halt während einer Bildungsphase. Bei al-
len Entnahmen aus dem Konto, die nicht 
der Finanzierung von Bildung und Ausbil-
dung dienen, werden die öffentlich ge-
währten Förderungsbeiträge einbehalten. 

Bildungsgutscheine und Bildungsgutha-
ben werden für den Elementarbereich so-
wie für Schulangebote während der 
Wahrnehmung der Schulpflicht nicht ein-
geführt 

Die Empfehlung zur Einrichtung von Bil-
dungskonten soll - zumindest für eine 
längere Phase der Erprobung - auf die 
Bereiche der gymnasialen Oberstufe, des 
schulischen Teils der Dualen Ausbildung, 
der beruflichen Ausbildung in Vollzeit-
schulen, der Hochschulbildung und der 
Weiterbildung begrenzt werden. Diese 
Einschränkung wird damit begründet, 
dass in den Kindergärten und in der Pri-
marstufe sowie in den Schulen der Se-
kundarstufe I Schulpflicht besteht, und 
dass eine zentrale Voraussetzung für die-
sen Ansatz, die Möglichkeit der Auswahl 
zwischen unterschiedlichen Angeboten, 
häufig nicht gegeben ist. 

Bildungskonten stärken die Selbststeue-
rungskräfte der Bildungsanbieter und -
nachfrager gleichermaßen. 
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Das Konzept des Bildungskontos verfolgt 
mehrere Ziele zugleich: 

• Das Bildungsguthaben soll den Le-
bensunterhalt während der Teilnahme 
am Bildungssystem im Anschluss an 
die Zeit der Schulpflicht im allgemein-
bilden System unabhängig von der 
sozialen Lage der Herkunftsfamilien 
bzw. der Teilnehmenden sichern hel-
fen. 

• Die Bildungsgutscheine, für deren 
Erwerb auch eigene Mittel eingesetzt 
und die bei der Nutzung von Bil-
dungsangeboten hergegeben werden 
müssen, sollen die Individuen anrei-
zen , Bildungsangebote durch eigene 
Anstrengungen optimal zu nutzen. 
Dieser Effekt kann insbesondere auch 
deshalb erwartet werden , weil nach 
dem Verbrauch der bezuschussten 
Bildungsgutscheine die gegebenen-
falls erforderlichen weiteren Bildungs-
gutscheine staatlich nicht mehr sub-
ventioniert werden. 

• Dieses System begünstigt in allen 
Bildungswegen im Sinne des lebens-
langen Lernenseine neue Verteilung 
von Lernzeiten auf die Lebenszeit. 
Auch Formen des Teilzeitlernens wer-
den besser berücksichtigt. 

• Die individuelle Entscheidung über die 
Verwendung der Bildungsguthaben 
(einschließlich der Bildungsgutschei-
ne) befördert bei den Einzelnen die Ei-
genverantwortlichkeit bei der Gestal-
tung der Bildungswege. 

• Dadurch, dass alle Individuen beim 
Aufbau von Bildungsguthaben vom 
Staat unterstützt werden , und da-
durch, dass sie alle beim Erwerb von 
Bildungsgutscheinen zuzahlen müs-
sen, wird die derzeit ungleiche Vertei-
lung von Gebührenpflicht (etwa bei ei-
nem Teil der Vollzeitberufsschulen) 
und Gebührenfreiheit (etwa bei den 
Hochschulen) aufgehoben. Zugleich 
mindert das Prinzip der sozialen Staf-
felung bei der Förderung von Einzah-
lungen in das Bildungskonto, bei der 

Festsetzung der Höhe der Ausbil-
dungszuschüsse und bei der Bezu-
schussung von Zinsen für Bildungs-
darlehen die bisher bestehende Chan-
cenungleichheit 

• Die individuelle Verfügung über Bil-
dungsguthaben und -gutscheine stei-
gert bei den Bildungsanbietern infolge 
der Konkurrenz um die Bildungsgut-
scheine die Qualität ihrer Angebote, 
weil die Finanzierung der Institutionen 
über einen Sockel-betrag, den der 
Staat den Institutionen direkt zuweist, 
durch die individuellen Bildungsgut-
scheine ergänzt wird . Wenn eine Insti-
tution zu wenige Bildungsgutscheine 
erhält, wird ihr Bestand gefährdet. 
Qualitative Schwächen bei den Anbie-
tern werden so 'bestraft ', qualitative 
Stärken 'belohnt'. Insgesamt wird so 
das Prinzip der Folgenlosigkeit unter-
schiedlichen Engagements bei der Si-
cherung und Steigerung der Qualität 
von Bildungsangeboten durchbra-
chen . 

Meine Damen und Herren, die Empfeh-
lungen des Sachverständigenrates Bil-
dung machen deutlich, dass in Fragen 
der Bildungsfinanzierung differenzierte 
Betrachtungsweisen unabdingbar sind. 
Am Beispiel diverser platter und plakati-
ver Forderungen nach Studiengebühren 
ist abzulesen, wie man die Debatte nicht 
führen darf. Angesichts der Tatsache, 
dass einerseits die Beteiligung der Kinder 
aus Arbeiterfamilien an der Hochschulbil-
dung seit Jahren rückläufig ist, und dass 
wir andererseits Nachwuchs in den Na-
tur- und Ingenieurwissenschaften drin-
gend benötigen, sind intelligente Kon-
zepte gefragt, die jegliche soziale Selek-
tion ausschließen, und die zum Hoch-
schulstudium einladen, anstatt davon ab-
zuschrecken. 

Uwe Dieter Steppuhn ist 
Leiter der Abteilung Studienförderung 
der Hans-Böckler-Stiftung 



Diskussion am 28.03.03 
Moderation: Detlef Müller-Böling 

Danz: Meine Name ist Hartmut Danz. Ich 
bin Vorstandsmitglied der GBWAG, das 
ist ein Wohnungsunternehmen, das in 
München seit über 60 Jahren tätig ist. Wir 
sind Ende letzten Jahres in Kontakt ge-
kommen mit der TU München vor dem 
Hintergrund des angespannten Woh-
nungsmarktes in München, der natürlich 
in besonderem Maße auch die Studenten 
trifft. Wir waren gefragt, Vorschläge zu 
machen bzw. zu überprüfen, ob privates 
Kapital für studentische Wohnraumver-
sorgung mobilisiert werden kann, was 
bislang praktisch nicht vorkommt. Im We-
sentlichen wird die Versorgung der Stu-
denten in München mit Wohnraum vom 
Studentenwerk als einem ganz großen 
Anbieter geleistet. Auf der anderen Seite 
natürlich - die weitaus größere Zahl -
durch private Haushalte, die unterver-
mieten, oder als Kapitalanleger zum Teil 
Wohnungen bereitstellen. Die Problema-
tik, die dabei zu lösen ist: Das Gut Woh-
nen erlöst bei uns nicht den Preis, den es 
eigentlich kosten müsste. Diese Quadra-
tur des Kreises schaffen wir natürlich 
auch nicht beim studentischen Woh-
nungsbau, wir können nur nach Wegen 
suchen, wie es ohne staatliche Förderung 
unter Umständen doch noch in vernünf-
tigen Größenordnungen kommen kann. 
Und das geht, das muss man leider sa-
gen, letzten Endes nur durch Zurück-
schneiden der Ansprüche, einmal, was 
den Raumbedarf angeht, und auf der an-
deren Seite durch die lnkaufnahme eines 
vergleichsweise hohen Preises, wenn 
man das auf die Quadratmeter bezieht. 

Wir haben einmal gerechnet, was man 
hier machen kann. Es gibt Möglichkeiten, 
ähnlich wie das das Studentenwerk auch 
macht, nur eben ohne öffentliche Förde-
rung. Ich nehme jetzt einfach mal das Er-

gebnis vorweg. Ein Apartment liegt in ei-
ner Größenordnung von 15 m2 voll 
möbliert, mit all dem, was man so 
braucht, inklusive aller Nebenkosten, die 
für den Betrieb notwendig sind, d.h. Hei-
zung, Warmwasser, aber auch Strom und 
ähnliche Dinge- Fernsehen, Telefon wä-
re selbst noch zu leisten - aber sonst ist 
alles pauschal mit dabei. Wir meinen, 
dass man das unter 400 Euro - wir sind 
auf einen Betrag von etwa 390 Euro ge-
kommen -anbieten kann, wenn man un-
terstellt, dass man das Grundstück zu 
Marktpreisen einkauft. Dies wurde be-
sprochen, auch mit Studentenvertretern 
und von dort als akzeptables Angebot 
gesehen. Das soweit vielleicht mal als 
kurze Einführung. 

Müller-Böling: Es gibt die erste Wortmel-
dung. 

Kleinhenz: Kleinhenz, Universität Passau. 
Ich habe zwei Fragen. Zunächst eine klei-
ne technische Frage, vielleicht an Herrn 
Grüske gerichtet: Diese nachgelagerten 
Studiengebührenbeträge müssten ja 
wohl nach meiner Einschätzung steuer-
mindernd als Werbungskosten anzuset-
zen sein und dann zu Steuerminderungen 
führen. Ist das tatsächlich so? 

Meine zweite Frage richtet sich eigentlich 
an alle Vortragenden. Alle Beiträge unter-
stellen bei der Befürwortung von Studi-
enbeiträgen einkommensproportionale 
Rückzahlungen. Mich wundert das et-
was, und ich würde sozusagen mal öko-
nomisch advocatus diaboli spielen. Das 
ist ja im Grunde eine Sozialverträglich-
keitsklausel, und es besteht nach den 
ökonomischen Anreizbedingungen ei-
gentlich die Gefahr des moral hazard, der 
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Gefahr, dass Einzelne, je nach ihren Prä-
ferenzen, ein höheres Einkommen ver-
meiden, sei es durch geringere Anstren-
gung, sei es durch Tätigkeit in der infor-
mellen Wirtschaft, so dass sie dann kei-
ne oder nur geringe Rückzahlungsver-
pflichtungen haben. Ist das unter den 
Ausfallquoten mitbedacht worden , oder 
ist das nicht mitbedacht? Das würde 
mich vor allen Dingen bei der privaten In-
itiative von Herrn Sehrnutzier interessie-
ren. 

Vielleicht eine kleine Anmerkung noch zu-
letzt, die sich primär an Herrn Dr. Wilhelm 
als Politiker richtet. Ich denke, man müs-
ste versuchen, die gesamtgesellschaftli-
che Diskussion über Studiengebühren 
dadurch voran zu treiben, dass man sie 
stärker mit der Diskussion über die Al-
tersversorgung verknüpft, und dass man 
im Grunde den Versuch macht, die Dis-
kussion über die Riesterrente, über die 
zweite Säule der privaten Altersvorsorge, 
in die Diskussion über Bildungsfonds z.B. 
oder mit dieser zu verkoppeln , dann wür-
de man vielleicht schneller auch politisch 
vorankommen. Vielen Dank. 

Müller-Böling: Gut, zuerst Herr Grüske. 

Grüske: Herr Kleinhenz, die Frage der 
Steuerminderung ist insofern nicht zu 
berücksichtigen, weil Aufwendungen in 
die Ausbildung auch nicht steuermin-
dernd geltend gemacht werden können . 
Insofern, denke ich, stellt sich dieses Pro-
blem nicht. Wenn Sie heute ein Darlehen 
aufnehmen für eine Eigentumswohnung 
und zahlen es hinterher zurück, dann ist 
es in der Regel auch nicht steuermin-
dernd. Es sei denn, dass Sie eine Eigen-
heimzulage haben oder Sie investieren in 
ein Unternehmen. Das würde übrigens 
auch den zweiten Punkt betreffen, näm-
lich das moral-hazard-Problem: Wenn 
man meint, dass jemand Einkommen 
deshalb so stark runterdrückt, weil er hier 

120 Euro bezahlen müsste, dann meine 
ich, ist der Anreiz nicht so ausgeprägt. Ich 
glaube, dass die Steuerquoten insge-
samt und die Belastungen sehr viel aus-
schlaggebender sind. Und wenn deroder 
die Betroffene das Einkommen entspre-
chend mindert, dann verlängert sich ganz 
einfach die Rückzahlungslaufzeit Die 
Ausfallgarantien , die wir hier brauchen, 
sind eher für die gedacht, die aufgrund 
von Krankheit, Arbeitslosigkeit oder auf-
grund von Kindererziehung eine Zeit lang 
aus dem Berufsleben ausscheiden und 
dann eben nicht zur Rückzahlung fähig 
sind. Die haben dann insofern auch kein 
Risiko, was immer einen wesentlichen 
Abschreckungsmechanismus darstellt, 
dass man hinterher nicht weiß , was man 
an Einkommen erzielt, und deswegen die 
Rückzahlung nicht leisten kann , weil ein 
Riesenberg vor einem steht. Es ist inso-
fern eben ganz einfach dadurch gemin-
dert, dass man es ans Einkommen bin-
det, wo wir übrigens die Finanzämter da-
zu brauchen, um die Einkommensgren-
zen festzulegen . Ich würde das nie als 
Steuerrückzahlung bezeichnen, wie das 
eben bei Herrn Kluge der Fall war, weil 
das keine Steuer ist, die wir da haben, 
sondern eine Darlehensrückzahlung. 

Müller-Böling: Die Frage nach der ein-
kommensproportionalen Rückzahlung ist 
ja beim Darlehen so geregelt, dass es ab 
einer bestimmten Einkommenshöhe 
überhaupt erst zur Darlehensrückzahlung 
kommt. Diese Einkommenshöhe ist im 
Grunde genommen die soziale Kompo-
nente. Und die ist festsetzbar und auch 
politisch in irgendeiner Weise festzuset-
zen. Darüberhinaus kann es auch pro-
portionale Rückzahlungen geben. Beim 
Fonds sieht das unter Umständen etwas 
anders aus, da würde ich gerne Herrn 
Sehrnutzier bitten , auch zu sagen, wie 
das bei ihm in seinem Fonds vorgesehen 
ist. 



Schmutzler: Zunächst mal zu der Frage 
von eben. Der Student würde sich ja ins 
eigene Fleisch schneiden, würde er sein 
Einkommen mindern. Wenn er beispiels-
weise jetzt 5 Prozent seines Einkommens 
zurückzahlt, und er mindert sein Einkom-
men absichtlich , würden natürlich die an-
deren 95 Prozent auch gemindert wer-
den, insofern wird er das nicht tun. Dann 
vielleicht noch ganz kurz zu dem Problem 
der adverse selection, also d.h. dass nur 
diejenigen Studenten, die ein weniger 
gutes Einkommen erwarten, eine Studi-
enfinanzierung über Bildungsfonds in Be-
tracht ziehen würden. Das Argument gilt 
insofern nicht, als dass auch selbstbe-
wusste Studenten die Kostenrisiken ei-
nes Studiums minimieren möchten. Stu-
denten sind in der Regel äußerst risikoa-
vers. Außerdem ließe sich als zusätzliche 
Lösung ein Stipendiensystem integrieren. 
Man sagt, dass die besten Studenten in-
sofern gefördert werden, dass sie weni-
ger zurückzahlen, gar nicht zurückzahlen 
oder eben, dass die Zinslast übernom-
men wird. Außerdem muss man sehen, 
dass die Gehaltszahlungen in den ersten 
Jahren nach dem Berufseinstieg relativ 
dicht beisammen liegen. Also selbst die 
Studenten, die etwas mehr zurückzahlen 
oder weniger zurückzahlen, werden sich 
relativ dicht um den Erwartungswert, mit 
dem wir ja rechnen, bewegen. 

Müller-Böling: Zur Riesterrente bzw. zur 
Altersversorgung, Herr Wilhelm, wollen 
Sie noch was dazu sagen? 

Wilhelm: Das war eine Aufforderung an 
mich, die ich gehört habe. Ich bin einer 
von denen, die hier die Diskussion nicht 
am allermeisten tragen werden, aber es 
ist eine wichtige Anregung, danke. 

Müller-Böling: Von mir vielleicht die Be-
merkung: Je mehr Sie noch miteinbezie-
hen, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, dass nichts passiert in dieser Repu-
blik. Herr Schöck ist der Nächste. 

Schöck: Schöck, Friedrich-Aiexander-
Universität Erlangen-Nürnberg. Ich stehe 
jetzt hier nicht so sehr als Sprecher der 
Kanzler der deutschen Universitäten, 
sondern diesmal als der Kanzler einer 
Universität, die sich mit dem Thema Stu-
diengebühren möglicherweise dem-
nächst beschäftigen muss. Die Frage 
geht jetzt an das betreuende CHE: Sie 
haben in den Beispielen 3 Prozent Ver-
waltungskosten ausgewiesen. Da hätte 
ich erstens die Frage, wie die zustande 
gekommen sind, und ich hätte zweitens 
den Wunsch, das richtet sich dann mehr 
an die Politik, das System, wenn es 
kommt, so einfach wie möglich zu ma-
chen. Es ist die Situation ja so, dass wir 
im Augenblick auch Beiträge erheben, 
was hier noch gar nicht zur Diskussion 
gestellt worden ist. Administrativ wird al-
so bereits bei jeder Rückmeldung Geld 
erhoben, und ob auf diesen Überwei-
sungsträgern jetzt 50 Euro oder 500 Eu-
ro oder 1.000 Euro stehen, macht eigent-
lich keinen Unterschied in der Verwal-
tung. Es macht aber sehr wohl einen Un-
terschied, wenn man dann bei der Rück-
meldung anfangen muss zu sehen: Ist es 
ein Sozialfall oder ist es ein besonders 
förderungswürdiger Fall? Was ich als 
noch administrierbar ohne zusätzlichen 
Aufwand betrachten würde, wäre, wenn 
man sagt, Fakultät A kostet soviel, Fakul-
tät B kostet soviel, und Fakultät C kostet 
soviel. Aber alles, was drüber hinausgeht, 
ist administrativ wenn nicht von Ubel, 
dann auf jeden Fall teurer. Aber ich wür-
de mich, wie gesagt, dafür interessieren, 
wie die 3 Prozent zustande gekommen 
sind. 

Müller-Böling: Im Sinne der pessimisti-
schen Schätzung haben wir geschaut, 
was in Australien los ist, was in den an-
deren Ländern an Beträgen angesetzt 
werden muss, und haben davon den 
höchsten Betrag genommen, weil uns ja 
bereits von der Bayerischen Landesre-
gierung vorgeworfen wurde, wir würden 
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das alles viel zu optimistisch sehen. Wir 
haben es nur pessimistisch betrachtet. ln 
der Variante, die jetzt gerechnet ist, ist es 
ja relativ einfach. Jeder ist zahlungs-
pflichtig, und gegebenenfalls kann es 
fächerspezifische Differenzierungen ge-
ben, was die Höhe anbetrifft, und gege-
benenfalls kann es auch BAföG-Empfän-
ger geben, die befreit werden. Auch das 
ist noch relativ einfach. Aber wie auch im-
mer, das sind ja nur Varianten, die wir ge-
rechnet haben, aber ich denke, das ist 
vom Verwaltungsaufwand noch relativ 
überschaubar. 

Wilhelm: Ich möchte nur zu dem, was 
Herr Kanzler Schöck angeregt hat, sa-
gen, ich stimme dem voll zu. Es muss ein 
einfaches, leicht zu administrierendes Sy-
stem sein . Erstens, weil es dann leichter 
eingesehen, weitergetragen und akzep-
tiert wird. Und zweitens, weil man sich 
natürlich Verwaltungskosten spart. Ich 
habe gestern verzichtet auf jegliche Va-
riationen. Man kann sie natürlich nach 
den Kosten vornehmen, aber auch die-
ses ist schon problematisch, die teuer-
sten sind die lngenieurwissenschaften, 
und wir haben zu wenige Ingenieure. 
Wenn ich also da stark die Gebühren er-
höhen würde, dann hätte ich einen zu-
sätzlichen Effekt, dass Leute, die wir 
brauchen, nicht zustande kommen, also 
es wäre ein Fehler. Und genauso ist es ein 
Fehler, wenn man nach den Arbeits-
marktchancen differenzieren würde. Das 
ändert sich , wie wir zum Beispiel an den 
Informatikern sehen, ungeheuer schnell, 
da müsste man also andauernd fort-
schreiben und ständig die Akzeptanz für 
die Fortschreibungen wieder gewinnen 
bei den Bürgern. Also lieber ziemlich ein-
fach, ich stimme Ihnen sehr zu. 

Müller-Böling: Gut, jetzt möchte ich aber 
dann doch den Disput auf dem Podium 
nochmal anregen. Herr Kronthaler, Sie 
haben ja eher die andere Richtung, dass 
Sie stärker differenzieren zwischen den 
Fächern, und lassen Sie uns doch die Ar-

gumente einfach austauschen. Herr Wil-
helm hat jetzt Argumente dafür vorgetra-
gen für eine "flat rate" , also für eine ge-
meinsame Gebühr für alle. Die TUM hat 
bisher Überlegungen, das doch stärker 
zu differenzieren, und dann sollte man die 
Argumente auch hier austauschen. 

Kronthai er: Wir wollen in unserem Modell 
nicht zwischen den Fächern differenzie-
ren, sondern zwischen den üblichen gut-
en Standardbedingungen und -Studi-
engängen und den Premiumstudiengän-
gen. Also da, wo man wirklich über dem 
durchschnittlichen Standard liegende, 
zusätzliche Leistungen in einen Premi-
umstudiengang einbaut - dafür sollen 
Beiträge erhoben werden. Das ist dann 
etwas, das die Hochschule kalkuliert und 
schaut, was braucht man dafür? Natür-
lich muss man auch schauen: Ist es am 
Markt durchsetzbar? Wir wollen nicht we-
niger Studierende ausbilden, aber die, die 
wir jetzt ausbilden, besser. 

Müller-Böling: O.k. , und der Herr Wilhelm 
hatte ja dann, wenn ich das richtig ver-
standen habe, gestern auch schon ge-
sagt, hier gibt es natürlich auch Kombi-
nationsmöglichkeiten, d.h. man könnte 
sagen, generell für alle Studiengebühren, 
und dann könnte es noch diese Premi-
um-Gebühren geben. Das entspricht 
dann dem, was augenblicklich in England 
mit den Job-up-fees diskutiert wird. 

Kronthai er: Ich halte das für wirklich wich-
tig . Vor allem, was die Leistungssteue-
rung und den wettbewerbliehen Anreiz in 
und zwischen Hochschulen anbelangt, 
dass man also nicht nur von einer Ein-
heitsgrundgebühr sprechen kann , son-
dern wirklich sich anstrengt zu schauen, 
wo stehen wir mit unseren Angeboten , 
wo stehen die Benchmarks, wo sind die 
vergleichbar Besten, was können wir tun, 
um selbst besser zu werden . Weil dann 
erstmals - aber auch mit relativ viel Geld, 
muss man sagen- Anreize bestehen, den 
Wettbewerb in der Lehre wahrzunehmen 



und ernst zu nehmen. Ich halte es für un-
verzichtbar, dass es diese Möglichkeiten 
auf jeden Fall zusätzlich geben muss. Ich 
verkenne nicht, dass natürlich Studien-
gebühren in der Breite schon allein we-
gen positiver Steuerungswirkungen und 
Steuerungsmechanismen von Bedeu-
tung sein können , aber es muss ein diffe-
renzierter Wettbewerb möglich sein . Der 
Herr Kluge hat es vorhin ja auch nochmal 
sehr eindringlich gesagt. 

Müller-Böling: Dann ist Herr Sandberger 
dran. 

Sandberger: Sandberger, Universität Tü-
bingen. Ich wollte noch einmal zurück-
kommen auf die Frage der Ausfallraten. 
Es gibt ja eine HIS-Studie, nach derwirei-
ne Studienabbrecherquote von durch-
schnittlich 30 Prozent haben, in einigen 
Fächern bis 70 Prozent, vor allem in den 
geistes- und sozialwissenschaftliehen 
Studiengängen. Mich würde nun interes-
sieren, ob Sie diese Beobachtungen in Ih-
re Modelle eingebaut haben, oder gehen 
Sie davon aus, dass durch die Qualitäts-
verbesserung sich die Abbruchquoten 
radikal senken lassen? Oder führen Sie 
eine Bonitätskontrolle durch, bevor Sie 
überhaupt die betreffenden Bewerberin-
nen und Bewerber in das Darlehensmo-
dell aufnehmen? Das ist mir alles etwas 
unklar geblieben. Ich darf die Frage viel-
leicht an die verschiedenen Modellreprä-
sentanten stellen. 

Kronthaler: Zunächst, Herr Sandberger, 
ist in unserem Modell nicht vorgesehen , 
dass die Hochschule selbst Darlehen 
vergibt , sondern die Darlehen sollen auf 
einer privatwirtschaftliehen Basis erfol-
gen, wie das Herr Jentzsch von der Hy-
poVereinsbank gestern einmal skizziert 
hat. Es kam ja gestern noch der Ge-
sichtspunkt Sallie Mae durch. Wenn sich 
die Geschäftsbank gewissermaßen bei 
einem AAA gerateten Institut refinanzie-
ren kann, werden die Darlehen langfristig 
bei ungefähr 6 Prozent, also doch zu ver-

nünftigen Bedingungen ausgegeben 
werden können. Der Staat wird mögli-
cherweise die Ausfallbürgschaft über-
nehmen und eventuell von ihm ge-
wünschte Sozialleistungen bezahlen 
müssen. Das ist vielleicht im Bildungs-
fonds-Modell etwas anderes. Aber wenn 
der Staat sagt, ich will Familienförderung, 
ich will einkommensabhängige Rückzah-
lung, dann kann man das entweder über 
die Solidargemeinschaft der Studienge-
bührenzahler machen, dass man da ei-
nen Anteil davon abzweigt, oder der 
Staat sagt, das zahl ich, möglicherweise 
aus dem bisherigen Aufkommen für 
BAföG. 

Jetzt aber zu den Ausfallrisiken. Da hat 
mir der Herr Jentzsch gestern im An-
schluss noch etwas hoch Interessantes 
gesagt, dass nämlich selbst im Konsu-
mentenkreditbereich die Ausfallrisiken 
unter 2 Prozent liegen. Das ist die Quote 
vom letzten Jahr, das nicht so übermäßig 
gut gelaufen ist. D.h. aber im Klartext, wir 
dürfen nicht die Studienabbrecher gleich-
zeitig als Ausfall für das Darlehen sehen. 
Häufig sind es ja auch Studienabbrecher, 
die wirtschaftlich besonders erfolgreich 
sind, also Abbrecherquote ist nicht gleich 
Ausfallquote. Und die normale Ausfall-
quote für ein im Übrigen nicht weiter ge-
sichertes Darlehen - die Ausfallbürg-
schaft des Staates mal beiseite gelassen 
- dürfte bei den Studierenden sicher un-
ter den normalen Privatkonsumentenkre-
diten liegen, also irgendwo unter 2 Pro-
zent. Teuer werden natürlich die "Sozial-
elemente". Deswegen sind in diesen Mo-
dellrechnugnen hierfür immer bis zu 15 
Prozent angesetzt worden. 

Grüske: Herr Sandberger, ich denke, das 
Hauptproblem liegt in der Vermischung 
zwischen Ausfallquote und Abbrecher-
quote. Die Ausfallquote heißt, dass je-
mand gar nichts bezahlt. Ein Abbrecher 
hat immerhin die ersten drei, vier, fünf Se-
mester- solange er halt studiert hat- Lei-
stungen der Universität in Empfang ge-
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nommen und für diese Zeit auch Ge-
bühren oder Beiträge bezahlt, und hat 
entsprechend für diese Zeit auch ein 
Darlehen zu bezahlen. Und wenn er hin-
terher, irgendwann wird er auch Geld ver-
dienen, aus diesem Einkommen heraus 
diesen Teil des Darlehens, der natürlich 
viel geringer ist, zurückbezahlt, haben Sie 
da auch keine Ausfallquote zu berech-
nen, weil der ja automatisch sich auf das 
geringere Darlehen bezieht. Insofern gibt 
es da überhaupt kein Problem. 

Schmutzler: Selbst ein Studienabbrecher 
verdient Geld, in manchen Fällen wahr-
scheinlich mehr, als wenn er das Studium 
durchgezogen hätte. Studienabbrecher 
kann natürlich auch heißen, dass er sein 
erstes Studium abbricht und ein anderes 
aufnimmt, und das haben wir auch be-
achtet. D.h. wir rechnen mit den Ausfall-
wahrscheinlichkeiten und wissen auch, 
dass die angefangenen Studiengänge in 
manchen Fällen nicht immer durchgezo-
gen werden. Aber wenn wir im Bereich 
von Lebenshaltungskosten sind, da kann 
natürlich der Staat keine Ausfallbürg-
schaften übernehmen, das ist klar. Des-
wegen liegt das Risiko hier auf Fonds-
Ebene. Allerdings, wenn man dann von 
Studiengebühren, von großflächigen Stu-
diengebühren redet, kann eben diese 
Ausfallbürgschaft auch staatlich über-
nommen werden, so dass wir das Risiko 
für die Investoren noch einmal senken. 
Aber bei Lebenshaltungskosten kann so 
etwas staatlich natürlich nicht gemacht 
werden. 

Müller-Böling: Eine interessante Variante, 
Herr Schmutzler, war ja auch noch diese 
Versicherung . 

Schmutzler: Die Versicherung umfasst 
natürlich verschiedene Möglichkeiten. 
Die schlimmsten, an die man natürlich 
nicht denken mag, sind der Tod oder ei-
ne Invalidität des Studenten. Die sind auf 
jeden Fall abgesichert, per Versicherung. 
Andere Dinge, wie beispielsweise ein 

Studienabbruch, ein Studiengangwech-
sel oder eben auch ein späterer Beruf-
seinstieg, sind durch die Verträge so ge-
regelt, dass der Student kein großes Risi-
ko hat, dass er sich aber auch nicht raus-
winden kann und später eben gar nichts 
bezahlt. Das ist alles auf jeden Fall abge-
deckt. 

Müller-Böling: Können Sie nochmal sa-
gen, was er bezahlen muss, wenn er 
dann bezahlt? 

Schmutzler: Die Frage ist konkret sehr 
schwierig zu beantworten, weil wir ja von 
einer Einkommensabhängigkeit reden. 
D.h. die Rückzahlung wird festgelegt, 
zunächst einmal im Hinblick darauf, wie 
lange und wie hoch der Student gefördert 
wird. Das ist natürlich immer unter-
schiedlich . Es kann ein Student ab dem 
ersten Semester gefördert werden, es 
kann ein Student mit 500 Euro pro Monat 
gefördert werden - das ist das Modell, 
das wir zum Wintersemester realisieren 
wollen - aber es können auch Studenten 
sein, die sagen, ich brauche nur 300 Eu-
ro zusätzlich im Monat. Die Höhe der 
Rückzahlung, also der Prozentsatz des 
Einkommens, wird dann auf Basis dieser 
Daten berechnet. Ich kann Ihnen ein Bei-
spiel nennen, das ich im Kopf habe. Das 
gilt jetzt für BWLer, die nach ihrem Studi-
um beispielsweise bei einer Bank anfan-
gen zu arbeiten. Würde da die Förderung 
über 40 Monate in Höhe von 400 Euro 
monatlich erfolgen, wäre die Rückzah-
lung über sieben Jahre, und das jeweils 5 
Prozent des Einkommens. Also was ganz 
wichtig ist zu verstehen, dass es wirklich 
in Abhängigkeit davon steht, wie hoch 
die Förderung ist, wie lange die Förde-
rung geschieht, und natürlich auch, in 
welchem Studiengang der Student stu-
diert. 

Müller-Böling: Das heißt aber auch, Sie 
würden es nach den Fächern differenzie-
ren. Weil Sie gerade von BWLern gespro-
chen haben: Dann nimmt man vielleicht 



an, dass Geistwissenschaftler ansch-
ließend 20 Prozent bezahlen müssen, 
wegen des höheren Risikos? 

Schmutzler: Grundsätzlich ist das Modell 
ganz flexibel. Grundsätzlich kann der 
BWLer sagen, er möchte meinetwegen 2 
Prozent über 20 Jahre zurückzahlen zum 
Beispiel , oder eben über drei Jahre 10 
Prozent, das bleibt ihm überlassen. Der 
Geisteswissenschaftler wird wahrschein-
lich eine relativ höhere Abgabe leisten 
müssen, d.h. aber absolut, also in Euro-
Zahlen , wird er nicht weniger und nicht 
mehr bezahlen als der BWLer. 

Müller-Böling: O.k. , Herr Steinberg. 

Steinberg: Steinberg, Frankfurt am Main. 
Ich möchte zu der Wohnheimfrage doch 
eine kleine Variante ins Spiel bringen. ln 
Frankfurt ist, ähnlich wie in München, die 
Unterbringung der Studierenden auch ei-
ne der wirklichen Engpässe. Das hält vom 
Studieren ab, da muss man mehr jobben, 
und deswegen wenden wir uns diesem 
Thema auch zu. Wir verhandeln seit eini-
gen Monaten mit drei privaten Investoren. 
Einer davon ist eine öffentliche Woh-
nungsbaugesellschaft, die ähnlich arbei-
tet wahrscheinlich wie sie. Zwei andere 
sind aber private Investoren, die für lm-
mobilienfonds stehen. Wir bekommen 
von diesen Gesellschaften im Mai kon-
krete Angebote, also bis hin zu Plänen, 
wie die Apartments dann aussehen wer-
den. Und in einem ganz wichtigen Punkt 
unterscheidet sich unser Investorenmo-
dell von Ihren Überlegungen: Wir sind in 
der Lage, wir, die Universität, das Land, 
den Investoren auf der Basis von Erb-
baurecht das Grundstück zur Verfügung 
zu stellen. Wir haben zwei neue Standor-
te: Campus Westend und Campus Ried-
berg. Campus Westend für die Geistes-
wissenschaften hinter dem Farben-En-
semble, Campus Riedberg für die Natur-
wissenschaften . Da haben wir relativ vie-
le verfügbare Flächen, und das reduziert 

die Kosten. Die Zahlen , die ich im Augen-
blick genannt bekomme, sind natürlich 
deutlich unter den von Ihnen genannten 
Zahlen. Das bewegt sich, wenn ich es 
richtig in Erinnerung habe, eher in der 
Größenordnung von 250 Euro warm. Und 
das ist natürlich für die Studierenden sehr 
viel attraktiver. D.h. wir haben hier ein Mo-
dell Public-Private-Partnership, und man 
wird von den Investoren auf einen Aspekt 
hingewiesen: Sie haben gesagt, man 
kann die Standards reduzieren, das wol-
len wir natürlich nicht; man kann die 
Größe reduzieren, das wollen wir eigent-
lich auch nicht. Ich setze darauf, dass die 
Investoren kostengünstiger bauen, als 
das etwa dem Studentenwerk mit der 
Staatsbauverwaltung möglich ist. Wenn 
wir das realisieren werden , dann werden 
wir einige 1 00 neue Wohnungsplätze in 
Frankfurt haben. Das Studentenwerk 
baut auch ein neues Studentenheim, 
natürlich auf die klassische Weise. Das 
Studentenwerk hat in den letzten Jahren 
die studentischen Beiträge deutlich er-
höht, um erhebliche finanzielle Rückstän-
de bilden zu können. Wir haben also, 
wenn Sie so wollen, auch einen Wettbe-
werb von Modellen beim Wohnheimbau, 
und wir müssen mal sehen, welches 
dann am Ende die besseren Ergebnisse 
bringen wird . 

Danz: Wir haben unsere Rechnungen an-
gestellt, ohne jegliche staatliche Förde-
rung auszukommen. Das war der Ansatz. 
Alles, was man jetzt noch dazu einbringt, 
wie z.B. Erbbaurechte, macht das Ganze 
günstiger. Die Erbbaurechte bringen übri-
gens nur dann eine wirkliche Entlastung, 
wenn das Erbbaurecht auch einiger-
maßen vernünftig ausgestaltet ist, d.h. 
der Erbbauzins und die Ausgangswerte, 
die hier eingestellt werden , in einer ver-
nünftigen Größenordnung sind. Anson-
sten schafft es zunächst im Wesentlichen 
nur einen LiquiditätsvorteiL Wir haben 
auch darüber nachgedacht, wie man hier 
unter Umständen private Investoren ge-
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winnen kann, die sich bislang hier sehr 
stark zurückhalten, um nicht zu sagen ei-
gentlich gar nicht anwesend sind. Steu-
ersparmodelle drängen sich hier auf. Sie 
haben Fondslösungen genannt, soweit 
sind wir noch nicht, wir sind ganz am An-
fang einer solchen Überlegung. Und wir 
sind eigentlich, gerade vor dem Hinter-
grund des außerordentlich angespann-
ten Münchner Marktes, erstaunt gewe-
sen, dass man doch wahrscheinlich in 
den Bereich kommt, der teilweise auch 
vom Studentenwerk verlangt wird. Das 
geht hier in München nach den mir vor-
liegenden Informationen bis 450 Euro pro 
Apartment und Monat. So dass wir hier 
innerhalb der Bandbreite lägen, die wir 
jetzt mal ermittelt haben. Wie gesagt, das 
sind Dinge, die am Anfang stehen, man 
muss hier weiter miteinander reden. Wo 
man meines Erachtens Abstriche ma-
chen muss, und wo in der Tat Geld drin 
liegt ist, dass die Anforderungen sehr 
hoch sind. Sie sagten, das Studenten-
werk baut teuer, das möchte ich nicht un-
bedingt unterstreichen. Wenn Sie die die 
Bauprogramme mal anschauen, was da 
an Nebenräumen dabei ist, es ist ein 
außerordentlich vielfältiges Angebot ne-
ben dem eigentlichen Wohnplatz selbst. 
Da sind Aufenthaltsräume, Gemein-
schaftsräume, das ist ja alles sehr sinn-
voll, nur man muss sich im klaren darüber 
sein, das kostet Geld. 

Müller-Böling: Ja, schönen Dank. 

vom Hagen: Vom Hagen, Universität Hei-
delberg. Ich hätte ein paar Fragen an 
Herrn Kronthaler. Ich sehe zunächst die 
Gefahr von Zweiklassen-Niveaus in der 
Ausbildung. Und die zweite Frage ist: 
Sind das grundständige Studiengänge, 
oder gehen Sie damit gleich in Master-
studiengänge? Und die dritte für mich 
ganz spannende Frage ist dann: wie ma-
chen Sie es mit dem Lehrpersonal in die-
sen Studiengängen? Gibt es Lehrkräfte, 
die dann nur in den qualitativ hohen Stu-

diengängen unterrichten, oder wie ge-
stalten die ihr Lehrangebot im Verhältnis 
zur Normalbetreuung? Danke schön. 

Kronthaler: Also, die erste Frage war: Die 
Premiumstudiengänge sollen besondere 
Studiengänge sein. Ja. Wir werden aber 
kein Zweiklassenangebot machen. Wir 
wollen also nicht beispielsweise eine Ma-
thematik normal und eine Mathematik su-
per anbieten. Wenn ein Studiengang zum 
Premiumstudiengang gemacht wird, 
dann insgesamt. Wenn es die Fakultäten 
der TUM, die hier betroffen sind, be-
schließen, also die Fakultäten, die eben 
besondere Leistungen erbringen wollen -
und ich hab jetzt die Mathematik ange-
sprochen, ich könnte die Informatik an-
sprechen, die Chemie, die Biochemie, wo 
wirklich schon ausgewählt wird bei uns -
, und man das sich auch machen trauen 
kann, weil man in diesen Bereichen 
schon besonders gut ist. Das erübrigt 
dann auch schon die dritte Frage: Wir ha-
ben dann auch nicht in irgendeiner Art 
und Weise Lehrpersonal normal, light und 
super, sondern gehen mit voller Qualität 
in einen Studiengang hinein, mit allem 
Drum und Dran. Die zweite Frage war: 
Grundständige oder weiterführende Stu-
diengänge? Beides. Auch in grundstän-
digen Studiengängen ist daran gedacht. 
Bei den Masterstudiengängen, soweit sie 
weiterbildende Studiengänge sind, kann 
man ja auch schon Gebühren erheben. 
Und damit kann man erstklassige Lei-
stungen anbieten. 

Müller-Böling: Ja, schönen Dank. 

Morath: Morath, Fachhochschule Mainz. 
Es tut mir fast Leid, dass ich im Rahmen 
der doch schon hochdifferenzierten Dis-
kussion noch einmal ein anderes Thema 
hier reinbringen möchte. Und Herr Müller-
Böling, ich würde einfach bitten, wenn 
das den Rahmen sprengt, unterbrechen 
Sie mich und sagen: Das gehört hier nicht 
rein. 



Es geht um das Thema, dass zur Zeit ein 
Großteil der Studiengebühren aufgrund 
individueller Abmachungen von Firmen 
direkt getragen werden. D.h. , dieses Sy-
stem der individuellen Abmachungen ist 
aufgrund eines dualen Ausbildungssy-
stems, durch das Deutschland in der Ver-
gangenheit weltweit berühmt geworden 
ist, auch durch die Erhöhung der Studie-
rendenzahlen auch auf die Hochschulen 
übertragen worden. Es wird von den Be-
rufsakademien angewandt, es wird zur 
Zeit aber auch schon von der privaten 
Fachhochschule in Elmshorn ange-
wandt. Die Firmen, die diese individuellen 
Abmachungen haben, übernehmen auch 
die Studiengebühren für die Hochschu-
len, die diese Ausbildung realisieren. Für 
uns an der Fachhochschule Mainz kriegt 
das deshalb eine sehr große Brisanz, weil 
der Wissenschaftsminister Zöllner uns 
gesagt hat, wenn wir, Fachhochschule 
Mainz, dieses Schema nicht überneh-
men, dann wäre er gezwungen, in Rhein-
land-Pfalz auch Berufsakademien zu 
gründen. D.h. wir stehen unmittelbar vor 
der Notwendigkeit, jetzt zu sagen, wie wir 
eigentlich unsere dualen Studiengänge 
erweitern können. Wir haben bisher be-
rufsintegrierende Studien ausgebildet, 
wir haben ungefähr 1.000 Studierende, 
die in berufsintegrierenden Studiengän-
gen studieren. Wir sind dem Veto des Mi-
nisters, dass er uns was vorgibt, was wir 
eigentlich gar nicht wollen, insofern ent-
gegengekommen, als wir gesagt haben: 
Gut, wir machen Weiterbildung und dafür 
dürfen wir Studiengebühren erheben, 
d.h. in diesem Bereich sind wir eigentlich 
sehr viel weiter als alles das, was hier dis-
kutiert wird . Bloß: Alles das steht auf ei-
ner ganz persönlich-privat-individuellen 
Ebene. Wir haben Masterstudiengänge 
gebildet in mehrfacher Hinsicht, akkredi-
tierte Masterstudiengänge, wir haben 
weitere Masterstudiengänge, die im Ak-
kreditierungsweg sind. Alle diese lassen 
sich bei uns nur als Weiterbildungsgänge 
über Studiengebühren finanzieren. Die 

Frage ist: Warum ist in diesem Podium 
bisher die Direktfinanzierung durch die 
Wirtschaft eigentlich so gut wie gar nicht 
zum Thema gemacht worden? Und wie 
kann man die Wirtschaft direkt involvieren 
in diesen Finanzierungprozess der Studi-
engebühren? 

Müller-Böling: Also ich denke, wir müs-
sen Ihnen dankbar sein, dass Sie das 
noch einmal angesprochen haben. Wir 
haben das bisher zu wenig thematisiert. 
Es kommt mit Sicherheit, wenn wir 
flächendeckender oder großzahliger Ba-
chelor- und Masterstudiengänge haben. 
Dann kann ich mir sehr gut vorstellen, 
dass Bachelorstudiengänge tatsächlich 
auch von einzelnen Firmen oder individu-
ell für einzelne Personen finanziert wer-
den. Wobei das dann nicht unbedingt 
duale Studiengänge sein müssen in dem 
traditionellen Sinne, dass es dann auch 
Phasen in den Unternehmen gibt, son-
dern dass das tatsächlich fachhoch-
schulische und universitäre Studiengän-
ge sind. Aber ich gebe Ihnen noch einmal 
zu, wir haben das zu sehr ausgeblendet, 
Herr Kronthaler und Herr Grüske. 

Kronthaler: Deshalb ausgeblendet, weil 
wir ja hier an sich das Thema Beiträge für 
grundständige Studiengänge behandeln. 
ln den Bereichen, wo wir Studienge-
bühren erheben können - heute schon 
die weiterbildenden Masterstudiengänge 
-passiert das, was Sie sagen, laufend. Al-
so sowohl bei denen, die hier in München 
stattfinden, wie bei dem jetzt in Singapur 
gerade eingerichteten Masterstudien-
gang "lndustrial Chemistry" gibt es diese 
Unternehmenstipendien, die ja dann 
auch persönliche Beziehungen aufbau-
en. Da läuft es, und das ist in unserem 
Projekt zwar ein bißchen kurz gekom-
men, dass man dieses Stipendienwesen 
mit ausbaut, weil es halt auch kein neuer 
Ansatz ist, aber durchaus mit enthalten. 
Im übrigen ist es ja ein ganz wesentliches 
Element in dem Bildungsfondssystem, 
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wo sich Geldgeber und Geförderte ja 
auch kennen lernen können. Aber Sie ha-
ben recht, in diese Richtung wird man 
weiter ausbauen, und ich sehe da auch 
gute Chancen. 

Müller-Böling: Aber vielleicht lassen wir 
gerade noch Herrn Sehrnutzier auch mal 
was sagen. Sie hatten angedeutet, wie 
diese Kommunikation zwischen den In-
vestoren oder diese Beziehung zwischen 
den Investoren und den Studierenden 
hergestellt werden kann . Haben Sie 
schon erste Erfahrungen, oder können 
Sie dazu noch ein bisschen mehr sagen? 

Schmutzler: Erfahrungen haben wir be-
reits, und zwar durch den ersten Fonds 
an der EBS, der ja Ende letzten Jahres 
umgesetzt wurde. Da haben wir Netz-
werktreffen gemacht zwischen den Inve-
storen und den Studenten, um einfach 
den Kontakt zwischen den beiden Grup-
pen zu verstärken . 

Müller-Böling: Und sind Investoren ge-
kommen? 

Schmutzler: Diese Treffen kamen sehr gut 
an. Sowohl die Investoren als auch die 
Studenten waren begeistert, weil sich da 
nämlich die beiden Parteien gegenseitig 
kennen lernen konnten . Und das zu ei-
nem frühen Zeitpunkt, also nicht so, dass 
man die Studenten bzw. die Absolventen 
erst nach oder in der letzten Phase ihres 
Studiums kennen lernt, sondern durch 
dieses Bildungsfondssystem ermöglicht 
sich ein Kennenlernen ab dem ersten Se-
mester, ein langsames Beschnuppern , 
ein langsames Kennen lernen, so dass ein 
Netzwerk aufgebaut wird . Ich denke, das 
ist auch einer der wesentlichen Punkte, 
warum die Wirtschaft überhaupt in die 
Studenten investieren möchte. Ich denke 
auch, die Wirtschaft möchte eigentlich 
nicht in die Studiengänge investieren, 
sondern in die einzelnen Personen, denn 
sie möchte später die besten Studenten 

für sich gewinnen. Das ist ein ganz we-
sentlicher Aspekt unseres Konzepts, 
dass die Investoren frühzeitigen Kontakt 
zu den Studenten haben und diese auch 
für sich gewinnen können . Und frühzeitig 
auch merken, passt dieser Mensch zu 
uns oder passt er nicht zu uns? Dadurch, 
dass wir auf der einen Seite viele ver-
schiedene Investoren, auf der anderen 
Seite viele verschiedene Studenten ha-
ben, wird ja die Wahrscheinlichkeit eines 
Matchings sehr gesteigert. 

Müller-Böling: Herr Grüske 

Grüske: Vielleicht darf ich ergänzend da-
zu noch etwas bemerken. Es kommt ja 
nicht von ungefähr, dass hier die EBS ge-
nannt wird, Fachhochschulstudiengänge 
unmittelbar an Firmen orientiert usw., was 
machen Sie aber mit all den geisteswis-
senschaftlichen Studiengängen. Wir ha-
ben Theologen, wir haben Erziehungs-
wissenschaftler, wir haben Sprachwis-
senschaftler, philosophische und sonsti-
ge Studiengänge, die wir in einem breiten 
Bildungsangebot an der klassischen Uni-
versität natürlich nicht aufgeben wollen, 
und wo man sich natürlich schwer tun 
wird , mit einzugreifen. Sie werden, da 
möchte ich die Euphorie etwas bremsen, 
dafür keine Investoren, jedenfalls nicht 
genügend, finden , um solche Studi-
engänge auf Dauer aufrecht zu erhalten. 

Ein zweiter Punkt ist, dass sich Unter-
nehmen sozusagen gern just in time or-
ganisieren und finanziell beteiligen wol-
len . Nehmen Sie z.B. einen Weiterbil-
dungsstudiengang Informatik, den die 
Wirtschaft von uns haben wollte, und wo 
sie auch gesagt haben, wir zahlen gern 
unsere Mitarbeiter, die dann da hingehen. 
Und kaum ist die Informatik runtergegan-
gen, die hat sich Nachfragesituation ver-
ändert. Damit haben wir plötzlich größte 
Schwierigkeiten, den Studiengang über-
haupt noch aufrecht zu erhalten, weil die 
Firmen sich einfach zurückgezogen ha-



ben. Aus. So kann man natürlich ein Stu-
dium auf Dauer nicht finanzieren und auf-
recht erhalten. Und insofern kann das im-
mer nur eine Zusatzmöglichkeit sein, die 
wir selbstverständlich vielfältig in An-
spruch nehmen. Wir haben jetzt auch ei-
nen MBA-Studiengang in Schanghai an-
gestrebt, arbeiten mit Weiterbildungs-
maßnahmen und über verschiedenste 
Bereiche. 

Müller-Böling: Da muss man noch mal 
Herrn Schmutzlerfragen. lst das Konzept 
des Bildungsfonds nur was für Top-Stu-
dis auf der einen Seite und am besten 
dann noch in gerade gut nachgefragten 
Fächern auf der anderen Seite? Oder 
geht das auch für den ich sag mal Althi-
storiker, der unter Umständen so eine 
Hilfskraftstelle in einer Bibliothek be-
kommt? 

Schmutzler: Also in einer ersten Stufe 
ganz klar: Ja, es ist nur etwas für die Top-
Unis, deswegen sind wir an der TUM , 
deswegen werden wir wahrscheinlich ... 

Grüske: ... Da muss ich ja schon mal pro-
testieren, als ob Geisteswissenschaften 
... , ein Althistoriker kann ein absoluter 
Top-Mann sein . Wir haben z.B. den welt-
weit bekanntesten Fledermausforscher 
bei uns, der ist top, und ich würde mich 
sehr dafür aussprechen, das nicht darauf 
zu konzentrieren, wie Sie das gerade tun . 

Schmutzler: Herr Professor Grüske, wir 
würden uns freuen, auch einen Fonds an 
Ihrer Universität umzusetzen, so war das 
sicherlich nicht gemeint. Aber wir wer-
den, so wie es aussieht, in diesem ersten 
Fonds an der TU München Studenten 
fördern , die in ausgewählten Studiengän-
gen studieren. Das hat den Grund, dass 
man die Investoren natürlich in einem er-
sten Schritt überzeugen muss, dass so 
ein Fondssystem funktioniert , und das 
geht immer besser mit Studenten, die in 

der Wirtschaft gesucht werden. Das ist, 
denke ich, selbstverständlich. Insofern 
gebe ich Ihnen auch Recht, es muss im-
mer ein zusätzliches Angebot sein . Wir 
wollen sicher keine Konkurrenz zum 
BAföG darstellen, allerdings denken wir 
auch, dass mittelfristig das Konzept sehr 
wohl auf andere Universitäten und Studi-
engänge ausgedehnt werden kann . 
Wenn erst einmal die Denkweise in den 
Köpfen der Investoren so verbreitet ist, 
dass, wie Herr Dräger gestern schon sag-
te, eben Humankapital eigentlich die be-
ste Investition in die Zukunft ist. Und von 
daher denken wir, lässt sich dieses Kon-
zept sehr gut ausweiten. 

Schlichting: Schlichting, TU München. 
Ich möchte noch einmal etwas anregen 
zu der Frage, wie man die Akzeptanz für 
Studiengebühren und Bildungsbeiträge 
vielleicht erhöhen kann. Ein Argument, 
das sicherlich viele überzeugt, ist ja im-
mer: Der, der etwas bekommt, der soll 
auch etwas dafür geben. Wenn man sich 
aber jetzt fragt, wer sind denn die Nutz-
nießer von einer besseren Ausbildung? 
Das ist natürlich der Staat, dem kann man 
nichts mehr nehmen, der zahlt ja schon 
1 00 Prozent. Aber wir wollen etwas än-
dern, also sind Nutznießer auch ganz pri-
vat unsere Studenten, und in diesem Sin-
ne möchten wir von ihnen etwas haben. 
Aber es gibt auch weitere Nutznießer. Das 
schließt sich an die Frage meines Nach-
bars an - es gibt auch die Wirtschaft als 
Nutznießer, die auch ein elementares In-
teresse daran hat, gute und besser aus-
gebildete Mitarbeiter zu bekommen. 
Kann man das nicht sozusagen auf einer 
Parallelschiene fahren , dass also nicht 
nur die Studierenden, sondern auch die 
Wirtschaft, die die Studierenden hinterher 
als anerkannt gut ausgebildete Mitarbei-
ter einstellt, sagt: Für diesen Mitarbeiter 
zahle ich das Gleiche, was der Mitarbei-
ter selbst bezahlt hat als Investition in sei-
ne Ausbildung . 

ID 
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Kronthaler: Also ich würde ungern, Herr 
Schlichting, unsere Absolventen an die 
Wirtschaft verkaufen wollen, erstens. 
Zweitens haben wir aber den Gedanken 
ganz generell in unserem Konzept drin. 
Und zwar bei den studienförderlichen 
Jobs, wo wir die Unternehmen wirklich 
einbinden wollen und schon während des 
Studiums als Geldquelle einerseits und, 
zum Studienerfolg beitragend anderer-
seits, qualifizierte Jobs angeboten wer-
den sollen Drittens haben wir sie als Mä-
zene, Unterstützer, Geldgeber, vielleicht 
in den Bildungsfonds, aber auch in den 
ganz konkreten Stipendien, die ja auch 
mehr geworden sind. Aber so radikal, wie 
sie es gerade eben gesagt haben, würde 
ich es ungern sehen. 

Müller-Böling: Herzlichen Dank. 

Küpper: Küpper, Universität München. 
Ich bin angeregt durch Herrn Wilhelm, 
doch einmal zu sagen: Meines Erachtens 
müssen wir trennen zwischen den ersten 
Schritten rein in die Studiengebühren und 
dem Ziel. Was ich jetzt sage, bezieht sich 
mehr auf das Ziel. Mir sind die ganzen 
Funktionen von Studiengebühren, die 
Steuerungsfunktionen zu wenig darge-
stellt worden. Ich sehe darin eigentlich 
die zentrale Funktion. Wenn wir mehr 
Wettbewerb wollen - was ich für richtig 
halte- müssen wir die Chancen von Prei-
sen auf Märkten nutzen. Daraus ergibt 
sich für mich die logische Konsequenz: 
Die Märkte sind hier nicht die Universitä-
ten, sondern es sind die Fächer, die hier 
miteinander konkurrieren. Da ist einmal 
die Konsequenz, dass die Fächer auch 
Vorteile von den erzielten Preisen haben 
müssen und die andere Konsequenz, für 
mich völlig klar: Wir brauchen eine Diffe-
renzierung der Preise nach den Fächern. 
Und wir müssen wegkommen von den 
zentralen Steuerungen. Denn wenn es zu 
wenige Ingenieure gibt, muss das über 
die Märkte gehen, und nicht darüber, Herr 
Wilhelm, dass der Staat sagt: Ja, da darf 
dann die Gebühr nicht höher sein. Diese 

Funktion scheint mir ganz ganz wesent-
lich, und dort müssen wir hinkommen. 
Danke. 

Herrhausen: Ich habe noch eine Frage an 
Herrn Schmutzler. Nach meiner Erfah-
rung interessiert den Investor die Rendi-
te und den Mäzen die Philanthropie. Was 
ist in Ihren Augen eine angemessene 
Rendite- das hat sich nämlich in den letz-
ten drei Jahren auch erheblich verändert 
-, und wie erwirtschaften Sie diese? Sie 
sprachen ja auch davon, dass Sie ir-
gendwann einen Markt für Bildungsfonds 
bekommen werden, d.h. die Fonds müs-
sen in ihrer Rendite für den Investor un-
terschiedlich sein oder konkurrieren, je-
denfalls eine bessere Rendite bieten. ln 
eine Frage gegossen: Machen Sie bei 
Ihren zu fördernden Studierenden einen 
Mix auf das zukünftige Einkommen? 

Müller-Böling: Das halten Sie fest, Herr 
Schmutzler. Jetzt Sie. 

Seydel: Roland Seydel , Fachbereichsrat 
Mathematik hier an der TU München. 
Herr Kronthaler, Sie haben vorhin gesagt, 
Sie wollten die Studierendenzahl nicht re-
duzieren, ganz kurz eine Anmerkung da-
zu. Wir haben eine Umfrage , unter Stu-
denten der TU München gemacht, die ist 
schon ein paarmal hier angesprochen 
worden. Wir haben über 3.000 Fragebö-
gen eingesammelt, und 72 Prozent da-
von sagen, wenn ein solches TUM-Mo-
dell eingeführt würde, dann würde das 
bedeuten, sie würden nicht mehr an der 
TU München studieren, sondern an einer 
anderen Uni. Nur kurz zu ihrer Bemer-
kung vorhin. 

Müller-Böling: Danke. 

Lill: Ute Lill, ich bin die Hochschultrauen-
beauftragte der TU. Ich möchte sagen, 
ich habe gestern und heute sehr positive 
Denkanstöße pro und contra Studienge-
bühren gehört, habe auch den sehr über-
fälligen neuen Stellenwert der Lehre 



gehört, aber eine Frage habe ich, die 
nicht berührt wurde, und zwar das, was 
wir in Bayern sagen: Geschlechtersensi-
ble Betrachtungsweise bei Entschei-
dungsprozessen. Das bedeutet jetzt hier 
konkret die Rückzahlung von Darlehen, 
wenn wir Studiengebühren einführen, 
und hier muss ich sagen, das Ausfallrisi-
ko, das hier betrachtet wird , das möchte 
ich nicht maßgeblich an Frauen weiterge-
ben, die hier hochqualifiziert aus der TU 
ausscheiden. Außerdem ist es so, dass 
wir ja an den Schulen verstärkt junge 
Mädchen und auch Frauen für Naturwis-
senschaften und Ingenieurwissenschaf-
ten zu begeistern versuchen und an die 
TU holen. Und dann muss auch irgend-
was gedanklich vollzogen werden, dass 
diese, nachdem sie ausscheiden und 
eventuell in die Familienphase eintreten, 
auch hier die Möglichkeit haben, weiter 
beschäftigt zu werden. 

Müller-Böling: Ja, herzlichen Dank. Es 
sind jetzt Verschiedene aufgefordert. Herr 
Schmutzler, wollen Sie anfangen mit der 
Frage, die Frau Herrhausen gestellt hat? 

Schmutzler: Gern. Bei den Renditen ver-
gleiche ich unser Modell eigentlich immer 
ganz gern mit dem einer Bank oder eines 
klassischen Darlehens, wie wir es alle 
kennen. Bei einem solchen Darlehen, bei 
einer normalen Kreditaufnahme, verdient 
die Bank ja ausschließlich über die Zinsen 
ihr Geld. Bei unseren Investoren ist das 
anders. Zwar ist der Kapitalerhalt natür-
lich ein wesentlicher Punkt, sonst würden 
die Leute nicht investieren, das Geld geht 
nicht verloren , aber es geht hier um eine 
angemessene Rendite, von der wir re-
den, die auf jeden Fall billiger sein wird als 
die eines klassischen Bankdarlehens, 
auch eines Bildungsdarlehens. 

Sie fragen , wie kommen wir auf diese 
Rendite? Wir errechnen diese Rendite 
aufgrund von Erwartungswerten der Ge-
haltsentwicklung der Studenten, d.h. wir 
kennen das durchschnittliche Gehalt bei-

spielsweise eines Chemikers im ersten 
Jahr, aber auch in den ersten fünf Jahren, 
und aufgrunddieser Daten errechnen wir, 
wie hoch der Prozentsatz der Abgabe 
sein muss. Insgesamt gehen wir aber 
auch davon aus, das ist unser Ziel, dass 
der Student auf jeden Fall besser gestellt 
ist als im Falle eines Bankdarlehens. D.h. 
ex post kann ich ja die Zinsen berechnen, 
und diese sind billiger als im Falle eines 
Bankdarlehens. Zusätzlich hat der Stu-
dent natürlich noch die anderen Vorteile, 
nämlich den eben genannten Kontakt zu 
den Investoren. Und auf der anderen Sei-
te haben die Unternehmen natürlich auch 
den Kontakt zu den Studenten. Die Inve-
storen sind nicht nur auf diese Finanzren-
dite angewiesen, sonst würden sie nicht 
investieren, da haben sie bessere Mög-
lichkeiten, sie haben aber A: den Kontakt 
zu den Studenten, und sie haben B: einen 
lmageeffekt, den ich eben auch erläutert 
habe. Es ist gut, in der Öffentlichkeit zu 
zeigen , dass man in die Bildung inve-
stiert. Und sie haben natürlich wesentli -
che Möglichkeiten, die Personalkosten 
zu senken. Dadurch einmal, dass sie auf 
die Studenten direkt zugreifen können, 
aber natürlich auch, dass sie ihre zukünf-
tigen Mitarbeiter optimal ausbilden kön-
nen. 

Bei den Stiftungen ist es so, dass wir die 
Möglichkeit haben, das Stiftungskapital , 
das normalerweise in Aktien investiert 
wird , in Bildungsfonds zu investieren, d.h. 
der Stiftung ist es eigentlich egal, ob da 
jetzt 2, 3 oder 4 Prozent rauskommen, 
Hauptsache das Geld wird erhalten. 
Wenn man das jetzt noch beispielsweise 
mit einer Kapitalgarantie koppelt, dann 
haben wir auch Möglichkeiten von den 
Stiftungen, das Geld in Fonds zu inve-
stieren. Bei den Privatpersonen ist es so, 
dass es sehr, sehr viele Privatinvestoren 
in Deutschland gibt, die etwas Gutes tun 
wollen . Mäzene, die aber nicht bereit sind 
in dem großen Umfang zu spenden, wie 
es in den USA geschieht, denn dort ist 
einfach die Steuergesetzgebung dafür 
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besser. ln Deutschland verliere ich das 
Geld einer Spende, jetzt mal die steuerli-
che Anrechenbarkeit beiseite, aber in un-
serem Modell bekomme ich einfach mein 
Geld wieder zurück, zusätzlich zu einer 
kleinen angemessenen Finanzrendite. 

Müller-Böling: Herr Wilhelm. 

Wilhelm: Zwei Punkte in Kürze. Herr Pro-
fessor Küpper, über den Punkt, wo wir 
verschiedener Meinung sind, müssen wir 
uns besprechen. Ich glaube, da haben 
wir jetzt keine Zeit dafür aber Ich freue 
mich darauf. Zweitens: Zu dem Studen-
ten der Mathematik an der TU, der darauf 
hingewiesen hat, dass eine Reihe von 
Studierenden, wenn es da was kostet 
oder mehr kostet, nicht mehr Mathema-
tik an der TU studieren würde. Dazu sage 
ich, man schneidet sich mit dieser Hal-
tung ins eigene Fleisch. ln Amerika bei-
spielsweise und in vielen anderen Län-
dern richtet sich das Gehalt ziemlich stark 
nach der Qualität der Hochschule, und 
wenn sich mal auf dem Markt herumge-
sprochen haben wird, dass das Super-
studiengänge sind, die in dem Fach mit 
den besten Hochschulen der Weit kon-
kurrieren können, dann hat man natürlich 
auch mehr Chancen auf dem Arbeits-
markt. Es ist also falsch, wenn man dann 
die Chancen nicht ergreifen würde. Dies 
jedenfalls ist das Konzept, das dahinter-
steht, und das ich für richtig halte. 

Kronthaler: Ich darf das ganz kurz ergän-
zen. Erstens ist immer noch ein Riesen-
unterschied zwischen einer Aussage, die 
ich treffe, und dem Tun. Zweitens ist die 
Basis, die Sie befragt haben, natürlich 
die, die jetzt ohne Entgelt schon an der 
TU München studiert. Sie haben nicht 
diejenigen befragt, die möglicherweise 
den Premiumstudiengang dann von 
außen ins Kalkül ziehen und besuchen 
würden . Und drittens ist es selbstver-
ständlich, dass man auch den Markt, wie 
Herr Küpper gesagt hat, beobachten 
muss, wenn man in diese Richtung geht. 

Meine Aussage bezog sich darauf: Wir 
wollen nicht mit diesen Premiumstudi-
engängen, mit bildungsbeitragspflichten 
Studiengängen, die vorhandene Kapa-
zität- wo uns der Staat ja ein Haufen Geld 
zur Verfügung stellt- reduzieren. Dies soll 
weiter voll ausgeschöpft werden und dar-
über hinaus eben noch die Add ans. 

Grüske: Zu Herrn Küpper nur eine kurze 
Anmerkung. Ich kann dem nur voll bei-
pflichten. Aus ökonomischer Sicht müs-
sen wir zu differenzierenden Studienge-
bühren kommen, das steht unter Um-
ständen im Konflikt mit der Frage der Ein-
fachheit des Systems, wie es Herr 
Schröck angemahnt hat, und da müssen 
wir sehen, dass das nicht zu sehr inein-
ander übergeht. Das eine muss man tun , 
das andere nicht lassen. Eine letzte Be-
merkung, die hat uns ja schon zwei Tage 
beschäftigt: Beiträge oder Gebühren. 
Lassen Sie mich aus finanzwissenschaft-
licher Sicht dazu eine Anmerkung ma-
chen , ich bin ja Finanzwissenschaftler: 
Gebühren sind mit einer unmittelbaren 
Gegenleistung verbunden, deswegen 
zahlen Sie bei einer Passbestellung eine 
Gebühr. Beiträge sind mit einem Potenzi-
al an Bereitstellung verbunden, deswe-
gen zahlen Sie einen Straßenanliegerbei-
trag , wenn Ihr Gehweg z.B. verbessert 
wird, weil man davon ausgeht, dass Sie 
diesen möglicherweise nutzen. Also ha-
ben wir es hier im Grunde mit Beiträgen 
zu tun, weil sie eine potenzielle Nutzung 
der Leistungen haben, die wir als Hoch-
schule anbieten. Sie müssen nicht in die 
Bibliothek gehen, sie müssen kein Aus-
landsstudium machen, sie müssen die 
Hilfskräfte nicht nutzen, sie können es 
aber tun. Und außerdem noch zu Ihrem 
letzten Punkt, Herr Küpper: Wir zahlen 
natürlich nicht die gesamten Kosten, son-
dern wir tragen nur zu einem Teil der Ko-
stendeckung bei . Es gibt also minde-
stens zwei ganz starke Argumente, das 
als Beiträge zu bezeichnen und nicht als 
Gebühren. 



Müller-Böling: Ja, herzlichen Dank. Ich 
bedanke mich auch bei Dr. Danz für das, 
was er uns präsentiert hat, eine wirklich 
spannende Angelegenheit, dass man so 
kostengünstig frei finanziert bauen kann. 
Vielleicht noch eine Anmerkung zu der 
Frage der Abschreckung: Es durchzieht 
immer alle Diskussionen eine Verhaltens-
hypothese, dass Studiengebühren ab-
schreckend wären . Genauso könnte man 
die Hypothese anders herum aufstellen, 
dass es attraktiv ist, wenn Studienge-
bühren bezahlt werden . Die vielen Stu-
dierenden aus Deutschland, die nach 
England oder in die USA gehen, zeigen, 
dass auch diese Hypothese etwas für 
sich hat. Wir können es uns, glaube ich, 
nicht so einfach machen, sondern wir 
müssen auch das empirisch erproben. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke 
mich sehr herzlich für die lebhafte Dis-
kussion, heute bei Ihnen und bei Ihnen im 
Plenum über die zwei Tage. Und ich, das 
habe ich vorhin vergessen zu sagen: Etli-
che haben mich angesprochen, dass 
meine Zusammenfassung heute morgen 
für den gestrigen Tag irgendwie erhellend 
gewesen ist. Und da will ich doch dazu 
sagen, die ist nicht alleine auf meinem 
Nachtmist gewachsen, sondern Herr Dr. 
Ziegler und Herr Langer haben ebenfalls 
heute Nacht mit mir am Rechner ausge-
harrt. Und wir hatten noch nicht mal was 
zu trinken dabei . So, das sollen aber die 
Schlussworte sein. Herzlichen Dank. Und 
jetzt der Präsident. 
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Drittmittel für die Lehre statt 
unentgeltliche Zweitklassigkeit 

Wolfgang A. Herrmann 

M eine verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kollegen von der Bayeri-
schen Rektorenkonferenz, zum 

Abschluss unseres zweitägigen Kongres-
ses habe ich mir das Bild aus dem Vortrag 
von Career Concept gewünscht. Es zeigt 
junge, fröhliche, optimistische Men-
schen. Sie erinnern uns daran, dass es 
die Jugend ist, die im Mittelpunkt unseres 
Kongressthemas steht. Ihnen schulden 
wir die Perspektive exzellenter Hoch-
schulbildung und Antworten auf die Fra-
ge nach deren Finanzierung. 

Wir haben uns im wesentlichen mit der 
Qualitätssteigerung und deren Gegenfi-
nanzierung an den Universitäten befasst, 
die Fachhochschulen jedoch weitestge-
hend ausgeblendet. Dies diente der Ein-
fachheit der Argumentation, denn die 
ausgetauschten Argumente gelten sinn-
gernäss für die Fachhochschulen, deren 
weiteren raschen Ausbau ich für unser 
Bildungswesen im übrigen für dringend 
angezeigt halte. Freilich hat Studienqua-
lität an den Fachhochschulen teil eigene 
Kriterien. 

Auf die Universitäten bezogen, hat der 
Kongress gezeigt, dass die Differenzie-
rung in Lehruniversitäten bzw. For-
schungsuniversitäten kein bildungspoli-
tisch überzeugender Weg wäre. Univer-
sität bedeutet: den jungen Menschen am 
Forschungsgegenstand methodisch und 
wissenschaftlich auszubilden, ihn in die 
Tiefe der Wissenschaft zu führen, damit 
er selbst erfährt, Wissenschaft zu begrei-
fen, einen " Begriff von Wissenschaft" zu 
bekommen (Humboldt), sich für eine ge-
wisse Zeit an der Wissenschaft zu fordern 
und dabei auch Wertschätzung vor der 

Wissenschaft aus persönlicher Anschau-
ung zu gewinnen. Diesen Respekt vor der 
Wissenschaft benötigt unsere ganze Ge-
sellschaft, und wenn wir die Multiplikato-
ren nicht an unseren Universitäten in der 
Selbsterfahrung der Wissenschaft aus-
bilden, wird uns der Respekt vor der Wis-
senschaft und damit vor dem Fortschritt 
- gesellschaftlich ebenso wie wissen-
schaftlich-technisch - später fehlen. Wo 
Wissenschaft nicht wächst, dort kann sie 

auch nicht geerntet werden. Wo aber die 
Wissenschaft stark ist, dort ist auch die 
Wirtschaft stark. Wo beide stark sind, 
dort gibt es zivilisatorische Fortentwick-
lung. 

Gewiss gibt es Universitäten, deren For-
schungsexzellenz sich leider nicht als 
Ausbildungsexzellenz abbildet. Dafür den 
"Ehrentitel Forschungsuniversität" zu 
verleihen, ginge an der Idee von Univer-
sität vorbei. Wissenschaft rechtfertigt 
sich an der Universität aus ihrer Mutipli-
katorfunktion für die junge Generation. 
Tatsächlich bezieht sich der Denkansatz 
unseres Kongresses auf die spezifische 



Verbesserung des Lehrangebots, und 
das ist natürlich Lehre unter Heran-
führung an die wissenschaftliche For-
schung. Darin erschöpft sich jedoch aka-
demische Lehre nicht. Vielmehr besteht 
sie überwiegend darin, dass die metho-
dischen Grundlagen vermittelt, exempla-
risch vertieft und durch eigenen Erkennt-
nisgewinn erweitert werden. Damit wird 
Wissenschaft zum Fluidum, in dem sich 
die akademische Lehre an der Universität 
ereignet. 

Unbestrittenermaßen ist akademische 
Bildung über weite Strecken ein Allge-
meingut, aber sie ist durch die daraus ge-
wonnene individuelle Wertschöpfung 
auch ein ganz persönlicher Vorteil : nicht 
nur finanziell durch ein im Vergleich zu 
nichtakademischen Berufen höheres Le-
bensarbeitseinkommen, auch ist die Ge-
fahr von Arbeitslosigkeit geringer, das So-
zialprestige höher. Die Bildungschancen 
für die Kinder sind größer, und so fort. Es 
ist schwer zu erkennen, wo ein Risiko ins 
Berufsleben verlagert sein soll , wenn Bil-
dungsbeiträge als individuelle Kosten-
beiträge zum Hochschulstudium erho-
ben werden. Es gibt wahrlich größere Le-
bensrisiken. Statt der deutschen Angst ist 
auch hier mehr Selbstvertrauen ange-
sagt. 

Das Lebensgefühl unserer Gesellschaft 
ist in den letzten Jahrzehnten der Illusion 
anheim gefallen, der Staat sei allumfas-
sende Versorgungsinstitution. Von dieser 
Illusion blieb das Bildungswesen nicht 
verschont. Ungewohnt ist deshalb der 
Gedanke, dassangesichtsnochmals ge-
stiegener Qualitätsansprüche und ab-
nehmender Einnahmen der Staat diese 
Leistungsfähigkeit nicht mehr schultern 
kann. 

Wie Herr Kollege Küpper sehr treffend 
gesagt hat, besteht die Aufgabe der Po-
litik darin, Steuerungsmechanismen auf-
zubauen: Regelkreise, auf die sich der In-
genieur verlassen kann . Diese Regelkrei-

se wurden in den letzten Jahren durch 
mutige Initiativen, die häufig aus den Uni-
versitäten selbst gekommen sind, Zug 
um Zug aufgebaut: beispielsweise die 
Verstärkung des Wettbewerbsgedan-
kens, unterstützt durch staatliche Maß-
nahmen etwa bei der Bewirtschaftung, 
höhere Flexibilität, das Überjährigkeit-
sprinzip, die Möglichkeit zur Kapitalisie-
rung von Personalstellengehältern, die 
Bewirtschaftung der Zinsen auf For-
schungsdrittmittel , Zielvereinbarungen 
innerhalb der Universitäten. Das Rezept 
heißt: Steuern geht vor Kontrollieren . Frei-
lich funktionieren auch die besten Regel-
kreise nicht mehr, wenn ihnen die finanzi-
elle Basis wegbricht 

Der Staat hat sich geöffnet, was die Or-
ganisation von Hochschulen betrifft. Er 
hat eingesehen, dass der Einheitszu-
stand der Universitäten den Wettbe-
werbsgedanken unterdrückt. Einheits-
hochschulen sind für Sponsoren und Mä-
zene nicht attraktiv. Geld gibt es nur für 
profilierte Produkte und Dienstleistungen, 
und für spezifische Ziele, die aus den je-
weiligen Universitäten heraus überzeu-
gend formuliert sind. Wir haben in den 
letzten 30 Jahren erfahren, was es heißt, 
wenn es in der staatlich verordneten 
Zwangsjacke immer enger und drücken-
der wird. Unter der quantitativen Ver-
größerung der Universitäten hat die wett-
bewerbsrelevante Qualitätsverbesserung 
gelitten. Sie aber ist es allein, die im in-
ternationalen Benchmarking zählt. Da 
reicht es nicht aus, beständig auf die gute 
Druchschnittsqualität deutscher Univer-
sitäten zu verweisen und damit das The-
ma der Eliteausbildung abzutun. 

Nun soll ich hier nicht die Argumente pro 
und contra Bildungsbeiträge wiederho-
len. Ich halte jedoch fest , dass die Diffe-
renzierung der Angebote eine durchgän-
gige Forderung der Kongressteilnehmer 
war, von Professor Küpper noch einmal 
auf den Punkt gebracht. Natürlich müs-
sen spezifische Studienangebote mit 
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spezifischen Inhalten, z.B. mit definierten 
Leistungen, definierten Betreuungsver-
hältnissen, definierter Ausstattung der 
Laboratorien -, unterschiedliche Preise 
haben. Nur dann ist das Prinzip von "Lei-
stung und Gegenleistung" einlösbar. Wer 
künftig Bildungsbeiträge erhebt, begibt 
sich gegenüber den Studierenden in eine 
Vertrauensstellung. Die Leistungsverein-
barungen müssen eingehalten werden. 
Die Studierenden haben eine "aktive 
Kundenposition" inne und müssen darauf 
vertrauen können, dass die Qualität der 
Lehre dem im Vorhinein vereinbarten Bil-
dungsbeitrag auch entspricht. Der Bil-
dungsbeitrag begründet ein Vertragsver-
hältnis. 

Die Unentgeltlichkeit des Hochschulstu-
diums hat nach meiner festen Überzeu-
gung auch eine qualitätsvolle Internatio-
nalisierung der Universitäten verhindert. 
Damit meine ich weniger die Forschung, 
denn wir haben international guten Zulauf 
um Forschungsplätze. Aber an der aka-
demischen Ausbildung internationalen 
Zuschnitts fehlt es eklatant, und dazu hat 
die Unentgeltlichkeit beigetragen. Denn 
welche Universität sollte für ihre Gäste 
ein maßgeschneidertes, niveauvolles 
Studium vorhalten, teils in englischer 
Sprache, wenn wir ohnehin schon aus 
den Nähten platzen? Erst wenn wir ein 
seriöses Verhältnis haben zu jenen Ko-
sten, die Studienangebote eben nun ein-
mal verursachen, erst dann werden wir 
auch die Internationalisierung auf Niveau 
bekommen. Man darf nur dem weltwei-
ten Vergleich nicht aus dem Weg gehen. 
Nirgends gibt es exzellente Studienange-
bote ohne Kostenbeteiligung. Wir aber 
leisten uns die unentgeltliche Zweitklas-
sigkeit. Das ist es, was unsere Gäste ab-
schreckt, und so werden uns künftig vie-
le potentielle Botschafter unserer Wis-
senschafts- und Landeskultur fehlen . 
Nein, wir bekommen nicht die Besten ins 
Land - trotz und letztlich wegen der Un-
entgeltlichkeit! 

Was die Beiträge der letzten beiden Tage 
betrifft, so möchte ich beispielhaft Bezug 
nehmen auf den nach meiner Meinung 
überragenden Beitrag von Herrn Abge-
ordneten Dr. Wilhelm, dem Vorsitzenden 
des Ausschusses Hochschule und Kultur 
im Bayerischen Landtag. Herr Dr. Wilhelm 
hat sich klar und überzeugend zur Not-
wendigkeit von Kostenbeiträgen für in-
haltlich und organisatorisch klar definier-
te Studienangebote ausgesprochen. So-
gar einen ausformulierten Vorschlag für 
die Erweiterung des Bayerischen Hoch-
schulgesetzes qua Experimentierklausel 
hat er mitgebracht. Die Universitäten sol-
len in die Lage versetzt werden, Kosten-
beiträge auf der Basis von Qualität zu er-
heben. Wichtig ist seine Forderung, dass 
die Beiträge für Studiengänge mit defi-
nierter Ausstattung nicht kapazitätswirk-
sam untergehen dürfen. Vielmehr sollen 
diese Mittel, egal wo sie herkommen, als 
"Drittmittel für die Lehre" zu behandeln 
und damit kapazitätsunschädlich sein. 
Denn sonst wäre nicht nur nichts gewon-
nen, sondern alles verdorben. Herr Dr. 
Wilhelm hat auch gesagt, dass zum The-
ma Studienfinanzierung nach seiner Auf-
fassung kein Erkenntnisproblem mehr 
besteht, sondern ein Umsetzungspro-
blem- vor allem der Mut zur Umsetzung. 
Recht hat er! 

ln einigen "jungen Beiträgen", ich greife 
jenen von Frau Cybulski heraus, haben 
wir gelernt, dass an kleinen, überschau-
baren Universitäten wie Witten-Herdecke 
Studiengebühren motivationsfördernd 
und identitätsbildend wirken. Herr Kolle-
ge Schily hat ergänzt, dass die Mitfinan-
zierung durch die Nutzer auch ein Aus-
druck von Partnerschaft sei, zwischen 
den Studierenden und ihrer Alma mater. 
Wir haben gehört, dass die Kostenbetei-
ligung am Studium die Sozialselektion 
keineswegs verschärft hat, wie oft be-
hauptet wird. Herr Minister Metelmann 
hat auf den Aspekt der Solidarität Bezug 
genommen. Die Unentgeltlichkeit des 
Hochschulstudiums hat den Zusammen-



halt der Studierenden mit ihrer Institution , 
und vor allem der Ehemaligen mit ihrer Al-
ma mater, nicht gefördert. Im Gegenteil: 
Wir tun uns trotz positiver Ansätze 
schwer mit der Bildung von Alumni-Netz-
werken. Was nichts kostet, ist nichts wert 
und braucht auch keine Sponsoren und 
Mäzene- so die landläufige Meinung! Da-
von kann ich ein Lied singen. Wir haben 
an derTechnischen Universität zwar mitt-
lerweile 11.000 ehemalige Studierende 
addressenmäßig erfaßt, doch der 
nachträglich organisierte Prozess ist 
mühsam. Die Alumni-Netzwerk-Bildung 
müsste aus der Mitte der Universität her-
aus erfolgen, und das wird nur möglich 
sein , wenn die Partnerschaft bereits 
während des aktiven Studiums erlebt 
wird . Und hier trifft Herr Petermann vom 
RCDS den Nagel auf den Kopf: Wenn wir 
die Institution, die Verbindung zwischen 
Staat und dem Bürger, noch weiter ver-
engen, dann werden die Bindungen zwi -
schen den Bürgern logischerweise 
schwächer. Diese Entwicklung wäre für 
die Ausprägung einer modernen Bürger-
gesellschaft hinderlich. Man könnte es 
ins Akademische übersetzen: eine aca-
demic citizenship als Solidargemein-
schaft entsteht nur, wenn es aus Sicht ih-
rer Mitglieder auch wirklich auf den Zu-
sammenhalt ankommt, wenn der Zu-
sammenhalt erfolgsentscheidend ist. 

Herr Kollege Grüske konnte uns an den 
konkreten Beispielen Erlangen und Bay-
reuth zeigen , wie denn die Anteiligkeit 
von Kostenbeiträgen unter realistischen 
Rahmenbedingungen aussehen könnte. 
Und es ist schon erstaunlich zu sehen, 
wie stark die laufenden staatlichen Mittel 
für den Betrieb einer Universität ergänzt 
werden können durch die individuellen 
Studienbeiträge, wenn letztere auf genau 
definierten Lehrangeboten aufbauen, 
was heute ja nicht oder nur eingeschränkt 
der Fall ist. 

ln zahlreichen Diskussionsbeiträgen wur-
de darauf hingewiesen, dass wir Finan-
zierungsmodelle brauchen, die vom El-
terneinkommen unabhängig sind. Alle 
Ideen, die vorgestellt wurden, basieren 
auf diesem Prinzip, das auf die frühere 
Selbstständigkeit der Studierenden hin-
ausläuft. Und auch wenn die demogra-
phische Prognose düster ist, weil wir uns 
den Luxus der Armut an Kindern leisten, 
müssen wir noch mehr Studienplätze 
vorhalten als bisher, denn es gilt vermehrt 
Studienplätze für die qualifiziertesten jun-
gen Menschen aus allerWeit vorzuhalten , 
Es sind genau diese Menschen, die nicht 
nach Deutschland kommen, damit sie 
kostenlos mit der U-Bahn oder auf den 
bayerischen Seen fahren. Vielmehr wol-
len Sie das Wissen der Zeit und das 
Handwerkszeug der Wissenschaft erwer-
ben, damit sie die Aufbruchstimmung in 
ihren Heimatländer mitgestalten und ihre 
Länder international wettbewerbsfähig 
machen können. Diesen internationalen 
Aspekt sollten wir nicht klein schreiben, 
denn unsere eigene Wirksamkeit, ob kul-
turell oder wirtschaftlich , ist auf Men-
schen angewiesen, die in Deutschland 
ausgebildet sind und unsere Kultur ken-
nen. 

Konkrete Modelle stellten Herr Dr. 
Jentzsch von der HypoVereinsbank, Herr 
Kluge von McKinsey sowie Herr 
Sehrnutzier von CareerConcept AG vor. 
Interessant ist der Hinweis von Herrn Dr. 
Jentzsch auf Sallie Mae, das amerikani-
sche Modell, das durchaus auf unser Sy-
stem übertragungsgeeignet ist. Wir ha-
ben auch gesehen, dass Bildung 
grundsätzlich kein Widerspruch zur 
Marktwirtschaft ist, und schon gar nicht 
ein Widerspruch zur sozialen Marktwirt-
schaft. 
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Ich freue mich für die Bayerische Rekto-
renkonferenz, dass dieser Kongress eine 
so offene Atmosphäre der Diskussion 
über ein jahrzehntelang als Tabu gelten-
des Thema eröffnet hat. Daran haben Sie 
alle beigetragen, die Redner, die Referen-
ten und die Diskussionsredner. Hierfür 
danke ich Ihnen sehr herzlich. Ich denke, 
dass wir mit dieser Konferenz auch als 
Rektorenkonferenz der elf bayerischen 
Universitäten einen wichtigen Beitrag zu 
einer fruchtbaren Streitkultur geleistet ha-
ben. Wir sind einem brennenden Thema 
der Bildungspolitik nicht aus dem Weg 
gegangen. 

Für das Thema Studienqualität - Studi-
enfinanzierung gilt wohl auch die Er-
kenntnis des großen Humboldt: Flächen-
deckende Reformen haben die geringere 
Erfolgschance als gute Beispiele, die ge-
gebenenfalls aus der Praxiserfahrung 
heraus noch korrigiert werden müssen. 
Das gilt für so komplexe Themen wie das 
unsrige in besonderer Weise, denn es hat 
ja Rückwirkungen in viele Bereiche der 
Gesellschaft und des öffentlichen sowie 
politischen Lebens. Der alte Lateinersatz, 
denke ich, stimmt immer noch: Verba do-
cent, exempla trahunt. Vielen Dank, dass 
Sie uns die Ehre Ihrer Anwesenheit und 
das Privileg Ihrer Diskussionsbeiträge ge-
geben haben. Das Thema ist jetzt 
deutschlandweit eröffnet. 

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. 
Wolfgang A. Herrmann ist Vorsitzender 
der Bayerischen Rektorenkonferenz und 
Präsident der Technischen Universität 
München. 





162 

Liste der Referenten und 
Diskussionsteilnehmer 

Brinck, Dr. Christine, Journalistin für die 
Süddeutsche Zeitung , die Weit, die Zeit, 
Hamburg 

Cybulski, Silvia: Vorsitzende der Studie-
rendenGesellschaft Witten I Herdecke 

Danz, Dr. Hartmut Vorstand der GB-
WAG Bayerische Wohnungsbau-Aktien-
gesellschaft, München 

Dräger, Jörg Ph. D.: Senator für Wissen-
schaft und Forschung der Freien und 
Hansestadt Hamburg 

Erhardt, Prof. Dr. Manfred: Generalse-
kretär des Stifterverbandes für die Deut-
sche Wissenschaft e.V. , Essen 

Folz, Prof. Dr. Willibald J.: Vorsitzender 
des Hochschulrats der Universität Bam-
berg 

Grüske, Prof. Dr. Kari-Dieter: Rektor der 
Friedrich-Aiexander-Universität Nürn-
berg-Erlangen 

Hagen, Romana Gräfin vom: Kanzlerin 
der Ruprecht-Karls-Universität Heidel-
berg 

Herrhausen, Traudl: Mitglied im Aus-
schuss für Wissenschaft und Kunst des 
hessischen Landtages, Wiesbaden 

Herrmann, Prof. Dr. Wolfgang A.: Vorsit-
zender der Bayerischen Rektorenkonfe-
renz und Präsident der Technischen 
Universität München 

Himpele, Klemens: Geschäftsführer des 
Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren, Köln 

in der Stroth , Niclas: Vorsitzender der 
Jungsozialisten, München 

Jentzsch, Dr. Stefan: Mitglied des Vor-
stands der HVB Group, München 

Kleinhenz, Prof. Dr. Gerhard: Dekan der 
Fakultät für Wirtschaftswissenschaften 
an der Universität Passau 

Klockner, Dr. Jürgen: Referent für Wis-
senschaft und Forschung im Verband 
der Chemischen Industrie, Frankfurt am 
Main 

Kluge, Dr. Jürgen: Director und Office 
Manager McKinsey & Company, lnc., 
Düsseldorf 

Kree, Prof. Dr. Reiner: Vizepräsident für 
Forschung und Lehre der Universität 
Göttingen 

Kronthaler, Dr. Ludwig: Kanzler der 
Technischen Universität München 

Küpper, Prof. Dr. Hans-Uirich: Leiter des 
Staatsinstituts für Hochschulforschung, 
München 

Lill, Dr. Ute: Mitglied des Senats der 
Technischen Universität München 



Metelmann, Prof. Dr. Dr. med. Hans-
Robert: Minister für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur Mecklenburg-Vorpom-
mern, Schwerin 

Michaelis, Prof. Dr. Jörg: Präsident der 
Johannes-Gutenberg-Universität Mainz 

Morath, Prof. Dr. Michael: Präsident der 
Fachhochschule Mainz 

Müller-Böling, Prof. Dr. Detlef: Leiter des 
Centrums für Hochschulentwicklung, 
Gütersloh 

Nipperdey, Vigdis: Vorsitzende des 
Hochschulrates der Technischen Uni-
versität München 

Petermann, Sven: Landesvorsitzender 
des RCDS-Sachsen, Leipzig 

Pongratz, Hans: Vorsitzender des Fach-
schaftenrates der Technischen Univer-
sität München 

Sandberger Prof. Dr. Georg: Kanzler der 
Eberhard-Karls-Universität Tübingen 

Schily, Dr. Konrad: Präsident der Univer-
sität Witten I Herdecke 

Schlichting, Prof. Dr. Günther: Studien-
dekan der Fakultät für Mathematik der 
Technischen Universität München 

Schöck, Thomas A. H.: Kanzler der Frie-
drich-Aiexander-Universität Erlangen-
Nürnberg 

Schmutzler, David : Vorstandsvorsitzen-
der der CareerConcept AG, München 

Schwäblein, Jörg: Vorsitzender des 
Ausschusses für Wissenschaft, For-
schung und Kunst im Thüringer Land-
tag , Erfurt 

Seydel, Roland: Fachbereichsrat der Fa-
kultät für Mathematik der Technischen 
Universität München 

Steinberg, Prof. Dr. Rudolf: Präsident 
der Johann Wolfgang Goethe-Univer-
sität Frankfurt am Main 

Steppuhn, Uwe Dieter: Leiter der Abtei-
lung Studienförderung der Hans-Böck-
ler-Stiftung 

Thombansen , Julia: Projektleiterin der 
Initiative "unternehmen selbst!beteili-
gen", Dresden 

Weiß, Dr. Adalbert: Leiter der Abteilung 
Universitäten im Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst, München 

Wilhelm, Dr. Paul: Vorsitzender des 
Hochschulausschusses des Bayeri-
schen Landtags 

Zehetmair, Hans: Bayerischer Staatsmi-
nister für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst, München 

I 

163 



164 

Impressum 

Der Kongress "Studienqualität-Studien-
finanzierung" wurde veranstaltet von der 
Bayerischen Rektorenkonferenz und 
ausgerichtet von der Technischen Uni-
versität München. 

Organisation: 
Rudolf A. Bauer 

Herausgeber: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. 
Wolfgang A. Herrmann 

Redaktion: 
Presse & Kommunikation 
80290 München 
lrmgard Grätsch 
Dieter Heinrichsen (verantw.) 
Tina Heun 
Sibylle Kettembeil 
Viola Klamroth 
Verena Saule 
Astrid Schaumlöffel 

Fotonachweis: 
Albert Scharger (S. 61 /62), 
Getty Images/Mark Scott (S. 156) 

Gestaltung: 
Bernd R. Maier, Konzept & Design 

Satz: 
Britta Eriskat, München 

Druck 
fsr Schottenheim GmbH, München 

Bei den Diskussionen und Gesprächs-
runden handelt es sich um die leicht 
überarbeitete Transskription von Ton-
bandmitschnitten 



Mit Unterstützung von: 

J.' ALTANA I BMW Group I CtL I Q·on I Energie I SHa.nfts Böckler I H.rti;;-stiftung -tf- 1 Stifterverband I nmtecH 
....... Cennum ru r tl ung für d!e !kutS<:ht \\h!M:-Mchaft 

Hochschulentwicklung 


